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VORWORT 

Die  schlechteste  Politik  ist  die  Vogel-Strauß-Politik.  Die  Revo- 
lution würde  am  9.  November  1918  trotz  unseres  militärischen  Zu- 
sammenbruchs wohl  nicht  triumphiert  haben,  wenn  die  Regierenden 
der  Gefahr  ins  Auge  gesehen  hätten,  in  der  sie  seit  unserer  Niederlage 
am  8.  August  schwebten.  In  Kiel  befanden  sich  3000  Seeoffiziere,  als 
am  5.  November  die  Meuterei  ausbrach.  Wenn  sich  diese  Dreitausend 
rechtzeitig  zusammengeschlossen  und  bewaffnet  hätten,  hätten  sie 
jeden  Aufruhr  unterdrücken  können. 

Die  Gefahr,  die  unserem  Lande  heute  droht,  ist  nicht  die  Gegen- 
revolution, also  die  gewaltsame  Wiederherstellung  der  alten  Ver- 
fassung, sondern  der  Staatsstreich  zur  Errichtung  einer  „nationalen" 
Diktatur. 

Die  Gefahr  ist  sehr  groß,  weil  der  Staatsstreich  den  Bürgerkrieg 
entfesseln  müßte,  der  wahrscheinlich  den  Untergang  Deutschlands 
zur  Folge  haben  würde.  Die  Heere  stehen  sich  ja  bereits  kampfbereit 
gegenüber.  Die  Gefahr  ist  auch  sehr  nahe,  trotz  aller  Ableugnungs- 
versuche  aus  den  Kreisen,  in  denen  der  Staatsstreich  vorbereitet  wird. 

Der  Zweck  dieser  Schrift  ist  es,  auf  diese  Gefahr  hinzuweisen. 

Die  Männer  und  Jünglinge,  welche  die  „nationale"  Diktatur  er- 
richten wollen,  fühlen  den  Beruf  in  sich,  das  deutsche  Volk  von  der 
Krankheit  des  Liberalismus,  des  Parlamentarismus  und  des  Sozia- 
lismus zu  heilen  nach  dem  Rezepte  des  Italieners  Mussolini. 

In  dieser  Schrift  soll  gezeigt  werden,  daß  Liberalismus,  Sozia- 
lismus und  Parlamentarismus  keine  Krankheiten  sind,  sondern  die 
normalen  und  unentbehrlichen  Lebensformen  des  modernen  Staates. 


Wer  heute  konservative  Politik  treiben  will,  muß  es  so  machen 
wie  der  englische  Premierminister  Baldwin  und  sein  Bestreben  da- 
rauf richten,  einen  friedlichen  Ausgleich  zwischen  den  Ansprüchen 
der  Besitzenden  und  denjenigen  der  Besitzlosen  herbeizuführen. 
Darin  besteht  das  A  und  O  der  modernen  Staatskunst. 

Dieser  Ausgleich  ist  aber  nur  unter  der  Demokratie  möglich,  weil 
die  Arbeiter  in  jeder  anderen  Staatsform  den  „Klassenstaat"  erblicken. 
Es  soll  auf  diesen  Blättern  dargetan  werden,  daß  die  Demokratie  eine 
Staatsform  ist,  in  der  auch  der  nationale  Gedanke  seine  volle  Kraft 
entfalten  kann. 

Leipzig,  Mitte  April  1926. 

Hermann  Martin. 
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DEMOKRATIE 


Fürst  Bülow  beklagt  in  seiner  Schrift  „Deutsche  Politik",  die  in  dem 
Sammelwerk  „Deutschland  unter  Wilhelm  II."  erschienen  ist,  daß 
wir  Deutschen  uns  nicht  damit  begnügen,  die  Parteipolitik  auf  eine 
gewisse  Anzahl  Forderungen  und  politische  Ansichten  festzulegen, 
sondern  ausderParteianschauungeineWeltanschau- 
ung  machen.  Ein  englischer  Freund  habe  ihm  einmal  gesagt,  in 
seinem  Heimatlande  hätten  die  Politiker  und  Parlamentarier  auch 
verschiedene  Ansichten  und  verträten  auch  verschiedene  Interessen, 
aber  sie  führten  nur  praktische  Erwägungen  und  sehr  selten  so  hohe 
Dinge  wie  Weltanschauung  ins  Treffen.  Fürst  Bülow  meint  in  seiner 
diplomatischen  Ausdrucksweise,  daß  diese  deutsche  Eigentümlichkeit 
auf  eine  irrige  Einschätzung  politischer  Begriffe  zurückzuführen  sei. 

Eine  Weltanschauung!  Hat  der  moderne  Deutsche  überhaupt 
eine  Weltanschauung?  Der  deutsche  Idealismus  mit  seinem  Bildungs- 
und Humanitätsideal,  also  die  Weltanschauung  der  großen  Dichter 
und  Philosophen  in  der  klassischen  Zeit  des  deutschen  Geisteslebens, 
ist  längst  verklungen,  die  Romantik  ist  längst  verduftet.  Philosophie 
und  Dichtung,  sogar  die  christliche  Religion  haben  längst  aufgehört, 
die  deutschen  Herzen  im  gleichen  Rhythmus  zu  bewegen.  Die  Frage 
nach  der  Weltanschauung  „Nun  sag',  wie  hast  du's  mit  der  Religion?" 
stellt  heute  kein  Gretchen  mehr  an  ihren  Liebhaber.  Wir  sind  mora- 
lisch indifferent  geworden,  in  religiösen  Dingen  neutral  bis  zur 
Gleichgültigkeit,  geistig  arm  —  und  sollten  aus  der  Parteianschauung 
eine  Weltanschauung  machen? 

Und  doch  hat  Fürst  Bülow  so  unrecht  nicht.  Unsere  Herzen 
erfüllt,  da  das  menschliche  Herz  ebensowenig  leer  sein  kann  wie  der 
Raum,  der  Patriotismus,  als  ob  er  eine  Weltanschauung  wäre.  „Du 
sollst  lieben  dein  Volk  und  dein  Land  von  ganzer  Seele,  von  ganzem 
Herzen  und  von  ganzem  Gemüte",  so  hat  einmal  der  nationale 
Geschichtsschreiber  Graf  Yorck  von  Wartenburg  geschrieben,  und 
unsere  Patrioten  haben  diesen  Worten  Flügel  verliehen.  In  England 
würden  sie  wie  eine  Blasphemie  empfunden  worden  sein.  Der  Patrio- 
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tismus  ist  die  einzige  Art  von  Idealismus,  die  wir  Deutschen  noch  be- 
sitzen, so  daß  es  zwischen  Vaterland  und  Gewissen  bei  uns  nicht 
leicht  einen  solchen  Konflikt  geben  wird,  wie  ihn  Romain  Rolland  in 
seinem  Stück  „Die  Zeit  wird  kommen"  geschildert  hat.  Wir  reden  hier 
von  der  Form  des  Patriotismus,  die  in  der  Machtentfaltung  die  höchste 
Aufgabe  des  Staates  erblickt  und  von  dem  Geisteszustand  der  Klasse, 
die  bis  zur  Revolution  die  herrschende  in  Deutschland  gewesen  ist. 
Wir  reden  von  der  deutschnationalen  „Parteianschauung". 

Nun  haben  wir  Deutschen  von  jeher  einander  mehr  gehaßt  als 
geliebt.  Wenn  Deutsche  Meinungsverschiedenheiten  haben,  so 
schlagen  sie  einen  gereizten  Ton  an,  und  wenn  verschiedene  „Ueber- 
zeugungen"  aufeinanderplatzen,  sprühen  die  Funken.  „Die  deutschen 
Gelehrten  glauben,"  hat  Goethe  einmal  zu  Eckermann  gesagt,  „daß 
sie  den  sogleich  hassen  müssen,  der  nicht  so  denkt  wie  sie".  Die  Un- 
gelehrten sind  in  dieser  Beziehung  aber  nicht  besser  als  die  Gelehrten. 
Eine  Denunziation  seiner  Feinde  wegen  Atheismus  hat  Fichte  aus 
Jena  vertrieben.  Als  sich  Eckermann  am  14.  März  1830  erlaubt  hatte, 
Goethe  an  die  Nachrede  der  Patrioten  zu  erinnern,  daß  er  in  den  Frei- 
heitskriegen nicht  zu  den  Waffen  gegriffen  und  keine  Kriegslieder 
gedichtet  hätte,  erwiderte  der  Meister: 

„Es  versteckt  sich  hinter  jenem  Gerede  mehr  böser  Wille  gegen 
mich  als  Sie  wissen.  Ich  fühle  darin  eine  neue  Form  des  alten  Hasses, 
mit  dem  man  mich  seit  Jahren  verfolgt  und  mir  im  stillen  beizu- 
kommen  versucht.  Ich  weiß  recht  gut,  ich  bin  vielen  ein  Dorn  im 
Auge,  sie  wären  mich  alle  recht  gerne  los;  und  da  man  nun  an 
meinem  Talent  nicht  rühren  kann,  so  will  man  an  meinen  Charakter. 
Bald  soll  ich  stolz  sein,  bald  egoistisch,  bald  voller  Neid  gegen  junge 
Talente,  bald  in  Sinnenlust  versunken,  bald  ohne  Christentum  und 
nun  endlich  gar  ohne  Liebe  zu  meinem  Vaterlande  und  meinen  lieben 
Deutschen.  Sie  kennen  mich  nun  seit  Jahren  hinlänglich  und  fühlen, 
was  an  allem  dem  Gerede  ist  .  .  .  ein  deutscher  Schriftsteller  —  ein 
deutscher  Märtyrer!" 

„Und  nun  gar  in  politischen  Dingen!  Was  ich  da  für  Not  und 
was  ich  da  zu  leiden  gehabt,  mag  ich  gar  nicht  sagen"  (Goethe  am 
4.  Januar  1824.)  Die  Patrioten  haben  auch  noch  manchem  anderen 
guten  Deutschen  das  Leben  schwer  gemacht.  Fürst  Philipp  zu 
Eulenburg  erzählt  in  seinen  Erinnerungen  „Aus  50  Jahren",  wie  sehr 
in  den  preußischen  Adels-  und  Offizierskreisen  in  der  Mitte  des 
vorigen  Jahrhunderts  über  die  drei  Auerswalds  wegen  ihrer  liberalen 
Gesinnung  geschimpft  wurde,  obgleich  sie  zum  preußischen  Uradel 
gehörten  und  mit  den  ersten  Familien  des  Landes  nahe  verwandt 
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und  verschwägert  waren.  „Der  dritte,  Alfred,  war  der  demokra- 
tischste dieser  hochbegabten,  liberalen  Leute,  die  natürlich  von  dem 
ostpreußischen  höheren  Adel  gehaßt  wurden  .  .  .  Wenn  sein  Name 
genannt  wurde,  stießen  seine  ostpreußischen  Standesgenossen 
Schimpfworte  aus,  unter  denen  das  Wort  „Aaskreet"  noch  milde 
genannt  werden  kann."  Den  zweiten  Bruder,  den  Minister,  nannten 
dieselben  Kreise  nur  den  „Schwienehund".  In  dieser  Zeit  der  fünf- 
ziger Jahre  bildete  sich,  wie  Eulenburg  an  einer  anderen  Stelle  be- 
richtet, auch  der  schroffe  Gegensatz  der  Berliner  ersten  Gesellschaft  zu 
der  Königin  Augusta,  damals  noch  Prinzessin  Wilhelm,  und  ihrem 
Anhang  aus.  Ihre  liberale  Gesinnung  hielt  man  zuerst  „für  eine 
Art  Uebergang  von  Albernheit  und  Wichtigtuerei  zur  Verrücktheit, 
wenn  nicht  zur  Dummheit".  Aus  demselben  Grunde  zog  sich  ihr 
Sohn  die  Ungnade  des  preußischen  Adels-  und  Offizierkorps,  ja  des 
ganzen  konservativen  Preußen  zu. 

Kaiser  Friedrich  ist  ein  Märtyrer  seiner  freiheitlichen  Gesinnung 
gewesen.  Man  erstaunt  in  der  Tat  heute  noch,  wenn  man  aus  seinem 
Kriegstagebuch  erfährt,  daß  das  Leibblatt  des  preußischen  Kron- 
prinzen die  freisinnigste  der  „freisinnigen"  Zeitungen,  die  Berliner 
„Volkszeitung"  gewesen  ist.  Der  hohe  Herr  bemerkt  z.  B.  am 
21.  November  1870  (Ort  der  Handlung:  Hauptquartier  von  Versailles): 
„Wir  bleiben  doch  am  königlich-preußischen  grünen  Tisch  ewig  die 
unverbesserlichen  Kannegießer.  Im  Gegensatz  zu  solchen  Erfahrun- 
gen (in  der  Frage  von  Kaiser  und  Reich  mit  dem  preußischen  Kriegs- 
minister) erfrischt  mich  jetzt  ordentlich  die  Sprache  der  „Volks- 
zeitung", welche  den  Nagel  immer  auf  den  Kopf  trifft".  Der  Heraus- 
geber sagt  dazu  in  einer  Anmerkung:  „Die  also  gelobte  wurde  kurz 
darauf  (26.  November)  in  den  Berliner  Lazaretten  verboten  und  am 
7.  Dezember  durch  Roon  auch  in  Versailles".  Auf  demselben  Tage- 
buchblatt spricht  der  Kronprinz  von  Preußen  auch  sein  Bedauern  dar- 
über aus,  daß  wir  uns  trotz  des  glücklichen  Abschlusses  der  deut- 
schen Frage  „noch  weit  ab  vom  Wege  einer  echten,  d.h.  freisinnig- 
deutschen Politik  befinden".  Diese  Klage  kehrt  oft  wieder.  Am 
9.  Januar  1871  z.  B.  schreibt  er:  „In  der  Heimat  nährt  man 
Friedenshoffnungen  und  beschäftigt  sich  mit  der  Frage,  was  der 
Friede  wohl  für  die  Entwicklung  unseres  inneren  Staatslebens  bringen 
wird.  Ein  Artikel  der  „Volkszeitung"  vom  4.  Januar  gibt  die  richtige 
Antwort,  indem  er  eine  Reaktion  befürchtet,  schließt  aber  mit  der 
stillen  Zuversicht,  daß  noch  nie  ein  wirklicher  Rückschritt  durch- 
geführt worden  ist,  so  oft  eine  ganze  Nation  mit  an  der  Bewegung 
teilgenommen  hatte.     Auf  eine  solche  Zuversicht    baue    auch    ich 
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meine  Hoffnungen  für  die  Zeiten,  die  mir  vorbehalten  sein  dürften 
und  deren  Forderungen  ich  gerecht  werden  will".  Nachdem  die 
Friedenspräliminarien  unterzeichnet  worden  waren,  machte  er 
(26.  Februar)  seinem  patriotischen  Herzen  in  den  Worten  Luft: 
„Möchten  nun  aber  auch  ebenso  große  friedliche  Erfolge  auf  dem 
Gebiete  der  inneren  freisinnigen  Reformen  denjenigen  der  Schlacht- 
felder sich  anreihen  und  wir  vor  reaktionären  Rückschlägen,  wie  sie 
nach  den  Freiheitskriegen  uns  heimsuchten,  bewahrt  bleiben". 

Einmal  beklagt  sich  der  Kronprinz  auch  darüber,  daß  die  ihm 
feindlichen  Kreise  in  Berlin  dafür  Sorge  trügen,  daß  sein  Name  in  den 
Zeitungen  möglichst  selten  genannt  werde.  Liest  man  die  Er- 
innerungen Robert  Dohme's  an  Kaiser  Friedrich  („Deutsche  Revue", 
Januar — April  1922),  so  wird  man  durch  die  Rücksichtslosigkeit 
empört,  mit  der  die  Fronde  den  sterbenden  Kaiser  behandelt  hat.  Sie 
atmeten  auf,  als  der  edle  Dulder  ausgelitten  hatte.  „Wenn  der  Kaiser 
Friedrich  auch  nur  sechs  Monate  regiert  hätte,  würde  das  preußische 
Offizierkorps  revoltiert  haben" ,  so  äußerte  damals  ein  preußischer 
Gardeoffizier,  und  sein  eigener  Sohn,  Kaiser  Wilhelm  IL,  hat  einmal 
zu  seiner  Mutter  gesagt,  daß  es  besser  gewesen  wäre,  wenn  der  Vater 
bei  Wörth  gefallen  wäre.  In  den  Kreisen  des  preußischen  Adels-  und 
Offizierkorps  galt  es  in  den  siebziger  und  achtziger  Jahren  eben  noch 
für  eine  Schande,  freisinnig  zu  sein.  Und  wenn  ein  Deutschnationaler 
einen  freisinnigen  Vater  gehabt  hat,  darf  man  ihn  heute  noch  nicht 
an  diese  Tatsache  erinnern. 

In  der  Tat  kann  es  (trotz  Bismarcks  „Gedanken  und  Er- 
innerungen" II,  S.  309)  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  Kaiser 
Friedrich  entschlossen  war,  in  Deutschland  das  parlamentarische 
System  einzuführen,  nach  dem  Vorbilde  Englands,  dessen  Ein- 
richtungen und  Gebräuche  er  hochschätzte.  Weil  er  Wachs  in  den 
Händen  seiner  Frau  war,  so  sagen  seine  Feinde.  Es  könnte  aber  doch 
auch  sein,  daß  er  sich  mit  eigenen  Augen  davon  überzeugt  hatte, 
wie  glänzend  die  englische  Staatsmaschine  funktionierte,  und  daß  er 
aus  diesem  Grunde  zu  der  Meinung  gelangt  war,  daß  es  für  die  Er- 
haltung der  Dynastie  kein  besseres  Mittel  gäbe,  als  wenn  man  sie  von 
der  Verantwortung  für  die  Regierung  entlaste.  Der  Kronprinz  hat 
ja  auch  so  oft,  wenn  er  eine  preußische  Stadt  besuchte,  den  schönen 
Vers  hören  dürfen: 

„Liebe  des  Vaterlands, 

Liebe  des  fr  ei  en  Manns 

Gründen  den  Herrscherthron 

Wie  Fels  im  Meer." 
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aus  dem  Tagebuch  ergibt  sich  auch,  daß  es  der  innigste  Wunsch 
des  künftigen  deutschen  Kaisers  gewesen  ist,  ein  enges  Einvernehmen 
zwischen  Deutschland  und  England  herzustellen.  Das  deutsche  Heer 
und  die  englische  Flotte  sollten  der  Welt  und  dem  eigenen  Volke  den 
Frieden  garantieren.  Kaiser  Friedrich  verabscheute  den  Krieg,  wie 
uns  das  Tagebuch  ebenfalls  verrät.  Dieser  deutsche  Kaiser  war  also 
mit  den  Hauptmängeln  behaftet,  die  von  den  Deutschnationalen  heute 
an  den  Demokraten  gerügt  werden;  er  war  Freisinniger,  Unitarier  und 
Pazifist.  Daß  seine  Regierung  ein  Unglück  für  Deutschland  ge- 
wesen wäre,  wird  heute  nach  unserm  Zusammenbruch  niemand  mehr 
zu  behaupten  wagen. 

Konservativ  und  fromm  sein  war  in  den  Äugen  der  preußischen 
Junker  und  ihrer  Bewunderer  ein  und  dasselbe.  Sie  waren  davon 
überzeugt,  daß  sie  mit  dem  Kampf  gegen  den  Liberalismus  ein  Gott 
wohlgefälliges  Werk  verrichteten.  So  schrieb  auch  Philipp  Euienburg 
an  seinen  Freund  Holstein  unter  dem  13.  Januar  1897.  „Diese  Essenz 
moderner  Empfindung  zu  bekämpfen,  fühlt  sich  der  preußische 
Junker  innerlich  und  vor  Gott  für  berechtigt.  Sein  Kampf  ist  ihm 
eine  Pflicht  geworden  —  und  darum  ist  er  so  gefährlich."  („Aus  dem 
Leben  des  Fürsten",  von  Haller,  S.  211).  Wie  wenig  hatten  sich  die 
Zeiten  und  Menschen  verändert  seit  jenen  Tagen,  in  denen  der  alte 
Rittergutsbesitzer  und  Rittmeister  a.  D.  in  seiner  Patronatsloge,  wenn 
die  Gemeinde  das  Lied  anstimmte:  „Es  lobe  dich  die  ganze  Christen- 
heit auf  Erd",  mit  Stentorstimme  zu  variieren  pflegte:  „Es  lobe  dich 
die  ganze  Christenheit  zu  Pferd". 

Eines  aber  muß  man  diesen  Leuten  nachrühmen,  sie  machten 
keine  Ausnahme.  Ob  königliche  Prinzessin  oder  königlicher  Prinz 
oder  sterbenden  Kaiser,  ob  Gelehrter  von  Weltruf,  wie  die  Humboldts, 
Virchow,  Mommsen,  oder  Uradel:  wer  liberal  war,  gehörte  nicht  zu 
ihnen,  war  nicht  „g  u  t  g  e  s  i  n  n  t".  „Wenn  ich  so  unter  den  preu- 
ßischen Exzellenzen  sitze,  so  wird  mir  der  Gegensatz  zwischen  Nord- 
deutschland und  Süddeutschland  recht  klar.  Der  süddeutsche 
Liberalismus  kommt  gegen  die  Junker  nicht  auf,  sie  sind  zu  zahlreich, 
zu  mächtig  und  haben  das  Königtum  und  die  Armee  auf  ihrer  Seite  . . . 
Alle  diese  Herren  pfeifen  auf  das  Reich  und  würden  es  lieber  heute 
als  morgen  aufgeben."  Es  ist  der  Fürst  Chlodwig  zu  Hohenlohe- 
Schillingsfürst,  der  dritte  Reichskanzler,  der  seinem  Journale  noch 
am  15.  Dezember  1898  diese  kompromittierende  Beobachtung  an- 
vertraut hat.  Selbst  Bismarck  ist  von  dem  Haß  der  Junker  nicht 
verschont  geblieben.  Sein  bester  Freund  —  war  es  Moritz  von 
Blankenburg  oder  Kleist-Retzow?  —  soll  sämtliche  Briefe,  die  er  von 
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Bismarck  empfangen  hatte,  zerrissen  haben,  als  er  die  Ueberzeugung 
gewann,  daß  der  Freund  dem  konservativen  Prinzip  untreu  geworden 
war.  Bismarck  berichtet  selbst  („Gedanken  und  Erinnerungen"  II, 
S.  158),  daß  die  Konservativen  rohe  und  unwürdige  Angriffe  gegen 
seine  persönliche  Ehrenhaftigkeit  gerichtet  hätten,  weil  er  die 
Nationaliiberalen  begünstigte.  Ist  es  Caprivi  besser  ergangen? 
Oder  gar  dem  Reichskanzler  von  Bethmann  Hollweg? 

Heute  nennen  sich  unsere  Konservativen  Deutschnationale.  Und 
noch  ein  anderer  Unterschied  fällt  in  die  Augen:  die  fine  fleur  des 
preußischen  Konservativismus  hat  ihren  Duft  verloren,  die  blaue 
Blume  Aristokratie  ist  verwelkt,  und  für  ihre  politische  Anschauung 
suchen  die  modernen  Konservativen  die  Rechtfertigung  längst  nicht 
mehr  in  dem  Willen  Gottes.  Trotzdem  ist  man  immer  intoleranter 
geworden.  In  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  verkehrten 
Fürst  und  Fürstin  Radziwill  noch  freundschaftlich  bei  Mendelssohns, 
wie  sie  ja  auch  im  Salon  der  Rahel  ein-  und  ausgegangen  waren.  In 
seinen  „Gedanken  und  Erinnerungen"  erzählt  Fürst  Bismarck,  daß 
ihn  von  den  Burschenschaften  „die  Extravaganz  ihrer  politischen 
Auffassung"  abgeschreckt  habe.  Ist  die  Volkstümelei  der  modernen 
Burschenschaften  nicht  ebenso  unbismarckisch  wie  die  Deutsch- 
tümelei der  alten?  Heute  nimmt  keine  Burschenschaft  einen  Fuchs 
auf,  der  nicht  auf  „völkischem"  Boden  steht.  Die  Korps  fragen  zwar 
nicht  nach  der  politischen  Gesinnung,  aber  es  versteht  sich  in  ihren 
Reihen  ganz  von  selbst,  daß  man  „gutgesinnt"  ist.  Der  Nationalver- 
band deutscher  Offiziere  hat  im  Frühjahr  1924  sämtliche  Freimaurer 
mit  der  Begründung  aus  seinen  Reihen  ausgeschlossen,  daß  die  Logen 
international  und  nicht  vaterländisch  gesinnt  seien.  Wissen  diese 
Leute  nicht,  daß  Kaiser  Wilhelm  I.  Freimaurer  gewesen  ist  und  Fürst 
Blücher  ebenfalls?  In  Bayern  aber  hat  im  Sommer  1923  eine  junge 
Dame  vor  einem  Herrn  ausgespuckt,  weil  sie  ihn  für  den  Präsidenten 
des  Staatsgerichtshofes  zum  Schutze  der  Republik  gehalten  hat. 

Wie  sich  die  Frommen  und  besonders  Erleuchteten,  die  Staretze 
und  Raskolniki,  in  Sekten  zusammenschließen,  wenn  sie  zu  der  Ueber- 
zeugung gelangt  sind,  daß  der  Kirche  der  rechte  Glaube  abhanden 
gekommen  ist,  so  haben  heute  Millionen  deutscher  Männer  und  Jüng- 
linge patriotische  Gemeinschaften  gegründet,  weil  sie  in  dem  Wahne 
befangen  sind,  daß  der  Menge  ihrer  Landsleute  die  rechte  nationale 
Gesinnung  fehlt.  Es  blühen  die  vaterländischen  Verbände. 
Der  Fascismus  unterscheidet  ja  auch  zwischen  Nation,  die  er  selbst 
darstellt,  und  „Antination".  Aber  derselbe  Geist,  der  die  Verbände 
zusammengeführt  hat,  muß  sie  auch  wieder  entzweien.    Der  Hoch- 
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meister  des  jungdeutschen  Ordens  hat  sich  veranlaßt  gesehen,  unter 
dem  30.  September  1925  gegen  die  Anzweiflung  der  nationalen  Ge- 
sinnung seines  Ordens  durch  den  Bruderverein  Verwahrung  einzu- 
legen. Der  Vorstand  des  Stahlhelm  aber  will  dem  Orden  die  ge- 
wünschte Ehrenerklärung  nur  dann  abgeben,  wenn  er  vor  aller 
Oeffentlichkeit  erklärt,  daß  er  mit  dem  Reichsbanner  Schwarz-rot-gold 
wegen  seiner  unnationalen  Haltung  nichts  zu  tun  haben  wolle.  Dabei 
gehören  dem  Reichsbanner,  beiläufig  gesagt,  zwei  Millionen  ehemaliger 
Frontsoldaten  an.  Eine  neue  Auflage  des  leidigen  deutschen  Streites 
um  die  wahre  nationale  Gesinnung,  ein  neuer  Fall  der  deutschen 
Unduldsamkeit. 

Haben  Fichte  und  Goethe  Gleiches  mit  Gleichem  vergolten  und 
ihren  Feinden  auch  ihrerseits  die  gute  Gesinnung  abgesprochen? 
Haben  die  drei  Auerswalds  in  Zweifel  gezogen,  daß  ihre  konservativen 
Standesgenossen  gute  preußische  Patrioten  waren?  Hat  nicht  Beth- 
mann  Hollweg  wiederholt  anerkannt,  daß  seine  Gegner  von  echter 
Vaterlandsliebe  beseelt  seien?  Zweifelt  der  „Jungdo"  die  nationale 
Gesinnung  des  Stahlhelm  an?  Intolerant  ist  nur,  wer  sich  vermißt, 
im  Besitze  des  echten  Ringes  zu  sein  —  und  der  Liebe  nicht  hat. 
Hat  jemals  der  Ketzer  den  Rechtgläubigen,  der  Heterodoxe  den 
Orthodoxen  verfolgt  und  wegen  seines  Glaubens  für  einen  schlechten 
Kerl  gehalten?  Es  ist  die  alte  Geschichte  von  den  Pharisäern  und  den 
Galliläern,  die  sich  immer  wiederholt,  und  unter  keinem  Volke 
häufiger  als  unter  dem  deutschen.  Die  Unduldsamkeit  ist 
der  Schatten  der  Rechtgläubigkeit.  Der  rechte  Glaube 
ist  meistens  der  hergebrachte,  der  Glaube  der  Väter,  der  falsche 
Glaube  der  neue,  der  Glaube  der  Söhne  oder  Töchter.  Kaiser 
Wilhelm  und  Kronprinz  Friedrich  Wilhelm!  Wer  ihm  anhängt,  ist  dem 
rechten  Glauben  untreu  geworden,  ein  Abtrünniger,  ein  Rebell,  ein 
Ketzer,  ein  Sünder.  Von  den  Leiden  einer  solchen  Ausgestoßenen  ent- 
wirft Malvida  von  Maysenbug  in  ihrem  Buche  „Memoiren  einer 
Idealistin"  ein  ergreifendes  Bild.  Ihre  Mutter  und  Geschwister  freilich 
mögen  mit  dem  athenischen  Jüngling  geseufzt  haben: 
„Keimt  ein  Glaube  neu, 
Wird  oft  Lieb  und  Treu 
Wie  ein  böses  Unkraut  ausgerauft." 
Daß  Malvida  aber  ihre  Mutter  und  ihre  Geschwister  weniger  geliebt 
hätte,  weil  sie  nicht  auch  Sozialisten  geworden  waren,  ergibt  sich 
nicht  aus  den  Memoiren  dieser  Idealistin. 

In  der  spanischen  Inquisition  haben  wir  das  erschütterndste  Bei- 
spiel der  Ketzerverfolgung  vor  Augen.    Den  Rekord  hat  aber  wohl 
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jener  Neger  aufgestellt,  der  nach  einem  Berichte  des  Corriere  della 
Sera  vom  18.  Januar  1926  hundert  Neger  des  Missionskreises  der  Sa- 
lesianer  in  Lakefurd  im  belgischen  Kongo  umgebracht  hat,  weil  sie 
sich  nicht  von  ihm  taufen  lassen  wollten.  Der  Wahnsinnige  war  näm- 
lich Wiedertäufer.  Die  Hundert  waren  natürlich  nicht  auf  den  Ge- 
danken gekommen,  ihrem  eifernden  Bruder  deshalb  etwas  zuleide  zu 
tun,  weil  er  Wiedertäufer  war.  So  geht  es  auch  im  politischen  Leben. 
Dem  Demokraten  fällt  es  nicht  ein,  dem  Deutschnationalen  die 
nationale  Gesinnung  abzusprechen. 

„In  der  Politik  wie  auf  dem  Gebiete  des  religiösen  Glaubens  kann 
der  Konservative  dem  Liberalen,  der  Royalist  dem  Republikaner,  der 
Gläubige  dem  Ungläubigen  niemals  ein  anderes  Argument  entgegen- 
halten, als  das  in  tausend  Variationen  der  Beredsamkeit  breitge- 
tretene Thema:  Meine  politischen  Ueberzeugungen  sind  richtig  und  die 
deinigen  sind  falsch;  mein  Glaube  ist  Gott  wohlgefällig,  dein  Unglaube 
führt  zur  Verdammnis.  Es  ist  daher  erklärlich,  daß  aus  kirchlichen 
Meinungsverschiedenheiten  Religionskriege  entstehen  und  durch  po- 
litische Parteikämpfe,  solange  nicht  ihre  Erledigung  durch  Bürger- 
kriege stattfindet,  doch  ein  Umsturz  der  Schranken  herbeigeführt 
wird,  die  durch  Anstand  und  Ehrgefühl  wohlerzogener  Leute  im 
äußerpolitischen  Lebensverkehr  aufrecht  erhalten  werden."  So  sagt 
Bismarck  in  seinen  „Gedanken  und  Erinnerungen".  Einen  solchen 
Umsturz  dieser  Schranken  erleben  wir  jetzt.  Die  Deutschnationalen 
haben  ja  schon  durch  die  Wahl  ihres  Namens  zum  Ausdruck  gebracht, 
daß  sie  die  alleinseligmachende  Gemeinde  der  Patrioten  sind  und  sein 
wollen:  Deutschnationale  Volkspartei.    Höher  gings  nimmer! 

Aber  hat  sich  der  große  Staatsmann,  von  dem  jene  Worte 
stammen,  nicht  selbst  über  seine  politischen  Gegner  fortgesetzt  ent- 
rüstet? Als  der  nachmalige  Führer  der  Liberalen  Vereinigung,  Barth, 
dem  Fürsten  Bismarck  zum  erstenmal  unter  die  Äugen  trat,  herrschte 
ihn  dieser  mit  durchbohrendem  Blicke  an:  „Sie  machen  meiner  Politik 
Opposition!"  Aber  als  ihm  einer  seiner  Verehrer  „petzte",  daß  Lasker 
gesagt  habe,  er  wolle  mit  ihm  nichts  mehr  zu  tun  haben,  weil  er  ihn 
zweimal  nachweisbar  belogen  habe,  lachte  der  alte  Fürst,  so  daß  ihm 
die  Tränen  in  die  Äugen  traten  und  sagte,  gewiß  zur  größten  Ueber- 
raschung  der  Tischgesellschaft:  „Nein,  nein,  auf  Lasker  lasse  ich  nichts 
kommen,  er  ist  ein  ausgezeichneter  Mensch,  nur  von  Politik  versteht 
er  gar  nichts."  Die  Entrüstung,  die  Bismarck  über  seine  politischen 
Gegner  empfand,  war  eben  keine  moralische.  Er  haßte  alle  seine  Feinde, 
ob  sie  Kaiserin  Äugusta,  Kaiserin  Friedrich,  Schleinitz,  Windthorst 
oder  Eugen  Richter  hießen.   Dadurch  unterscheidet  sich  ja  gerade  der 
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große  Staatsmann  von  dem  kleinen,  daß  er  über  den  Parteien  steht 
und  die  Politik  nicht  mit  dem  Herzen,  sondern  mit 
dem  Kopfe  macht.  Eine  Wahrheit,  die  der  gemütvolle  Deutsche 
so  schwer  zu  fassen  vermag. 

In  den  „Gedanken  und  Erinnerungen"  trägt  ein  Kapitel  von 
zwanzig  Seiten  die  Ueberschrift:  „Bruch  mit  den  Konservativen". 
Zwischen  den  Zeilen  zittert  noch  die  Erbitterung  nach,  mit  der  der 
Abfall  seiner  Freunde  Bismarcks  Seele  erfüllt  hatte.  „Kulturkampf" 
ist  ein  anderes  Kapitel  überschrieben.  Als  Bismarck  das  allgemeine 
gleiche  Reichstagswahlrecht  „in  die  Pfanne  warf",  hat  er  zweifellos 
noch  unter  dem  Einfluß  der  Ideen  gestanden,  die  ihm  Ferdinand 
Lassalle  entwickelt  hatte.  Hat  doch  Lassalle  im  Jahre  1864  in  einer 
öffentlichen  Rede  gesagt:  „Und  so  verkündige  ich  Ihnen  an  diesem 
feierlichen  Orte:  es  wird  vielleicht  kein  Jahr  mehr  vergehen  und  Herr 
von  Bismarck  hat  die  Rolle  R.  Peels  gespielt  und  das  allgemeine  und 
direkte  Wahlrecht  oktroyiert".  Daß  er  mit  Lassalle  über  das  allge- 
meine Wahlrecht  gesprochen  hat,  hat  Bismarck  übrigens  in  einer 
Reichstagsrede  am  17.  September  1878  selbst  eingeräumt.  Bei  dieser 
Gelegenheit  bezeichnete  er  Lassalle  als  einen  der  geistreichsten  und 
liebenswürdigsten  Menschen,  mit  denen  er  je  verkehrt  hätte.  „Ich 
würde  mich  gefreut  haben,  einen  ähnlichen  Mann  von  dieser  Be- 
gabung und  geistreichen  Natur  als  Gutsnachbarn  zu  haben."  Wenn 
jemand  keine  politische  Weltanschauung  gehabt  hat  und  kein  Ge- 
sinnungsriecher gewesen  ist,  auch  kein  Antisemit,  so  Bismarck,  der- 
selbe Mann,  den  heute  die  Deutschnationalen  (auch  die  Deutsch- 
völkischen?) als  ihren  Schutzheiligen  verehren.  Was  Fürst  Bülow 
eine  irrige  Einschätzung  der  Begriffe  nennt,  ist  die  Wahnvorstellung 
der  Konservativen,  als  ob  die  Liberalen  und  erst  recht  die  Demokraten 
durch  eine  Welt  von  ihnen  getrennt  seien:  die  Gesinnungsschnüffelei 
des  deutschen  Philisters,  die  schon  so  viel  Bitterkeit  erzeugt  hat. 
Ein  amerikanischer  Denker  hat  einmal  gesagt,  der  Unterschied 
zwischen  einem  Konservativen  und  einem  Liberalen  bestehe  eigent- 
lich nur  darin,  daß  jener  mehr  für  die  Ordnung  und  dieser  mehr  für  die 
Freiheit  sei.  Ein  allzu  nüchternes  Urteil.  Und  doch  steckt  in  ihm 
mehr  Wahrheit  als  in  dem  aufgeregten  Patriotismus  unserer  deutsch- 
nationalen Landsleute,  die  es  heute  noch  so  machen  wie  jene  ostpreu- 
ßischen Adligen  und  die  Gesinnung  von  Leuten,  die  ihnen  sonst 
nahestehen,  verdächtigen  und  am  liebsten  den  gesellschaftlichen 
Boykott  über  sie  verhängen,  bloß  weil  sie  —  mehr  für  die  Freiheit 
sind.    Aaskreet  und  Schwienehund! 

Nach  einem  Artikel  der  Kreuzzeitung  vom  24.  Oktober  1925  ist  es 
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selbstverständlich,  daß  alle  nationalen  Kreise  den  Vertrag  von  Lo- 
carno  mißbilligen,  und  in  der  Resolution  der  konservativen  Partei  (des 
rechten  Flügels  der  Deutschnationalen)  vom  7.  November  1925  heißt 
es  „sie  erachten  die  Ablehnung  des  Vertrages  von  Locarno  aus 
Gründen  der  Verantwortung  und  der  Ehre  für  jeden  Nationalgesinnten 
als  selbstverständlich'".  Nun  hatte  dieser  Vertrag  aber  bereits  am 
19.  und  22.  Okiober  die  einmütige  Billigung  des  Kabinetts  gefunden 
einschließlich  seiner  deutschnationalcn  Mitglieder  Schiele,  Neuhaus, 
von  Schlieben  und  des  Landwirtschaftsministers  Graf  von  Canitz. 
Selbst  der  Reichspräsident  von  Hindenburg  hatte  seine  Zustimmung 
erteilt.  Gehören  diese  Fünf  nicht  zu  den  nationalen  Kreisen,  haben 
sie  kein  Verständnis  für  nationale  Ehre?  Daß  die  deutschnationale 
Partei  das  Werk  von  Locarno  verleugnen  und  ihre  Führer,  die 
an  diesem  Werke  teilgenommen  hatten,  im  Stich  lassen  würde,  war 
selbstverständlich;  denn  die  Politik  von  Locarno  atmet  einen  andern 
als  den  „deutschnationalen'*  Geist.  Daß  diejenigen,  die  nicht  nach  Lo- 
carno gehen  wollten,  aber  den  eigenen  Parteigenossen,  die  hinge- 
gangen sind,  die  nationale  Gesinnung  absprechen,  ist  nicht  selbstver- 
ständlich, sondern,  um  mit  Bismarck  zu  reden,  ein  Umsturz  der 
Schranken,  die  wohlerzogene  Leute  im  außerpolitischen  Lebensver- 
kehr aufrecht  zu  erhalten  pflegen,  weil  es  Anstand  und  Ehrgefühl  so 
verlangen. 
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DAS  RESSENTIMENT 

Vor  hundert  Jahren  gab  es  in  Deutschland  noch  35  Höfe.  Da  die 
Fürsten,  die  großen  sowohl  wie  die  kleinen,  unumschränkte  Herren 
ihrer  Untertanen  waren,  war  es  ein  gewaltiger  Vorzug,  zum  Hofe  zu 
gehören.  Wer  nicht  zur  Hofgesellschaft  gehörte,  also  nicht  adlig  war, 
gehörte  überhaupt  nicht  zur  Gesellschaft.  Leibniz,  Goethe,  Schiller 
mußten  geadelt  werden,  um  einen  gesellschaftlichen  Rang  zu  erhalten 
und  bei  Hofe  verkehren  zu  können.  „Um  so  gieriger  war  das  Drängen 
der  anderen,  in  diese  exklusive  Gesellschaft  hineinzukommen,  daher 
jenes  Streben  nach  dem  Hofe,  nach  dem  Adel  ....  alle  Welt  wollte 
nun  etwas  scheinen;  das  Hauptmittel,  um  hinaufzukommen,  war  die 
Servilität  gegenüber  Fürst  und  Adel.  Vor  großen  Herren  erstarb 
man  in  Demut.  .  .  Weiter  suchte  man  seine  Reputation  zu  steigern 
durch  Betonung  des  eigenen  Standes  nach  unten  hin.  Der  Gelehrte 
schloß  sich  vom  Ungelehrten,  der  Beamte  vom  Bürger,  der  Kaufmann 
vom  Handwerker  ab."  (Steinhausen,  Geschichte  der  deutschen  Kultur.) 

So  sah  es  in  Deutschland  aus,  als  der  Urgroßvater  die  Urgroß- 
mutter nahm.  Als  wir  ein  Reich  geworden  waren  und  reich  zugleich, 
verblaßte  zwar  der  Glanz  der  Hofgesellschaft  und  die  großbürgerliche 
Gesellschaft  tat  sich  auf.  Aber  auch  sie  haschte  nach  der  Gunst  des 
Hofes,  nach  Orden  und  Titel,  um  etwas  zu  bedeuten.  „Wie  leicht  hätte 
ich  es  gehabt",  hat  gelegentlich  der  alte  Fürst  und  Statthalter  Chlodwig 
zu  Hohenlohe  zu  seinem  Sohne  gesagt,  „wenn  ich  unseren  Hausorden 
noch  hätte  verteilen  dürfen".  Und  Fürst  Bismarck  hat  diese  Schwäche 
seiner  Landsleute  einmal  ungefähr  mit  folgenden  Worten  gegeißelt: 
Die  Deutschen  sind  eine  Unteroffiziersnation,  denen  die  Tressen  die 
Hauptsache  sind. 

Die  gesellschaftliche  Spitze  war  in  der  Vorkriegszeit  in  jeder 
preußischen  Provinz  der  kommandierende  General  und  in  jedem 
preußischen  Kreise  der  Landrat.     Wehe  dem  Gastgeber,  der  seine 
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Gäste  nicht  nach  ihrem  Hofrange  setzte!  Jede  bessere  Tafel  hatte  ein 
„oben"  und  ein  „unten".  Die  regierenden  Kreise  vergalten  der  Ge- 
sellschaft ihre  Devotion  dadurch,  daß  sie  die  Offiziersstellen  in  den  be- 
vorzugten Regimentern  und  die  Beamtenstellen  in  der  Regierung  für 
die  Söhne  aus  „guten"  Familien  reservierten.  Die  anderen  konnten 
Leutnant  bei  einem  Infanterieregiment  mit  hoher  Nummer  werden 
oder  Richter.  An  Unzuträglichkeiten  hat  es  infolgedessen  nicht  ge- 
fehlt. Der  Oberbürgermeister  fühlte  sich  zurückgesetzt,  wenn  er  einen 
schlechteren  Platz  bei  Tisch  bekam  als  der  Oberst  und  der  Land- 
gerichtspräsident ärgerte  sich,  wenn  der  Landrat  noch  schnell  vor  ihm 
zur  Türe  hineinschlüpfte,  um  den  Vortriit  zu  haben.  Aber  im  allge- 
meinen waren  diejenigen,  die  es  anging,  mit  der  Stufenleiter,  die  sich 
die  Gesellschaft  vom  Staate  geliehen  hatte,  zufrieden;  es  hatte  doch 
jedermann  seinen  Stand,  und  den  Rang  bestimmte  der.  der  selbst  auf 
der  obersten  Stufe  stand,  der  König.  Am  zufriedensten  waren 
natürlich  die  Bevorzugten. 

Durch  die  Revolution  brach  mit  einem  Male  nicht  nur  der  Staat, 
sondern  auch  die  gesellschaftliche  Hierarchie  zusammen.  Die  Welt 
ist  entgöttert.  Die  gesellschaftliche  Umwälzung  ist  für  viele  noch 
schmerzlicher  als  die  politische.  Soll  es  wirklich  keinen  Hofrang 
mehr  geben,  keine  Orden,  keine  Titel,  keine  Standespersonen?  Soli 
ein  Mann  aus  dem  Volk,  der  als  Student  vielleicht  einem  Turn-  oder 
Gesangverein  angehört  hat,  dieselben  Aussichten  haben,  Landrat  oder 
Regierungspräsident  zu  werden  wie  ein  Freiherr  oder  ein  Alter  Herr 
von  den  Borussen?  Soll  es  keine  Garde  mehr  geben,  keine  bevorzugten 
Regimenter?  „Schöne  Welt,  wo  bist  du?  Kehre  wieder".  Die  Demo- 
kratie hat  die  Staatsordnung  wieder  aufgebaut,  aber  die  Auflösung  der 
gesellschaftlichen  Rangordnung  hat  sie  sanktioniert.  Die  Monarchie 
begünstigt  die  Exklusivität,  während  die  Demokratie  die  Tendenz  hat 
die  Gesellschaft  zu  nivellieren.  Sie  riecht  nach  kleinen  Leuten.  Daß 
an  der  Spitze  des  Staates  ein  Mann  stehen  kann,  der  überhaupt  nicht 
zur  Gesellschaft  gehört,  ist  Millionen  deutscher  Frauen  und  Männer 
unfaßbar.  Das  Ressentiment  des  Herrn  und  der  Dame,  die  durch  die 
Demokratisierung  unserer  politischen  Einrichtungen  um  den  Genuß 
ihres  gesellschaftlichen  Ranges  gekommen  sind,  ist  die  Zitadelle  in 
der  gefühlsmäßigen  Einstellung  der  deutschen  Gesellschaft  gegen  die 
demokratische  Republik.  Daß  der  Snob  die  Demokratie  verachtet,  ver- 
steht sich  von  selbst,  ihm  ist  ja  alles  Plebejische  ein  Greuel. 

Unsere  Demokraten  können  sich  trotzdem  trösten.  Die  vor- 
nehmsten jungen  Herren  in  Rom  waren  zu  ihrer  Zeit  die  Brüder 
Tiberius  und  Gajus  Gracchus.   Ihre  Mutter  stammte  aus  dem  regie- 
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rcnden  Hause  der  Cornelier,  ihr  Vater  war  zweimal  Konsul  und 
Zensor  gewesen,  der  große  Scipio  Africanus  war  ihr  Großvater,  der 
jüngere  Scipio  Aemilianus  ihr  Vetter  und  Schwager.  Die  Frau  des 
Tiberius  gehörte  dem  erlauchten  Geschlecht  der  Claudier  an.  Tiberius 
und  Gajus  Gracchus  waren  also  höchste  Nobilität  und  dennoch 
Demokraten.  Ihre  politische  Gesinnung  haben  sie  allerdings  mit  dem 
Leben  bezahlen  müssen.  „Sie  haben  dem  Fortschritt  der  Menschheit 
gedient",  sagt  Ranke,  „ein  politischer  Idealismus,  der  hier  in  der  Welt- 
geschichte zum  ersten  Male  zu  voller  Wirksamkeit  gelangte."  Die 
Mutter  der  Gracchen  aber  ist  die  erste  Frau  gewesen,  der  man 
in  Rom  ein  Denkmal  errichtet  hat.  Die  Inschrift,  die  sie  selbst  be- 
stimmt haben  soll,  lautete:  „Cornelia,  die  Tochter  des  Africanus,  die 
Mutter  der  Gracchen.  —  Die  stolze  Römerin  war  stolz  auf  ihre  demokra- 
tischen Söhne.  Auch  ein  anderer  sehr  vornehmer  Römer,  dessen 
Name  als  der  größte  durch  die  Weltgeschichte  leuchtet,  ist  Demokrat 
gewesen:  Cäsar,  aus  dem  regierenden  Hause  der  Julier,  Romulus- 
Abstammung.  „Cäsar",  so  lesen  wir  bei  Mommsen,  „von  Haus  aus 
und  gleichsam  schon  aus  Erbrecht  das  Haupt  der  Popularpartei,  hatte 
seit  30  Jahren  deren  Schild  hoch  empor  gehalten,  ohne  je  die  Farbe  zu 
wechseln  oder  auch  nur  zu  decken;  er  blieb  Demokrat  auch  als 
Monarch.  Wie  er  die  Erbschaft  seiner  Partei,  abgesehen  natürlich  von 
den  catilinarischen  und  clodischen  Verkehrtheiten,  unbeschränkt  an- 
trat, der  Aristokratie  und  den  echten  Aristokraten  den  bittersten, 
selbst  persönlichen  Haß  zollte  und  die  wesentlichen  Gedanken  der 
römischen  Demokratie:  die  Milderung  der  Lage  der  Schuldner,  die 
überseeische  Kolonisation,  die  allmähliche  Nivellierung  der  unter  den 
Klassen  der  Staatsangehörigen  bestehenden  Rechtsverschiedenheiten, 
die  Emanzipierung  der  exekutiven  Gewalt  vom  Senat  unverändert  fest- 
hielt, so  war  auch  seine  Monarchie  so  wenig  mit  der  Demokratie  in 
Widerspruch,  daß  vielmehr  diese  erst  durch  jene  zur  Vollendung  und 
Erfüllung  gelangte.  Denn  diese  Monarchie  war  nicht  die  orientalische 
Despotie  von  Gottes  Gnaden,  sondern  die  Monarchie,  wie  Gajus 
Gracchus  sie  gründen  wollte,  wie  Perikles  und  Cromwell  sie  gründe- 
ten: die  Vertretung  der  Nation  durch  ihren  höchsten  und  unum- 
schränkten Vertrauensmann".  „Er  war  durch  und  durch  Marianer" 
(also  Demokrat),  so  hat  Ranke  über  den  parteipolitischen  Charakter 
Cäsars  geurteilt.  Es  hat  also  schon  im  Altertum  sehr  vornehme  Leute 
gegeben,  Aristokraten  von  höchstem  Range,  welche  die  Sache  des 
Volkes  zu  der  ihrigen  gemacht  haben.  Freilich  waren  die  Gracchen 
und  Cäsar  hochgebildete  Männer,  die  zu  den  Füßen  der  griechischen 
Philosophen  und  Dichter  gesessen  hatten. 
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Im  Grunde  beruht  die  Abneigung,  die  die  deutsche  Gesellschaft 
gegen  die  Demokratie  empfindet,  auf  einem  großen  Mißverständnis. 
Die  deutsche  Gesellschaft  ist  gewiß  nicht  aristokratischer  als  die 
englische  (gibt  es  z.  B.  in  Deutschland  ein  Pendant  zum  Eton  boy?), 
und  dennoch  regt  sich  in  England  kein  Mensch  über  die  Demokratie 
auf,  die  seit  der  Einführung  des  allgemeinen  gleichen  und  direkten 
Wahlrechtes  zum  Unterhaus  und  der  Beschränkung  des  Oberhauses 
auf  das  aufschiebende  Veto  auch  nicht  geringer  ist  als  in  Deutschland. 
Die  Engländer  wissen  eben  aus  hundertjähriger  Erfahrung,  daß  das 
gesellschaftliche  und  das  öffentliche  Leben  zwei  getrennte  Gebiete  sind. 
Ein  Sohn  Baldwins,  der  heute  Führer  der  konservativen  Partei  und 
Premierminister  ist,  soll  zur  labour  party  gehören.  Wenn  bei  uns  vor 
dem  Kriege  ein  hoher  Offizier  einen  Sohn  gehabt  hätte,  der  Sozial- 
demokrat war,  er  hätte  seinen  Abschied  nehmen  müssen.  Deshalb  fehlt 
den  vornehmen  Engländern  auch  das  Ressentiment,  das  die  deutsche 
Gesellschaft  gegen  die  Demokratie  empfindet.  Die  Eton  boys  wissen, 
daß  Demokratie  nicht  wehe  tut  und  daß  sie  unter  der  demokratischen 
Staatsform  ebensogut  wie  unter  der  monarchischen  ihren  Zylinder 
und  ihre  Farbe  tragen  und  sich  sogar,  wenn  sie  das  Geld  dazu  haben, 
eine  hunting  Meute  halten  können.  So  ist  es  auch  im  demokratischen 
Deutschland  niemandem  verwehrt,  im  roten  Rock  zu  reiten  oder  mit 
Vieren  zu  fahren  oder  sich  Diener  und  Jäger  zu  halten.  Daß  unsere 
großen  Herren  nicht  mehr  denselben  Luxus  treiben  können  wie  vor 
dem  Kriege,  daran  ist  nicht  der  Wechsel  der  Staatsform  schuld, 
sondern  der  Wechsel  des  Kriegsglücks,  das  sie  ja  selbst  versucht 
hatten.  Wenn  es  nach  denen  gegangen  wäre,  die  heute  Demokraten 
sind,  hätten  wir  1917  den  „Bethmannfrieden"  gemacht.  Der  „Gothaische" 
übt  heute  noch  dieselbe  Anziehungskraft  aus  wie  vor  dem  Kriege,  und 
in  den  Güterlexikons  stehen  heute  noch  dieselben  großen  Herr- 
schaften verzeichnet  wie  vor  zwanzig  Jahren.  Solange  es  noch  adlige 
Besitze  in  Preußen  gibt,  die  hunderttausend  preußische  Morgen  um- 
fassen, und  solange  noch  die  alten  Familien  ihre  schönen  Schlösser  be- 
wohnen, braucht  niemand  um  das  Schicksal  unserer  Aristokratie 
besorgt  zu  sein.  Die  Demokratie  hat  unseren  Aristokraten  nur  die 
Stelzen  genommen,  deren  sie  gar  nicht  bedurften,  um  aus  der  Menge 
hervorzuragen.  Echte  Aristokratie  stützt  sich  auf  Herkunft  und  Besitz 
und  nicht  auf  Hof  und  Armee.  So  können  auch  unsere  Snobs  ihre 
Tränen  trocknen.  Wenn  sie  ihre  Sportzeitung  aufschlagen,  erfahren 
sie  heute  noch,  wer  die  Irmgard  von  Schulze  auf  Groß-Hennersdorf 
ist  und  wer  der  Leutnant  a.  D.  Egon  von  Müller  auf  Klein-Berthels- 
dorf,  die  sich  nach  der  „Kreuz-Zeitung"  oder  der  „Deutschen  Tages- 

24 


zeitung"  miteinander  verlobt  haben.  Und  nun  erst,  wenn  eine  Dohna 
einen  Arnim  nimmt!     Heut  alles  wie  sonst! 

Am  22.  März  1926  hatte  der  Deutsche  Reichstag  einen  großen  Tag. 
Die  Prominenten  erschienen  in  der  Arena,  um  die  Meinung  ihrer 
Fraktionen  über  die  Katastrophe  von  Genf  zu  sagen.  Für  die  Deutsch- 
nationalen sprach  Graf  Westarp,  für  die  Deutsche  Volkspartei  Frei- 
herr v.  Rheinbaben,  für  die  Demokraten  Graf  Bernstorff,  für  die 
Bayerische  Volkspartei  Graf  Lerchenfeld.  Also  drei  Grafen  und  ein 
Freiherr!    Was  will  man  noch  mehr? 
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DER  „LUDERGERUCH" 

Die  Verfassung  von  Weimar  steht  im  „Ludergeruch"  der 
Revolution.  Es  gibt  aber  keinen  Staat,  dessen  Entwicklung  sich  ohne 
Revolution  vollzogen  hätte.  Das  muß  man  unbefangen  zugestehen. 
Der  Historiker  weiß,  daß  ausschließlich  in  den  Formen  des  positiven 
Rechtes  sich  noch  kein  Staat  auf  die  Dauer  bewegt  hat.  Treffend  hat 
der  alte  Venezianer  Panudo  gesagt:  „Wie  es  kein  Volk  gibt  in  voller 
Reinheit,  so  gibt  es  auch  keine  Regierung,  der  nicht  irgendeine  Usur- 
pation anhaftet."  „Wir  sehen  in  Frankreich  eine  Ordnung  der  Dinge, 
von  der  es  ein  Hohn  wäre,  sie  legitim  zu  nennen.  Ebenso  beruht  in 
England  die  Thronfolge  auf  einer  gewaltsamen  Umwälzung.  In 
Schweden  und  Dänemark  sehen  wir  Regierungen,  welche  regieren 
infolge  von  Revolutionen,  in  Belgien  einen  Staat,  der  sein  ganzes 
Dasein  der  Revolution  zu  danken  hat;  in  Italien  desgleichen,  und 
in  Deutschland  jenen  herrlichen  preußischen  Staat,  der  seine  größte 
Macht  der  Säkularisation  des  deutschen  Ordenslandes  verdankt.  Und 
der  Krieg  von  1866,  wenn  man  ehrlich  sein  will,  war  nicht  bloß  ein 
völkerrechtlicher,  er  war  ein  Bürgerkrieg.  Es  kann  eben  ein  Bruch 
der  Rechtsordnung,  wie  alles  menschliche  Vergehen,  im  Laufe  der 
Zeit  ausgeglichen  werden.  Man  muß  in  dieser  historisch-moralischen 
Rechtfertigung  von  Revolutionen  sogar  noch  weiter  gehen  und  er- 
klären, daß  selbst  das  juristisch  unanfechtbare  positive  Recht  in  der 
Geschichte  verwirkt  werden  kann."  Wer  noch  bei  Heinrich  von 
Treitschke  das  Kolleg  über  Politik  gehört  hat,  wird  aus  diesen  Sätzen 
sofort  den  Meister  erkennen.  Die  Rechtfertigung,  die  der  große 
nationale  Historiker  der  Revolution  zu  Teil  werden  läßt,  wird  noch 
vollständiger,  wenn  wir  der  zahlreichen  Staatsumwälzungen  in  der 
alten  Welt  gedenken.  Die  älteste  Revolution,  von  der  die  Geschichte 
berichtet,  ist  wohl  der  Sturz  des  Geschlechtes  der  Pyramidenbauer, 
etwa  2400  v.  Chr.    Wieviele  Revolutionen  hat  nicht  das  alte  Rom  er- 
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lebt,  von  der  Vertreibung  der  Tarquinier  bis  zur  Beendigung  des 
Bürgerkrieges  zwischen  Oktavian  und  Antonius!  Nach  der  römi- 
schen Legende  sind  die  Plebejer  zweimal  auf  den  heiligen  Berg  aus- 
gewandert, um  eine  Verfassungsänderung  zu  erzwingen.  In  Athen 
stürzte  Peisistratos  im  Jahre  560  y.  Chr.  die  Adelsherrschaft  und  warf 
sich  selbst  zum  Tyrannen  auf,  50  Jahre  später  machte  Kleistenes  der 
Tyrannis  ein  Ende,  Athen  ging  zur  Demokratie  über. 

Die  Engländer  nennen  die  zweite  Revolution,  diejenige  von  1688, 
sogar  die  „glorreiche",  „weil  es  gelungen  war,  Grundlegendes  ohne 
Blutvergießen  zu  erreichen".  (Salomon.)  Aus  demselben  Grunde 
hat  Spengler  die  deutsche  Revolution  von  1918  die  „lächer- 
liche" genannt.  Im  Mittelalter  haben  die  Revolutionen  kein 
Ende  genommen.  Schon  die  Karolinger  sind  durch  einen  Staats- 
streich auf  den  Thron  gelangt.  Die  deutschen  Herzöge  empörten  sich, 
indem  sie  sich  mit  dem  Papsttum,  also  einer  ausländischen  Macht, 
verbanden,  fortwährend  gegen  ihre  Könige.  Das  Empörendste  in  der 
deutschen  Geschichte  aber  ist  wohl  die  Empörung  Heinrichs  des 
Fünften  gegen  seinen  Vater  Heinrich  den  Vierten.  Welche  Falschheit, 
welche  Gefühllosigkeit! 

Es  ist  fürwahr  eine  billige  Weisheit,  die  deutsche  Revolution  von 
1918  als  Hochverrat  zu  brandmarken,  nach  dem  Staatsanwalt  zu 
rufen  und  sich  über  die  Novemberverbrecher  zu  entrüsten.  Natürlich 
war  die  Revolution  Hochverrat  im  Sinne  des  Paragraphen  81  des 
deutschen  Strafgesetzbuches,  ebensogut  wie  die  Empörung  Heinrichs 
des  Fünften  gegen  seinen  Vater  oder  die  englische  Revolution  im 
Jahre  1649,  die  Unabhängigkeitserklärung  der  Vereinigten  Staaten  am 
4.  Juli  1776,  die  große  französische  Revolution  von  1789  bis  1795  und  die 
deutsche  Revolution  von  1848.  Aber  das  Leben  der  Völker  und 
Staaten  spottet  der  juristischen  Qualifikation.  Staaten  sind  Mächte. 
Wer  die  Macht  im  Staate  hat,  regiert  den  Staat.  Die  Stuarts,  die 
Bourbons,  die  Hohenzollern  haben  ihre  Throne  verloren,  weil  sie  ihre 
Macht  eingebüßt  hatten.  Ob  durch  eigene  oder  fremde  oder  ohne 
Schuld  ist  eine  Doktorfrage.   Die  Weltgeschichte  ist  das  Weltgericht. 

Wir  haben  nur  noch  nicht  den  nötigen  Abstand  gewonnen,  um  zu 
erkennen,  daß  auch  die  letzte  deutsche  Revolution  nichts  anderes 
gewesen  ist  als  eine  jener  gewaltsamen  Machtverschiebungen,  von 
denen  kein  Staat  und  kein  Volk  verschont  geblieben  ist.  Von 
Treitschke  erfahren  wir  übrigens,  wieso  das  Wort  Revolution  zu  dieser 
seiner  Bedeutung  gekommen  ist.  Als  Heinrich  IV.  von  Frankreich 
den  katholischen  Glauben  angenommen  hatte,  öffnete  ihm  Paris  die 
Tore  und  die  Liguisten  folgten  dem  weißen  Helmbusch  des  Bourbonen, 
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dem  sie  eben  noch  den  Gehorsam  verweigert  hatten.  „Fragte  man 
nun  einen,  der  diese  völlige  Sinnesänderung  offen  zur  Schau  trug, 
wie  denn  das  plötzlich  gekommen  sei,  so  erwiderte  er  einfach:  Que 
voulez-vous,  c  est  la  re'volution".  So  hat  auch  jeder  von  uns  Deutschen, 
der  Republikaner  geworden  ist,  nachdem  die  Monarchie  verschwunden 
war,  obgleich  er  selbst  noch  vor  kurzem  Monarchist  gewesen 
ist,  das  Recht,  zu  seinen  Tadlern  zu  sagen:  Was  wollen  Sie,  es  hat 
eine  Umwälzung  stattgefunden!  Die  Angeklagten  im  Münchner 
Hochverratsprozeß  wegen  des  Hitlerputsches  vom  9.  November  1923 
und  auch  noch  andere  Leute  haben  sich  Mühe  gegeben,  die 
Revolution  von  1918  im  Gegensatz  zu  jenem  Putsche  nicht  als  Hoch- 
verrat, sondern  als  Landesverrat  zu  qualifizieren:  die  Dolchstoß- 
legende. Die  Absicht  liegt  auf  der  Hand:  Hochverrat  ist  kein  gemeines 
Verbrechen,  sondern  eine  historische  Tat,  während  Landesverrat  ab- 
scheulich ist:  ein  Deutscher,  welcher  sich  mit  einer  ausländischen 
Regierung  einläßt.  (§  87  St.  G.  B.)  Die  „Novemberverbrecher"  sollen 
also  als  Leute  diskreditiert  werden,  die  während  eines  gegen  das 
deutsche  Volk  ausgebrochenen  Krieges  einer  feindlichen  Macht  Vor- 
schub geleistet  und  der  Kriegsmacht  des  Deutschen  Reiches  Nachteil 
zugefügt  haben.  Diese  Beurteilung  trifft  für  einige  Sozialdemokraten 
der  unabhängigen  Richtung  zweifellos  zu.  Aber  die  Führer  der  deut- 
schen Sozialdemokratie,  die  sich  am  9.November  1918  an  die  Spitze  der 
revolutionären  Bewegung  gestellt  haben,  dürfen  den  Vorwurf  des 
Landesverrats  mit  Verachtung  von  sich  weisen.  Ebert,  Scheidemann, 
Legien,  Hänisch,  und  wie  sie  alle  heißen  mögen,  haben  bis  zum 
bitteren  Ende  in  unerschütterter  Treue  zum  Vaterland  gehalten.  Sie 
sind  über  unsere  militärische  Niederlage  ebenso  entsetzt  gewesen, 
wie  Hindenburg  und  Ludendorff  und  vielleicht  noch  entsetzter,  weil 
sie  ihnen  völlig  unerwartet  kam.  Scheidemann  schildert  in  seinem 
Buche  „Der  Zusammenbruch"  die  Szene,  als  Ebert  am  3.  Oktober  1918 
in  einer  Vorstandssitzung  der  sozialdemokratischen  Fraktion  erschien 
und  von  dem  Bericht  Mitteilung  machte,  den  im  Auftrage  Ludendorffs 
der  Major  von  dem  Bussche  den  Fraktionsführern  über  die  Lage  an 
der  Front  erstattet  hatte:  „Ebert  war  geradezu  gebrochen".  Dr.  Friedrich 
Thimme  hat  in  dem  Dolchstoßprozeß  vor  dem  Münchner  Schöffen- 
gericht am  30.  Oktober  1925  über  ein  ähnliches  Erlebnis  berichtet: 
Konrad  Hänisch  ist  der  erste  gewesen,  der  ihm  von  der  Waffen- 
stillstandsforderung  der  obersten  Heeresleitung  Mitteilung  gemacht 
hat.  „In  meinem  ganzen  Leben  habe  ich  niemanden  gesehen,  der  von 
so  tiefem  Schmerz  durchdrungen  gewesen  wäre  wie  Hänisch  in 
diesem  Augenblicke;  die  Tränen  liefen  ihm  die  Backen  hinunter". 
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Die  Verfassung  von  Weimar  aber  ist  trotz  der  Revolution  nicht 
revolutionären  Ursprunges  und  auch  von  niemandem  oktroyiert 
worden.  Der  Geruch,  in  dem  sie  steht,  ist  falsch.  Erst 
nachdem  die  Wogen  der  Revolution  sich  geglättet  hatten,  haben  die 
deutschen  Yolksbeauftragten,  die  sich  im  Besitze  der  tatsächlichen 
Macht  befanden,  Wahlen  für  eine  konstituierende  National- 
versammlung ausgeschrieben,  also  ihrer  illegitimen  Macht  sich  selbst 
entkleidet.  Jedem  erwachsenen  Deutschen,  Männern  wie  Frauen, 
wurde  das  gleiche  Wahlrecht  gewährt.  Und  wir  alle  haben  von  diesem 
Recht  Gebrauch  gemacht,  der  Leser  und  der  Schreiber;  sind  wir  des- 
halb Revolutionäre?  Aus  diesen  Wahlen  ging  die  verfassunggebende 
deutsche  Nationalversammlung  zu  Weimar  hervor.  Am  11.  August 
1919  beschloß  sie  die  neue  Verfassung,  die  am  14.  August  in  Kraft 
trat.  Auf  einem  besseren  Rechtsboden  hat  noch  kein  Staat  ge- 
standen. Das  Alte  war  vergangen,  es  war  alles  neu  geworden.  So 
schloß  Noah,  nachdem  sich  die  Sintflut  verlaufen  hatte,  mit  Jehova 
einen  neuen  Bund. 

Die  verfassunggebende  Nationalversammlung  von  Weimar  kann 
dieselbe  Autorität  für  sich  in  Anspruch  nehmen  wie  die  Frankfurter 
Nationalversammlung  vom  Jahre  1848  oder  der  verfassunggebende 
Reichstag  des  Norddeutschen  Bundes  vom  Jahre  1867  oder  jedes 
andere  Parlament  in  der  Welt,  das  den  Staat  auf  eine  neue  Grundlage 
gestellt  hat.  Was  würde  ein  Amerikaner  dazu  sagen,  wenn  man  ihm 
vorhalten  wollte,  daß  die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  vom 
Jahre  1783  nicht  zu  Recht  bestehe,  weil  sich  die  englischen  Kolonien 
mit  Gewalt  vom  Mutterlande  losgerissen  haben  und  die  Unabhängig- 
keitserklärung vom  4.  Juli  1776  ein  revolutionärer  Akt  gewesen  ist? 
Der  Rechtstitel  der  Demokratie  ist  der  in  allen  Formen  des  Rechtes 
erklärte  Wille  des  Volkes.  Die  Monarchie  dagegen,  z.  B.  die  römische 
und  die  fränkische,  ist  entstanden  durch  die  gewaltsame  Unterwerfung 
freier  Männer  und  Frauen  unter  die  Herrschaft  eines  Mächtigen  oder 
durch  Eroberung.  Daher  der  Name  „Untertanen".  Deshalb  bedurfte 
sie  ihrer  Heiligung  durch  die  Zeit.  Die  Untertanen  mußten  sich  erst 
daran  gewöhnen,  in  ihrem  tatsächlichen  Gebieter  ihren  rechtmäßigen 
Herrn  zu  verehren.  Die  Demokratie  aber  ist  durch  einen  Rechtsakt 
unmittelbar  ins  Leben  getreten  und  bedarf  keiner  Heiligung.  Die 
Naturrechtslehrer  haben  die  Theorie  aufgestellt,  daß  der  Urstaat  da- 
durch entstanden  sei,  daß  die  Menschen,  nachdem  sie  die  Unmöglich- 
keit des  Naturzustandes  eingesehen  hatten,  miteinander  einen  Ver- 
trag schlössen,  in  dem  sich  der  einzelne  dem  Gesamtwillen  unter- 
warf.   Die  großen  demokratischen  Gemeinwesen,  die  heute  die  Welt 
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regieren  und  auch  die  junge  deutsche  Republik  sind  in  der  Tat  durch 
einen  solchen  Vertrag  zustande  gekommen,  entsprechen  wirklich 
jenem  Ideale,  das  die  Naturrechtslehrer  von  der  Entstehung  des 
Staates  aufgestellt  haben. 

Das  deutsche  Volk  ist  also  von  der  Monarchie  zur  Demokratie 
übergegangen.  Die  Führer  der  Mehrheitssozialdemokraten,  die 
Volksbeauftragten  Ebert,  Scheidemann,  Landsberg,  haben  die  Sünde 
gegen  den  Heiligen  Geist  des  Marxismus  begangen,  indem  sie,  statt 
die  Diktatur  des  Proletariats  zu  errichten,  allgemeine  Wahlen  zu  einer 
deutschen  Nationalversammlung  ausschrieben  und  die  Bahn  für  den 
Einzug  der  Demokratie  in  Deutschland  freimachten.  Die  Führer  der 
deutschen  Sozialdemokratie  haben  den  deutschen  Staat  vor  dem 
Bolschewismus  gerettet.  Wer  die  Demokratie  mit  dem  Odium  des  Zu- 
sammenbruches des  glorreichen  deutschen  Reiches  belastet,  begeht 
einen  Denkfehler,  befindet  sich  in  einem  jener  Irrtümer,  von  denen 
das  politische  Urteil  nun  einmal  getrübt  zu  werden  pflegt.  Der  demo- 
kratische Gedanke  hat  vielmehr,  nachdem  die  deutsche  Monarchie 
in  den  Erschütterungen  des  Weltkrieges  zusammengebrochen  war, 
wie  die  russische,  die  österreichisch-ungarische  und  die  osmanische 
vor  ihr,  über  den  sozialistischen  den  Sieg  davongetragen,  ein  Triumph 
fast  ohne  Beispiel  in  der  Weltgeschichte.  Er  hat  damit  seine  staats- 
bildende Kraft  von  neuem  und  glänzend  erwiesen.  Man  kann  heute 
oft  die  Aeußerung  hören,  die  Revolution  von  1918  habe  keinen  „Ge- 
danken" gehabt.  Welche  Gedankenlosigkeit!  Ihr  Gedanke  war  der 
Bolschewismus.  Aber  er  ist  auf  seiner  Siegesbahn  vom  demo- 
kratischen Gedanken  überwunden  worden. 

Aber  stand  die  Nationalversammlung  von  Weimar  nicht  noch 
unter  dem  Terror  der  Revolution?  Mußte  sie  sich  nicht  für  die  Republik 
entscheiden?  Würde  Deutschland  nicht  von  der  roten  Flut  ver- 
schlungen worden  sein,  wenn  die  Mehrheit  die  Wiederherstellung  der 
Monarchie  beschlossen  hätte?  Wer  die  Wähler  kennt,  weiß,  daß  sie 
sich  nur  von  ihrer  Stimmung  und  nicht  von  politischen  Erwägungen 
leiten  lassen.  Viele  Millionen  haben  bei  den  Präsidentenwahlen  im 
Jahre  1925  ihren  Hindenburg  gewählt,  ohne  auch  nur  im  geringsten 
danach  zu  fragen,  welche  Folgen  das  für  die  außenpolitische  Stellung 
Deutschlands  und  für  Rhein  und  Ruhr  haben  konnte.  Nun  sind  bei 
den  Wahlen  für  die  Nationalversammlung  163  Sozialdemokraten  ge- 
wählt worden,  75  Demokraten,  88  Zentrumsleute;  rechnen  wir  noch 
dazu  die  22  Stimmen  der  Unabhängigen  Sozialdemokratie,  so  ergibt 
sich,  daß  von  421  Abgeordneten  der  deutschen  Nationalversammlung 
548  auf  ein  Programm  gewählt  wurden,  das  vorbehaltlos  republika- 
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nisch  war.  Bei  den  Reichstagswahlen  im  Jahre  1920,  als  von  einem 
Terror  der  Revolution  jedenfalls  keine  Rede  mehr  sein  konnte,  sind 
459  Abgeordnete  gewählt  worden,  davon  nur  155  auf  ein  Programm, 
das  nicht  vorbehaltlos  republikanisch  war.  Das  deutsche  Volk  hat 
also  nicht  bloß  bei  den  Wahlen  zur  verfassunggebenden  National- 
versammlung, sondern  auch  bei  den  ihnen  folgenden  Reichstags- 
wahlen in  seiner  großen  Mehrheit  ein  Bekenntnis  zur  Demokratie  ab- 
gelegt. Es  hat  dieses  Bekenntnis  auch  später  nicht  widerrufen,  auch 
nicht  bei  den  Präsidentenwahlen  am  26.  April  1925.  Denn  Hindenburg 
hatte  feierlich  versichert,  daß  er  die  Verfassung  von  Weimar 
respektieren  werde. 
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DIE  MONARCHISTEN 

Wie  stehst  du  zu  Wilhelm  IL?  Die  Antwort  auf  diese  Frage  ist 
das  Schibboleth,  daran  man  den  echten  Monarchisten  erkennen  wird. 
Wer  ein  rechter  Monarchist  ist,  liebt  und  verehrt  seinen  Monarchen 
im  Glück  und  im  Unglück,  wie  das  Kind  seinen  Vater  und  seine 
Mutter.  Seine  Treue  wankt  auch  nicht,  wenn  er  erkennen  muß,  daß 
sein  König  Fehler  gemacht  hat. 

Genießt  der  letzte  deutsche  Kaiser  diese  bedingungslose  Liebe 
und  Verehrung  bei  den  deutschen  Monarchisten?  Von  dem  Gefan- 
genen auf  St.  Helena  hing  in  jeder  französischen  Hütte  ein  Bild: 
„Mein  Kaiser,  mein  Kaiser  gefangen".  In  wievielen  deutschnationalen 
Häusern  hängt  heute  ein  Bild  des  Gefangenen  in  Doorn,  von  den 
Hütten  ganz  zu  schweigen?  Oder  hatte  Napoleon  die  Liebe  seines 
Volkes  redlicher  verdient  als  Wilhelm  IL?  Der  Kaiser  der  Franzosen 
war  selbst-  und  herrschsüchtig,  eitel,  brutal  und  unaufrichtig,  und  die- 
ses alles  in  der  Potenz,  wie  wir  von  seinen  Zeitgenossen  erfahren  haben 
und  zwar  gerade  von  denjenigen,  die  ihm  am  nächsten  gestanden 
haben.  Seinem  Ehrgeiz  hat  er  das  Leben  von  1  700  000  Franzosen  ge- 
opfert. Und  was  war  das  Ende  vom  Liede?  Frankreich  verlor 
die  Provinzen  wieder,  die  die  Revolutionsheere  gewonnen  hatten. 
Wilhelm  IL  hat  auch  seine  Fehler  gehabt,  und  zwar  sehr  große.  Dem 
Volke  sind  sie  aber  erst  nach  seinem  Sturz  bekannt  geworden.  Er 
war  jedenfalls,  im  Gegensatz  zu  dem  korsischen  Emporkömmling, 
eine  gewinnende  und  nicht  unedle  Persönlichkeit,  seine  Repräsen- 
tationsgabe war  glänzend,  seine  Liebenswürdigkeit  bezaubernd,  sein 
Familienleben  vorbildlich. 

Wenn  sich  Wilhelm  IL  öffentlich  zeigte,  wurde  er  von  der 
Menge  bejubelt.  Als  Bülow  Minister  geworden  war,  schrieb  er  an 
Philipp  zu  Eulenburg  unter  dem  15.  Februar  1898:  „Ich  hänge  mein 
Herz  immer  mehr  an  den  Kaiser.  Er  ist  so  bedeutend!  Er  ist  mit 
dem  großen  König  und  dem  Großen  Kurfürsten  weitaus  der  be- 
deutendste Hohenzoller,  der  je  gelebt  hat,  er  verbindet  in  einer 
Weise,  wie  ich  es  nie  gesehen  habe,  Genialität,    echteste   und   ur- 
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sprünglichste  Genialität  mit  dem  klarsten  bon  sens.  Er  besitzt  eine 
Phantasie,  die  mich  mit  Adlersschwingen  über  alle  Kleinigkeiten 
emporträgt  und  dabei  den  nüchternsten  Blick  für  das  Mögliche  und 
Erreichbare.  Und  dabei  welche  Tatkraft!  Welches  Gedächtnis!  Welche 
Schnelligkeit  und  Sicherheit  der  Auffassung!'* 

In  seiner  Auffassung  von  der  Größe  unserer  Nation  und  ihren 
Aufgaben  in  der  Welt  hat  sich  Wilhelm  II.  in  innigster  Ueber- 
einstimmung  mit  den  nationalen  Parteien  befunden.  Die  Flotte,  der 
Tagtraum  des  deutschen  Volkes,  war  sein  Werk.  Trotzdem  ist  der 
letzte  deutsche  Kaiser  der  Friedenskaiser  gewesen  und  hat  das 
Schwert  bloß  gezogen,  weil  er  durch  die  russische  Mobilmachung 
dazu  gezwungen  worden  war.  Um  der  Liebling  des  Volkes  zu  werden, 
hat  ihm  nur  der  „Siegerkranz"  gefehlt.  Mußten  die  Herzen  aller  guten 
Patrioten  dem  letzten  Könige  und  Kaiser  aus  dem  Hause  der  Hohen- 
zollern  —  „der  preußische  Staat  ist  eine  Schöpfung  der  Hohen- 
zollern"  —  nicht  spätestens  in  dem  Augenblick  zufliegen,  als  unsere 
Feinde  seine  Auslieferung  von  der  holländischen  Regierung  ver- 
langten? Aber  was  haben  wir  statt  dessen  erlebt?  Noch  nie  ist  ein 
Monarch  so  heruntergerissen  worden  wie  Wilhelm  IL;  während  des 
Krieges  von  der  Lügenpropaganda  unserer  Feinde  und  nach  dem 
Kriege  gerade  von  denen,  die  sich  heute  um  die  schwarz-weiß-rote 
Fahne  scharen.  Alles  was  er  getan  hat,  von  der  Entlassung  Bismarcks 
bis  zur  Flucht  nach  Holland,  wird  heute  gerade  von  deutschnationalen 
Männern  und  Frauen  schlecht  gemacht.  Wenn  sie  ihren  Kaiser 
liebten,  müßten  sie  nicht  alles  zum  Besten  wenden?  Nach  der  Heiligen 
Schrift  sollen  wir  das  sogar  mit  den  Fehlern  unserer  Feinde  so 
machen.  Ueber  die  Entlassung  Bismarcks  gibt  es  eine  ganze  Literatur. 
Wer  sie  kennt,  weiß,  daß  die  Hauptschuld  Bismarck  trägt  und  nicht 
der  Kaiser.  Aber  unsere  deutschnationalen  Freunde  wollen  sich  nicht 
belehren  lassen.  Ihre  Herzen  schlagen  heute  noch,  und  zwar  stärker 
denn  je,  für  Bismarck  und  gegen  den  Kaiser. 

„Der  Kaiser  hat  die  Armee  verlassen",  selbst  diesen  Vorwurf 
haben  sie  dem  letzten  deutschen  Kaiser  nicht  erspart.  Wer  den 
preußischen  Adel  kennt  und  das  preußische  Offizierkorps,  wird  die 
Schwere  dieses  Vorwurfes  ermessen  können.  Und  was  ist  die  Wahr- 
heit? Einer,  der  dabei  gewesen  ist,  der  Hauptmann  Alfred  Niemann, 
berichtet  in  seinem  Büchlein  „Kaiser  und  Revolution":  „Der  greise 
Generaladjutant  und  der  Staatssekretär  kommen  noch  einmal  und 
bitten  den  Monarchen  in  der  Nacht  nach  Holland  abzufahren.  Diese 
Bitte  wird  gleichzeitig  im  Auftrage  des  Feldmarschalls  unterbreitet. 
Die  geschilderte  Möglichkeit,  daß  der  Kaiser  von  meuternden  Truppen 
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aufgehoben  würde,  rücke  immer  näher.  Eine  schnelle  Ent- 
schließung sei  notwendig  .  .  .  Nein,  und  abermals  nein!  ...  In 
längerer  Ausführung  entledigt  sich  von  Grünau  (gegen  10  Uhr 
abends)  seines  Auftrages.  Er  berichtet,  die  Lage  sei  unhaltbar  ge- 
worden, die  Aufstandsbewegung  drohe  von  Aachen  und  Eupen  auf 
Spa  überzugreifen.  Aufständische  Truppen  seien  im  Anmarsch  auf 
Spa.  Im  ganzen  Etappengebiet  lodere  die  Revolution.  Sowohl  der 
Weg  zur  Front  als  der  Weg  zur  Heimat  seien  verlegt.  Der  Feld- 
marschall und  der  Staatssekretär  lassen  den  Kaiser  inständig  bitten 
keine  Stunde  zu  verlieren."  Graf  von  der  Schulenburg,  der  erst  recht 
dabei  gewesen  war,  hatte  bereits  im  April  1919  eine  Denkschrift  er- 
scheinen lassen,  die  den  Sachverhalt  im  wesentlichen  ebenso  dar- 
stellt, wie  die  Schrift  Niemanns.  Es  hat  also  nicht  der  Kaiser  die 
Armee  verlassen,  sondern  die  Armee  den  Kaiser.  Jedenfalls  mußte 
der  Kaiser  die  Lage  so  ansehen.  Was  soll  ein  König  tun,  wenn  sein 
Heer  meutert?  Tarquinius  floh  im  Jahre  510  v.  Chr.  zu  den  Etruskern, 
Themistokles  zum  Perserkönig,  während  Pausanias  seine  Zuflucht  in 
einem  Tempel  suchte,  wo  ihn  die  Ephoren  verhungern  ließen. 
Ludwig  XVI.  versuchte  an  die  Grenze  zu  entkommen,  um  sich  in 
den  Schutz  Oesterreichs  zu  begeben.  Wenn  der  Zar  Nikolaus  IL  eine 
Gelegenheit  zur  Flucht  aus  Rußland  gehabt  hätte,  würde  ihn  ein  ver- 
nünftiger Mensch  tadeln,  wenn  er  sie  wahrgenommen  hätte?  Wäre 
Wilhelm  IL  nicht  nach  Holland  gegangen,  so  hätte  ihn  die  deutsche 
Republik  an  unsere  Feinde  ausliefern  müssen,  vorausgesetzt,  daß  ihm 
nicht  das  Schicksal  des  letzten  Zaren  bereitet  worden  wäre.  Müßte 
nicht  jeder  gute  Deutsche  Gott  auf  den  Knien  danken,  daß  uns  diese 
Schmach  oder  jene  erspart  geblieben  ist?  Warum  haben  nun  die 
Deutschnationalen,  wenn  sie  treue  Monarchisten  waren,  nicht  alles 
getan,  um  die  Wahrheit  über  die  Flucht  Wilhelms  IL  im  Volke  zu 
verbreiten,  bevor  sich  die  Verleumdung  einnisten  konnte?  Warum  hat 
die  deutschnationale  Presse  geschwiegen?  Warum  haben  die  Monar- 
chisten, wenn  die  Presse  schwieg,  das  Land  nicht  mit  Flugblättern 
überschüttet  (solche  Flugblätter  sind  z.B.  in  München  nach  dem 
Hitler-Putsch  verbreitet  worden,  um  Kahr  von  dem  Verdachte  der 
Verräterei  zu  reinigen)? 

Am  11.  März  1926  gab  es  eine  Szene  im  Reichstag.  Ein  deutsch- 
völkischer Abgeordneter  verhöhnte  den  demokratischen  Minister 
Dr.  Külz,  weil  er  einmal  während  des  Krieges  an  Kaisers  Geburtstag 
eine  Rede  gehalten  hat,  in  der  er  Wilhelm  IL  angeblich  verherrlichte. 
Der  Minister  verteidigte  sich  damit,  daß  er  allerdings  früher  Monarchist 
gewesen  sei,  aber  seine  monarchische  Gesinnung  abgelegt  habe,  weil 
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der  Kaiser  nach  Holland  geflohen  sei.  „Das  Grab  der  Monarchie  wird 
von  der  Geschichte  nicht  auf  deutschem  Boden,  sondern  auf  dem  Wege 
nach  Holland  gesucht  werden".  Während  dieser  Ausführungen  des 
Ministers  verlassen  die  Deutschnationalen  und  Völkischen  demon- 
strativ und  in  großer  Erregung  den  Saal.  Nachdem  der  Minister  seine 
Rede  beendet  hatte,  kehrten  sie  zurück;  ihre  Führer,  der  Abg.  Graf 
Westarp,  aber  brachte  den  Antrag  ein:  „Der  Minister  des  Innern  be- 
sitzt nicht  das  Vertrauen  des  Reichstags".  Wird  durch  diesen 
Vorgang  unsere  Behauptung,  daß  die  Deutschnationalen  den  Kaiser 
wegen  seiner  Flucht  nach  Holland  verlästern,  nicht  wider- 
legt? Unter  den  deutschnationalen  und  deutschvölkischen 
Abgeordneten,  die  den  Exodus  mitmachten,  weil  sie  von  dem 
Abgeordneten  Schulz-Bromberg  dazu  aufgefordert  worden  waren, 
dürfte  nicht  einer  gewesen  sein,  der  über  die  Flucht  des 
Kaisers  anders  urteilte,  als  der  demokratische  Minister  Külz. 
Der  Exodus  war  weiter  nichts  als  eine  Demonstration.  Die 
Rechte  hält  es  seit  gestern  für  opportun,  gelegentlich  die 
Rückkehr  zur  monarchischen  Staatsform  zu  fordern  und  kann 
deshalb  nicht  mehr  dulden,  daß  Wilhelm  II.  in  ihrer  Gegenwart 
herabgesetzt  wird.  Taktische  Rücksichten. 

Oder  denken  die  Abgeordneten  von  der  Rechten  so,  wie  die  Viere 
vom  Ersten  Bataillon  Garde  in  dem  hübschen  Gedicht  von  Theodor 
Fontane? 

„Nein,  Freund  Budiker,  so  geht  es  nicht. 

Zuhören  kannst  du,  wenn  wir  mal  fluchen, 

Aber  du  darfst  es  nicht  selber  versuchen; 

Wir  dürfen  frech  sein  und  schimpfen  und  schwören, 

Weil  wir  selber  mit  zugehören." 
Theodor  Fontane  versetzt  uns  mit  seinem  Gedicht  nach  Potsdam  in 
Knapphans  Zelt  und  in  das  Jahr  1780,  als  der  alte  Fritz  noch  seinen 
Krückstock  schwang.  Seitdem  sind  die  Männer  selten  geworden,  die 
sich,  wie  jene  vier  Gardisten,  als  zur  Familie  Hohenzollern  gehörig  be- 
trachten. Wenn  uns  unsere  Menschenkenntnis  nicht  im  Stich  läßt,  so 
gehören  auch  jene  deutschnationalen  und  deutschvölkischen  Ab- 
geordneten nicht  zu  jenen  weißen  Raben.  Es  ist  auch  noch  etwas 
anderes,  ob  Soldaten  den  König  einen  Menschenschinder  nennen 
oder  ob  ihm  Edelleute  mit  klingenden  Namen  nachsagen,  daß  er  die 
Armee  verlassen  habe,  eine  Redensart,  die  eine  Zeitlang  gerade  unter 
den  Edelsten  der  Nation  gang  und  gäbe  war. 

„Wilhelm  II.  hätte  den  Tod  suchen  müssen,  nachdem  er  den 
Krieg  verloren  hatte."    Wie  oft  haben  wir  diese  Aeußerung  aus  dem 
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Munde  deutschnationaler  Männer  und  Frauen  hören  müssen.  Sie  ist 
ebenso  gedanken-  wie  lieblos.  Gewiß:  Cato  der  Stoiker  hat  sich  in 
sein  Schwert  gestürzt,  als  das  Schicksal  der  Republik  besiegelt  war. 
Beiläufig  bemerkt:  wenn  er  es  nicht  getan  hätte,  so  würden  ihn  seine 
Feinde  umgebracht  haben.  Aber  Wilhelm  II.  war  ein  König  und  ein 
Christ.  Was  würde  die  Welt  dazu  gesagt  haben,  wenn  er  durch  Selbst- 
mord geendet  hätte?  Sein  Gewissen  habe  ihm  keine  Ruhe  gelassen, 
die  Schuld  am  Weltkrieg!  Als  der  Vertriebene,  Gefangene,  Ein- 
same, Unglückliche  eine  zweite  Ehe  schloß  und  zwar  mit  der  Tochter 
eines  deutschen  Fürsten  und  nicht  morganatisch  wie  sein  Urgroßvater 
Friedrich  Wilhelm  III.,  erhob  sich  in  den  deutschnationalen  Kreisen 
geradezu  ein  Sturm  der  Entrüstung.  Gewiß,  die  Kaiserin  Auguste 
Viktoria  hatte  die  Liebe  der  deutschnationalen  Männer  und  Frauen  in 
hohem  Grade  besessen,  denn  sie  ist  eine  vortreffliche  Frau  gewesen 
und  hat  auch  nicht,  wie  die  Kaiserin  Augusta  und  die  Kaiserin 
Friedrich,  mit  dem  Liberalismus  geliebäugelt.  Auf  der  Höhe  des 
Weltkrieges  hat  sie  sogar  einmal  zum  Reichskanzler  von  Bethmann 
Hollweg  gesagt:  „Nicht  wahr,  Herr  von  Bethmann,  wenn  wir  den 
Krieg  gewinnen,  sorgen  Sie  dafür,  daß  die  Sozialdemokraten  ihr  Wahl- 
recht verlieren".  Und  ein  Jahr,  nachdem  die  Kaiserin  ver- 
schieden war,  nahm  sich  der  Kaiser  eine  andere  Gemahlin!  Aber 
durfte  sich  ein  monarchisch  empfindender  Untertan  in  dieser  Herzens- 
und Familienangelegenheit  zum  Richter  über  seinen  König  auf- 
werfen? 

Als  die  „Ereignisse  und  Gestalten",  also  die  Rechtfertigungsschrift 
Wilhelms  IL,  im  Buchhandel  erschien,  hat  es  sogar  solche  gegeben, 
die  das  Buch  abbestellten,  „weil  sich  der  Kaiser  wieder  ver- 
heiratet hat".  Wie  abfällig  haben  überhaupt  die  Deutschnationalen 
über  das  Buch  des  Kaisers  geurteilt!  Heute  sind  die  Erinnerungen  des 
letzten  deutschen  Kaisers  mangels  Absatzes  in  den  Warenhäusern  für 
1,50  M.  zu  haben. 

Auch  für  den  deutschen  Kronprinzen  haben  die  deutschnationalen 
Führer  nicht  das  Herz  gehabt,  die  Teilnahme  des  Volkes  zu  erwecken. 
Als  der  Reichskanzler  Stresemann  das  Wagnis  unternahm,  den  Kron- 
prinzen aus  seiner  Gefangenschaft  zu  erlösen,  haben  ihm  die  deutsch- 
nationalen  Männer  und  Frauen  dafür  die  Hand  gedrückt?  Gestürzt 
haben  sie  ihn.  „Der  Mann  hat  keinen  Charakter",  so  urteilte  bald 
nach  der  Befreiung  des  Kronprinzen  ein  ehemaliger  Generalstäbler 
über  den  Befreier;  wie  wir  überhaupt  unsere  Beobachtungen  mehr 
den  Gesprächen  mit  deutschnationalen  Männern  und  Frauen,  als  der 
Lektüre  deutschnationaler  Schriften  verdanken. 
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Der  monarchische  Gedanke  ist  in  Deutschland 
schon  mit  Wilhelm  I.  ins  Grab  gesunken,  also  längst  vor 
der  Revolution.  Kaiser  Friedrich  wurde,  wir  sagten  es  schon,  von 
den  preußischen  Konservativen,  weil  er  ein  liberaler  Mann  war, 
schlecht  behandelt,  obgleich  er  mit  seiner  Armee  bei  Königgrätz  den 
Ausschlag  gegeben  hatte.  Freilich  haben  es  die  herrschenden  Klassen 
immer  für  die  wichtigste  Aufgabe  der  Krone  gehalten,  ihre  Privilegien 
zu  schützen.  Und  wie  ist  es  Wilhelm  II.  ergangen,  seit  er  sich  von 
Bismarck  getrennt  hatte?  „Der  arme  Kaiser",  so  lesen  wir  —  wie  oft  — 
in  den  Briefen  Philipp  Eulenburgs  an  seine  Freunde.  In  einem  Briefe 
Eulenburgs  an  Holstein  vom  2.  Dezember  1894  befindet  sich  eine  kluge 
Betrachtung,  in  der  der  Gedanke  ausgeführt  wird,  daß  bereits 
Bismarck  durch  sein  autokratisches  Regiment,  wenn  auch  wider 
Willen,  dem  demokratischen  Prinzip  vorgearbeitet  hat.  „Ich  glaube, 
daß  sich  die  schwere  Mißstimmung  herangebildet  hat,  weil  die  lange 
Regierung  eines  Mannes,  der  nicht  der  König  war,  viel  zu  tief  den 
liberalen,  d.  h.  den  parlamentarischen  Gedanken  —  oder  nennen  wir 
ihn  auch  nur  den  konstitutionellen  —  in  Preußen  gefördert  hat,  als 
daß  die  gebildeten  Stände  es  noch  ohne  innere  Auflehnung  ertragen 
könnten,  wenn  ein  König  selbst  regieren  will.  Mit  Ausnahme  der  alten 
Provinzen  —  und  auch  hier  nur  zum  Teil  —  will  man  nicht  mehr 
durch  den  geborenen  König  regiert  sein,  sondern  will  selbst  mittun. 
So  steht  es  in  Preußen.  Im  Reich  begreift  man  überhaupt  nichts 
anderes  mehr,  als  den  Parlamentarismus.  Die  Macht  des  Adels,  der 
Stände  ist  dort  bereits  dreihundert  Jahre  eher  gebrochen  als  in 
Preußen.  Der  Liberalismus,  ja  der  Demokratismus  steckt  dem  ge- 
samten Reich  in  den  Knochen,  und  ein  deutscher  Kaiser,  der  selbst 
regiert,  ist  dem  Reich  noch  viel  unverständlicher,  als  ein  selbst- 
regierender König  es  den  Preußen  heutzutage  ist.  Im  Reiche  ist  daher 
der  Regierer,  der  kein  Kaiser  war,  während  nahezu  zwanzig  Jahren 
den  Deutschen  wirklich  das  geworden,  was  ein  demokratischer 
Historiograph  in  späteren  Zeiten  einmal  nennen  wird:  der  vom  Schick- 
sal bestimmte  Führer  der  Deutschen  auf  der  Bahn  des  politischen 
Fortschrittes.  Es  hält  ja  der  Deutsche  und  besonders  der  Preuße  noch 
an  dem  Begriff  Kaiser  und  König  fest,  und  ich  halte  den  Uebergang 
zur  Republik  nicht  für  einfach  (er  würde  vielleicht  erfolgt  sein,  wenn 
Bismarck  jetzt  50  Jahre  alt  wäre  —  cromwellartig.)  Aber  man 
will  einen  parlamentarischen  Kaiser  und  König,  weil  man  mitreden 
und  regieren  will.  In  Preußen  ist  die  konservative  Opposition  auf 
diesen  Gedanken  aufgebaut.  Selbst  der  pommersche  Junker  will 
heute  mitregieren  und  sich  nicht  mehr  regieren  lassen.    Selbst  der 
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pommersche  Junker  denkt  mit  einem  Ausdruck  der  Rührung  an  den 
alten  Kaiser,  weil  er  Bismarck  regieren  ließ,  den  Reichstag,  den  Land- 
tag regieren  ließ,  ohne  seinen  Willen  diesen  Faktoren  anders  gegen- 
über zu  stellen  als  durch  den  Mund  seines  Ministers." 

Und  als  ein  Menschenalter  später  die  Revolution  eben  ausge- 
brochen war,  erschien  in  der  Reichskanzlei  vor  den  Volksbeauitragten 
ein  Großgrundbesitzer  aus  Ostpreußen  und  erklärte,  das  neue 
Deutschland  sei  gekommen,  das  alte  sei  zu  Ende.  Es  müsse  ein 
Strich  unter  die  Vergangenheit  gemacht  werden;  er  tue  das  um  so 
lieber,  als  er  im  Herzen  niemals  Royalist,  sondern  immer  Vernunft- 
monarchist gewesen  sei.  Dieser  Mann  war  der  Generallandschafts- 
direktor Kapp.  Also  auch  der  Mann,  der  wenige  Jahre  später  ver- 
wegen genug  war,  die  Hand  nach  der  „nationalen"  Diktatur  über 
Deutschland  auszustrecken,  ist  bloß  ein  Vernunftmonarchist  gewesen. 

Die  Autorität  der  Krone  war  nach  Bismarcks  Hinscheiden  und  der 
Ernennung  Bülows  zum  Reichskanzler  zwar  wieder  erstarkt.  Sie  er- 
litt aber  einen  neuen  Stoß  durch  die  „Novemberrevolution"  im 
Jahre  1908.  Der  Reichstag  zog  den  Kaiser  zur  Verantwortung,  weil  in 
der  englischen  Zeitung  „Daily  Telegraph"  eine  Unterredung  zwischen 
einem  Engländer  und  dem  Kaiser  veröffentlicht  worden  war,  aus  der 
hervorging,  daß  Wilhelm  II.  während  des  Burenkrieges  die  Partei  Eng- 
lands ergriffen  und  seiner  Großmutter  Ratschläge  erteilt  hatte,  wie  die 
Buren  am  schnellsten  besiegt  werden  könnten.  Der  Reichskanzler 
Fürst  Bülow  stellte  den  deutschen  Kaiser  bloß.  An  den  Angriffen  im 
Reichstag  aber  hatten  sich  auch  die  konservativen  Parteien  beteiligt, 
so  daß  Wilhelm  II.  noch  nach  vielen  Jahren  verlangt  hat,  daß  ihm  die 
Konservativen  schriftlich  Abbitte  leisten  müßten;  das  Schriftstück 
sollte  im  Hohenzollernschen  Hausarchiv  niedergelegt  werden. 

Am  1.  August  1914  aber  wurde  Wilhelm  II.  wirklich  ein  populärer 
Monarch.  Eine  ungeheure  Menschenmenge  war  nach  dem  Schloß  ge- 
zogen, sang  patriotische  Lieder  und  brach  einmal  über  das  andere  in 
den  begeisterten  Ruf  aus  „Wir  wollen  den  Kaiser  sehen!".  Gegen 
%7  Uhr  erschien  der  Kaiser  am  mittleren  Fenster  der  ersten  Etage,  von 
einem  unbeschreiblich  starken  Jubel  begrüßt.  Patriotische  Lieder 
wurden  angestimmt.  Nach  einiger  Zeit  trat  in  der  Menge  Ruhe  ein. 
Die  Kaiserin  trat  an  die  Seite  des  Kaisers,  der  den  Massen  zuwinkte, 
daß  er  sprechen  wolle.  Unter  tiefstem  Schweigen  sprach  er  mit  weit- 
hin vernehmbarer,  langsam  stärker  werdender  Stimme:  „Wenn  es  zum 
Kriege  kommen  soll,  hört  jede  Partei  auf,  wir  sind  nur  noch  deutsche 
Brüder.    In  Friedenszeiten  hat  mich  zwar  die  eine  oder  andere  Partei 
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angegriffen,  das  verzeihe  ich  ihr  aber  jetzt  von  ganzem  Herzen.  Wenn 
uns  unsere  Nachbarn  den  Frieden  nicht  gönnen,  dann  hoffen  und 
wünschen  wir,  daß  unser  gutes  deutsches  Schwert  siegreich  aus  dem 
Kampfe  hervorgehen  wird".  An  diese  Worte  des  Kaisers  schloß  sich 
ein  Jubel,  wie  er,  nach  dem  Bericht  der  „Frankf.  Ztg.",  wohl  noch 
niemals  in  Berlin  erklungen  ist. 

Und  wenn  unser  gutes  deutsches  Schwert  siegreich  ge- 
wesen wäre,  so  würde  das  ganze  deutsche  Volk  heute 
Wilhelm  II.  dort  sehen,  wo  ihn  Bülow  gesehen  hat,  als  er 
Minister  geworden  war,  an  der  Seite  des  großen  Königs  und  des 
Großen  Kurfürsten.  Wer  wollte  daran  zweifeln?  An  der  Marne  ent- 
schied sich  im  September  1914  das  Schicksal  Wilhelms  II.  und  der 
deutschen  Monarchie.  Es  sind  damals  gerade  die  Getreuen  gewesen, 
diejenigen  Kreise,  die  heute  noch  die  Fahne  des  Kaiserreichs  hoch- 
halten, welche,  nachdem  der  Krieg  zum  Stehen  gekommen  war,  an 
der  Regierung  des  Reiches  eine  über  alles  vernünftige  Maß  hinaus- 
gehende und  die  Autorität  der  Krone  schwer  erschütternde  Kritik 
geübt  haben.  Weil  die  Führung  des  Heeres  in  der  Marneschlacht  ver- 
sagt hatte?  O,  nein!  Sondern  weil  man  dem  Reichskanzler  von  Beth- 
mann  Hollweg  zutraute,  daß  er  die  Konsequenzen  aus  unserer  mili- 
tärischen Lage  ziehen,  einen  „faulen"  Frieden  schließen  und  dazu  die 
Genehmigung  des  Kaisers  erlangen  werde.  Was  ging  die  preußischen 
Konservativen  aber  die  flandrische  Küste  an?  Warum  machten  sie  ge- 
meinsame Sache  mit  den  Alldeutschen?  Ihre,  der  Monarchisten, 
Sache  wäre  es  gewesen,  dafür  zu  sorgen,  daß  wenigstens  die 
Monarchie  erhalten  blieb,  nachdem  wir  die  Marneschlacht  verloren 
hatten.  Es  ist  eben  nicht  allein  die  flandrische  Küste  gewesen,  welche 
die  nationalen  Kreise  in  die  Opposition  gegen  die  Politik  des  obersten 
Kriegsherrn  getrieben  hat.  In  seiner  Osterbotschaft  vom  Jahre  1917 
hatte  der  Kaiser  und  König  die  Reform  des  preußischen  Landtags- 
wahlrechts angekündigt.  Es  lag  auf  der  Hand,  daß  er  sich  hierzu  nur 
hatte  bereit  finden  lassen,  weil  er  erkannt  hatte,  daß  die  Dynastie  in 
Gefahr  war.  Daß  die  Edelsten  der  Nation  ihrem  Könige  auf  diesem 
Wege  die  Gefolgschaft  versagten,  weil  sie  klüger  sein  wollten  als  die 
Krone  und  ihre  eigenen  Privilegien  nicht  preisgeben,  ist  die  historische 
Schuld  der  preußischen  Konservativen,  die  sie  heute  büßen  müssen, 
und  auch  ein  Beweis  dafür,  daß  der  alte  Preußengeist  erloschen  war. 
Der  König  hatte  in  einer  der  wichtigsten  politischen  Fragen  der 
Monarchie  sein  Wort  verpfändet,  seine  Getreuen  fielen  ihm  in  den 
Arm,  als  er  es  einlösen  wollte. 

Dieselben  Kreise  tragen    auch    die  Verantwortung    dafür,    daß 
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Hindenburg  in  den  Kerzen  des  deutschen  Volkes  den  Platz  eroberte, 
der  dem  Kaiser  gebührte.  Es  war  wieder  so  wie  zu  Bismarcks  Zeit: 
die  Liebe  des  Vaterlands  und  die  Liebe  des  freien  Manns  konzentrierte 
sich  auf  den  Helden,  nicht  auf  den  König.  Mußte  das  so  sein?  Wil- 
helm II.  hat  seines  hohen  und  schweren  Amtes  als  oberster  Kriegsherr 
so  trefflich  gewaltet,  daß  es  ein  leichtes  für  seine  Getreuen  gewesen  wäre, 
dem  Kaiser  zuzuwenden,  was  des  Kaisers  war.  Statt  dessen  haben  sie 
gejubelt,  als  Hindenburg  und  Ludendorff  auf  der  Höhe  des  Weltkrieges 
die  Kabinettsfrage  stellten,  um  den  Kaiser  zur  Entlassung  des  Reichs- 
kanzlers von  Bethmann  Hollweg  zu  zwingen.  Daß  die  beiden  Heer- 
führer damit  dem  obersten  Kriegsherrn  eine  Demütigung  zufügten,  die 
von  Wilhelm  II.  ja  auch  schwer  genug  empfunden  worden  ist,  haben 
die  „Monarchisten"  nicht  einmal  gemerkt,  und  die  wenigen,  denen  die 
Bedeutung  dieses  Vorganges  klar  war,  haben  geschwiegen.  Es  war 
doch  nicht  das  erstemal  in  der  preußischen  Geschichte  gewesen,  daß 
der  Feldherr  und  der  Staatsmann  vor  dem  Feinde  in  Konflikt  gerieten: 
Moltke  und  Bismarck  in  Nikolsburg.  Damals  hatte  der  Feldherr  den 
Eindruck,  als  ob  der  Staatsmann  den  Siegeslauf  der  Armee  aufhalten 
wollte.  Wenn  wir  Bismarck  glauben  dürfen,  so  haben  die  Generäle 
sogar  vor  ihm  ausgespuckt.  Aber  daß  Moltke  auch  nur  auf  die  Idee 
gekommen  sei,  von  dem  König  die  Entlassung  seines  Ministers  zu 
fordern,  oder  mit  seinem  eigenen  Rücktritt  zu  drohen,  wer  wollte  das 
für  möglich  halten? 

Zu  den  törichtsten  Sophismen  hat  immer  die  Ausrede  gehört  „ich 
bin  Monarchist,  aber  ich  kann  den  Monarchen  nicht  leiden".  Darin 
besteht  ja  gerade  das  Wesen  des  Royalismus,  daß  die  Liebe  zum  König 
dinglich  ist,  ad  rem  und  nicht  ad  personam,  wie  die  Juristen  sagen. 
Bismarck  erzählt  in  seinen  „Gedanken  und  Erinnerungen",  daß  Leo- 
pold von  Gerlach,  der  vertraute  Freund  Friedrich  Wilhelms  IV.,  wenn 
der  König  ungerecht  und  ungnädig  gewesen  war,  bei  seinen  häus- 
lichen Abendandachten  wohl  das  alte  Kirchenlied  angestimmt  habe 

„Verlasse  dich  auf  Fürsten  nicht, 
Sie  sind  wie  eine  Wiege: 
Wer  heute  Hosianna  spricht, 
Ruft  morgen  cruzifige!" 

„Aber  seine  Hingebung  für  den  König  erlitt  unter  diesem  christlichen 
Erguß  seiner  Verstimmung  nicht  die  mindeste  Abschwächung,  auch 
für  den  seiner  Meinung  nach  irrenden  König  setzte  er  sich  voll  mit 
Leib  und  Leben  ein,  wie  er  seinen  Tod  fast  eigenwillig  dadurch  her- 
beiführte, daß  er  hinter  der  Leiche  seines  Königs  bei  Wind  und  sehr 
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hoher  Kälte  stundenlang  im  bloßen  Kopie,  den  Helm  in  der  Hand, 
folgte." 

Wilhelm  IL  könnte  bei  seinen  Hausandachten  jenes  Kirchenlied 
ein  wenig  variieren  und  mit  noch  besserem  Rechte  als  der  General 
von  Gerlach  singen 

„Auf  Untertan  verlaß  dich  nicht, 

Sie  sind  wie  eine  Wiege: 

Wer  heute  Hosianna  spricht, 

Ruft  morgen  cruzifige!" 
Wenn  Bismarck  noch  lebte,  wie  würde  er  sich  heute  zu  dem  ver- 
bannten Kaiser  stellen?  Würde  er  Wilhelm  II.  heute  entgellen  lassen, 
daß  er  ihn  „zum  Hause  rausgeschmissen  hat"?  Als  sich  der  alte 
Fürst  zum  letztenmal  in  seinem  Leben  anschickte,  am  27.  Januar  die 
Gesundheit  Wilhelms  II.  auszubringen,  standen  ihm  die  Tränen  in  den 
Augen.  „Es  ist  ein  großer  Schmerz  für  mich,"  so  begann  er,  „daß  ich 
die  Gesundheit  meines  geliebten  Herrn  sitzend  ausbringen  muß."  Da 
rief  ihm  Schweninger  zu:  „So  stehen  Sie  doch  auf,  Durchlaucht!"  — 
„Sie  wissen  doch,  Herr  Professor,  daß  ich  nicht  auf  meine  Füße  treten 
kann,"  erwiderte  der  Fürst  unwillig.  —  Darauf  der  Leibarzt:  „Das  ist 
nur  Eigensinn,  Durchlaucht."  —  Der  Fürst  wurde  blaß  vor  Zorn,  be- 
herrschte sich  aber  und  sagte:  „Nun  gut,  dann  will  ich  auf  meine 
Füße  treten."  Und  er  erhob  sich  und  hielt  eine  so  warm  und  tief 
empfundene  Rede  auf  seinen  jungen  Herrn,  daß  alle  Teilnehmer  der 
Tafel  —  es  waren  mehr  als  zwanzig  Herren  geladen  —  tief  ergriffen 
waren.  Als  er  geendet  hatte,  befahl  der  Fürst  seinem  Diener:  „Nun 
trinken  wir  nur  noch  Moet  und  Chandon,  bringen  Sie  die  großen 
Gläser".  Bevor  er  die  Tafel  aufhob,  examinierte  er:  „Wie- 
viel Flaschen  haben  wir  getrunken?"  „Dreiunddreißig  Flaschen, 
Durchlaucht,"  war  die  Antwort.  Da  rief  der  Fürst:  „Das  war  recht,  so 
war  es  recht!"  Der  Freund  der  Familie  Bismarck,  der  an  dieser  Ge- 
burtstagsfeier teilgenommen  und  uns  diese  Geschichte  erzählt  hat, 
meinte:  „Nach  dieser  Rede,  die  die  schönste  war,  die  ich  je  von 
Bismarck  gehört  habe,  ist  es  meine  feste  Ueberzeugung,  daß  er 
Wilhelm  II.  trotz  aller  Feindschaft  geliebt  hat."  In  wievielen  deutschen 
Familien  wird  heute  noch  der  Geburtstag  des  Kaisers  gefeiert? 

Für  einen  königstreuen  Mann  müßte  es  sich  auch  ganz 
von  selbst  verstehen,  daß  der  preußische  Königs-  und  deutsche 
Kaiserthron  keinem  anderen  gebührt,  als  Wilhelm  IL,  oder 
allenfalls  seinem  ältesten  Sohne,  dem  Kronprinzen,  wenn  man 
den  Thronverzicht  des  Vaters  nicht  als  erzwungen  ansehen 
will.     Wer    seine    Hand    dazu    bietet,    einem    anderen    deutschen 
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Fürsten  den  Thron  der  angestammten  Dynastie  zu  verschaffen, 
bricht  seinem  König  die  Treue,  die  sich  doch  gerade  im  Un- 
glück bewähren  soll,  begeht  selbst  einen  revolutionären  Akt.  Ein 
Orleans  ist  kein  Bourbon,  und  ein  Witteisbacher  kein  Hohenzoller. 
Wie  wenig  verstehen  die  Leute,  die  heute  von  einem  Wahlkaisertum 
faseln,  von  dem  Wesen  der  Monarchie,  das  die  Legitimität  ist! 

Kehren  wir  noch  einmal  zu  den  Fehlern  Wilhelms  II.  zurück,  zu 
jenem  Lieblingsthema  deutschnationaler  Männer  und  Frauen,  wenn 
sie  sich  über  Politik  unterhalten.  Was  war  denn  der  Kardinalfehler 
Wilhelms  IL?  „Eurer  Majestät  Individualität  gravitiert  in  der  Rich- 
tung des  absoluten  Herrschers.  Sie  haben  sich  stark  dahin  entwickelt, 
Sie  sind  hart  und  rücksichtslos  —  auf  Kosten  des  Herzens,  das  Sie 
haben  .  .  .  alles  in  allem:  Autokratismus  auf  Kosten  der  Nützlichkeit 
für  den  Autokraten  selbst  —  und  für  sein  Volk  und  Land."  Diese 
ebenso  ernste  als  freimütige  Mahnung  hat  Fürst  Philipp  Eulenburg, 
der  gute  Geist  Wilhelms  IL,  im  September  1906  nach  einem  Aufenthalt 
in  Rominten  an  seinen  kaiserlichen  Freund  gerichtet.  Auch  die  An- 
hänger der  alten  Zeit  pflegen  heute  gerade  diejenigen  Schritte  Wil- 
helms IL  zu  tadeln,  die  er,  nach  ihrer  Meinung  wenigstens,  unter- 
nommen hat,  ohne  den  Rat  des  Reichskanzlers  einzuholen:  die  Nicky- 
briefe,  die  Hunnenrede,  den  vielberufenen  Brief  an  die  Königin  Victoria 
von  England  wegen  des  Burenkrieges  und  den  Björkövertrag  mit  dem 
Zaren  (vorausgesetzt,  daß  sie  so  tief  in  die  Geschichte  unserer  Zeit 
eingedrungen  sind);  kurz  die  ganze  Kabinettspolitik.  Ist  das  nicht 
ein  neuer  Beweis  dafür,  wie  recht  Philipp  Eulenburg  hatte,  als  er  an 
Holstein  schrieb,  daß  es  die  gebildeten  Stände  in  Deutschland  nicht 
mehr  ohne  innere  Auflehnung  ertragen  können,  wenn  ein  König  selbst 
regieren  will? 

Der  deutsche  Patriotismus  hat  das  monarchische  Element 
ausgeschieden.  Die  Deutschen  empfinden  nicht  mehr  monarchisch. 
Man  mache  eine  Probe  auf  das  Exempel  und  durchforsche 
die  Verbandszeitung  des  Bundes  der  Frontsoldaten,  den  „Stahlhelm", 
Jahrgang  für  Jahrgang,  ob  nicht  wenigstens  an  dieser  Stelle  eine  Spur 
von  monarchischer  Gesinnung  zu  entdecken  ist.  Schlägt  das  Herz 
der  alten  Soldaten  und  besonders  der  alten  Offiziere  noch  für  ihren 
obersten  Kriegsherrn?  Und  was  wird  man  da  finden?  Unendlich  viel 
Begeisterung  und  Verehrung  für  Hindenburg  und  die  anderen  Heer- 
führer, für  Heeringen,  für  die  Belows,  für  Sixt  von  Armin,  aber  keine 
Spur  von  Treue  und  Anhänglichkeit  an  den  Kaiser.  Selbst  Kaisers 
Geburtstag  lassen  sie  vorübergehen,  ohne  ihm  eine  Zeile  der 
Begrüßung  und  Verehrung  zu  widmen.  Der  Bund  der  Frontsoldaten 
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schweigt  den  obersten  Kriegsherrn  tot.  „Wenn  das  geschieht  am 
grünen  Holz,  was  soll  am  dürren  werden?" 

In  dem  Blatt  „Der  Stahlhelm"  Nr.  vom  9.  August  1925  befindet  sich 
unter  der  Ueberschrift  „Unser  Recht  auf  den  Staat"  einmal  eine  Aus- 
einandersetzung des  Bundes  der  Frontsoldaten  mit  der  monarchischen 
Staatsform!  „.  .  .  Deutschland  hat  auch  vor  der  Revolution  eine  Ver- 
fassung gehabt,  wir  hatten  eine  konstitutionelle  Monarchie,  die  sich 
ohne  die  Revolution  voraussichtlich  zu  einer  demokratischen 
Monarchie,  wie  sie  England  hat,  entwickelt  haben  würde.  Wenn  an 
der  Spitze  des  Reiches  heute  statt  eines  Mannes  aus  dem  Geschlechte 
derer  von  Hindenburg  ein  Hohenzoller  stünde,  so  würden  seine 
Macht-  und  Regierungsbefugnisse  auch  ohne  die  Revolution  nicht 
wesentlich  anders  beschaffen  sein,  als  es  die  des  Reichspräsidenten 
heute  sind.  Wir  verkennen  nicht  die  große  Bedeutung  einer  von 
Stimmungen  und  Interessenmehrheiten  unabhängigen,  also  erblich 
monarchischen  Spitze  und  wir  beklagen  es.  .  .  .  Im  Grunde  aber 
sind  die  Fragen  der  Staatsform  und  Reichsfarben  aber  nicht  die  ent- 
scheidenden Dinge.  .  .  Der  entscheidende  Punkt  und  das  Hauptziel 
unseres  Angriffes  ist  die  flache  und  geistlose  Demokratie.  .  .  Wir 
Frontsoldaten  sind  während  des  Krieges  und  in  den  Nachkriegsjahren 
Staatsbürger  geworden.  Wir  fühlen  uns  bewußt  als  Träger,  Ver- 
teidiger und  damit  auch  als  Teilhaber  des  Staates.  Wir  würden  auch 
ohne  Revolution  uns  nicht  mit  der  Rolle  des  von  oben  verwalteten 
Steuerzahlers  begnügt  haben".  Ist  das  die  Sprache  monarchisch 
empfindender  Männer?  In  den  letzten  Worten  versteigt  sich  der 
Artikelschreiber,  der  doch  jedenfalls  ein  hervorragendes  Mitglied  des 
Bundesvorstandes  ist,  sogar  zu  dem  Geständnis,  daß  die  alten  Front- 
soldaten, auch  wenn  keine  Revolution  gekommen  wäre,  den  alten 
Obrigkeitsstaat  nicht  mehr  geduldet  haben  würden. 

Graf  Westarp  hat  in  seiner  großen  Rede  auf  dem  deutsch- 
nationalen Parteitag  am  16.  November  1925  in  der  Locarnosache 
die  Behauptung  aufgestellt,  daß  die  monarchische  Staatsform 
der  Eigenart  unseres  Volkes  entspreche.  Nach  der  eben  mitgeteilten 
Probe  aus  dem  Bundesorgan  des  Stahlhelm  wird  der  Führer  der 
deutschnationalen  Partei  wohl  selbst  zugeben  müssen,  daß  bei  seiner 
Feststellung  der  Wunsch  der  Vater  des  Gedankens  gewesen  ist.  Noch 
verkehrter  ist  die  Ansicht,  die  der  Führer  der  Deutschnationalen  in 
demselben  Zusammenhange  vorgetragen  hat,  daß  allein  die  Monarchie 
die  auseinanderstrebenden  Kräfte  unseres  Volkes  zusammenfassen 
könnte.  Gewiß,  Bismarck  hat  auch  in  seinen  „Gedanken  und 
Erinnerungen"  noch  von  der  Tiefe  und  Gewalt  des  Einflusses  dynasti- 
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scher  Anhänglichkeit  auf  den  Deutschen  gesprochen,  während  sich 
die  germanischen  Stämme  des  Nordens,  die  Schweden,  Dänen  und 
Engländer,  von  dieser  „dynastischen  Sentimentalität"  ziemlich  frei 
erwiesen  hätten.  Der  große  Realpolitiker  würde  aber  nach  den 
Erfahrungen,  die  wir  inzwischen  gesammelt  haben,  jene  Behauptung 
des  Grafen  Westarp  als  „olle  Kamelle"  bespötteln:  Die  monar- 
chische Staatsform  soll  heute  noch  die  Kraft  haben,  die  Sozialdemo- 
kraten und  die  Deutschnationalen  zusammenzuhalten? 

Wer  wollte  sich  erlauben,  seine  Zeitgenossen  zu  schelten,  weil 
ihnen  die  Naivität  verlorengegangen  ist,  mit  der  frühere  Generationen 
zu  ihrem  König  als  zu  ihrem  angeborenen  Herrn  emporgeblickt 
haben?  Tempora  mutantur  et  nos  mutamur  in  Ulis!  Wer  wollte  mit 
den  deutschnationalen  Männern  und  Frauen  rechten,  die  es  heute 
freimütig  bekennen,  daß  sie  gar  nicht  wünschen,  daß  Wilhelm  II.  auf 
den  Thron  zurückkehre,  oder  daß  der  Kronprinz  den  Thron  besteige. 
Allen  denen  aber2  die  heute  noch  Wilhelm  II.  lieben  und 
verehren  —  trotz  der  bösen  Schrift  des  Grafen  Zedlitz  und  der 
spöttischen  Briefe,  die  der  Großadmiral  Tirpitz,  der  Ehrenvorsitzende 
der  deutschnationalen  Reichstagsfraktion,  über  den  obersten  Kriegs- 
herrn während  des  Krieges  an  seine  Frau  geschrieben  und  nach  dem 
Kriege  veröffentlicht  hat  —  weil  er  unser  letzter  deutscher  Kaiser 
gewesen  ist  und  weil  sie  als  treue  Monarchisten  nicht  anders  können, 
drücke  ich  im  Geiste  die  Hand.  Und  unter  ihnen  mit  besonderer 
Wärme  jenem  Major  von  den  Ulanen,  der  mir  einmal  mit  Tränen  in 
den  Äugen  erzählte,  wie  schwer  eine  deutschvölkische  Zeitung 
Wilhelm  II.  beschimpft  habe,  wie  er  nach  der  Redaktion  gegangen  sei, 
um  sich  zu  beschweren,  und  wie  man  ihm  geantwortet  habe:  der  Ar- 
tikel stamme  von  einem  ehemaligen  preußischen  Generalstabsoffizier. 
Zwischen  uns  und  jenen  Lippendienern  aber,  die  ihrem  König  die 
Treue  gebrochen  haben  und  sich  dennoch  auf  ihre  Feindschaft  gegen 
die  Demokratie  etwas  einbilden,  ziehen  wir  einen  dicken  Trennungs- 
strich. Es  ist  etwas  anderes,  ob  die  Vende'e  ihren  angestammten 
König  auf  den  Thron  zurückführen  will  oder  ob  es  eine  Partei,  die 
dem  monarchischen  Gedanken  selbst  abtrünnig  geworden  ist,  unter- 
nimmt, den  Bürgerkrieg  zu  entfesseln,  nachdem  sich  die  Pforten  des 
Janusbogens  eben  erst  geschlossen  haben.  Wer  seine  Hand  gegen  die 
Verfassung  von  Weimar  erhebt,  obgleich  er  sich  bei  gewissenhafter 
Prüfung  selbst  sagen  muß,  daß  er  nichts  besseres  an  ihre  Stelle  zu 
setzen  hat,  ist  ein  politischer  Frevler  oder  ein  Tor. 

In  der  Politik  ist  alles  so  einfach:  Wenn  sich  die  Monarchie  über- 
lebt hat,  muß  man  die  Demokratie  an  ihre  Stelle  setzen. 
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DER  ZUG  DER  ZEIT 

Die  Monarchie  hat  ihre  Zeit  gehabt.  „Wenn  das  Salz  dumm 
wird,  womit  soll  man  salzen?"  Es  ist  höchste  Zeit,  daß  wir  Deutsche 
den  geozentrischen  Standpunkt,  wenn  wir  so  sagen  dürfen,  mit  dem 
heliozentrischen  vertauschen  und  in  Erdteilen  denken,  wie  Spengler 
einmal  sich  ausgedrückt  hat.  Der  deutsche  Mensch  repräsentiert  nicht 
die  Menschheit  und  erst  recht  nicht  der  deutschnationale.  Darüber 
müssen  wir  uns  endlich  einmal  klar  werden.  Der  Geist  der  Antike  war 
republikanisch,  im  Gegensatz  zu  dem  Gottesgnadentum  des  Orients. 
Die  Griechen  im  Vaterland  und  in  den  Kolonien  waren  bis  au!  das 
Häuflein  der  Spartaner  Demokraten,  und  auch  im  alten  Rom  haben 
die  Demokraten  über  die  Aristokraten  den  Sieg  davon  getragen. 

Und  wenn  wir  unsere  Blicke  über  die  heute  von  Menschen  be- 
wohnte Erde  wandern  lassen,  so  gewinnen  wir  folgendes  Bild:  Beide 
Hälften  der  westlichen  Halbkugel  haben  längst  die  Einrichtungen, 
Sitten  und  Gebräuche  der  Demokratie  angenommen,  insgesamt  etwa 
150  Millionen  Menschen.  Ebenso  wie  Nord-  und  Südamerika  ist  das 
britische  Weltreich,  das  mehr  als  ein  Drittel  der  ganzen  bewohnten 
Erde  in  beiden  Hemisphären  umfaßt,  eine  Demokratie,  trotz  der  monar- 
chischen Spitze,  die  das  Empire  krönt  wie  der  goldne  Knauf  den 
Kirchturm.  In  Kanada,  in  Australien,  in  Südafrika  leben  nur  Demo- 
kraten. Im  englischen  Mutterlande  ist  während  des  Weltkrieges  das 
allgemeine,  gleiche  Wahlrecht  eingeführt  worden,  die  Engländer  haben 
sich  sogar  genötigt  gesehen,  nach  dem  Weltkriege  Indien  eine  Art  von 
Volksvertretung  zu  gewähren.  „Angesichts  der  Blutopfer,  welche  die 
indischen  Soldaten  auf  den  Schlachtfeldern  Palästinas  und  Mesopo- 
tamiens für  Englands  Sache  gebracht  haben".  Frankreich,  dem  durch 
den  Frieden  von  Versailles  die  Hegemonie  auf  dem  europäischen  Kon- 
tinent zugefallen  ist,  ist  seit  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  ein 
demokratisch   regiertes    Gemeinwesen,    die  Schweiz   seit  Menschen- 
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gedenken.  Italien  hat  ebenfalls  während  des  Krieges  das  allgemeine, 
gleiche  Wahlrecht  eingeführt.  Demokratien  sind  auch  die  Tschecho- 
slowakei und  Polen,  die  Türkei  und  Aegypten.  Die  Könige  von  Spanien, 
Holland,  Belgien,  Schweden,  Norwegen,  Dänemark,  Bulgarien  und 
Jugoslawien  sind  heute  zu  derselben  Einrlußlosigkeit  verurteilt  wie 
die  Könige  von  England  und  Italien.  Griechenland  hat  soeben  seinen 
Monarchen  vertrieben. 

Wo  gibt  es  heute  noch  eine  kraftvolle  Monarchie?  Es  gibt  nur  noch 
eine  Großmacht  in  der  Welt,  die  keine  Demokratie  ist,  Japan,  wo  nur 
2  v.  H.  der  Bevölkerung  wahlberechtigt  sein  sollen.  Auf  einer  Weltkarte, 
die  unter  dem  Gesichtspunkt  entworfen  wäre,  zu  welcher  Staatsform 
sich  die  Menschen  bekennen,  würden  also  die  Monarchisten  verlorene 
Punkte  bilden,  die  man  mit  dem  Vergrößerungsglas  suchen  müßte. 

Die  Menschen  des  20.  Jahrhunderts  sind  Demokraten,  empfinden 
demokratisch,  regeln  ihre  öffentlichen  Angelegenheiten  nach  demo- 
kratischen Methoden.  Daß  es  trotzdem  in  jedem  Lande  eine  Rechte 
und  eine  Linke  gibt,  versteht  sich  von  selbst,  aber  auf  die  Staatsform 
beziehen  sich  diese  Parteiunterschiede  nicht.  Die  Republikaner  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  die  Konservativen  in  Eng- 
land sind  ebensogut  Demokraten,  wie  die  „Demokraten"  und  die 
Liberalen  und  Labour-Party.  Die  Großmächte,  die  heute  die  Welt 
regieren,  sind  Demokratien:  England,  Amerika,  Frankreich,  und 
wollen  nichts  anderes  sein.  Ist  das  auch  kein  Argument  in  den  Augen 
unserer  Machtanbeter? 

Im  Weltkriege  sind  die  Kaisermächte  von  den  Demokratien  besiegt 
worden.  Den  Ausschlag  haben  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
gegeben,  die  den  Kaiserismus  und  Militarismus  vernichten  wollten. 
Unterwerfen  wir  uns  dem  Gottesurteil.  Wir  sind  zur  Demokratie  ver- 
urteilt worden,  obgleich  wir  heute  noch  nicht  wissen,  warum,  und 
müssen  nun  aus  der  Not  eine  Tugend  machen,  nachdem  wir  von  dem 
Rechte  des  Verurteilten,  seinen  Richter  zu  schelten,  ausgiebigen  Ge- 
brauch gemacht  haben.  Ob  die  demokratische  Regierungsmethode 
besser  oder  schlechter  ist  als  unsere  alte  Regierungsweise,  ob  nicht 
die  konstitutionelle  Monarchie  der  Demokratie  insofern  überlegen  ist, 
als  sie  nicht  nur  dem  Despotismus  der  Fürsten,  sondern  auch  dem 
Despotismus  der  Masse  Schranken  zieht,  ist  eine  müßige  Frage.  Wir 
Menschen  sind  nicht  Herren  unseres  Schicksals,  weder  im  privaten 
noch  im  öffentlichen  Leben.  In  diesem  haben  wir  nur  die  Augen  auf- 
zumachen, damit  wir  die  große  Linie  erkennen  können,  auf  der  sich 
die  politische  Entwicklung  der  Menschheit  und  mit  ihr  unsere  eigene 
bewegt  und  uns  vor  den  Tatsachen  in  Demut  zu  beugen,  wir  mögen 
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Philosophen  sein  oder  Christen.  Es  ist  der  Finger  Gottes,  der  den 
Menschen  ihren  Weg  weist,  der  in  Wahrheit  der  seine  ist.  Auch  wenn 
wir  den  Krieg  nicht  verloren  hätten  und  uns  die  Revolution  erspart 
geblieben  wäre,  würde  Deutschland  doch  über  kurz  oder  lang  das 
geworden  sein,  was  es  heute  ist,  eine  Demokratie,  vielleicht  mit 
monarchischer  Spitze  als  Zierrat  nach  englischem  Muster.  Un- 
widerstehlich ist  der  Zug  der  Zeit. 

Es  muß  befremden,  daß  unsere  deutschnationalen  Landsleute 
den  Anhängern  der  Zentrumspartei,  die  doch  den  ausschlaggebenden 
Einfluß  auf  die  Geschicke  des  neuen  Deutschland  gehabt  und  schon 
drei  Reichskanzler  gestellt  hat,  während  die  Demokraten  wegen  ihrer 
geringen  Zahl  in  jeder  der  wechselnden  Regierungen  nur  über  einige 
Ministersessel  verfügt  haben,  ihre  Abneigung  gegen  die  Demokratie 
viel  weniger  entgelten  lassen,  als  den  Mitgliedern  der  Partei,  die  sich 
selbst  die  demokratische  nennt,  wenn  sie  auch  einzelne  Zentrums- 
führer, wie  Erzberger  und  Wirth,  auf  das  Leidenschaftlichste  verfolgt 
haben.  In  dieser  Schonung,  man  könnte  auch  von  einer  kleinen 
Schiebung  sprechen,  kommt  der  Respekt  zum  Ausdruck,  den  die 
Konservativen  vor  der  mächtigen  katholischen  Kirche  empfinden, 
der  konservativsten  von  allen  Großmächten,  die  alle  Wandlungen  und 
Revolutionen  der  Geister  und  der  Verfassungen  überdauert  hat.  So 
wollen  wir  unsere  deutschnationalen  Freunde  daran  erinnern,  daß 
vor  dem  Heiligen  Vater  in  Rom  die  Demokratie  ebensogut  von 
Gottes  Gnaden  ist,  wie  die  Monarchie.  Sub  specie  quadam  aeterni 
ist  die  Staatsform  eine  Erscheinung,  die  dem  Wechsel  der  Zeiten 
unterworfen  ist,  wie  alle  menschlichen  Einrichtungen.  Die  Schule 
des  Thomas  von  Aquino  lehrte  sogar,  daß  jede  Obrigkeit,  die  sich  im 
Besitz  der  tatsächlichen  Macht  befindet,  von  Gott  ist.  Oder  wäre  es 
möglich,  daß  sich  alles  in  dieser  Welt  ändert,  der  Glaube  an  Gott,  die 
Weltanschauung,  die  Begriffe  von  Moral,  Kunst  und  Schönheit,  das 
Recht,  die  Wirtschaft,  die  Sitten,  Gewohnheiten  und  Gebräuche,  ja 
selbst  das  menschliche  Antlitz,  und  nur  die  Staatsform  wäre  ewig? 
Die  Deutschnationalen  sollten  erkennen,  daß  auch  die  Revolution  von 
1918  nichts  weiter  war  als  einer  jener  Rucke,  in  denen  die  Evolution 
der  Menschheit  sich  zu  vollziehen  pflegt,  „nachdem  das  Neue,  das  so 
plötzlich  an  die  Oberfläche  tritt,  das  Alte  im  Verborgenen  längst 
unterwühlt  hatte". 

Unter  dem  deutschen  Idealismus  verstehen  wir  die  Welt- 
anschauung, die  daran  glaubt,  daß  die  Menschheit  von  Stufe  zu 
Stufe  aufwärts  schreitet,  bis  sie  einmal  das  Ideal  erfüllt  haben  wird 
(wenn  sie  es  je  erfüllt),  das  ihr  Gott  vorgezeichnet  hat. 
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Und  solang  du  das  nicht  hast, 
Diese  Stirb  und  Werde, 
Bist  du  nur  ein  trüber  Gast 
Auf  der  dunklen  Erde. 

Es  ist  die  Weltanschauung  der  großen  Geister  unseres  Volkes: 
Leibniz,  Lessing,  Herder,  Kant,  Fichte,  Hegel,  Goethe  und  Schiller. 
Glaubt  unser  Volk,  soweit  es  überhaupt  gläubig  ist,  auch  heute  noch 
an  das  Gesetz  der  Entwicklung?  Wenn  es  der  Fall  wäre,  so  müßten 
doch  vor  anderen  die  deutschen  Christen  auch  in  der  Wandlung,  die 
wir  soeben  erlebt  haben,  den  Plan  Gottes  erkennen.  In  der  Brüder- 
gemeinde Herrnhut  sind  aber  bei  den  Reichstagswahlen  am 
7.  Dezember  1924  von  805  Stimmen  nur  83  für  den  demokratischen 
Kandidaten  abgegeben  worden,  für  den  deutschnationalen  213  und 
für  den  Kandidaten  der  Deutschen  Volkspartei  420.  Auch  deutsch- 
völkische  Stimmen  haben  nicht  gefehlt.  Die  Wahlbeteiligung  war  die 
denkbar  größte.  Die  frömmsten  unter  unseren  evangelischen  Christen, 
die  es  mit  der  Nachfolge  Christi  am  ernstesten  nehmen,  erblicken  also 
in  dem  Uebergang  unseres  Volkes  vom  Obrigkeits-  in  den  Volks- 
staat nichts  als  Menschen-,  wenn  nicht  sogar  Teufelswerk.  Ob  sich 
die  Völker  von  einem  König  regieren  lassen  oder  ob  sie  sich  selbst 
regieren,  ob  nur  die  Besitzenden  oder  alle,  die  Menschenantlitz  tragen, 
zur  Teilnahme  an  der  Herrschaft  berufen  sind,  ist  eine  Frage,  auf 
welche  ihr  religiöses  Gewissen  keine  Antwort  gibt.  Ob  sich  die 
Völker  in  blutigen  und  grausamen  Kriegen  zerfleischen  oder  als  die 
Vereinigten  Staaten  der  Welt  einen  Bund  des  ewigen  Friedens  er- 
richten, ist  vor  dem  höchsten  Wesen,  das  die  lutherischen  Christen 
anbeten,  irrelevant. 

Wie  erklärt  sich  dieses  Phänomen?  Der  Christ  empfängt  seine 
Rechtfertigung  nach  der  Lehre  Luthers  nicht  durch  die  Werke,  son- 
dern durch  den  Glauben.  Die  sittliche  Betätigung  ist  deshalb  kein 
Element,  sondern  nur  eine  Frucht  des  Glaubens,  allerdings  eine  not- 
wendige. Nach  der  Auffassung  der  Lutheraner  ist  Jesus  nicht  der 
Hirte  der  Völker,  sondern  der  Arzt  der  Seelen,  der  Sünderheiland. 
Mein  Reich  ist  nicht  von  dieser  Welt,  hat  Jesus  gesagt.  Der  evange- 
lische Christ  hat  aus  dieser  Verkündung  die  Folgerung  gezogen,  daß 
die  Politik  ein  Gebiet  sei,  auf  dem  er  keine  Früchte  zu  ziehen  brauche, 
sondern  nach  seinem  eigenen  Ermessen  schalten  und  walten  dürfe. 
So  konnte  es  kommen,  daß  in  der  Seele  der  Frommen  die  edelste 
der  Leidenschaften,  die  Vaterlandsliebe,  die  höchste  der  Tugenden 
die  Nächstenliebe  zurückdrängte  und  der  deutsche  Idealismus  in  dem 
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religiösen  Bewußtsein  unseres  Volkes  keine  Wurzeln  schlug.  Aber 
was  soll  diese  Betrachtung,  wenn  es  Tatsache  ist,  daß  der  Glaube 
seine  Herrschaft  über  das  deutsche  Gemüt  längst  verloren  hat?  Sind 
auch  die  Quellen  versiegt,  die  Ströme,  die  aus  ihnen  entsprungen, 
haben  dennoch  das  Erdreich  befruchtet.  Die  Ethik  des  deutschen 
Volkes  ist  die  christliche  und  zwar  in  der  Prägung,  die  sie  durch  die 
Reformation  erhalten  hat.  In  der  Abneigung  so  vieler  der  Besten 
unseres  Volkes  gegen  die  Demokratie  spiegelt  sich  der  Geist 
des  Luthertums  wider,  der  in  dieser  Welt  und  ihren  Einrichtungen 
nur  das  Reich  der  Sünde  sieht,  das  mit  dem  Reiche  der  Gnade  keine 
Gemeinschaft  hat:    der  lutherische  Pessimismus. 

Wir  Lutheraner  sind  aber  nur  ein  kleines  Fähnlein  in  der  großen 
Ecclesia  militans  der  evangelischen  Christenheit.  Der  Welt- 
protestantismus ist  calvinistisch,  und  Calvin  wollte  die  Welt  heiligen. 
Die  evangelischen  Christen  in  England,  in  Amerika  und  in  Frankreich 
betrachten  denn  auch  das  politische  Leben  als  „einen  Gegenstand 
der  Pflichterfüllung",  um  mit  Fichte  zu  reden.  Daß  die  Engländer, 
Amerikaner  und  Franzosen  infolge  dieser  Betrachtungsweise  ihrer 
christlichen  Volksgenossen  nun  immer  auch  eine  christliche  Politik 
getrieben  hätten,  wer  wollte  das  behaupten?  Die  imperialistische 
Gedankenwelt  der  Engländer  hat  aber  trotzdem  einen  calvinistischen 
Einschlag.  „Indem  er  seine  Institutionen  verbreitet,  glaubt  der  Eng- 
länder, der  Menschheit  zu  dienen"  (Schulze-Gävernitz).  Der  Vater 
dieser  Gedankenwelt  ist  Carlyle,  ein  Puritaner,  der  sich  von  der  Auf- 
klärung zu  den  Grundsätzen  des  deutschen  Idealismus  bekehrt  hatte. 
Nach  dem  Weltkriege  ist  das  Senfkorn  aufgegangen,  und  es  ist  ohne 
Zweifel  der  Optimismus  und  Tätigkeitsdrang  der  englischen  und  be- 
sonders der  amerikanischen  Christen  gewesen,  die  die  Menschheit 
nach  Genf  und  nach  Locarno  geführt  haben.  Wilson,  der  Calvinist, 
hat  Amerika  einmal  als  den  Streiter  der  Menschheit  bezeichnet; 
kraft  seiner  Größe  und  Macht  und  seiner  ungeheuren  Möglichkeiten 
sei  dieses  Land  nicht  zur  Herrscherin  unter  den  Nationen,  sondern 
zur  Dienerin  bestimmt.  Es  ist  der  Geist  des  Calvinismus,  der  aus 
diesen  Worten  spricht,  aus  dem  auch  der  große  Gedanke  des  Völker- 
bundes geboren  wurde.  Weil  die  englischen  und  amerikanischen 
Christen  dieses  Geistes  Kinder  sind,  sind  sie  auch  in  ihrer  über- 
wältigenden Mehrheit  Demokraten.  Freiheit,  Gleichheit  und  Selbst- 
bestimmung sind  in  ihren  Augen  christliche  Grundsätze.  Kann 
ein  Quäker  etwas  anderes  sein  als  Demokrat,  da  er  doch  zur  Gesell- 
schaft der  Menschenfreunde  gehört?  Die  Herbeiführung  der  Freiheit 
in  der   vollkommensten   Staatsverfassung   ist   übrigens    auch   nach 
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Kant  das  Ziel  der  Geschichte,  als  des  Prozesses  des  äußeren 
Zusammenlebens  vernünftiger  Wesen. 

Es  war  kein  erhebendes  Schauspiel,  das  die  deutschen  Delegierten 
auf  der  Weltkirchenkonferenz  in  Stockholm  im  August  des  Jahres 
1925  geboten  haben.  Als  ob  es  sich  nicht  ganz  von  selbst  verstünde, 
daß  es  für  die  Nachfolger  Christi  keine  köstlichere  Aufgabe  geben 
kann,  als  diejenige,  dem  Frieden  unter  den  Völkern  zu  dienen.  Es 
muß  christlich  sein,  christlich  zu  handeln.  Mögen  sich  andere  der 
nationalen  Belange  annehmen!  Es  sind  die  Deutschen  gewesen,  die 
in  Stockholm  die  Stärkung  des  Yölkerbundgedankens  nicht  als  eine 
Angelegenheit  der  ganzen  Christenheit  betrachtet  haben. 

In  demselben  Sinne  wie  der  Weltprotestantismus  hat  die  katho- 
lische Kirche  das  große  Problem:  Gott  und  die  Welt  gelöst.  Möge  die 
Zeit  nicht  mehr  fern  sein,  in  der  auch  das  Häuflein  der  deutschen 
Lutheraner  diese  Lösung  annehmen  wird.  Denn  nur  wenn  der 
Aktivismus  und  Optimismus  der  amerikanischen  Christen,  ihr 
Reformeifer,  die  Welt  erobert  und  der  Geist  der  Versöhnung  nicht  nur 
der  Völker,  sondern  auch  der  Klassen  den  Sieg  erringt,  wird  es  ge- 
lingen, die  Gefahr  der  Weltrevolution  zu  beschwören.  Demokratie 
oder  Bolschewismus,  das  ist  die  Frage. 

Der  erste  Einbruch  der  Demokratie  in  die  deutsche  Reichs- 
verfassung, die  Bismarcks  Züge  trug,  erfolgte  während  des  Welt- 
krieges. Die  Bresche  hatte  seinerzeit  der  Gründer  des  Reiches  selbst 
gelegt,  als  er  das  allgemeine  gleiche  direkte  Reichstagswahlrecht  in 
die  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  einfügte.  Nun  war,  im 
Krieg,  ein  Funke  von  dem  Feuer,  das  die  Revolution  im  März  1917 
in  Rußland  angefacht  hatte,  nach  Deutschland  geflogen.  Im  Mai  1917 
begann  der  Kampf  des  deutschen  Parlamentes  mit  der  Krone.  Ein 
Verfassungsausschuß  wurde  konstituiert.  Die  Linke,  zu  der  sich 
auch  das  Zentrum  und  die  liberalen  Parteien  schlugen,  forderte  ver- 
antwortliche Reichsminister,  Errichtung  eines  Staatsgerichtshofes 
und  Gegenzeichnung  der  Offizierspatente  durch  den  Kriegsminister. 
Einige  Wochen  später  nahm  der  Reichstag  die  Bestimmung  der 
Friedensbedingungen  der  Regierung  aus  der  Hand  und  faßte  auf 
Betreiben  Erzbergers  jene  Resolution,  die  der  Welt  verriet,  daß  weite 
Kreise  im  deutschen  Volke  den  Tauchbootkrieg  als  gescheitert  an- 
sahen. In  demselben  Augenblicke,  als  das  Parlament  sich  anschickte, 
der  Regierung  das  Heft  zu  entwinden,  stürzten  unsre  Heerführer  den 
Reichskanzler  von  Bethmann  Hollweg,  dessen  Autorität  allein  im- 
stande gewesen  wäre,  den  Sturm  zu  beschwören.  Sein  Nachfolger 
mußte  es  sich  gefallen  lassen,  daß  ihm  ein  Ausschuß  aus  Bundesrat 
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und  Reichstag  „zur  Beratung  über  wichtige  Fragen  der  auswärtigen 
Politik"  an  die  Seite  gesetzt  wurde.  Durch  ein  Tadelsvotum  des 
Reichstags  ist  er  nach  kurzer  Ämtsdauer  gezwungen  worden,  zurück- 
zutreten. 

Daß  nach  den  unerhörten  Opfern,  die  der  Krieg  dem  deutschen 
Volke  auferlegt  hatte,  eine  Demokratisierung  unserer  Verfassungs- 
zustände  durch  eine  Erweiterung  der  Yolksrechte  nicht  ausbleiben, 
daß  der  Parlamentarismus,  von  der  Mehrheit  des  Volkes  einmal  ge- 
fordert, nicht  mehr  verweigert  werden  konnte,  verstand  sich  eigent- 
lich von  selbst.  Schon  die  historische  Analogie  war  zwingend.  Um 
die  Zimbern  und  Teutonen  abzuwehren,  hatte  Marius  Hundert- 
tausende von  Plebejern  und  Italikern  in  sein  Heer  aufnehmen  müssen, 
obwohl  sie  das  Bürgerrecht  nicht  besaßen.  Sie  erhielten  es  nach 
dem  Siege.  „Die  militärischen  Notwendigkeiten  beherrschen  nun 
einmal  die  Welt",  sagt  Ranke.  Auch  in  der  Wiener  Schlußakte  von 
1815  haben  die  deutschen  Regierungen  ihren  Völkern  eine  Verfassung 
versprechen  müssen  als  Entgelt  für  die  Opfer,  die  ihnen  die 
Befreiungskriege  auferlegt  hatten.  Aus  demselben  Grunde  haben 
sich  ja  auch  die  regierenden  Kreise  in  England  genötigt  gesehen,  dem 
Volk  während  des  Weltkrieges  das  allgemeine  gleiche  Wahlrecht  zum 
Unterhause  zu  schenken.  Die  Lords  sind  weiser  gewesen  als  das 
preußische  Herrenhaus,  das  die  Reform  des  Landtagswahlrechts  erst 
bewilligt  hat,  nachdem  das  Ereignis  bereits  eingetreten  war,  das  durch 
die  Reform  gerade  verhindert  werden  sollte:  die  Revolution. 

Der  Zeitpunkt  allerdings,  den  die  Linke  des  Reichstags  für  ihren 
plötzlichen  Vorstoß  gewählt  hatte,  war  der  denkbar  unglücklichste. 
Der  Reichskanzler  von  Bethmann  Hollweg  sagt  darüber  in  seinen 
„Betrachtungen  zum  Weltkriege":  „Das  Gespenst  eines  vom  Kaiser 
losgelösten  Parlamentheeres  tauchte  auf.  Die  kaiserliche  Kommando- 
gewalt schien  angetastet.  Und  das  mitten  im  Kriege,  wo  Tausende 
von  Offizieren  am  Feinde  standen,  wo  schon  Tausende  der  grüne 
Rasen  deckte!  Die  Erregung  war  ungeheuer.  Blind  gegen  Imponde- 
rabilien, die  doch  wahrlich  nicht  mit  der  Laterne  gesucht  zu  werden 
brauchten,  wälzte  die  Linke  des  Reichstages  in  unentschuldbarem 
Betätigungsdrange  meiner  Politik  die  größten  Steine  in  den  Weg  .  .  . 
Konsequenter  Fortschritt  auf  dem  mit  der  Osterbotschaft  ein- 
geschlagenen Wege  ist  mir  nur  durch  diese  Aktion  der  Linken  auf 
Wochen  verbaut  worden.  Meine  auch  in  einzelnen  Details  vorbereitete 
Absicht  der  Berufung  geeigneter  Parlamentarier  auf  Ministerposten 
im  Reiche  und  in  Preußen  ließ  sich  vorderhand  nicht  ausführen." 
Schon  Bismarck  hatte  ja  über  die  „Borniertheit"  der  preußischen  Fort- 
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schrittspartei  Klage  geführt  als  es  nach  dem  Kriege  1866  darauf  an- 
kam, jeden  inneren  Zwiespalt  zu  vermeiden,  „bis  zur  Sicherstellung 
unserer  nationalen  Ziele  nach  außen". 

Die  Demokratie  hat  sich  in  Deutschland  also  sehr  schlecht  ein- 
geführt. Die  Schuld,  die  im  Kriege  die  Parteien  der  Linken  dadurch 
auf  sich  geladen  haben,  daß  sie  den  Verfassungskonflikt  aufwarfen, 
als  das  Heer  noch  unter  Waffen  stand,  wiegt  aber  nicht  so  schwer, 
als  die  Kriegssünde  der  sogenannten  nationalen  Parteien.  Seitdem 
die  Patrioten  witterten,  daß  der  Reichskanzler  von  Bethmann  Hollweg 
nach  dem  Scheitern  der  Offensive  im  Sommer  1914  entschlossen  war, 
einen  Frieden  auf  der  Grundlage  des  Status  quo  ante  zu  schließen, 
sobald  sich  eine  Möglichkeit  dazu  bot,  haben  sie  alle  Hunde  gegen 
den  leitenden  Staatsmann  losgelassen,  um  ihn  zu  stürzen  und  dem 
Kaiser  ihren  Eroberungswillen  aufzuzwingen.  Wie  hypnotisiert 
starrten  sie  nach  der  flandrischen  Küste.  Wenn  der  Reichskanzler 
von  Bethmann  Hollweg  nicht  gestürzt  worden  wäre,  hätte  Deutsch- 
land nach  der  Meinung  des  päpstlichen  Nuntius  Pacelli  einen  er- 
träglichen Frieden  bekommen.  Diese  Meinung  ist  jüngst  auch  von 
dem  Kardinal  Faulhaber  in  München  ausgesprochen  worden.  „Weil 
die  deutsche  Regierung  nicht  nach  Canossa  gehen  wollte,  mußte  sie 
nach  Genua  gehen."  In  die  Laiensprache  übersetzt  soll  das  heißen, 
weil  der  Nachfolger  Bethmann  Hollwegs  die  päpstliche  Friedens- 
vermittlung ausgeschlagen  hat,  hat  Deutschland  den  Krieg  verloren. 
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DER  DEMOKRATISCHE  GEDANKE 

Der  deutsche  Philister  hat  einen  Abscheu  vor  der  Demokratie. 
In  seinen  Augen  ist  sie,  die  doch  die  ganze  Welt  erobert  hat,  mit  einem 
Makel  behaftet.  Dem  monarchischen  Gedanken  ist  er  untreu  ge- 
worden und  kann  sich  doch  nicht  entschließen,  den  demokratischen 
Gedanken  zu  erfassen,  eine  echte  Hamletnatur. 

Uebrigens  sind  Republik  und  Demokratie  verschiedene  Begriffe. 
Es  hat  auch  aristokratische  Republiken  gegeben:  das  alte  Rom, 
Sparta,  Venedig,  Genua,  Polen,  die  Niederlande.  Aber  die  aristo- 
kratische Republik  gehört  der  Vergangenheit  an.  „Heute  kann  man 
wohl  sagen,  wenn  auch  fast  in  jedem  reich  entwickelten  Volke 
aristokratische  Elemente  sich  finden,  ist  in  Europa  außer  der  Theo- 
kratie  keine  Staatsform  so  unmöglich  geworden  wie  die  rein  aristo- 
kratische Republik.  Die  Elemente  sind  nicht  mehr  vorhanden;  es 
gehört  dazu,  daß  die  Masse  des  Volkes  sich  trösten  läßt  und  mit  Er- 
gebenheit die  Ueberlegenheit  der  Herrenstände  achtet . . .  heutzutage 
wird  keine  Kunst  der  Welt  mehr  eine  solche  Gesinnung  hervor- 
zaubern, und  fast  mit  Sicherheit  kann  man  behaupten,  daß  Europa  nie 
wieder  aristokratische  Republiken  sehen  wird."  Dieses  Urteil 
Treitschkes  stammt  aus  dem  Anfange  der  90er  Jahre  des  vorigen 
Jahrhunderts. 

Haben  sich  seitdem  in  unserem  Volke  die  aristokratischen 
Elemente  vermehrt?  Im  Gegenteil,  durch  den  Zusammenbruch 
unserer  Währung  nach  dem  Kriege  sind  so  viele  gute  Elemente  unter- 
gegangen und  so  viele  fragwürdige  heraufgekommen,  daß  heute  für 
ein  aristokratisches  Regiment  mehr  als  je  die  Voraussetzung  fehlt. 
Daß  die  Masse  des  Volkes  bescheidener  und  zufriedener  mit  ihrem 
Lose  geworden  sei,  seit  Treitschke  jenes  Urteil  gefällt  hat,  wird  auch 
niemand  behaupten  wollen.  Deutschland  hat  also  keine 
andere  Wahl  als  die  demokratische  Republik,  wenn 
esnuneinmal  die  Republikseinmuß. 

Der    Demokratismus    ist    die    gemeinsam©   Ueberzeugung    der 
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meisten  modernen  Menschen  davon,  daß  es  der  menschlichen  Würde 
entspricht,  wenn  sich  die  Völker  selbst  regieren  nach  einer  Ver- 
fassung, die  allen  Staatsbürgern  gleiche  Rechte  gewährt  und  gleiche 
Pflichten  auferlegt.  Selbstregierung  und  Gleichheit  vor  dem  Gesetz 
sind  die  beiden  Leitsterne  der  Demokratie.  Virtü  hat  Macchiavelli 
die  Geistesverfassung  genannt,  der  die  Herrschaft  eines  einzelnen  un- 
erträglich ist.  Der  Demokratismus  ist  ein  Kulturbesitz,  ein 
Schatz  von  Gefühlen  und  Meinungen,  eine  in  Hunderten  von  Millionen 
lebendige  Vorstellung  von  der  besten  der  Staatsformen,  ein  Staats- 
ideal, ein  Glaube,  ein  „affektbetonter  Begriff"  der  Staatsphilosophie, 
(nicht  der  Ethik). 

Renaissance  und  Aufklärung  waren  die  großen  geistigen  Be- 
wegungen, aus  denen  der  moderne  Mensch  hervorgegangen  Ist.  Ihre 
Philosophie  hat  im  Verein  mit  der  Naturwissenschaft  die  Menschheit 
aus  der  Gedankenarmut  der  kirchlichen  Dogmen  und  der  scholasti- 
schen Formeln  erlöst  und  unendlich  reich  gemacht.  Die  Bildung  ver- 
drängte die  Unterschiede  des  Standes  und  schuf  jene  Gleichheit  unter 
allen,  die  Menschenantlitz  tragen  —  die  den  Bestand  der  Gesellschaft 
gefährdete.  Aber  sie  ist  da  und  mit  ihr  war  das  Staatsideal  des 
modernen  Menschen,  die  Demokratie  geboren.  „Rousseau  sprach 
das  Wort,  das  Tausenden  und  Abertausenden  auf  der  Zunge  schwebte, 
und  die  Stichworte  seiner  Werke  hallten  durch  Europa  als  die 
Losungsworte  einer  Bewegung,  deren  Wellen  immer  höher  schlugen 
und  schließlich  die  alten  Zustände  wegschwemmten."  So  lesen  wir 
in  W^indelbands  „Geschichte  der  neueren  Philosophie". 

Ein  Jahrhundert  vor  der  französischen  Revolution  hatte  die  eng- 
lische bereits,  wie  derselbe  Schriftsteller  hervorhebt,  die  besten  Ideen, 
die  in  Frankreich  ihre  siegreiche  Kraft  entfalteten,  in  einer  Art  von 
ursprünglicher  Einfachheit  hervorgetrieben.  Wie  Rousseaus,  so  war 
auch  Miltons  Verfassungsideal  die  demokratische  Republik,  „denn 
sie  allein  erkenne  den  christlichen  Wert  des  Menschen  an  und  wirke 
dahin,  ihn  zur  Uebernahme  der  Pflichten  patriotischer  Frömmigkeit 
anzuregen".  (Salomon,  Englische  Geschichte.)  Die  Gedankenwelt 
der  Puritaner  war  die  demokratische.  Die  Independenten  waren  die 
ersten  Demokraten  der  neueren  Zeit.  Ihr  Held  Oliver  Cromwell, 
ein  Ritter  ohne  Furcht  und  Tadel. 

Ein  Häuflein  von  Puritanern  hatte,  um  ungestört  seinem  Glauben 
leben  zu  können,  schon  im  Jahre  1620  die  Heimat  verlassen  und  auf 
dem  Schiff  „Die  Maiblume"  die  Fahrt  nach  Amerika  angetreten.  Hat 
jemals  ein  Schiff  eine  größere  Berühmtheit  in  der  Welt  erlangt  als 
dieses?    Nach  der  Landung  setzten  die  frommen  Auswanderer  in  der 
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Kajüte  ihres  Schiffes  einen  Vertrag  aui,  „durch  welchen  sich  die 
Gemeinschaft  untereinander  verpflichtete  die  selbstbeschlossenen 
Gesetze  aufrecht  zu  erhalten.  Es  war  die  Gründung  eines  Gemein- 
wesens auf  einen  Vertrag  im  hellen  Lichte  der  Geschichte,  auf  diesem 
Erdreich  wird  der  demokratische  Gedanke  Wurzel  schlagen,  die  Idee 
der  Selbstbestimmung  des  Volkes".  (Salomon.)  Die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  sind  so  die  eigentliche  Heimat  der  Demokratie 
geworden.  „Eine  Regierung  des  Volkes  durch  das  Volk,"  so  hat 
Lincoln  das  demokratische  Staatsbild  umrissen.  In  „Woodrow  Wilson" 
von  R.  St.  Baker  finden  wir  die  drei  Sätze,  die  in  den  „größten  amerika- 
nischen Dokumenten"  enthalten  sind  und  den  amerikanischen  Staats- 
gedanken am  getreuesten  widerspiegeln  sollen.  „Ein  Volk  hat  das 
Recht  mit  seinem  eigenen  Lande  und  seiner  eigenen  Regierung  nach 
seinem  Belieben  zu  verfahren.  Die  Regierungen  werden  von 
Menschen  eingesetzt,  empfangen  ihre  gerechte  Macht  durch  die  Zu- 
stimmung der  Regierten.  Wir,  das  Volk,  gründen  und  errichten  diese 
Verfassung."  „Aber,"  so  bemerkt  Baker,  „die  Idee  einer  Regierung 
durch  die  Zustimmung  der  Regierten  ist  nicht  spezifischer  amerika- 
nisch, als  der  Gedanke  des  Zusammenschlusses  zu  gemeinsamen 
Schutz  und  Trutz,  der  ja  unserem  ganzen  amerikanischen  System 
zugrunde  gelegt  ist,  damit,  in  den  Worten  der  Verfassung,  eine  voll- 
kommene Einheit  erzielt,  die  Gerechtigkeit  begründet,  der  heimische 
Friede  und  eine  gemeinsame  Verteidigung  gewährleistet  werde;  hier- 
in wurzelt  unser  ganzes  Föderativsystem."  Daß  es  Wilson  nicht  ver- 
gönnt war  auf  dem  Boden  dieser  neuen  Staatsordnung  einen  Bund 
der  Völker  zu  errichten,  mit  Einschluß  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  ist  ein  Kapitel  für  sich. 

Das  Glaubensbekenntnis  der  amerikanischen  Demokratie  läßt 
uns  Deutsche  kalt,  während  die  Parole  der  französischen  Revolution: 
Freiheit,  Gleichheit,  Brüderlichkeit,  auch  die  Herzen  vieler  unserer 
Vorfahren  entzündet  hat.  Die  Freiheit  fehlt,  wenigstens  auf  den  ersten 
Blick,  unter  den  amerikanischen  Geboten.  Fehlt  sie  auch  in  dem 
öffentlichen  Leben  der  Vereinigten  Staaten?  Wenn  ein  Volk  das 
Recht  hat,  mit  seinem  Land  und  mit  seiner  Regierung  nach  Belieben 
zu  verfahren,  so  leidet  es  an  politischer  Freiheit  gewiß  keinen  Mangel. 
Die  sittliche  Forderung,  keine  Klasse  der  Bevölkerung  von  der  Teil- 
nahme am  Staatsleben  auszuschließen,  ist  durch  das  Gebot  der 
Gleichheit  vor  dem  Gesetze  ebenfalls  erfüllt.  Aber  wie  steht  es  mit 
der  bürgerlichen  Freiheit?  Mit  dem  Anspruch  des  einzelnen,  in  seinem 
Tun  und  Lassen  von  der  Staatsgewalt  nicht  mehr  gegängelt  zu 
werden,  als  es  die  öffentliche  Ordnung  erfordert?  Gewährt  die  demo- 
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kratische  Verfassung  auch  der  Freiheit  vom  Staate  ihren  Schutz, 
die  zu  den  wesentlichen  Prinzipien  des  deutschen  und  englischen 
Liberalismus  gehört,  der  Religionsfreiheit,  der  Gewissensfreiheit,  der 
Freiheit  künstlerischer  Betätigung,  der  Freiheit  „zu  leben  nach 
eigenem  Belieben",  wie  Aristoteles  sich  ausgedrückt  hat.  „Die  freie 
Kirche  im  freien  Staate"  gehört  zu  den  Grundgesetzen  der  amerika- 
nischen Demokratie,  eine  Folge  ihres  puritanischen  Ursprunges. 
Aber  über  die  anderen  Freiheiten  eines  Bürgers  schweigen  die 
großen  Dokumente.  Und  in  der  Tat  scheint  es  z.  B.  dem  Freiheits- 
begriff der  Amerikaner  nicht  zu  widerstreiten,  wenn  jedem,  der 
Menschenantlitz  trägt,  die  Verbreitung  der  Evolutionstheorie  Darwins 
oder  der  Älkoholgenuß  verboten  wird. 

Die  charakteristische  Eigentümlichkeit  des  Demokratismus  be- 
steht eben  darin,  daß  er  das  politische  Leben  nur  unter  einem,  man 
könnte  fast  sagen,  formalen  Gesichtspunkt  betrachtet.  Die  Demo- 
kratie hat  eigentlich  nur  Grundsätze  darüber  aufgestellt,  von  wem 
regiert  werden  soll,  aber  nicht  wie.  Nur  über  die  Konstitution  des 
Staates,  aber  nicht  über  seine  Funktion.  Die  Demokratie  ist  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  ein  Körper,  der  auf  seine  Seele,  ein  Rahmen,  der  auf 
sein  Bild  wartet,  ein  unbeschriebenes  Blatt.  Der  Demokratismus  ist 
demnach,  obgleich  er  die  Welt  erobert  hat,  im  Gegensatz  zum  Libera- 
lismus, Sozialismus  und  Kommunismus  nur  eine  unvollständige  poli- 
tische Anschauung,  ungefähr  so  wie  der  Konservatismus.  Es  hat  des- 
halb einen  feinen  und  tiefen  Sinn,  daß  unsere  Sprache  das  Wort  Demo- 
kratismus in  ihrem  Schatz  nicht  aufgenommen  hat,  ebensowenig  wie 
das  Wort  Konservatismus.  Die  Demokratie  öffnet  allen  politischen 
Bestrebungen,  sofern  sie  nicht  die  Demokratie  selber  beseitigen  wollen, 
Tür  und  Tor.  Der  Wille  der  Mehrheit  geschehe,  so  befiehlt  die  Ge- 
schäftsordnung der  Demokratie.  In  der  demokratischen  Republik  kann 
jede  politische  Richtung  und  jede  Partei  dem  Staate  ihren  Willen  auf- 
erlegen, wenn  sie  nur  die  Mehrheit  für  sich  gewinnt.  Auf  dem  demo- 
kratischen Boden  können  die  Sozialisten  ebensogut  wie  die  Liberalen 
oder  die  Imperialisten,  ja  sogar  die  Fascisten  ihre  Fahne  hissen,  nur 
die  Monarchisten  müssen  sie  zusammenrollen.  Sind  die  U.  S.  A.  nicht 
sogar  eine  Plutokratie? 

Ob  Monarchie  oder  Demokratie  ist  also  eine  Formfrage.  Die  Frage 
nach  den  Formen,  unter  denen  sich  das  politische  Leben  eines  Volkes 
vollziehen  soll.  Aber  dieses  Leben  wird  wie  jedes  Leben  nicht  nur  von 
Grundsätzen  beherrscht,  sondern  auch  von  Leidenschaften  bewegt, 
die  beide  natürlich  demselben  Boden,  nämlich  dem  menschlichen 
Charakter,  entspringen.   Montesquieu  hat  gesagt,  daß  das  Prinzip  der 
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Demokratie  die  Tugend,  oder,  an  anderer  Stelle,  die  Liebe  zu  den  Ge- 
setzen und  zum  Yaterlande  sei,  das  Prinzip  der  Aristokratie  die  Mäßi- 
gung, der  Monarchie  die  Ehre,  endlich  der  Despotie  die  Furcht.  Unter 
Prinzip  versteht  dieser  Schriftsteller  aber  „diejenigen  menschlichen 
Leidenschaften,  welche  die  Staatsform  in  Tätigkeit  setzen".  Wir  würden 
heute  von  Pathos  reden.  Die  Menge  ist  begeisterungsfähig,  ja  sie 
sehnt  sich  nach  Begeisterung.  Wenn  die  Demokratie  den  Menschen 
nichts  böte,  wofür  sie  sich  begeistern  könnten,  würde  sie  eine  Staats- 
form sein,  die  zwar  nicht  der  Vernunft,  aber  doch  der  menschlichen 
Natur  widerspräche. 

Zwei  Städte  nennen  die  Geschichtschreiber  die  erlauchten:  Athen 
und  Florenz,  demokratische  Gemeinwesen  mit  allen  Vorzügen  und 
Fehlern  der  Demokratie.  Ströme  des  Segens  sind  von  ihnen  beiden  aus- 
gegangen. „Die  hohe  und  edle  Begabung  des  Volkes",  sagt  Treitschke 
von  den  Athenern,  „konnte  sich  in  der  Selbstregierung  frei  entfalten. 
Hier  muß  man  das  große  Herz,  das  natürliche  Genie  des  athenischen 
Demos  bewundern,  der  doch  eine  Empfindung  hatte  für  ein  griechi- 
sches Vaterland.  An  der  Idee  eines  Groß-Griechenlandes  hat  sich 
Athen  verblutet  ...  In  der  athenischen  Politik  ist  trotz  unzähliger 
Torheiten  doch  immer  ein  Zug  begeisterungsvoller  Größe!  In  Athen 
sehen  wir  den  Idealismus  zu  einer  fast  schwindelhaften  Höhe  ge- 
stiegen." Und  über  die  florentinische  Demokratie  hat  Treitschke  das 
Urteil  gefällt:  „Eine  denkwürdige  Nachblüte  athenischen  Kunstsinnes 
in  einer  reinen,  nicht  auf  dem  Sklaventum  beruhenden  Demokratie, 
brachte  das  Florenz  des  Mittelalters  hervor.  Früher  waren  hier  die 
alten  Herrengeschlechter  der  Stadt  gedemütigt  und  zum  Eintritt  in  die 
Zünfte  gezwungen  worden.  Herrliche  Baudenkmäler  erinnern  noch 
heute  an  diese  unvergeßliche  Zeit  der  Demokratie.  Unter  allen  Neueren 
sind  die  Florentiner  das  Volk  der  intensivsten  Kultur  geblieben."  Die 
Kunst  war  in  den  beiden  erlauchten  Städten  eine  öffentliche  Ange- 
legenheit, für  die  sich  das  ganze  Volk  begeisterte;  ohne  Begeisterung 
keine  Kunst. 

Auch  der  Schweizer  Demokratie  versagt  Treitschke,  dem 
man  eine  besondere  Vorliebe  für  diese  Staatsform  gewiß  nicht 
nachsagen  kann,  seine  Anerkennung  nicht.  „Es  bleibt  bewunderungs- 
würdig," sagt  er,  „wie  trotz  dieser  Ungunst  der  ethnographischen 
Verhältnisse  die  Schweiz  eine  relative  Geistesgröße  behaupten  konnte. 
Nicht  schlechthin  soll  man  von  dem  Banausentum  der  Schweiz  reden; 
in  diesem  kleinen  Lande,  das  nicht  mehr  Einwohner  zählt,  als  das 
Königreich  Sachsen,  sind  zwei  mächtige  Zweige  des  Protestantismus 
emporgewachsen.  .  .  .     Der  schweizerische  Patriotismus,  der  Frei- 
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heitsstolz,  der  in  dem  alten  Wort  sich  ausspricht:  „Wir  wollen  uns 
nicht  beherren,"  ist  ja  im  Grunde  nur  negativ.  Daß  positiv  die  schwei- 
zerische Freiheit  geringer  ist  als  die  preußische,  kann  gar  nicht  be- 
stritten werden,  namentlich  ist  unsere  kommunale  Freiheit  viel  größer. 
Aber  die  Vorstellung,  daß,  wo  es  keine  erblichen  Herren  gibt,  die  Frei- 
heit bestünde,  sie  schmeichelt  sich  dem  Volke  ein  und  wird  im  Laufe 
der  Jahrhunderte  so  energisch,  daß  hier  der  Patriotismus  mit  einer 
gewissen  urwüchsigen  Gewalt  auftritt.  Das  führt  geradezu  zu  einem 
Kultus,  zu  einer  Verehrung  der  heimischen  Institutionen,  die  niemand 
antasten  darf.  Ich  möchte  den  Schweizer  Schriftsteller  sehen,  der  in 
seiner  Heimat  über  die  Fehler  der  Demokratie  so  reden  wollte,  wie  bei 
uns  jeder  über  die  Mängel  des  Königtums  reden  darf:  der  Mann  würde 
gesteinigt  werden!"  Wer  von  uns  hätte  nicht  den  grünen  Heinrich  ge- 
lesen oder  Martin  Salander?  Gottfried  Kellers  Leben  und  Dichtung 
legen  Zeugnis  davon  ab,  wie  innig  die  Liebe  sein  kann,  mit  der  der 
Bürger  eines  demokratischen  Gemeinwesens  an  seiner  Heimat  und 
ihren  Einrichtungen  hängt,  wie  „urwüchsig"  sein  Patriotismus. 
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DIE  BESTE  DER  STAATSFORMEN 

In  der  Demokratie  haben  alle  Menschen  die  gleichen  Rechte.  So 
wird  diese  Staatsform  der  hohen  sittlichen  Förderung  des  Philosophen 
gerecht,  daß  kein  Mensch  nur  das  Mittel  anderer  Menschen  sein  darf. 
Aber  wie  verträgt  sich  ein  solches  Prinzip  mit  den  Lebensnotwendig- 
keiten des  Staates?  Wenn  auch  die  Klasse,  deren  wirtschaftliches  Los 
es  ist,  anderen  zu  dienen,  zur  gleichberechtigten  Teilnahme  an  der 
Herrschaft  des  Staates  berufen  wird,  wird  sich  dann  nicht  alles  um 
die  Lohnarbeiter  drehen?  Werden  die  Arbeiter  den  Einfluß,  den  ihnen 
ihre  große  Zahl  verleiht,  nicht  mißbrauchen,  um  ihr  wirtschaftliches 
Los  zu  verbessern,  auf  Kosten  des  Staatswohles?  In  den  Vereinigten 
Staaten  ist  nicht  einmal  die  Kinderarbeit  verboten  und  in  der  Schweiz 
sind  trotz  ihrer  industriellen  Entwicklung  viele  Sozialgesetze  gerade 
in  der  Volksabstimmung  gescheitert.  Es  sei  ein  Irrtum,  so  meint 
Herkner,  wohl  der  beste  Kenner  der  „Arbeiterfrage",  daß  demo- 
kratische Einrichtungen  der  Sozialpolitik  besonderen  Vorschub 
leisten.  Den  Grund  für  diese  an  sich  befremdliche  Erscheinung 
findet  er  in  der  Tatsache,  daß  die  Stimmen  des  politisch  einheitlich 
orientierten  und  organisierten  Teiles  der  Arbeiterschaft  für  diese 
Zwecke  regelmäßig  nicht  ausreichen.  „Es  finden  sich  besten  Falles 
Mehrheiten  für  Dinge,  die  den  minderbesitzenden  Volksklassen  über- 
haupt entsprechen." 

Auch  in  Deutschland  macht  die  Arbeiterschaft  nur  ein  Drittel  der 
gesamten  Bevölkerung  aus.  Aber  die  Minderbesitzenden  sind  bei  uns 
wie  überall  in  der  Majorität.  Deshalb  ist  ja  in  jedem  Staate,  in  dem  die 
Mehrheit  herrscht,  die  Regierung  genötigt,  die  Bedürfnisse  des  armen 
Mannes  nicht  zu  vernachlässigen.  Ist  dieser  Zwang  ein  Fluch  oder 
ein  Segen?  „Wollt  ihr  erfahren,  wie  es  einer  Nation  geht,  so  fragt  da- 
nach, wie  es  den  arbeitenden  Klassen  geht."  Dieses  Wort  ist  von  den 
Christlich-sozialen  in  England  geprägt  worden.    Und  es  enthält  eine 
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tiefe  Wahrheit.  Wir  halten  mit  den  Christlich-sozialen  dafür  und  wissen 
uns  darin  mit  dem  Fürsten  Bismarck,  als  er  auf  der  Höhe  seiner  staats- 
männischen Laufbahn  stand,  einig,  daß  es  nicht  nur  ein  Gebot  der 
Humanität  und  des  Christentums  ist,  sondern  auch  eine  der  wichtig- 
sten Aufgaben  jedes  Gemeinwesens,  für  die  materielle  und  kulturelle 
Wohlfahrt  der  großen  Menge  der  Minderbegüterten  zu  sorgen.  „Ich 
sehe  nicht  ein,"  sagte  Bismarck  am  9.  Januar  1883  im  Reichstag,  „mit 
welchem  Rechte  wir  für  unsere  gesamten  Privathandlungen  die  Ge- 
bote des  Christentums  lebendig  oder  fossil  anerkennen  und  sie  gerade 
bei  den  wichtigsten  Handlungen,  bei  der  wichtigsten  Betätigung 
unserer  Pflichten,  bei  der  Teilnahme  an  der  Gesetzgebung  eines  Lan- 
des von  45  Millionen  in  den  Hintergrund  schieben  wollen  und  sagen: 
hier  haben  wir  uns  nicht  daran  zu  kehren.  Ich  meinerseits  bekenne 
mich  offen  dazu,  daß  dieser  mein  Glaube  an  die  Ausflüsse  unserer 
offenbarten  Religion  in  Gestalt  der  Sittenlehre  vorzugsweise  bestim- 
mend für  mich  ist." 

Daß  er  seine  Arbeiterversicherungsgesetzgebung  nicht  mit  dem 
preußischen  Landtage  hätte  machen  können,  hat  Bismarck  wiederholt 
anerkannt.  Am  26.  November  1884  hat  er  im  Reichstag  sogar  erklärt: 
„Die  Sozialdemokratie  ist  so  wie  sie  ist  doch  immer  ein  erhebliches 
Zeichen,  ein  Menetekel  für  die  besitzenden  Klassen  dafür,  daß  nicht 
alles  so  ist  wie  es  sein  sollte,  daß  die  Hand  zum  Bessern  angelegt 
werden  kann.  .  .  .  Wenn  es  keine  Sozialdemokratie  gäbe,  und  wenn 
sich  nicht  eine  Menge  Leute  vor  ihr  fürchteten,  würden  die  mäßigen 
Fortschritte,  die  wir  überhaupt  in  der  Sozialreform  bisher  gemacht 
haben,  auch  noch  nicht  existieren,  und  insofern  ist  die  Furcht  vor  der 
Sozialdemokratie  in  bezug  auf  denjenigen,  der  sonst  kein  Herz  für 
seine  Mitbürger  hat,  ein  ganz  nützliches  Element." 

Monarchie,  Aristokratie,  Demokratie  sind  Begriffe.  In  Wirklich- 
keit gibt  es  keinen  Staat,  jedenfalls  nicht  in  der  neueren  Zeit,  der 
lediglich  aus  monarchischen  oder  aristokratischen  oder  demokrati- 
schen Elementen  besteht.  Leute,  die  der  Demokratie  keinen  Ruhm 
lassen  wollen,  sprechen  sogar  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
den  Charakter  einer  Demokratie  ab,  weil  in  ihnen  das  Geld  regiere. 
In  dem  vorrevolutionären  Deutschland  mußten  sich  Kaiser  und 
Bundesrat  mit  dem  Volke  in  die  Staatsgewalt  teilen,  weil  der 
Reichstag  aus  allgemeinen  gleichen  und  direkten  Wahlen  hervorging; 
und  der  Macht  des  Königs  von  Preußen  waren  durch  das  Herrenhaus 
und  durch  die  Honoratiorenkammer  Schranken  gezogen.  Der 
Kampf  um  die  Staatsform  muß  im  Lichte  dieser  Erkenntnis  an 
Schärfe  verlieren. 


j,Durch  die  Demokratie  war  Athen  groß  geworden,  durch  die  De- 
mokratie war  es  zugrunde  gerichtet  worden,"  konstatiert  Hans  Del- 
brück in  seiner  Weltgeschichte.  Es  ist  die  Schuld  des  athenischen 
Demos  gewesen,  daß  er  nach  der  siegreichen  Schlacht  bei  Sphakteria 
einen  Verständigungsfrieden  vereitelte.  Wenn  jemand  für  den  Frieden 
eintrat,  so  wurde  er  von  den  Patrioten  beschimpft,  wie  es  Aristophanes 
in  seinen  Komödien  geschildert  hat.  „Du  nimmst  Partei  für  unsere 
Feinde"  oder  „bei  Pallas  Athene,  keine  Konzessionen,  beim  Zeus,  sie 
werden  schon  wiederkommen,  halten  wir  Pylos  nur  fest."  Wir  haben 
in  unserem  monarchischen  Deutschland  aber  ganz  dasselbe  erlebt. 
Wer  während  des  Weltkrieges  für  einen  Verständigungsfrieden  eintrat, 
wurde  als  Flaumacher  beschimpft.  Der  Reichskanzler  Bethmann 
Hollweg  ist  durch  die  „Patrioten"  gestürzt  worden,  weil  sie  ihm  zu- 
trauten, daß  er  Frieden  schließen  werde,  ohne  als  Siegespreis 
die  flandrische  Küste  zu  fordern.  Gerade  dieselben  Leute,  die  heute 
die  Demokratie  auf  das  leidenschaftlichste  bekämpfen,  haben  im 
Kriege  alle  demokratischen  Künste  spielen  lassen,  um  die  Kriegsziele 
zu  erreichen,  die  sie  sich  gesteckt  hatten.  Gegen  das  Ueberschäumen 
des  Patriotismus  ist  kein  Kraut  gewachsen,  weder  in  der  Monarchie 
noch  in  der  Demokratie. 

„Freie  Bahn  dem  Tüchtigen,"  diese  Parole  der  Demokratie  ist 
eigentlich  eine  aristokratische  Parole;  denn  sie  begünstigt  das 
bessere  Blut.  Nachdem  Athen  eine  Demokratie  geworden  war, 
haben  die  alten  Familien,  an  ihrer  Spitze  die  Philaiden  und 
Alkmeoniden,  die  ihre  Abstammung  von  Ajax  und  Nestor  ab- 
leiteten, nicht  aufgehört,  die  erste  Rolle  im  Staat  zu  spielen.  „Trotz 
der  Demokratie",  so  sagt  Delbrück,  „blieben  in  Athen  noch  lange  Zeit 
die  leitenden  Männer  Eupatriden.  Die  Erscheinung,  daß  sich  der 
Demos  geradezu  mit  einer  gewissen  Vorliebe  um  vornehme  Persön- 
lichkeiten schart,  findet  sich  immer  von  neuem  in  der  Weltgeschichte. 
Wie  Pylon,  Solon  und  Pisistratus,  so  waren  auch  Kleisthenes,  Miltia- 
des,  Themistokles,  Cimon,  Perikles,  Alcibiades  von  Geburt  Aristo- 
kraten". Aristokraten  waren  auch  Thucydides  und  Piaton.  Wie  groß 
war  nicht  das  Ansehen  der  Medici  in  Florenz?  Daß  auch  in  der 
neueren  ja  sogar  in  der  neuesten  Zeit  vornehme  Geburt,  Bildung  und 
Reichtum  in  einem  demokratischen  Gemeinwesen  keine  zu  verachten- 
den Gaben  sind,  vorausgesetzt,  daß  sie  sich  mit  staatsmännischer 
Weisheit  paaren,  lehrt  das  Beispiel  Englands.  Die  Demokratie  ist 
sogar  der  Boden,  auf  dem  sich  die  Führerpersönlichkeiten  am  besten 
entfalten  können.  Sie  ist  die  Pflanzstätte  der  Staatsmänner,  die  Staats- 
form   für    die    ungekrönten    Könige:    Perikles,    Cäsar,    Washington, 
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Lincoln,  Clemenceau,  Lloyd  George.  Demokratie  ist  eben  nicht  Volks- 
herrschaft sondern  Herrschaft  der  Vertrauensmänner  des  Volkes. 

Ein  Staatswesen  ist  nur  dann  gesund,  wenn  alle  Schichten 
des  Volkes  an  der  Regierung  teilhaben.  „Wenn  die  Nobilität," 
so  lesen  wir  bei  L.  von  Ranke,  ,Die  römische  Republik  und 
ihre  Weltherrschaft',  „nicht  zu  einer  Aristokratie  gewöhnlicher  Art 
wurde,  die  nur  immer  ihre  Standesberechtigung  im  Auge  hat,  so  war 
das  hauptsächlich  den  Befugnissen  der  Volksversammlung  zu 
danken,  ohne  deren  Mitwirkung  die  Magistraturen  überhaupt  nicht 
bekleidet  werden  konnten.  Das  demokratische  Prinzip,  dem  übrigens 
durch  die  Aufnahme  der  plebejischen  Familien  in  den  Senat  die  Spitze 
abgebrochen  war,  behielt  doch  immer  eine  bis  in  die  oberste  Verwal- 
tung eben  auch  durch  die  Wahlen  eingreifende  Macht.  Es  repräsen- 
tierte bei  denselben  das  gesamte  Gefühl  für  die  öffentlichen  Zustände, 
den  einseitigen  Parteiinteressen  gegenüber,  welchen  Nobilität  und 
Senat  Raum  geben,  eine  Erscheinung  von  größter  Bedeutung."  Nach 
dem  Sturze  der  Oligarchie  in  Rom  sind  es  gerade  die  Patrizier  ge- 
wesen, die  es  in  der  Kunst,  den  Volkswillen  zu  lenken,  zu  großer 
Fertigkeit  gebracht  haben.  Die  Konsuln  wurden  zwar  von  der  Volks- 
versammlung erwählt,  aber  trotzdem  sind  diejenigen  von  ihnen  zu 
zählen,  die  nicht  aus  altem  Geschlechte  stammten:  Marius,  Cicero  und 
wer  noch?  Vornehmer  Name,  Persönlichkeit,  Reichtum  und  Klientel 
waren  die  Mittel,  mit  denen  die  Patrizier  die  Wahlen  beeinflußten. 

So  haben  es  auch  bei  uns  die  „Spitzen  der  Gesellschaft"  in  der 
Hand,  Deutschland  gesund  zu  machen  und  zugleich  ihre  eigenen 
Interessen  zur  Geltung  zu  bringen,  wenn  sie  die  Hand  an  den  Pflug 
legen  wollten  ohne  zurückzublicken.  Daß  an  die  Spitze  des  Staates 
und  in  einflußreiche  Aemter  nur  Männer  berufen  werden  dürfen, 
die  mit  beiden  Füßen  auf  dem  Boden  der  Verfassung  stehen,  ist 
selbstverständlich.  Bismarck  hat  sich  sogar  einmal  im  preußischen 
Staatsministerium,  wie  Lucius  von  Ballhausen  in  seinen  Erinne- 
rungen mitteilt,  darüber  aufgehalten,  daß  ein  Freisinniger  zum  Staats- 
anwalt ernannt  worden  war.  Severing  würde  also  sehr  un- 
bismärckisch  verfahren,  wenn  er  zu  Regierungspräsidenten  und  Land- 
räten Mitglieder  einer  Partei  ernennen  wollte,  die  eben  erst  auf  ihrem 
Parteitag  im  November  1925  die  Rückkehr  zur  alten  Staatsform  gefor- 
dert hat.  Die  Deutschnationalen  haben  sich  durch  ihre  Kriegserklärung 
gegen  die  Demokratie  von  der  Beteiligung  an  den  Staatsgeschäften 
ausgeschlossen,  zum  Schaden  des  Landes.  Es  könnte  Deutschland 
nichts  Besseres  widerfahren,  als  wenn  sich  ein  Staatsmann  fände, 
der  die  deutschnationale  Partei  zur  Demokratie  bekehrte,  wie  Disraeli 
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die  Torys  zur  Torydemokratie.  Dieser  große  Staatsmann  brachte  es 
fertig,  die  englischen  Konservativen  für  die  Wahlreform  von  1867  zu 
gewinnen,  obgleich  sie  der  Hauptmasse  der  städtischen  Arbeiter  das 
Stimmrecht  gewährte.  Die  Konservativen  sind  heute  die  stärkste 
Partei  Englands;  sie  könnte  in  einem  Auto  nach  Westminster  fahren, 
wenn  sie  so  töricht  gewesen  wäre,  der  Verfassung  und  dem  Parla- 
mentarismus den  Krieg  zu  erklären. 

Die  Ideen  gleichen  dem  Feuer  und  müssen,  wie  es  in  dem  Schiller- 
schen  Gedicht  heißt,  bezähmt  und  bewacht  werden,  sonst  setzen  sie 
die  Welt  in  Brand.  Es  haben  deshalb  auch  die  meisten  Demokratien 
der  alten  und  der  neuen  Welt  dafür  gesorgt,  daß  der  demokratische 
Gedanke  nicht  rein  verwirklicht  wurde.  In  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  verfügt  der  Präsident  über  eine  beinah  monarchische 
Gewalt.  Aber  nicht  nur  er  selbst,  sondern  auch  die  Gouverneure  der 
Bundesstaaten  und  die  meisten  anderen  Behörden  werden  vom  Volke 
erwählt.  In  einigen  Staaten  können  sie  sogar  durch  den  berüchtigten 
recall  wieder  abgesetzt  werden,  sobald  sie  den  Wählern  nicht  mehr 
gefallen.  Dagegen  ist  Deutschland  heute  noch  ein  Obrigkeitsstaat, 
in  dem  sämtliche  Beamte  von  der  Regierung  ernannt  und  mit  Ausnahme 
der  politischen  Beamten  nur  durch  den  Spruch  des  Disziplinargerichtes 
wieder  aus  ihren  Aemtern  entfernt  werden  können.  Auch  die  Macht- 
vollkommenheiten des  Reichspräsidenten  sind  außerordentlich  große. 
Er  ist  in  Wirklichkeit  für  sieben  Jahre  Deutschlands  Herrscher.  König 
Georg  von  England  hat  jedenfalls  weniger  zu  sagen,  als  Hindenburg. 

Man  hat  die  Demokratien  in  bekleidete  und  nackte  eingeteilt, 
je  nach  dem  Grade,  in  dem  das  Volk  durch  seine  Vertreter  regiert  wird 
oder  die  Regierung  selbst  ausübt.  Extreme  Demokratien  sind,  das 
lehrt  die  Geschichte,  in  Gefahr  von  der  Despotie  abgelöst  zu  werden. 
Im  Sinne  jener  Unterscheidung  sind  die  Vereinigten  Staaten  und  die 
Schweiz  mehr  oder  weniger  nackte  Demokratien,  während  wir  wie  die 
Franzosen  unsere  demokratische  Blöße  mit  dem  Gewände  der  Reprä- 
sentiwerfassung  bedeckt  haben.  Das  Volk  herrscht,  aber  seine  Ver- 
treter regieren.  Im  Volksentscheid  und  im  Volksbegehren  hat  leider 
auch  die  Verfassung  von  Weimar  der  „direkten"  Demokratie  eine  Tür 
geöffnet.  Zu  den  verfassungsmäßigen  Einrichtungen  der  Demokratie 
gehört  sogar  die  Diktatur.  Wenn  der  Bestand  der  Verfassung  bedroht 
ist,  muß  er  durch  eine  zeitweilige  Suspension  der  Verfassung  gestützt 
werden,  war  ein  Grundatz  Lincolns.  In  Artikel  48  unserer  Verfassung 
ist  dieser  Grundsatz  zu  einem  Rechtssatz  erhoben  worden. 

Worin  besteht  nun  aber  das  eigentliche  Wesen  der  Demokratie? 
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Demokratie  ist  Volksgemeinschaft  im  wohlverstandenen 
Sinne  des  Wortes.  In  einer  Demokratie  ist  der  Staat  nicht  der  Besitz 
einer  Familie  wie  in  der  Monarchie  und  auch  nicht  einer  Klasse  von 
Bürgern,  die  an  sich  schon  die  Besitzenden  sind,  wie  in  der  Aristo- 
kratie, sondern  aller,  auch  der  Mühseligen  und  Beladenen.  Er  steht 
im  gemeinschaftlichen  Besitz  des  ganzen  Volkes:  Besitz  zur  gesamten 
Hand.  Zwar  bloß  ein  Gedanke,  aber  ein  mächtiger.  Wenn  sich  heute 
die  jungen  Arbeiter  um  das  schwarz-rot-goldene  Banner  scharen, 
so  tun  sie  es  in  dem  Bewußtsein,  daß  der  Staat  zu  ihren  kostbarsten 
Gütern  gehört.  Tua  res  agitur!  Augenzeugen  berichten,  daß  es  auf 
den  Generalfeldmarschall  von  Hindenburg  einen  tiefen  Eindruck 
gemacht  habe,  als  ihm  das  Reichsbanner  am  12.  November  1925  auf 
dem  Opernplatz  in  Frankfurt  am  Main  seine  Huldigung  darbrachte, 
ihm  als  dem  Vertreter  des  neuen  Deutschland.  „Ich  entnehme  diesem 
Gruß,  daß  wir  alle  gleich  treu  zu  unserem  Vaterlande  stehen.  Ich 
danke  Euch  dafür."  Und  wie  hatte  der  Gruß  gelautet?  „Unserer  deut- 
schen Republik,  der  Verfassung  von  Weimar,  den  Reichsfarben 
Schwarz-Rot-Gold:  ein  dreifaches  Hoch!" 

In  der  Vorkriegszeit  haben  Millionen  deutscher  Männer  und 
Frauen  den  Staat  mehr  oder  weniger  gehaßt,  eine  Tatsache,  die  von 
unseren  Feinden  stets  als  Aktivposten  in  ihre  Rechnung  eingestellt 
worden  ist.  Nach  der  Meinung,  die  in  deutschnationalen  Kreisen  heute 
noch  gehegt  und  gepflegt  wird,  tragen  diese  haßerfüllten  Millionen 
sogar  die  Verantwortung  dafür,  daß  wir  nach  Versailles  gehen 
mußten.  Heute  betrachtet  die  Menge  der  deutschen  Arbeiter  den 
Staat  als  ihren  Freund.  Aus  der  Verneinung  in  die  Bejahung;  das  ist 
der  Weg,  den  die  deutsche  Sozialdemokratie  im  letzten  Menschenalter 
zurückgelegt  hat.  Ein  ungeheurer  nationaler  Gewinn!  In  der  Gegen- 
wart zerfällt  unser  Volk  freilich  noch  in  die  Sieger  und  in  die  Be- 
siegten vom  9.  November  1918.  Einmal  wird  sich  aber  diese  Wunde 
schließen;  dann  werden  auch  wir,  die  Besiegten,  als  Segen  erkennen, 
was  uns  heute  noch  als  ein  Fluch  erscheint. 

Die  Demokratie  eine  staatliche  Kraftquelle  ersten  Ranges:  verkün- 
den wir  damit  etwas  Neues?  Als  Polen  bereits  verloren  war,  im 
Sommer  1915,  entschloß  sich  der  Zar  endlich,  die  Duma  einzuberufen 
und  „alle  treuen  Söhne  des  Vaterlandes,  ohne  Unterschied  der  Be- 
strebungen und  der  Gesellschaftsrichtung",  zur  Mitarbeit  aufzu- 
fordern, „um  den  Forderungen  der  Armee  gerecht  zu  werden".  Ruß- 
land brauchte  1 N  Millionen  Gewehre,  aber  seine  Fabriken  konnten  nur 
60  000  monatlich  herstellen.  Noch  empfindlicher  war  der  Mangel  an 
Granaten.    Es  konnten  nur  24  000  täglich  hergestellt  werden,  während 
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45  000  täglich  gebraucht  wurden.  „Heute  sieht  die  Regierung  endlich 
ein,  daß  unsere  Armeen  ohne  die  Mitwirkung  sämtlicher  sozialer 
Schichten  nicht  siegreich  sein  können.  Sie  gesteht  ein,  daß  eine  voll- 
kommene Reform  nötig  ist  und  daß  diese  Reform  durch  uns  vollzogen 
werden  muß  .  .  .  das  russische  Volk  ist  fortan  frei  und  wird  sich  für 
den  Sieg  organisieren!"  So  rief  unter  dem  stürmischen  Beifall  der 
ganzen  Duma  ein  Redner  der  Kadettenparrei  aus.  Aber  es  war  zu 
spät,  um  das  Unglück  noch  zu  wenden.  —  Gerade  der  Weltkrieg 
hat  uns  die  Lehre  erteilt,  das  demokratische  Gemeinwesen  monarchi- 
sche an  militärischer  Leistungsfähigkeit  übertreffen.  Wenn  das  ganze 
Volk  Hand  anlegen  muß,  so  kommt  es  mehr  auf  die  Bereitwilligkeit 
als  auf  die  Disziplin  an.  So  wird  auch  aus  einem  Kriege  der  Zukunft 
diejenige  Nation  als  Siegerin  hervorgehen,  die  über  die  opferfreudigste 
Arbeiterschaft  verfügt.  Doch  davon  werden  wir  später  noch  zu  reden 
haben. 

Ueber  die  Regierungsfähigkeit  der  Demokratie  wollen  wir  noch 
die  beiden  Männer  zu  Worte  kommen  lassen,  die  in  der  Vorkriegs- 
zeit in  Deutschland  über  die  meiste  Regierungserfahrung  ver- 
fügten, nämlich  die  beiden  letzten  Reichskanzler,  den  Fürsten 
Bülow  und  Bethmann  Hollweg,  die  von  1900  bis  1917  die 
Politik  Deutschlands  geleitet  haben.  Bethmann  Hollweg  wird 
zwar  von  unseren  deutschnationalen  Freunden  nicht  hoch 
eingeschätzt;  er  war  ihnen  zu  philosophisch  und  zu  liberal. 
Um  so  höher  aber  haben  ihn  diejenigen  geschätzt,  denen  es 
vergönnt  war,  seine  Mitarbeiter  zu  sein.  Helfferich,  der  ja  bis  zu  seinem 
tragischen  Tode  der  unbestrittene  Führer  der  deutschnationalen  Par- 
tei gewesen  ist,  hat  sogar  den  Mut  besessen,  es  in  seinem  Kriegsbuche 
offen  auszusprechen,  daß  er  die  Kriegspolitik  Bethmann  Hollwegs 
auch  rückblickend  noch  für  richtig  halte.  Fürst  Bülow  ist  aber  als 
der  große  nationale  Staatsmann  gerade  in  den  Kreisen  gefeiert  wor- 
den, die  heute  die  deutschnationale  Partei  bilden. 

Bethmann  Hollweg  also  hat  einmal,  wie  wir  verbürgen  können, 
der  Ueberzeugung  Ausdruck  gegeben,  daß  es  für  Deutschland  besser 
gewesen  wäre,  wenn  es  im  Kriege  das  parlamentarische  System  be- 
reits besessen  hätte.  Ein  gewichtiges  Wort  von  einem  konservativen 
Staatsmann  und  von  einer  Persönlichkeit,  die  Urteile  und  Worte  sorg- 
fältig zu  wägen  pflegte.  Fürst  Bernhard  von  Bülow  aber  hat  in  seiner 
Schrift  „Deutschland  unter  Kaiser  Wilhelm  IL"  unter  der  Ueberschrift 
„Partei  und  Staatsinteressen"  die  folgende  Ausführung  gemacht:  „In 
parlamentarisch  regierten  Ländern  werden  die  großen  Parteien  oder 
Parteigruppen  dadurch  politisch  erzogen,  daß  sie  regieren  müssen. 
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Wenn  eine  Partei  die  Mehrheit  erlangt  hat,  die  leitenden  Staatsmänner 
aus  ihren  Reihen  stellt,  erhält  sie  auch  die  Gelegenheit,  ihre  politischen 
Meinungen  in  der  Praxis  des  staatlichen  Lebens  umzusetzen.  Geht 
sie  nun  doktrinär  oder  extrem  vor,  setzt  sie  das  allgemeine  nationale 
Wohl  hinter  das  Parteiinteresse  und  das  Parteiprinzip  zurück,  begeht 
sie  die  Torheit,  ihr  Parteiprogramm  unverkürzt  und  unverwässert 
durchführen  zu  wollen,  so  wird  sie  bei  Neuwahlen  bald  von  der 
Gegenpartei  aus  der  Mehrheit  und  damit  aus  der  Regierung  verdrängt 
werden.  Die  Partei,  die  regieren  muß,  ist  nicht  nur  verantwortlich  für 
ihr  eigenes  Wohlergehen,  sondern  in  höherem  Maße  für  Wohl  und 
Wehe  der  Nation  und  des  Staates.  Partei-  und  Staats- 
interesse fallen  zusammen.  Da  es  aber  auf  die 
Dauer  nicht  möglich  ist,  einen  Staat  einseitig  nach  irgend- 
einem Parteiprogramm  zu  regieren,  wird  die  Partei,  die  an 
der  Regierung  ist,  ihre  Parteiforderungen  mäßigen,  um  den 
maßgebenden  Einfluß  im  Staat  nicht  zu  verlieren.  In  der  Aus- 
sicht, selbst  regieren  zu  können  und  zu  müssen,  liegt  für  die  Parteien 
in  parlamentarisch  regierten  Ländern  ein  heilsames  Korrektiv,  das 
uns  fehlt.  In  nicht  parlamentarisch  regierten  Staaten  fühlen  sich  die 
Parteien  in  erster  Linie  zur  Kritik  berufen.  Sie  fühlen  keine  nennens- 
werte Verpflichtung,  sich  in  ihren  Forderungen  zu  mäßigen,  noch 
eine  bedeutende  Mitverantwortung  für  die  Leitung  der  öffentlichen 
Angelegenheiten.  Da  sie  die  praktische  Brauchbarkeit  ihrer  Mei- 
nungen niemals  urbi  et  orbi  zu  erweisen  haben,  genügt  es  ihnen 
meistens,  die  Unerschütterlichkeit  ihrer  Ueberzeugungen  zu  mani- 
festieren. ,Viel  Ueberzeugung  und  wenig  Yerantwortlichkeitsgefühl', 
so  charakterisierte  mir  einmal  ein  geistreicher  Journalist  unser  deut- 
sches Parteileben  und  fügte  hinzu:  »Unsere  Parteien  fühlen  sich  ja 
gar  nicht  als  die  Schauspieler,  die  das  Stück  aufführen,  sondern  mehr 
als  zuschauende  Rezensenten.  Sie  teilen  Lob,  sie  teilen  Tadel  aus, 
fühlen  sich  aber  selbst  an  den  Vorgängen  eigentlich  nicht  unmittelbar 
beteiligt,  die  Hauptsache  ist,  für  die  Wähler  daheim  ein  kräftiges  und 
möglichst  vollkommenes  Urteil  zu  liefern.'"  Und  an  anderer  Stelle: 
„Als  ich  einmal  während  des  Burenkrieges  im  Couloir  des  Reichstages 
einem  Abgeordneten  Vorstellung  wegen  seiner  Ausfälle  gegen  Eng- 
land machte,  die  nicht  eben  geeignet  waren,  unsere  damals  an  sich 
schwierige  Lage  zu  erleichtern,  erwiderte  mir  der  treffliche  Mann  mit 
dem  Brustton  wahrer  Ueberzeugung:  ,Als  Abgeordneter  habe  ich 
das  Recht  und  die  Pflicht,  den  Gefühlen  des  deutschen  Volkes  Aus- 
druck zu  geben.  Sie  als  Minister  werden  hoffentlich  dafür  sorgen, 
daß   meine  Gefühle   keinen  Schaden   anrichten'.     Ich   glaube  nicht, 
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daß  eine  solche  Aeußerung,  deren  Naivität  mich  entwaffnete,  anders- 
wo als  bei  uns  möglich  wäre." 

In  dem  deutschnationalen  Buche  „Deutscher  Aufstieg"  kann  man 
lesen,  „daß  die  Demokratie  die  große  politische  und  soziale  Gefahr 
der  Gegenwart  ist".  Wenn  die  nationalen  Historiker  mit  der  Kritik 
recht  hätten,  die  sie  nicht  nur  an  Bethmann  Hollweg,  sondern  an 
der  ganzen  nachbismärckischen  Äera  zu  üben  pflegen,  könnte 
man  mindestens  mit  demselben  Rechte  behaupten,  daß  die  Monarchie 
die  große  politische  und  soziale  Gefahr  der  Vergangenheit  gewesen  ist. 
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DER  PAZIFISMUS 

Das  Pathos  der  Monarchie  ist  die  Ehre,  das  Pathos  der  Demo- 
kratie die  Freiheit  von  einem  Herrn.  Die  deutschen  Menschen  zer- 
fielen noch  vor  einem  Menschenalter  in  zwei  Klassen:  in  die  satisfak- 
tionsfähigen und  solche,  die  es  nicht  waren.  Monarchisch  empfindende 
Völker  neigen  deshalb  auch  mehr  als  demokratische  dazu,  die  An- 
gelegenheiten des  Landes  nach  dem  Göttinger  Komment  zu  behan- 
deln, wie  sich  Bismarck  einmal  ausgedrückt  hat;  die  Eifersucht 
auf  die  Macht  und  Größe  der  anderen  Nationen  pflegt  bei  jenen  stärker 
entwickelt  zu  sein  als  bei  diesen.  Die  „Ehrenpunkte"  in  der  auswär- 
tigen Politik  sind  dort  zahlreicher  als  hier.  Wenn  man  einem  hundert- 
prozentigen Deutschnationalen  vorhält,  daß  sich  der  eine  oder  der 
andere  Schritt  von  selbst  verbietet,  weil  unsere  militärischen  Kräfte 
nicht  ausreichen,  gibt  er  wohl  zur  Antwort,  daß  es  in  solchen  Fragen 
keine  Diskussion  gäbe,  weil  sie  keine  der  Logik,  sondern  des  Glau- 
bens und  der  Ehre  seien.  Der  Demokrat  dagegen  ist  seinem  Wesen 
nach  kein  Machtanbeter  und  kein  Nationalist,  sondern  wie  jeder  natür- 
liche Mensch  ein  Friedensfreund.  In  der  Gegenwart,  für  die  wir 
schreiben,  huldigen  die  Demokraten  in  der  ganzen  Welt  jedenfalls 
mehr  oder  weniger  dem  Pazifismus,  oder  genauer  gesagt:  je  demo- 
kratischer eine  Partei  ist,  desto  größeren  Wert  legt  sie  auf  die  Er- 
haltung des  Friedens. 

Dies  gilt  sowohl  für  die  Sieger  als  auch  für  die  Besiegten  des 
Weltkrieges.  Nachdem  sich  die  Kriegsleidenschaften  abgekühlt  haben, 
ist  es  in  allen  Ländern  die  Linke,  die  mit  besonderer  Wärme  für  die 
Versöhnung  der  Völker  und  den  Völkerbundgedanken  eintritt!  Der 
Geist  von  Locarno!  In  den  Vereinigten  Staaten  die  Demokraten,  in 
England  die  Liberalen  und  die  Labour-party  vielleicht  noch  mehr  als 
die  Konservativen,  in  Frankreich  das  Kartell  der  Linken,  in  Deutsch- 
land die  demokratischen  Parteien.  Am  5.  Mai  1925  hat  selbst  der 
konservative  Premierminister  Baldwin  beim  Londoner  Pilgrimessen 
gesagt,     der    Krieg    sei     eine     blutige    und     fluchwürdige    Sache 
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und  müsse  womöglich  aus  der  Welt  geschafft  werden.  Friede 
auf  Erden!  Die  Welt  hallt  noch  von  den  ergreifenden  Reden  wider, 
die  Macdonald  und  Herriot,  damals  die  beiden  leitenden  Staatsmänner 
Großbritanniens  und  Frankreichs,  am  3.  und  4.  September  1924  aui 
der  Tagung  des  Völkerbundes  in  Genf  gehalten  haben!  „Wir  wollen 
jetzt  den  Weg  Arm  in  Arm  zum  gemeinsamen  Ziele  fortsetzen  und 
wir  werden  nicht  rasten,  bis  wir  das  Ziel  der  Sicherheit  aller  Völker 
und  den  Frieden  in  Europa  erreicht  haben."  So  Macdonald.  „Tut 
alle  Eure  Pflicht,  übt  Geduld,  und  vollendet  das  Werk,  der  Weg  ist 
noch  weit,  aber  in  brüderlicher  Zusammenarbeit  können  wir  ihn 
zurücklegen",  so  Herriot.  Der  Weg  war  gar  nicht  so  weit,  als  es 
sich  die  beiden  Staatsmänner  vorgestellt  hatten.  Am  16.  Oktober 
1925  bereits  schlössen  England,  Frankreich  und  Deutschland  den 
Vertrag  von  Locarno,  der  den  Angriffskrieg  verbietet.  Vertreter 
Englands  war  der  konservative  Staatsmann  Chamberlain.  Während 
die  Minderheit  der  europäischen  Menschheit  heute  noch  mit  dem 
Uebermut  des  Siegers  oder  mit  der  Erbitterung  des  Besiegten  auf  die 
Landkarte  starrt,  die  in  Versailles  dekretiert  worden  ist,  richtet  die 
überwältigende  Mehrheit  ihre  Augen  auf  die  furchtbaren  Verwüstun- 
gen, die  der  Krieg  bei  Siegern  und  bei  Besiegten  angerichtet  und  auf 
die  Gefahr  des  Bolschewismus,  die  er  heraufbeschworen  hat.  Die 
demokratische  Seele  empfindet  Beschämung  und  Reue  darüber,  daß 
Europa  zwölf  Millionen  Männer  in  den  Tod  getrieben  hat,  um  die 
serbische  Frage  zu  lösen,  während  Serbien  vor  der  Lösung  selbst  nur 
drei  Millionen  Einwohner  zählte.  „Wenn  der  Pazifismus  eine  Narr- 
heit ist,  so  bin  ich  Gottes  Narr",  rief  der  amerikanische  Bischof  Brand 
auf  dem  Kirchenkonzil  zu  Stockholm  im  Sommer  1925  aus. 

Die  Deutschnationalen  aber  glauben  nicht  an  die  Friedfertigkeit 
der  englischen  und  französischen  Staatsmänner,  sondern  halten  alles, 
was  in  Locarno  verhandelt  und  besprochen  worden  ist  und  auch 
die  versöhnlichen  Worte,  die  die  leitenden  Staatsmänner  Englands  und 
Frankreichs  nach  Locarno  an  die  Adresse  des  deutschen  Volkes  ge- 
richtet haben,  für  Heuchelei  und  cant.  Für  die  historische  Szene  auf 
dem  Bankett  in  der  guildhall  in  London,  in  der  der  deutsche  Bot- 
schafter dem  englischen  Außenminister  den  Liebesbecher  reichte, 
haben  sie  nur  ein  Lächeln.  Woher  dieser  Kleinglaube?  Wir  wollen 
der  Sache  auf  den  Grund  gehen.  Der  Nationalist  glaubt  nicht  an  den 
Frieden,  weil  er  selbst  keinen  Frieden  halten  will.  Der  Deutschnatio- 
nale kann  sich  nicht  vorstellen,  daß  die  Franzosen  die  Rheinprovinz 
freiwillig  räumen  werden,  weil  es  seiner  eigenen  Natur  widerspricht, 
auf  den  restlosen  Gebrauch  der  Macht  zu  verzichten.  „Die  Franzosen 
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werden  doch  nicht  so  dumm  sein,  das  Ruhrgebiet  zu  räumen,  da  sie 
niemand  dazu  zwingen  kann;  wir  würden  das  auch  nicht  tun",  ist 
eine  Aeußerung,  die  man  oft  genug  hören  konnte.  Sogar  die  in- 
zwischen eingetretene  Tatsache  der  Räumung  vermochte  unsere 
kleingläubigen  Landsleute  nicht  aus  dem  Konzept  zu  bringen.  Frank- 
reich kann  infolge  seiner  kritischen  Lage  in  Marokko  und  in  Syrien 
nicht  anders!  Dieselben  Leute,  die  noch  vor  einem  Jahre  geschworen 
haben,  daß  die  Engländer  die  Kölnische  Zone  nicht  räumen  würden, 
behaupten  heute,  nachdem  die  Räumung  tatsächlich  erfolgt  ist,  sie 
habe  sich  ganz  von  selbst  verstanden,  weil  sie  doch  im  Vertrag  von 
Versailles  zugesagt  worden  sei. 

Man  darf  auch  in  der  Politik  nicht  zu  skeptisch  sein  und  nicht 
immer  annehmen,  daß  man  „geleimt"  werden  soll!  Hätte  Fürst  Bülow 
als  Reichskanzler  mehr  Vertrauen  zu  England  gehabt,  als  sein  Rat 
v.  Holstein,  wäre  wahrscheinlich  der  Weltkrieg  vermieden  worden.  Es 
gibt  in  allen  Ländern  Friedensfreunde  und  Friedensfeinde,  und  wenn 
die  Friedensfreunde  in  den  Ländern,  die  den  Sieg  im  Weltkrieg  davon- 
getragen haben,  in  der  Mehrzahl  sind,  so  ist  das  kein  Wunder.  Nach 
dem  Frankfurter  Frieden  ist  Bismarck  der  friedfertigste  Staatsmann 
der  Welt  gewesen.  Und  noch  ein  sehr  gewichtiger  Umstand  fällt  ins 
Gewicht.  England  und  Frankreich  sind  heute  mehr  denn  je  demo- 
kratische Gemeinwesen,  befinden  sich  also  nicht  nur  in  der  staat- 
lichen, sondern  auch  in  der  geistigen  Verfassung,  die  im  Zweifel  dem 
Frieden  den  Vorzug  gibt  vor  dem  Kriege.  Free  trade  and  good  will 
among  the  nations!  Vielleicht  würden  unsere  deutschnationalen 
Freunde  ihre  Skepsis  aufgeben,  wenn  sie  sich  vergegenwärtigten,  daß 
es  auch  in  Frankreich  eine  starke  Partei  gibt,  die  den  Völkerbund  be- 
kämpft: der  französische  Nationalismus.  Er  hat  die  Ratifikation  des 
Vertrages  von  Locarno  nicht  hindern  können,  weil  er  in  der  Kammer 
nur  über  eine  Minderheit  verfügt;  aber  als  Briand  in  den  ersten  März- 
tagen 1926  über  eine  Steuerfrage  gefallen  war,  setzte  in  der  gesamten 
reaktionären  und  konservativen  Presse  vom  Echo  de  Paris  und  der 
Äction  Francaise  bis  zum  Temps  eine  maßlose  Hetze  ein  gegen  die 
Völkerbundpolitik  der  gegenwärtigen  Regierung. 

Liebet  eure  Feinde  und  Frieden  auf  Erden!  Vor  einem  Menschen- 
alter sind  es  die  preußischen  Konservativen  gewesen,  welche  die 
Pflege  christlichen  Geistes,  wie  sie  ihn  verstanden,  auf  ihre  Fahne 
geschrieben  hatten.  Ihn  atmeten  die  Leser  der  Kreuzzeitung,  die  den 
evangelischen  Pfarrhäusern,  so  erzählte  man,  zu  halben  Preisen  ge- 
liefert wurde,  ihn  die  Gemeinde,  die  sich  um  den  „Reichsboten"  ge- 
schart hatte,  der  vom  Pastor  Engel  glänzend  redigiert  wurde.    Heute 
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sind  es  die  Demokraten,  die  praktisches  Christentum  treiben,  während 
sich  die  „Neue  Preußische  mit  dem  Kreuz"  dem  Teufel  verschrieben 
hat.     „Frieden  auf  Erden",  in  diesem  Zeichen  haben  sich  auch  die 
Katholiken  und  die  Anhänger  der  demokratischen  Partei  gefunden. 
Wie  der  Völkerbundstag  in  Genf,  die  Konferenz  von  Locarno  und 
das  Kirchenkonzil  in  Stockholm,  so  stand  auch  der  deutsche  Katho- 
likentag in  Hannover  im  Sommer  1924  unter  der  Herrschaft  des  Welt- 
friedensgedankens.    „Das    einzige  Rettungs-  und  Erneuerungspro- 
gramm für  die  seelisch  verwahrloste  Menschheit",  so  führte  der  apo- 
stolische Nuntius  Pacelli  am  31.  August  1924  aus,  „ist  die  Rückkehr  zu 
Christus  in  Staat  und  Gesellschaft.     Dieser  Gedanke  muß  der  pro- 
grammatische Brennpunkt  des  gegenwärtigen  Katholikentages  sein. 
Die  Durchdringung  auch  der  zwischenstaatlichen  Beziehungen  der 
Völker  untereinander  mit  dem  Geiste  des  Evangeliums,  das  soll  der 
Grundakkord  der  Versammlung  sein.   Katholisch  sein,  heißt:  Lieben 
und  helfen,  versöhnen  und  einen.  Möge  dieses  zunächst  das  eigene 
Volk  erfassende,  aber  auch  die  ganze  Menschheit  umspannende  Ver- 
söhnungs-  und  Friedensprogramm  eindringlich  und  hinreißend  über 
die  deutschen  Gaue  hinaus  in  die  Welt  klingen,  auf  daß  die  Gutge- 
sinnten in  allen  Nationen  aufhorchen  und  sich  mit  den  Deutschen 
verbinden,  um  dem  Frieden  den  Weg  zu  erleichtern,  des  Morgen- 
röte jetzt  den  Völkern  aufzuleuchten  scheint".    Nachdem  der  Nuntius 
den  apostolischen  Segen  erteilt  hatte,  folgte  seinen  Worten,  wie  die 
Frankfurter  Zeitung    berichtet,    anhaltender    und    jubelnder  Beifall. 
Ein  anderer  Redner  verkündete:  „Wir  wollen  keinen  Christentumersatz, 
keine  verwässerte  Wohlfahrtspflege,  sondern  bekennen  uns  zu  einer 
Charitasgesinnung,  die  aus  tiefster  Seele  sagt:  Wir  lieben  Gott  und  in 
Gott  den  Nächsten  und  gleicherweise  Freund  und  Feind.  Ja  auch  den 
Feind!   Wir  dürfen  nicht  das  christliche  Liebesgebot  abschwächen  zu 
seichter,    nationalistischer  Wohlfahrtsmoral.    Das    Gebot    von    der 
Nächstenliebe  gilt  absolut."  Unsere  deutschnationalen  Freunde  wollen 
freilich  diesen  Zusammenhang  zwischen    der    christlichen  Weltan- 
schauung und  der  demokratischen  nicht  sehen.  Selbst  deutschnatio- 
nale Katholiken  werfen  Glaubensgenossen,  die  der  alten  Zentrums- 
partei treu  geblieben  sind,  Heuchelei  vor:  „Wie  kann  sich  ein  Mann, 
der  heute  den  päpstlichen  Segen   empfangen  hat,  morgen  mit   den 
Sozialdemokraten  gegen  die  nationalen  Parteien  verbünden?" 

In  denselben  Tagen,  in  denen  sich  in  Genf  der  Völkerbund 
und  in  Hannover  der  Deutsche  Katholikentag  versammelt  hatte,  tagte 
in  München  der  Evangelische  Bund,  hielt  sein  Münchner  Zweigver- 
ein eine  Jubiläumssitzung  ab.    Wenn  wir  einem  Berichte  des  „Bay~ 
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Tischen  Kurier"  glauben  dürfen  —  er  hat  durch  eine  Berichtigung  der 
Bundesleitung  eher  eine  Bestätigung  als  eine  Widerlegung  erfahren  — 
führte  der  Vortragende  aus:  „Der  Protestantismus  begrüßt  die  völ- 
kische Bewegung  als  wertvollen  Bundesgenossen.  Gemeinsam  mit 
den  Völkischen  ist  uns  die  Erkenntnis,  daß  der  Kampf  um  Ehre  und 
Freiheit  Deutschlands  mit  Blut  und  Eisen  ausgetragen  werden  muß; 
die  völkische  Bewegung  hat  die  Judenfrage  als  dringendes  Problem 
erkannt.  Die  Protestanten  vertreten  mit  den  Völkischen  die  Anschau- 
ung, daß  die  Juden,  als  der  deutschen  Rasse  wesensfremd,  Schädlinge 
an  der  deutschen  Nation  sind  und  daß  die  Lösung  der  Judenfrage 
eines  der  lebenswichtigsten  Probleme  im  Interesse  der  Reinerhaltung 
deutscher  Art  und  deutschen  Volkstumes  ist.  Besonders  wertvoll 
sind  und  werden  die  Völkischen  sein  im  Hinblick  auf  die  ultramon- 
tane Gefahr.  So  kann  die  Stunde  kommen,  und  sie  wird  kommen,  in 
der  der  Protestantismus  Bundesgenossen  braucht ...  In  der  Verbin- 
dung zwischen  völkischem  Gedanken  und  Protestantismus  liegt  das 
Heil  für  das  deutsche  Volk".  Diese  Worte  fanden  begeisterte  Zustim- 
mung in  der  Versammlung.  Bei  Anspielungen  auf  Hitler  und  Luden- 
dorff  wurde  wiederholt  gerufen:  „Heil  Hitler,  Heil  Ludendorff".  Und 
ihren  Höhepunkt  scheint  die  Jubiläumssitzung  erreicht  zu  haben,  als 
ein  Schreiben  Ludendorffs  verlesen  wurde.  „Ich  hoffe  und  erwarte 
von  der  Protestantischen  Kirche,  daß  sie  immer  schärfer  die  Macht- 
bestrebungen des  Ultramontanismus  zurückweisen  wird  und  sich 
mit  voller  Kraft  einsetzen  gegen  alle  Bestrebungen  zur  Zerkleinerung 
und  zur  Zerstückelung  Preußens.  Meine  Wünsche  gelten  heute  dem 
deutschen  Protestantismus,  der  dem  religiösen  und  deutschen  Emp- 
finden, dem  Suchen  nach  Gott,  im  deutschen  Volke  allein  gerecht 
wird."  .  .  .  „Ich  hoffe  und  erwarte"! 

Der  Nuntius  Pacelli  und  der  General  Ludendorff  waren  in  diesen 
Tagen  nicht  zum  ersten  Male  Gegenspieler.  Am  29.  Juni  1917  legte  der 
Nuntius  dem  deutschen  Kaiser  in  seinem  Hauptquartier  im  Auftrag 
der  Kurie  die  Frage  vor,  ob  Deutschland  bereit  sei  Frieden  zu 
schließen,  wenn  seine  Feinde  kein  weiteres  Opfer  von  ihm  verlangen 
würden,  als  die  Räumung  Belgiens.  Der  Kaiser  erwiderte,  daß  er  sich 
mit  seinen  Herren  beraten  und  am  nächsten  Morgen  seinen  Bescheid 
erteilen  würde.  Am  Morgen  des  30.  Juni  eröffnete  der  Kaiser  dem 
Nuntius,  daß  er  sich,  nachdem  er  den  General  Ludendorff  gehört 
habe,  zu  seinem  Bedauern  nicht  in  der  Lage  sehe,  einen  derartigen 
Vorschlag  in  Betracht  zu  ziehen.  Die  päpstliche  Kurie  hatte  bekannt- 
lich ihren  Friedensschritt  auf  Wunsch  der  englischen  Regierung  unter- 
nommen. 
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Der  Kampf  um  die  Ehre  und  Freiheit  Deutschlands  müsse  mit 
Blut  und  Eisen  ausgetragen  werden,  so  hat  jener  Redner  des  Evan- 
gelischen Bundes  gefordert.  Das  ist  ja  auch  die  Ansicht  der  nationa- 
listischen Kreise  in  Deutschland,  der  deutschvölkischen  und  der 
deutschnationalen.  Das  Wort  von  Blut  und  Eisen  stammt  bekanntlich 
von  Bismarck.  Er  hat  es  in  der  Budgetkommission  des  Abgeordneten- 
hauses am  30.  Sept.  1862  gesprochen.  Eines  jener  suggestiven  Worte, 
das  Generationen  von  Epigonen  in  seinen  Bann  geschlagen  hat.  Blut 
und  Eisen  haben  noch  im  Weltkriege  eine  verheerende  Rolle  gespielt. 
Im  Kriege  der  Zukunft  jedoch,  der  unseren  nationalen  Helden  als  der 
deutsche  Befreiungskrieg  vorschwebt,  werden  die  Giftgase  an  die  Stelle 
des  Eisens  treten  und  der  Erstickungstod  an  die  Stelle  der  blutigen 
Wunden.  Sein  Blut  wird  nicht  mehr  der  Soldat  für  sein  Vaterland 
vergießen,  sondern  Männer,  Frauen  und  Kinder,  Soldaten  und  fried- 
liche Bürger  werden  für  ihr  Vaterland  ersticken.  Der  Völkerbund  hat 
vor  drei  Jahren  eine  Kommission  beauftragt,  sich  mit  den  Verwen- 
dungsmöglichkeiten der  Giftgase  und  Bakterien  in  künftigen  Kriegen 
zu  befassen.  Der  Bericht,  erstattet  von  den  Professoren  Pfeiffer 
(Berlin),  Madsen  (Kopenhagen),  Cannon  (Harvard),  Zanetti  (Columba), 
Paterno  (Rom),  Ängeli  (Florenz),  Mayer  (Paris)  liegt  nun  vor.  Er  er- 
gibt, wie  einem  Bericht  der  Vossischen  Zeitung  zu  entnehmen  ist: 
„Die  Benützung  von  Bakterien,  etwa  in  Granaten  eingeschlossene,  ver- 
spricht einstweilen  keinen  großen  Erfolg,  dagegen  werden  die  Giftgase 
eine  gewaltige  Rolle  spielen.  Es  sind  ihrer  auf  dem  Stamm  von  30 
Grundgasen  gegen  1000  bekannt,  die  untereinander  kombiniert  werden 
können  und  je  nach  Wunsch  die  Äugen,  die  Lungen,  die  Verdauungs- 
organe oder  das  Blut  angreifen  werden.  Es  wird  möglich  sein  die  Be- 
völkerung großer  Städte  unter  einem  Gasschleier  zu  ersticken.  Ein 
Schutzmittel  dagegen  gibt  es  nicht.  Jedes  lebende  Wesen,  verkrieche 
es  sich  auch  ins  tiefste  Kellergewölbe,  wird  von  den  Giftgasen  der  Zu- 
kunft berührt  und  vernichtet.  Die  Versendung  geschieht  durch  Luft- 
schiffe und  Fernfeuergeschütze.  Der  Zukunftskrieg  wird  nicht 
zwischen  Armeen  ausgefochten  werden,  sondern  die  Ausrottung 
ganzer  Völker  zum  Ziele  haben.  Die  genannten  Autoritäten  sind 
durchaus  der  Meinung,  die  Zeit  reife  auch  für  die  Verwendung  von 
Bakterien  im  Dienste  des  organisierten  Mordes.  Fortschritt  der  Wissen- 
schaft!" Der  Bericht,  den  diese  sieben  internationalen  Gelehrten  dem 
Völkerbund  erstattet  haben,  ist  eines  der  wichtigsten  Dokumente,  die 
jemals  der  Welt  vorgelegt  worden  sind.  Wievielen  deutschnationalen 
Männern  und  Frauen  ist  er  bekanntgegeben  worden? 

Karl  Marx  lehrt,  daß  die  sozialen  Verhältnisse  mit  den  Produk- 

73 


tivkräften  enge  verknüpft  sind.  „Mit  der  Erwerbung  neuer  Produk- 
tivkräfte verändern  die  Menschen  ihre  Produktionsweise,  und  mit  der 
Veränderung  ihrer  Produktionsweise,  der  Art  ihren  Lebensunterhalt 
zu  gewinnen,  verändern  sich  alle  ihre  gesellschaftlichen  Verhältnisse. 
Die  Handmühle  ergibt  eine  Gesellschaft  mit  Feudalherren,  die  Dampf- 
mühle mit  industriellen  Kapitalisten.  Aber  dieselben  Menschen, 
welche  die  sozialen  Verhältnisse  gemäß  ihrer  materiellen  Produktions- 
weise gestalten,  gestalten  auch  die  Prinzipien,  die  Ideen,  die  Katego- 
rien gemäß  ihren  gesellschaftlichen  Verhältnissen."  Daß  in  dieser 
materialistischen  Geschichtsauffassung  des  Karl  Marx  eine  tiefe  Wahr- 
heit enthalten  ist,  wird  von  keinem  Denker  mehr  in  Abrede  gestellt. 
Ebenso  aber  müssen  sich  die  Prinzipien,  die  Ideen,  die  Kategorien,  die 
das  Leben  der  Völker  gestalten,  auch  mit  der  Erwerbung  neuer  Kriegs- 
mittel wandeln.  Die  Erfindung  der  Phalanx  durch  die  Spartaner  an 
Stelle  des  Kampfes  von  Mann  zu  Mann  hat,  wie  Hans  Delbrück  sagt, 
„das  Antlitz  der  Welt  verändert".  Die  Aufnahme  der  Giftgase  unter 
die  Kriegsmittel  und  die  Möglichkeit  ihrer  Verwendung  auch  in  der 
Ferne  durch  Flugzeuge  und  Fernfeuergeschütze  wird  das  Antlitz  der 
Welt  noch  einmal  verändern.  Vor  fünfzig  Jahren  noch  zog  die  männ- 
liche Jugend  Deutschlands  von  ihrem  Kaiser  geführt  ins  Feld,  um  sich, 
wenn  es  sein  mußte,  für  das  Vaterland  und  die  Heimat  zu  opfern.  Der 
Krieg  hatte  einen  ritterlichen  Charakter;  man  hat  sogar,  blasphemisch 
genug,  von  dem  frischen,  dem  fröhlichen  Krieg  gesprochen.  Während 
aber  1870  nur  3^  v.  H.,  und  selbst  1813  nicht  mehr  als  5V2  v.  H.  an  der 
Front  gestanden  haben,  haben  im  Weltkriege  bereits  11  v.H.  des  deutschen 
Volkes  die  Waffen  ergreifen  müssen.  In  Zukunft  werden  zwar  immer 
noch  Heere  miteinander  kämpfen,  aber  das  Ziel  wird  nicht  mehr  die 
Vernichtung  der  feindlichen  Kriegsmacht,  sondern  die  Vernichtung 
der  Völker  selbst  sein.  Der  Krieg  wird  einen  chemischen  Charakter 
tragen,  der  Geruch  des  Pulverdampfes,  der  früher  ein  tapferes  Herz 
höher  schlagen  ließ,  wird  dem  Gasgeruch  weichen,  der  Ekel  erregt. 
Oder  glaubt  jemand  in  Deutschland,  daß  die  Franzosen  oder  daß  wir 
selbst,  wenn  es  um  alles  geht,  darauf  verzichten  werden,  einen  Gas- 
schleier über  die  feindliche  Hauptstadt  zu  breiten,  wenn  wir  dadurch 
den  Krieg  gewinnen  können?  „Man  darf  nicht  vergessen,"  so  schrieb 
die  nationalistische  Daily  mail  am  23.  März  1925,  „daß  der  nächste 
Krieg  weder  fair  noch  ritterlich  geführt  werden  wird,  er  wird  einfach 
eine  wissenschaftliche  Schlächterei  sein."  Was  die  Engel  Gottes  und 
die  Menge  der  himmlischen  Heerscharen  mit  ihrer  Weihnachtsbot- 
schaft nicht  vermocht  haben  und  keine  Friedenspredigt  der  Menschen, 
weder  Kants  Buch  über  den  ewigen  Frieden,  noch  Bertha  von  Suttners 
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„Die  Waffen  nieder",  hat  die  Technik  vermocht,  die  der  Menschheit 
heute  Kriegswerkzeuge  zur  Verfügung  stellt,  die  so  mörderisch  sind, 
daß  sie  dem  Kriege  selbst  den  Todesstoß  versetzt  haben.  Weil  der 
Krieg  seinen  Charkter  geändert  hat,  müssen  auch  die  Menschen 
ihren  Charakter  ändern. 

Der  Pazifismus,  den  der  ältere  Moltke  noch  eine  Illusion,  und  nicht 
einmal  eine  schöne  genannt  hat  —  wie  oft  haben  die  Alldeutschen 
ihm  das  nachgeredet,  —  ist  heute  eine  reale  Macht  geworden,  Vor  der 
sich  auch  ein  Moltke  beugen  würde.  Und  auch  ein  Bismarck. 
Bismarck  war  viel  zu  sehr  größer  Herr,  als  daß  er  seine  Kinder 
und  die  Kinder  seines  Volkes  wegen  Elsaß-Lothringens  oder  Ober- 
schlesiens dem  sicheren  Erstickungstod  preisgegeben  haben  würde. 
Der  gegenwärtige  Reichswehrminister  Geßler  hat  unlängst  in 
einer  Wahlrede  das  Bekenntnis  abgelegt:  „Ich  bekenne  mich  zum 
gemeinsamen  Interesse  der  Völker  in  der  Welt.  Den  Revanche- 
gedanken lehne  ich  ab.  Nicht  ein  einziges  deutsches  Kind  möchte 
ich  dem  Revanchegedanken  geopfert  sehen."  Dieser  „pazifistische" 
Staatsmann  wäre  beinahe  vom  Reichsblock  an  Hindenburgs  Stelle 
als  Kandidat  für  den  Stuhl  des  Reichspräsidenten  aufgestellt  worden. 
Von  den  deutschen  Führern  im  Weltkriege  hat  General  Deimling  den 
Mut  gehabt,  offen  auszusprechen:  „Nie  wieder  Krieg."  Daß  viele  Heer- 
führer genau  so  denken  wie  Deimling,  ist  ein  offenes  Geheimnis.  Es 
gehört  allerdings  ein  ungewöhnlicher  moralischer  Mut  dazu,  einer 
Nation,  die  einen  derartigen  Krieg  verloren  hat  wie  den  Weltkrieg  und 
einen  derartigen  Frieden  annehmen  mußte  wie  den  Frieden  von 
Versailles,  ins  Gesicht  zu  sagen:  Ihr  müßt  euch  bescheiden  und 
Pazifisten  werden,  „weil  fünf  bis  sechs  der  neuen  Ekrasitbomben 
genügen  würden,  um  ganz  Frankfurt  dem  Boden  gleich  zu  machen." 
(General  von  Schönaich.) 

„Ich  habe  einmal  mit  meinem  Bataillon  in  einer  wahren 
Hölle  gelegen.  Unsere  Front  bildete  nach  vorn  einen  spitzen 
Winkel.  Wir  wurden  auf  das  fürchterlichste  beschossen.  Vierzehn 
Tage  und  Nächte  haben  wir  so  gut  wie  gar  nicht  geschlafen.  Endlich 
mußten  wir  die  Stellung  räumen  und  wurden  abgelöst.  Um  in  die 
Ruhestellung  zu  kommen,  mußten  wir  einen  Rückmarsch  von  zwanzig 
Kilometer  machen.  Wir  waren  alle  gelb  wie  die  Käse,  so  erschöpft 
waren  wir.  Es  war  Morgen,  als  wir  in  der  Ruhestellung  eintrafen.  Am 
Abend  desselben  Tages  kam  der  Befehl,  wieder  vorzugehen  und  den 
spitzen  Winkel  wieder  zu  nehmen.  Wir  mußten  also  wieder  zwanzig 
Kilometer  nach  vorn  zurücklegen  und  angreifen.  Wir  haben  die 
Stellung  genommen.   Mehr  als  hundert  Leute  meines  Bataillons  sind 

75 


dabei  gefallen  und  sehr  viele  verwundet,  Offiziere  und  Mannschaften. 
Ich  greife  mich  heute,  nach  neun  Jahren,  noch  manchmal  an  den  Kopf, 
wenn  ich  daran  denke,  was  den  Leuten  zugemutet  worden  ist.  Allein 
die  Marschleistung  in  die  Ruhestellung  und  zurück  war  ungeheuer. 
Und  das  alles  ohne  Sinn  und  Verstand,  denn  der  spitze  Winkel  hatte 
gar  keinen  Wert  für  uns,  wir  konnten  ihn  ebensogut  dem  Feinde 
überlassen.  Ein  Generalstäbler,  der  nie  vorne  gewesen  war  und  unsere 
Stellung  gar  nicht  gesehen  hatte,  hatte  es  so  gewollt:  Prestige- 
rücksichten." 

Solche  Geschichten  erzählen  sich  die  Kameraden  natürlich  nur, 
wenn  sie  unter  sich  sind.  Von  den  Millionen  deutscher  Männer  und 
Frauen,  die  sich  heute  für  den  Revanchekrieg  begeistern,  haben  die 
wenigsten  eine  Ahnung  davon,  wieviel  himmelschreiendes  Unrecht 
in  einem  Kriege  verübt  wird.  Die  Idealisierung  des  Krieges  ist  ein 
Verbrechen  an  der  Menschheit  und  am  eigenen  Volke,  dessen  wert- 
vollster Schatz  die  jungen  Männer  sind.  Die  alten  Frontsoldaten,  die 
heute  im  Stahlhelm  die  Feder  führen,  sollten  lieber  sagen,  wie  es 
wirklich  gewesen  ist  und  deshalb  auch  wieder  sein  wird.  Als  ich 
einen  alten  Freund,  der  als  Hauptmann  der  Reserve  zwei  Jahre  lang 
ein  Bataillon  geführt  und  die  schönsten  Kriegsauszeichnungen  er- 
worben hatte,  darunter  den  Komtur  des  Hohenzollernordens,  nach 
seiner  Heimkehr  begrüßte,  sagte  er  ganz  spontan:  „Soviel  weiß  ich, 
ein  solcher  Krieg  darf  nie  wieder  kommen.  Aber  Sie  brauchen  es  ja 
andern  nicht  mitzuteilen,  daß  ich  das  gesagt  habe."  Tausende  von 
Männern  haben  dem  Tod  fast  täglich  ins  Auge  geblickt  —  daß  sie 
keine  Angst  gehabt  hätten,  ist  nicht  wahr,  sondern  nur  eine  Legende, 
aber  sie  haben  die  Angst  jedesmal  überwunden,  weil  sie  mußten  — 
aber  nach  dem  Kriege  getrauen  sie  sich  nicht,  die  Wahrheit  über  den 
Krieg  zu  sagen;  lediglich  aus  dem  Grunde,  weil  ihnen  das  von 
törichten  Männern  und  Frauen,  die  nie  Gas  gerochen  haben,  als  Feig- 
heit ausgelegt  werden  könnte.  Bekanntlich  sind  mit  dieser  Auslegung 
diejenigen  am  schnellsten  bei  der  Hand,  die  selbst  aus  irgendeinem 
Grunde  als  Kombattanten  nicht  in  Betracht  kommen.  „Im  Weltkriege," 
so  hat  einmal  ein  bekannter  deutscher  Philosoph  gesagt,  „sind  die 
Leute  über  siebzig  Jahren  am  blutdürstigsten  gewesen." 

Was  ist  das  Ziel  des  Pazifismus?  Die  Verhütung  des  Krieges. 
Und  welches  sind  die  Mittel,  um  dieses  Ziel  zu  erreichen?  Sicherheits- 
pakte, Schiedsverträge,  Völkerbund,  allgemeine  Abrüstung.  „Die 
Entwickelung  aus  den  Bahnen  der  Gewalt  in  die  Bahnen  des  Rechts 
zu  leiten",  mit  diesen  Worten  hat  Reichskanzler  Dr.  Luther  in  seiner 
großen  Rede  am  23.  November  1925  im  Reichstage  zur  Verteidigung 
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seiner  Locarnopolitik  die  Aufgabe  des  Völkerbundes  umschrieben. 
Die  viel  verlästerten  Pazifisten  haben  in  ihrer  großen  Mehrzahl 
auch  kein  anderes  Ziel,  als  dieses,  die  Entwickelung  aus  den  Bahnen 
der  Gewalt  in  die  Bahnen  des  Rechts  zu  leiten.  In  dem  Verhandlungs- 
ergebnis von  Locarno  erblickt  Luther  „einen  wirklichen  Fortschritt 
im  Sinne  der  Stärkung  der  Friedenskräfte  in  Europa".  Hm 
25.  November  ergriff  Stresemann  das  Wort.  Wenn  er  auch  offensicht- 
lich bemüht  war,  die  Gefühle  seiner  deutschnationalen  Freunde  zu 
schonen,  hat  er  sich  doch  nicht  gescheut,  das  Zusammenwirken 
Deutschlands  mit  den  anderen  Mächten  als  eine  europäische  und  als 
eine  Weltfrage  zu  bezeichnen  und  den  dauernden  Frieden  als  die 
Grundlage  des  Wiederaufbaues  unseres  Vaterlandes.  „In  dem  Kampfe 
zwischen  Rechtsanspruch  und  Machtgefühl  hat  schließlich  doch  in 
der  Befreiung  der  nördlichen  Rheinlandzone  der  Gedanke  des  Rechts 
gesiegt.  Jede  weitere  deutsche  Politik  kann  nur  das  Ziel  haben,  auf 
diesem  Wege  fortzuschreiten",  so  hat  sich  Stresemann  am  20.  Februar 
1926  auf  einem  Kommers  der  Kölner  Studentenschaft  zur  Feier  der 
Befreiung  Kölns  geäußert.  Und  selbst  wenn  die  Reden  der  beiden 
deutschen  Staatsmänner,  die  heute  unsere  auswärtige  Politik  leiten, 
keinen  Funken  des  pazifistischen  Idealismus  enthalten  hätten,  sie 
haben  sich  beide  nicht  nur  vor  dem  deutschen  Volke,  sondern  auch 
vor  aller  Welt  durch  die  Tat  als  Pazifisten  bekannt,  indem  sie  nach 
Locarno  gingen  und  ihre  Unterschrift  unter  den  Weltfriedensvertrag 
setzten.  Am  27.  November  1925  erteilte  ihm  der  deutsche  Reichstag 
mit  291  gegen  174  Stimmen  seine  Zustimmung.  Am  28.  November 
unterzeichnete  der  Reichspräsident  von  Hindenburg  das  Gesetz.  Wie 
lange  wird  es  nun  noch  dauern,  bis  das  Wort  „Pazifist"  in  Deutsch- 
land nicht  mehr  als  Schimpfwort  gebraucht  wird? 

„Die  Notwendigkeit  der  großen  Wandlungen  des  historischen 
Lebens  erscheint  dann  am  anschaulichsten,  wenn  sie  durch  wider- 
willige Werkzeuge  vollstreckt  werden",  hat  einmal  Treitschke  gesagt. 
So  wird  denn  auch  die  große  Wandlung  des  historischen  Lebens, 
deren  Initiator  Woodrow  Wilson  gewesen  ist,  und  ihre  Notwendig- 
keit durch  nichts  anschaulicher  gemacht  als  durch  die  Tatsache,  daß 
selbst  der  große  General,  der  unser  Heer  im  Weltkriege  geführt  hat, 
dem  Pazifismus  dient.  Hindenburg  hat  nicht  nur  sein  Siegel  unter 
den  Vertrag  von  Locarno  gedrückt  sondern  auch  der  Locarnofeier 
des  Londoner  Presseklubs  im  November  1925  —  eine  Handlung,  zu 
der  ihn  sein  hohes  Amt  gewiß  nicht  verpflichtete  —  das  folgende 
Begrüßungstelegramm  gesandt:  „Ich  drücke  Ihnen  mein  tiefes  Ver- 
langen aus,  daß  ein  neuer  Geist  gegenseitiger  Ächtung  und  ein  Ver- 
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langen  nach  Verständigung  zwischen  den  Völkern  aus  den  Beratun- 
gen von  Locarno  hervorgehen  möge.  Die  Verbreitung  dieses  neuen 
Geistes  ist  die  hohe  und  vornehme  Aufgabe  der  Presse."  Weil  er  der 
Politik  der  Völkerversöhnung  seine  Zustimmung  erteilt  hat,  bekam 
der  Generalfeldmarschall  von  seinem  alten  Kriegskameraden  Luden- 
dorff  die  folgenden  Worte  zu  hören:  „Ich  habe  dereinst  mit  dem 
Generalfeldmarschall  von  Hindenburg  Ehren  und  Ruhm  geteilt  und, 
ich  darf  es  aussprechen,  seinen  Ruhm  erhöht  Heute  krampft  sich 
mein  deutsches  Herz  zusammen,  wenn  ich  sehe,  wie  der  Generalfeld- 
marschall im  Begriff  ist,  seinen  Ruhm  zu  opfern;  und  er  ist  geopfert, 
wenn  sein  Name  unter  dem  Dokument  der  Schande  und  Unehre  steht. 
Lieber  die  Stellung  preisgeben  als  Ruhm  und  Ehren  und  die  eigene 
Vergangenheit.  Das  ist  deutsche  Art,  wenn  von  dem  General- 
feldmarschall der  Kampf  aufgenommen  würde  gegen  diesen  Vertrag 
der  Unehre  und  Versklavung.  Ich  weiß  nicht,  ob  die  Stimme  seiner 
alten  Mitkämpfer  und  Kameraden  in  großer  Zeit  den  Reichs- 
präsidenten, der  ja  auch  von  ihnen  gewählt  worden  ist,  noch  erreicht, 
aber  er  sollte  sie  seines  Ruhmes  halber  in  dieser  Stunde  hören  und 
sich  nicht  durch  Jubel  täuschen  lassen.  Volkes  Gunst  ist  wandelbar. 
Diese  alten  Mitkämpfer  fordern  von  ihm,  nach  deutscher  Art  zu 
handeln.  Sollte  allerdings  der  Reichspräsident  die  Locarnopolitik  für 
richtig  halten,  dann  muß  jeder  deutsche  Mann,  der  noch  nicht 
schwarz-rot-gold  verseucht  ist,  oder  sich  allein  dem  Gott  „Mammon" 
verschrieben  hat,  sein  Haupt  verhüllen,  dann  ist  die  Reichs- 
präsidentenschaft des  Generalfeldmarschalls  eine  Gefahr  für  den 
nationalen  Willen  geworden."  (Völkischer  Kurier.)  So  seid  ihr 
Götterbilder  auch  zu  Staub? 

„Zurück  zu  Bismarck"  ist  die  Parole,  die  die  Führer  der  Deutsch- 
nationalen Partei  ausgegeben  haben,  ohne  zu  bedenken,  daß  seit  dem 
Tode  unseres  größten  Staatsmannes  bereits  mehr  als  ein  Menschen- 
alter verstrichen  ist.  „Zurück  zu  Goethe",  so  lautet  unsere  Parole, 
wobei  wir  bedenken,  daß  es  ewige  Wahrheiten  gibt,  die  im  Jahre  1930 
noch  dieselbe  Geltung  beanspruchen  können  als  im  Jahre  1830.  Und 
wer  wollte  leugnen,  daß  die  folgenden  Worte,  die  Goethe  am  15.  März 
1830  zu  Eckermann  gesprochen  hat,  klingen,  als  wenn  sie  heute  ge- 
sprochen wurden?  „Liebesgedichte  habe  ich  nur  gemacht,  wenn  ich 
liebte.  Wie  hätte  ich  nun  Lieder  des  Hasses  schreiben  können  ohne 
Haß!  Und  unter  uns,  ich  haßte  die  Franzosen  nicht,  wiewohl  ich 
Gott  dankte,  als  wir  sie  loswaren.  Wie  hätte  auch  ich,  dem  nur 
Kultur  und  Barbarei  Dinge  von  Bedeutung  sind,  eine  Nation  hassen 
können,  die  zu  den  kultiviertesten  der  Erde  gehört  und  der  ich  einen 
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so  großen  Teil  meiner  eigenen  Bildung  verdankte!  Ueberhaupt  ist  es 
mit  dem  Nationalhaß  ein  eigenes  Ding.  Auf  den  untersten  Stufen 
der  Kultur  werden  sie  ihn  immer  am  stärksten  und  heftigsten  finden. 
Es  gibt  aber  eine  Stufe,  wo  er  ganz  verschwindet  und  wo  man 
gewissermaßen  über  den  Nationen  steht  und  man  ein  Glück  oder  ein 
Wehe  seines  Nachbarvolkes  empfindet,  als  wäre  es  dem  eigenen  be- 
gegnet. Diese  Kulturstufe  war  meiner  Natur  gemäß,  und  ich  hatte 
mich  darin  lange  befestigt,  ehe  ich  mein  sechzigstes  Jahr  erreicht 
hatte." 

Bismarck  und  Goethe;  der  Gegensatz  ist  längst  nicht  so  groß, 
wie  unsere  Patrioten  denken.  Wer  sich  einbildet,  daß  Bismarck  die 
Franzosen  gehaßt  hat  oder  die  Engländer,  hat  sich  durch  seine 
Kürrassierstiefel  und  seine  buschigen  Augenbrauen  täuschen  lassen. 
Bismarck  war  ein  Weltmann  und  ein  Europäer  im  besten  Sinne  des 
Wortes,  ebenso  wie  Goethe.  „Wir  begehen  am  2.  September  den  Ge- 
burtstag des  deutschen  Reiches  und  deswegen,  nicht  aus  Franzosen- 
haß, wird  er  auch  ferner  als  der  größte  nationale  Ehrentag  gefeiert 
werden".  So  ließ  Bismarck  am  11.  September  1891  in  den  Hamburger 
Nachrichten  schreiben. 

Aber  die  Männer  und  Jünglinge,  deren  höchstes  Symbol  der  Stahl- 
helm ist,  sehen  mit  Verachtung  auf  die  Pazifisten  herab.  Werden  sie 
es  auch  noch  tun,  wenn  sie  wieder  im  Schützengraben  liegen  und  die 
Leiber  der  Toten  in  den  Drahtverhauen  hängen;  wenn  sie  die  Kunde 
erreichen  wird,  daß  Berlin,  Frankfurt,  Leipzig  das  Opfer  eines  Flieger- 
angriffs geworden  sind  und  Millionen  deutscher  Frauen  und  Kinder 
unter  den  furchtbarsten  Qualen  ihr  Leben  eingebüßt  haben?  Unsere 
Stahlhelmleute  sind  keine  Unmenschen.  Sie  verschließen  nur  die 
Augen  gegen  die  Wirklichkeit,  um  desto  ungestörter  in  der  Illusion 
von  des  Reiches  Macht  und  Herrlichkeit  leben  zu  können.  Hinden- 
burg,  Luther  und  Stresemann  werden  die  Ungnade  der  Patrioten  zu 
ertragen  wissen.  Es  winkt  ihnen  ja  schon  der  Lorbeer,  den  Klio  mit 
Vorliebe  den  Staatsmännern  zu  winden  pflegt,  denen  das  Schicksal 
vergönnt  hat,  nicht  nur  der  eigenen  Nation,  sondern  auch  der  ganzen 
Menschheit  einen  wertvollen  Dienst  zu  leisten.  Ich  greife  nach  dem 
Lieblingsbuche  meiner  Jugend:  „Vom  Grafen  Bismarck",  von  George 
Hesekiel,  und  finde  auf  Seite  339  das  Begrüßungsgedicht,  das  ihm 
sein  alter  Direktor  Bonell  zum  4.  August  1866  gewidmet  hat: 

Wer  festen  Sinns  das  rechte  Ziel  verfolgt, 

Nicht  wanket,  selbst  wenn  krachend  die  Erde  wankt, 

Den  hat  zum  Lenker  der  Geschicke 

Gott  hier  auf  Erden  sich  ausersehen. 
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Daß  die  Aufgabe,  die  den  deutschen  Staatsmännern  gestern  gestellt 
wurde,  eine  ganz  andere  war  als  diejenige,  die  Bismarck  einst  zu  lösen 
hatte,  tut  nichts  zur  Sache.  Vorgestern  Blut  und  Eisen,  gestern  Siche- 
rungspakt und  Völkerbund.  Der  große  Staatsmann  handelt  nach  Lage 
der  Sache  und  kümmert  sich  nicht  um  das  Geschrei  der  anderen,  be- 
sonders nicht  um  das  seiner  guten  Freunde.  Deshalb  hätte  auch  der 
alte  Schuldirektor  Stresemanns  nicht  verfehlen  sollen,  seinen  Schüler, 
als  er  aus  Locarno  oder  London  zurückkehrte,  mit  einer  Hymne  zu 
empfangen:  „Wer  festen  Sinns  das  rechte  Ziel  verfolgt". 

Gibt  es  in  Deutschland  eine  Völkerbundsliga?  Die  meisten  selbst 
politisch  interessierten  Deutschen  werden  die  Antwort  auf  diese 
Frage  schuldig  bleiben  müssen.  So  gering  ist  das  Interesse,  das 
man  in  unserem  Lande  dem  Völkerbund  entgegenbringt.  In  England 
aber,  also  in  dem  Lande,  das  alle  anderen  an  politischem  Verständnis 
übertrifft,  —  eine  Tatsache,  die  von  keiner  Seite  bestritten  wird  —  ist 
die  league  of  nations  eine  der  angesehensten  politischen  Gesellschaf- 
ten. Vierhundert  Mitglieder  des  englischen  Parlamentes  bilden  ihren 
parlamentarischen  Ausschuß,  alle  Parteien  sind  in  demselben  ver- 
treten. So  groß  ist  in  England  das  Interesse  am  Völkerbund,  daß  die 
Frage,  ob  außer  Deutschland  noch  Polen  und  Spanien  einen  Sitz  im 
Völkerbundsrat  erhalten  sollen,  geradezu  eine  Volksbewegung  her- 
vorrief. Selbst  die  Dominions  nahmen  an  der  öffentlichen  Diskussion 
teil.  General  Smuts,  allerdings  einer  der  wärmsten  Freunde  des 
Völkerbundes  von  jeher,  telegraphierte  sogar  seine  Ansicht  von  Kap- 
stadt nach  London.  In  dieser  seiner  Botschaft  (Daily  News  18.  2.  26) 
nannte  er  den  Völkerbund  „die  letzte  Hoffnungs  Europas".  Der  Aus- 
schuß der  Vierhundert  hielt  eine  geheime  Sitzung  ab,  um  Chamberlain 
die  Gelegenheit  zu  geben,  seinen  Standpunkt  zu  rechtfertigen.  Seit 
vielen  Jahren  hat  in  England  keine  Frage  mehr  Staub  aufgewirbelt 
als  diese.  In  Deutschland  würde  kein  Hahn  danach  gekräht  haben, 
wenn  die  Zulassung  Polens  nicht  wie  ein  Gegenschachzug  unserer 
Feinde  gegen  unsere  eigene  Zulassung  ausgesehen  hätte.  Müßten 
nicht  selbst  unsere  Deutschnationalen  von  der  Einmütigkeit  befriedigt 
sein,  mit  der  die  öffentliche  Meinung  in  England  den  Anspruch  Polens 
zurückgewiesen  hat?  „Es  muß  schon  um  solch  hohe  Dinge  gehen, 
wenn  eine  so  gewaltige  politische  Agitation  einsetzt,  wie  in  den  zwei 
letzten  Wochen  in  England!  Kein  übertriebener  Presselärm,  sondern 
eine  Rebellion  von  innen  heraus,  aus  den  Kreisen  der  „League  of 
Nations  Union",  aus  dem  Parlament,  aus  der  Diplomatie.  Das  Land 
ist  vollkommen  einig.  Alle  Parteien.  Man  ist  einig  in  der  Ueberzeu- 
gung,  daß  diese  Märztagung  in  Genf,  die  für  die  Aufnahme  Deutsch- 
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lands  bestimmt  ist,  nicht  ohne  Wissen  und  Willen  Deutschlands  zu 
irgendeinem  anderen  Zweck  benutzt  werden  darf.  Ein  Ehrenpunkt." 
(Frankf.  Ztg.  R.  K.  London  27.  Febr.  26.) 

Die  Demokratie  kann  für  sich  in  Anspruch  nehmen,  daß  sie 
nach  dem  furchtbaren  Erlebnisse  des  Weltkrieges  und  unter  dem 
Zwange  der  Tatsache,  daß  wir  keinen  Krieg  mehr  führen  können, 
ohne  das  Leben  unseres  Volkes  auszulöschen,  den  Menschheits- 
gedanken wieder  auf  den  Schild  erhoben  und  in  die  Politik  eingeführt 
hat.  In  der  Politik  kann,  wie  Friedjung  so  richtig  bemerkt  hat, 
niemandem  etwas  größeres  nachgesagt  werden,  als  daß  er  das  Selbst- 
verständliche begriffen  und  getan  hat. 
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IN  WELCHEM  ZEICHEN  WERDEN  WIR  SIEGEN? 

„Axel,  Axel,  du  ahnst  es  nicht,  mit  wie  wenig  Weisheit  die  Welt 
regiert  wird",  soll  der  schwedische  Kanzler  Oxenstjerna  zu  seinem 
Sohne  gesagt  haben.  Die  meisten  Menschen  lernen  bloß  aus  der 
Erfahrung  und  nicht  aus  der  Erkenntnis;  zumal  in  vaterländischen 
Dingen.  Wer  weiß,  ob  unserem  Lande  und  Volke  nicht  trotz  Genf  und 
Locarno  das  Schicksal  von  Babylon  und  Ninive  bestimmt  ist,  „ein 
Totenacker  der  Weltgeschichte"  zu  werden?  Ein  Krieg  ist  sehr  schnell 
vom  Zaune  gebrochen  und  Zündstoff  ist  trotz  Völkerbund  und 
Locarno  noch  genug  in  der  Welt,  sogar  mehr  denn  je.  Der  Vertrag 
von  Versailles  hat  unleidliche  Verhältnisse  geschaffen.  Selbst  Italien 
fühlt  sich,  trotzdem  es  die  Brennergrenze  bekommen  hat,  benachteiligt 
durch  die  Gunst,  die  Jugoslawien  zuteil  geworden  ist.  So  große  Fort- 
schritte der  Pazifismus  auch  gemacht  hat,  neben  ihm  und  im  Gegen- 
satz zu  ihm  ist  der  Fascismus  entstanden.  Zwölf  Millionen  Menschen 
haben  im  Weltkriege  das  Leben  lassen  müssen,  aber  der  Glaube,  daß 
der  Krieg  der  Vater  aller  Dinge  sei,  hat  heute  überzeugtere  Anhänger 
als  je. 

Selbst  dem  besonnenen  und  seiner  Verantwortung  für  Gegen- 
wart und  Zukunft  sich  bewußten  Vaterlandsfreund  kann  es  nicht 
leicht  fallen,  an  den  ewigen  Frieden  zu  glauben.  Was  wäre  auch  ein 
Friede  ohne  Gerechtigkeit?  Soll  mit  der  Auslieferung  des  deutschen 
Südtirol  an  die  italienischen  Nationalisten  das  letzte  Wort  gesprochen 
sein?  Kann  sich  Deutschland  auf  die  Dauer  mit  seiner  Ostgrenze, 
wie  sie  im  Versailler  Friedensvertrag  festgesetzt  ist,  zufrieden  geben? 
Das  eine  ist  jedenfalls  gewiß  und  wird  wohl  auch  von  keinem  De- 
mokraten bestritten:  der  Pazifismus  wird  entweder  die  ganze  Welt 
ergreifen  oder  trotz  Giftgase  und  Bakterien  ein  Traum  bleiben.    Er 
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ist  eine  Weltangelegenheit  und  keine  deutsche.  Es  kann  nicht  bloß 
einer  Nation  angesonnen  werden  die  Waffen  niederzulegen.  Die  De- 
mokraten unterscheiden  sich  ja  von  den  Deutschnationalen  auch  gar 
nicht  dadurch,  daß  sie  den  Frieden  und  diese  den  Krieg  um  jeden 
Preis  wollen,  sondern  dadurch,  daß  sie  einen  höheren  Preis  für  den 
Frieden  bezahlen  als  diese.  Wenn  die  demokratische  Staatsform  ein 
Hindernis  wäre,  Deutschland  aus  den  Fesseln  des  Vertrages  von  Ver- 
sailles zu  befreien,  so  müßten  wir  jedenfalls  versuchen,  uns  ihrer 
sobald  wie  möglich  zu  entledigen,  selbst  wenn  sie  die  beste  der  Staats- 
formen wäre,  darüber  kann  kein  Zweifel  bestehen.  Wenn  die  Demo- 
kratie aber  gerade  die  Staatsform  wäre,  die  wir  brauchen,  um  auf  dem 
einen  oder  anderen  Wege  wieder  zur  Großmacht  emporsteigen  zu 
können,  so  müßten  wir  sie  schlucken,  auch  wenn  sie  noch  so  bitter 
schmeckte.  Die  auswärtige  Politik  hat  den  Primat  über  die  innere, 
nach  dem  berühmten  Worte  L.  von  Rankes.  Unter  diesem  doch  gewiß 
deutschnationalen  Gesichtspunkte  sei  die  Frage  einer  aufrichtigen 
und  objektiven  Prüfung  unterzogen,  wie  wir  unser  nationales  Leben 
gestalten  müssen,  um  —  so  stark  wie  möglich  zu  sein.  Vielleicht 
werden  wir  sogar  gezwungen  sein,  unsern  gegenwärtigen  Besitzstand 
noch  mit  dem  Schwert  zu  verteidigen. 

Wir  Deutschen  haben  bis  zum  Weltkriege  geglaubt,  daß  eine 
Demokratie  zu  kriegerischen  Leistungen  weniger  befähigt  ist  als  eine 
Monarchie.  Und  wir  hatten  dazu  eine  gewisse  Veranlassung.  Die 
Freisinnigen  unter  der  Führung  Eugen  Richters  hatten  für  die 
militärischen  Bedürfnisse  unseres  Landes  ein  sehr  mangelhaftes 
Verständnis  und  hatten  sich  in  den  Ruf  gebracht,  Feinde  der 
Armee  zu  sein.  Aber  schon  nach  dem  Ausscheiden  Eugen 
Richters  aus  dem  politischen  Leben  haben  sie  sich  rehabilitiert. 
Fürst  Bülow  bezeugt  das  in  seiner  Schrift  „Deutsche  Politik"  mit 
folgenden  beherzigenswerten  Worten:  „Die  Freisinnigen  sind  seit  1907 
national  einrangiert.  Die  kleinen  Armee-  und  Flottenvorlagen  vom 
Frühjahr  1912  sind  von  ihnen  ebenso  angenommen  worden,  wie  die 
große  Ärmeevermehrung  des  Sommers  1913  und  die  kolonialpoliti- 
schen Forderungen.  Für  die  Wertung  der  freisinnigen  Mithilfe  darf 
nicht  allein  die  Erwägung  maßgebend  sein,  ob  die  Wehrgesetze  auch 
ohne  die  freisinnige  Mitarbeit  eine  Mehrheit  im  Reichstag  gefunden 
hätten.  Der  Gewinn  liegt  darin,  daß  früher  wohl  eine  Mehrheit  von 
bürgerlichen  Parteien  für  die  nationalen  Erfordernisse  des  Reiches 
einstand,  eine  Mehrheit,  die  meist  mit  großer  Mühe  zusammengebracht 
werden  mußte,  jetzt  aber  die  sämtlichen  bürgerlichen  Parteien  gegen- 
über der  Sozialdemokratie  und  den  nationalistischen  Parteien  und 
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Parteisplittern  zusammenstehen.  Die  nationalen  Fragen  des  Reiches 
haben  aufgehört  ein  Gegenstand  innerpolitischer  Besorgnis  zu  sein, 
und  die  geschlossene  Wucht,  mit  der  in  den  Angelegenheiten  der 
Reichs  Verteidigung  der  nationale  Gedanke  im  gesamten  deutschen 
Bürgertum  zum  Ausdruck  kommt,  muß  auch  für  das  deutsche  An- 
sehen im  Auslande  als  wertvolles  Aktivum  gebucht  werden."  Deutsch- 
nationale und  besonders  deutschvölkische  Agitatoren  verbreiten 
freilich  noch  heute  die  Lüge,  daß  der  deutsche  Reichstag  daran  schuld 
gewesen  sei,  daß  wir  die  zwei  Armeekorps  nicht  bekommen  haben, 
die  uns  in  der  Marneschlacht  fehlten.  In  Wirklichkeit  sind  sie  von 
Moltke  nach  Osten  geschickt  worden,  weil  der  Große  Generalstab 
falsche  Meldungen  über  unsere  Fortschritte  von  den  Armeeober- 
kommandos erhalten  hatte. 

Im  Weltkriege  hat  die  Demokratie  die  Ritterprobe  jedenfalls  glän- 
zend bestanden.  Das  französische  Heer  schlug  sich  unter  seinen 
republikanischen  Generälen  vorzüglich,  viel  besser  als  im  deutsch- 
französischen Kriege  unter  den  Marschällen  des  Kaisers.  Auch  die 
englischen  Soldaten  haben  gegen  die  Soldaten  des  deutschen  Kaisers 
mit  bewundernswerter  Tapferkeit  und  Ausdauer  gekämpft;  um  so 
bewundernswerter,  als  Großbritannien  der  allgemeinen  Wehrpflicht 
entbehrte.  Mitten  im  Kriege  hat  England  ein  Millionenheer  aus  dem 
Boden  gestampft.  Dasselbe  haben  die  Vereinigten  Staaten  von  Ame- 
rika getan.  Ist  es  nicht  gerade  der  große  Demokrat  Lloyd  George 
gewesen,  der  seinem  Volke  die  Kriegsleidenschaft  eingeimpft  hat? 
War  der  Demokrat  Clemenceau  kein  großer  Kriegsheld?  Wie  oft 
haben  unsere  Patrioten  während  des  Krieges  gebetet:  Herr  schenke 
uns  einen  Mann  wie  Lloyd  George  oder  Clemenceau.  In  der  un- 
ausrottbaren Vorstellung  der  deutschnationalen  Männer  und  Frauen 
hat  es  ja  gerade  der  Regierung  des  deutschen  Kaisers  an  der  erfor- 
derlichen Energie  zum  Kriege  gefehlt.  Nachdem  der  Zar  bereits  ent- 
thront worden  war,  haben  die  Russen  noch  die  Kraft  zur  Kerensky- 
offensive  aufgebracht.  Kein  zaristischer  Heerführer  hätte  seinen  Sol* 
daten  derartige  Opfer  zugemutet.  Zweifellos,  der  deutsche  Soldat  ist 
der  beste  von  allen  gewesen,  aber  von  den  deutschen  Soldaten  sollen 
wieder  die  Schwaben  die  besten  gewesen  sein  (wie  die  Aegineten  bei 
Salamis).  Württemberg  ist  nun  das  einzige  deutsche  Land,  das  vor 
dem  Kriege  bereits  im  demokratischen  Geiste  regiert  wurde.  „Was 
macht  deine  schwäbische  Republik?"  hat  einmal  Wilhelm  II.  seinen 
„Kollegen",  den  König  Wilhelm  von  Württemberg,  gefragt.  Oliver 
Cromwell  und  seine  Eisenseiten  und  die  Armeen  der  großen  franzö- 
sischen Revolution  hatten  bereits  vor  vielen  Jahren  der  Welt  gezeigt, 
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daß  auch  demokratische  Truppen  von  offensivem  Geiste  erfüllt  sein 
können.  Die  herrlichsten  Siege  in  der  Weltgeschichte  haben  demo- 
kratische Heere  über  königliche  davongetragen:  Marathon,  Salamis, 
Platää. 

„Aber  das  deutsche  Volk  kann  nicht  hassen",  hören  wir  unsere 
Nationalisten  jammern.  Vor  dreißig  Jahren  hat  ein  Lehrer  an  der 
Kriegsakademie  in  Berlin  ungefähr  das  Gegenteil  gelehrt,  daß  nämlich 
die  Deutschen  an  kriegerischem  Geiste  allen  anderen  Nationen  über- 
legen seien.  Er  hat  sogar  die  Prozente  angegeben  um  wieviel.  Wenn 
dies  Urteil  zutrifft  —  und  gerade  in  nationalistischen  Kreisen  wird  die 
Meinung  verbreitet,  daß  der  deutsche  Arbeiter  heute  schon  wieder 
bereit  sei,  die  Waffen  zu  ergreifen,  um  den  Franzosen  aus  dem  Lande 
zu  verjagen  —  so  können  wir  uns  darauf  verlassen,  daß  der  Wechsel 
der  Staatsform  diesen  Geist  nicht  töten  wird.  Naturam  expellas  furca 
tarnen  usque  recurrit!  Jeder  dritte  Soldat,  der  in  der  deutschen  Front 
kämpfte,  war  ein  Sozialdemokrat  und  von  der  Haltung  der  Sozial- 
demokratie in  der  Heimat  hat  General  Wrisberg,  der  während  des 
Krieges  Direktor  des  allgemeinen  Kriegs departements  gewesen  ist, 
bezeugt:  „Die  Arbeiterorganisationen  kamen  ohne  Unterschied  der 
Richtung  allen  behördlichen  Aufforderungen  zur  Mitarbeit  durchweg 
mit  größter  Bereitwilligkeit  und  Opferfreudigkeit  nach". 

Die  Frage,  ob  die  Demokratie  zu  einer  nationalen  Politik,  wie  sie 
die  Deutschnationalen  verstehen,  befähigt  sei,  ist  damit  eigentlich 
schon  beantwortet.  Aber  Politik  ist  doch  noch  etwas  anderes  als 
Kriegführung.  Oeffnen  wir  unsere  Augen.  Wie  stolz  wehen  heute 
das  Sternenbanner  und  die  Trikolore!  Ist  die  auswärtige  Politik 
Frankreichs  im  letzten  Menschenalter  schlechter  gewesen  als  die 
unsrige?  Ist  nicht  sogar  die  nationale  Wiedergeburt  Frankreichs 
unter  der  Demokratie  eine  der  auffallendsten  Erscheinungen  der 
neueren  Geschichte?  Die  Unfähigkeit  der  deutschen  Diplomatie  seit 
dem  Sturze  Bismarcks  ist  die  einzige  Tatsache,  über  die  alle  Deut- 
schen heute  einig  sind.  Wir  dürfen  sie  deshalb  einmal  als  wahr  unter- 
stellen. Ein  Wunder  wäre  es  also  nicht,  wenn  das  deutsche  Volk 
heute  das  „nationale"  Bedürfnis  hätte,  es  mit  einer  anderen  Regie- 
rungsmethode und  mit  neuen  Männern  zu  versuchen,  um  unsere 
alte  Machtstellung  wieder  zu  gewinnen.  Uebrigens  hat  schon  Lord 
Palmerston  im  Februar  1848  gesagt:  „Große  Republiken  scheinen 
ihrem  Wesen  und  ihrer  Natur  nach  aggressiv  zu  sein".  Wenn  wir 
unseren  Blick  auf  die  alte  Welt  werfen,  so  müssen  wir  dieses  Urteil 
auch  für  kleine  gelten  lassen.  Die  Athener  sind  es  gewesen,  die  den 
peloponnesischen  Krieg  immer  wieder  von  neuem  angefangen  haben. 
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Den  kühnsten  Entschluß,  den  Rom  je  gefaßt  hat,  Karthago  den  Krieg 
zu  erklären,  faßte  die  Volksversammlung,  und  nicht  der  Senat. 

Eine  der  ältesten  Demokratien  ist  die  florentinische.  Von 
einem  ihrer  größten  Söhne,  Macchiavelli,  lehrt  Windelband: 
„Seine  große  Bedeutung  ist  die,  daß  er  der  erste  prinzi- 
pielle Vertreter  einer  Idee  ist,  welche  man  füglich  als  den 
Zentralgedanken  und  den  Angelpunkt  der  modernen  Geschichte 
ansehen  kann,  der  Idee  des  Nationalstaates.  Mit  der  ganzen 
Glut  politischer  Leidenschaften  vertritt  er  den  Gedanken  des 
italienischen  Nationalstaates  bis  zur  äußersten  Konsequenz,  zu 
dessen  Herstellung  ist  ihm  kein  Mittel  zu  schlecht.  Aus 
diesem  Gesichtspunkt  muß  man  die  Kunst  der  Eroberung  und  der 
Beherrschung  begreifen,  welche  er  in  seinem  „prinzipe"  gegeben  hat. 
Für  diesen  Zweck  ist  es,  daß  der  fanatische  Republikaner  ein  System 
des  schroffsten  Absolutismus  entwirft!"  Was  würde  Macchiavelli,  wenn 
er  ein  Deutscher  wäre  und  ein  Sohn  des  zwanzigsten  Jahrhunderts, 
heute  für  ein  Buch  schreiben?    Ein  Buch  über  den  Duce,  den  Führer. 

Und  was  würde  Bismarck  heute  tun,  wenn  er  noch  einmal  dazu 
berufen  wäre,  Deutschland  in  den  Sattel  zu  heben?  Am  10.  Juli 
1866  bot  er,  um  die  öffentliche  Meinung  Deutschlands  auf  preußische 
Seite  zu  bringen,  in  einer  Zirkularnote  den  deutschen  Regierungen 
die  Verfassung  der  Frankfurter  Nationalversammlung  vom  Jahre  1849 
samt  dem  gleichen  allgemeinen  Wahlrecht  an.  In  den  „Gedanken  und 
Erinnerungen"  rechtfertigt  er  diesen  Schritt  mit  folgenden  Worten: 
„Die  Annahme  des  allgemeinen  Wahlrechts  war  eine  Waffe  im  Kampfe 
gegen  Oesterreich  und  weiteres  Ausland,  im  Kampfe  für  die  deutsche 
Einheit,  zugleich  eine  Drohung  mit  letzten  Mitteln  im  Kampfe  gegen 
Koalitionen.  In  einem  Kampfe  derart,  wenn  es  auf  Leben  und  Tod  geht, 
sieht  man  die  Waffen,  zu  denen  man  greift,  und  die  Werte,  die  man 
durch  ihre  Benutung  zerstört,  nicht  an:  Der  einzige  Ratgeber  ist  zu- 
nächst der  Erfolg  des  Kampfes,  die  Rettung  der  Unabhängigkeit  nach 
außen;  die  Liquidation  und  Ausbesserung  der  dadurch  angerichteten 
Schäden  hat  nach  dem  Frieden  stattzufinden".  Der  große  Realpolitiker 
würde  heute  noch  einmal  und  heute  erst  recht  die  demokratische 
Karte  ausspielen,  dieses  Mal  um  die  öffentliche  Meinung  Europas  und 
der  Vereinigten  Staaten  Amerikas  für  die  Sache  Deutschlands  zu  ge- 
winnen. Denn  die  Völker,  auf  deren  Unterstützung  wir  nun  einmal 
angewiesen  sind,  um  unsere  Unabhängigkeit  wiederzugewinnen,  sind 
Demokratien  und  deshalb  der  Meinung,  ob  mit  oder  ohne  Grund 
bleibe  völlig  dahingestellt,  daß  es  ihren  Interessen  entspricht,  wenn 
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Deutschland  das  bleibt,  was  es  nach  dem  Verlust  des  Krieges  ge- 
worden ist,  eine  Demokratie. 

Unser  Schicksal  ist  dadurch  entschieden  worden,  daß  uns  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  den  Krieg  erklärt  haben.  Daß  der 
Präsident  Wilson,  als  er  diesen  Entschluß  faßte,  unter  dem  Einfluß  der 
Sympathien  gestanden  hat,  die  ihn  mit  der  englischen  und  besonders 
mit  der  französischen  Demokratie  verbanden  und  der  Antipathie,  die 
er  gegen  die  deutsche  „Militärmonarchie"  hegte,  steht  außer  Zweifel. 
Man  wird  deshalb  den  Satz  wohl  aufstellen  können,  daß  wir  den 
Krieg  nicht  verloren  haben  würden,  wenn  wir  im  Jahre  1914  bereits 
eine  Demokratie  gewesen  wären.  Die  Erkenntnis,  daß  wir  uns,  um 
wieder  emporzukommen,  nach  der  Meinung  richten  müssen,  die 
andere,  und  sogar  unsere  ehemaligen  Feinde,  von  uns  haben,  ist 
bitter.  Den  deutschnationalen  Frauen  und  Jünglingen  sei  es  ver- 
ziehen, daß  sie  ihr  Herz  nicht  bezwingen  können.  Aber  von  einem 
deutschnationalen  Manne,  und  zumal  von  den  Führern  der  Partei,  die 
noch  in  die  Schule  Bismarcks  gegangen  sind,  muß  die  deutsche  Nation 
erwarten,  daß  sie  trotz  des  warmen  Herzens  einen  kühlen  Kopf  be- 
halten und  Realpolitik  treiben.  Wer  das  aber  heute  tun  will,  muß 
noch  in  viel  höherem  Grade,  als  Bismarck  es  seinerzeit  notwendig 
hatte,  mit  der  Macht  des  Gedankens  rechnen,  mit  der  öffentlichen 
Meinung  nicht  nur  des  Inlandes,  sondern  auch  des  Auslandes.  Das 
Wort  von  den  „Imponderabilien"  in  der  Politik  ist  von  Bismarck  ge- 
prägt worden.  Wir  müssen  es  so  machen,  wie  die  anderen,  und  mit 
dem  Winde  segeln,  wenn  wir  das  nationale  Ziel  erreichen  wollen,  das 
jedem  guten  Deutschen,  den  Demokraten  ebenso  gut  wie  den  Deutsch- 
nationalen, vor  Augen  schwebt. 

Die  Propaganda  gegen  den  Kaiserismus  und  den  Militarismus  ist, 
wie  die  Welt  weiß,  eine  der  gefährlichsten  Waffen  unserer  Feinde  ge- 
wesen. Wollen  wir  unseren  Feinden  diese  Waffe  von  neuem  in  die 
Hand  drucken,  noch  dazu  in  unserer  gegenwärtigen  Lage,  in  der  wir 
selbst  waffenlos  sind?  Wir  müssen  heute  den  demokratischen  Ge- 
danken leuchten  lassen,  und  wäre  es  bloß,  um  den  demokratischen 
und  pazifistischen  Gedanken  in  Frankreich  zu  stärken.  Oder  gibt  es 
außerhalb  der  Reihen  der  deutschvölkischen  Jugend  einen  Mann  oder 
eine  Frau  in  Deutschland,  die  wirklich  der  Meinung  ist,  daß  wir  uns 
aus  eigener  Kraft  aus  unserer  gedrückten  Lage  erheben  können? 
Wäre  Preußen  im  Jahre  1813  imstande  gewesen  sich  zu  erheben, 
wenn  es  nicht  Oesterreich,  Rußland  und  England  zu  Verbündeten 
gehabt  hätte?  In  der  Politik  gibt  es  Lagen,  in  denen  man  das 
Gegenteil  von  dem  tun  muß,  was  man  mag;  sie  bleiben  den  Menschen 
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ja  auch  im  privaten  Leben  nicht  erspart.  Wir  Deutsche  befinden  uns 
jetzt,  nachdem  wir  den  Weltkrieg  verloren  haben,  in  einer  solchen 
Lage.  Schon  um  unserer  Bündnisfähigkeit  willen 
müssen  wir  eine  Demokratie  bleiben.  Sollte  es  Bismarck 
im  Jahre  1866  leicht  gefallen  sein,  vor  dem  demokratischen  Gedanken 
die  Segel  zu  streichen  und  das  allgemeine  gleiche  Wahlrecht  der 
Frankfurter  Nationalversammlung  aus  der  Rumpelkammer  hervor- 
zuholen? Er  hat  es  getan,  weil  er  glaubte,  daß  er  auf  einem  anderen 
Wege  die  deutsche  Frage  nicht  lösen  konnte. 

„Wenn  wir  in  Deutschland  einen  Krieg  mit  der  vollen  Wirkung 
unserer  Nationalkraft  führen  wollen,  so  muß  es  ein  Krieg  sein,  mit 
dem  alle,  die  ihn  mitmachen,  alle,  die  ihm  Opfer  bringen,  kurz  und  gut, 
mit  dem  die  ganze  Nation  einverstanden  ist;  es  muß  ein  Volkskrieg 
sein;  es  muß  ein  Krieg  sein,  der  mit  dem  Enthusiasmus  geführt  wird, 
wie  der  von  1870,  wo  wir  ruchlos  angegriffen  wurden.  .  .  Ein  Krieg, 
zu  dem  wir  nicht  vom  Volkswillen  getragen  werden,  der  wird  geführt 
werden,  wenn  schließlich  die  verordneten  Obrigkeiten  ihn  für  nötig 
halten  und  erklärt  haben.  .  .  Aber  es  wird  nicht  von  Hause  aus  der 
Elan  und  das  Feuer  dahinter  sein  wie  in  einem  Kriege,  wenn  wir  an- 
gegriffen werden.  Dann  wird  das  ganze  Deutschland  von  der  Memel 
bis  zum  Bodensee  wie  eine  Pulvermine  aufbrennen  und  von  Gewehren 
starren,  und  es  wird  kein  Feind  wagen,  mit  diesem  furor  teutonicus, 
der  sich  bei  dem  Angriff  entwickelt,  es  aufzunehmen.  Diese  Ueber- 
legenheit  dürfen  wir  uns  nicht  entgehen  lassen,  selbst  wenn  wir,  wie 
viele  Militärs,  nicht  nur  die  unsrigen,  annehmen,  jetzt  unseren  künfti- 
gen Gegnern  überlegen  sind."  Unser  großer  nationaler  Staatsmann 
hat  diese  Worte  am  16.  Februar  1888  in  seiner  berühmten  Reichstags- 
rede gesprochen.  Wer  den  furor  teutonicus  entfesseln  will,  muß 
zuvor  die  unitas  teutonica  herstellen.  Die  Einigkeit  im  Inneren  ist 
die  unumgängliche  Voraussetzung  einer  großen  Kraftanstrengung 
nach  außen.  Und  wahrlich,  eine  größere  Kraftanstrengung  würde 
dem  deutschen  Volke  noch  nie,  auch  nicht  im  Jahre  1914,  zugemutet 
worden  sein,  als  dieser  Freiheitskrieg.  Wir  würden  das  ganze  in 
Waffen  starrende  Europa  zum  Feinde  haben  und  müßten  uns  unser 
Schwert  erst  schmieden,  während  schon  die  feindlichen  Flugzeuge  mit 
ihren  Ekrasitbomben  unser  Land  überfliegen.  „Der  nächste  Krieg  wird 
der  Materialkrieg  sein",  schrieb  jüngst  „Der  Stahlhelm".  In  den 
Händen  der  deutschen  Arbeiter  also  wird  das  Schicksal  des  nächsten 
Krieges  liegen;  denn  sie  sind  es,  die  das  Material  liefern  müssen.  Der 
Krieg  der  Zukunft  wird  nicht  an  der  Front  entschieden  werden,  son- 
dern in  der  Heimat.    Solange  sich  nun  die  deutschnationale  und  die 
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demokratische  Jugend  wie  zwei  feindliche  Heere  gegenüber  stehen, 
jeden  Tag  bereit,  aufeinander  loszuschlagen,  solange  sich  die  Deut- 
schen um  zwei  Banner  scharen,  das  schwarz-weiß-rote  und  das 
schwarz-rot-goldene,  während  ein  nicht  unbeträchtlicher  Teil  unseres 
Volkes  sogar  die  rote  Fahne  mit  dem  Sowjetstern  schwingt,  fehlt  es 
an  jenem  Einverständnis,  von  dem  Bismarck  gesprochen  hat,  ist  die 
deutsche  Nationalkraft  paralysiert,  ist  Deutschland  nicht  ganz,  gibt 
es  überhaupt  keine  deutsche  Nation,  jedenfalls  keine,  die  sich  mit 
anderen  großen  Nationen,  oder  gar  mit  mehreren  anderen  großen 
Nationen,  messen  könnte,  schläft  der  deutsche  Michel.  Wer  den  Frei- 
heitskrieg will,  muß  auf  den  Bürgerkrieg  verzichten  und  umgekehrt. 
Es  klingt  paradox  und  ist  doch  wahr.  Je  stärker  die  vaterländischen 
Verbände  werden,  desto  schwächer  wird  das  Vaterland.  Jeder  deut- 
sche Tag  bringt  uns  rückwärts  statt  vorwärts.  So  bot  auch  der 
Reichskriegertag  in  Leipzig  am  18.  Oktober  1925  das  Bild  deutscher 
Zerrissenheit.  Von  dem  deutschen  Justizpalast  wehte  die  schwarz- 
rot-goldene Fahne,  während  die  Bürger  schwarz-weiß-rot  geflaggt 
hatten  und  die  Arbeiter  gar  nicht. 

Statt  den  Arbeiter  die  Hände  entgegenzustrecken,  zeigen  ihnen 
unsere  Patrioten  die  Faust;  statt  Verbindungsstriche  zu  ziehen,  ziehen 
sie  Trennungsstriche,  uneingedenk  des  Dichterwortes: 

Wir  wollen  sein  ein  einzig  Volk  von  Brüdern, 
In  keiner  Not  uns  trennen  noch  Gefahr. 

Selbst  der  Schein  müßte  vermieden  werden,  als  ob  es  in  Deutschland 
immer  noch  wie  in  der  Vorkriegszeit  zwei  Nationen  gäbe.  Wer  vor 
dem  Kriege  französische  und  englische  Zeitungen  gelesen  hat,  wird 
bezeugen  können,  mit  welcher  Genugtuung  unsere  Feinde  das  Wach- 
sen der  sozialdemokratischen  Bewegung  in  Deutschland  registriert 
haben.  Die  Äugen  unserer  Feinde  werden  auch  heute  wieder  auf 
unserem  Flaggenstreite  mit  inniger  Befriedigung  ruhen.  Wir 
Deutschen  können  heute  nicht  einmal  einen  Verteidigungskrieg 
führen,  weil  wir  untereinander  verfeindet  sind.  Die  ganze  Richtung 
ist  falsch.  Je  stürmischer  die  vaterländischen  Verbände  vorwärts 
eilen,  desto  weiter  entfernen  sie  sich  von  ihrem  Ziele.  Fürwahr  ein 
seltsames  Schauspiel!  Gerade  diejenigen,  die  fest  davon  überzeugt 
sind,  daß  wir  morgen  oder  übermorgen  das  Schwert  ziehen  müssen, 
tun  alles,  was  in  ihren  Kräften  steht,  die  Nation  zu  schwächen,  wäh- 
rend die  andern,  die  ihre  Hoffnung  auf  den  Völkerbund  gesetzt  haben, 
die  hohe  historische  Mission  erfüllen,  eine  Brücke  zwischen  Bürgern 
und    Arbeitern    zu    schlagen.    Wer    wirklich    die    Wiedererhebung 
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Deutschlands  will  und  nicht  bloß  den  Rausch  patriotischer  Gefühle, 
muß  seinen  Frieden  mit  dem  neuen  Deutschland  machen. 

Oder  bilden  sich  unsere  Nationalisten  wirklich  ein,  daß 
sie  mit  dem  deutschen  Arbeiter  heute  durch  einen  Staats- 
streich oder  eine  Gegenrevolution  seine  politischen  Rechte  und 
dem  freiheitlich  gesinnten  Bürger  seine  Freiheit  nehmen,  und 
beide  morgen  unter  dem  schwarz-weiß-roten  Banner  oder  gar 
der  Hakenkreuzfahne  gegen  die  Franzosen  und  Polen  und 
Tschechen  und  Belgier,  ja  vielleicht  auch  gegen  die  Engländer  und 
Italiener  führen  können,  um  ihnen  nach  errungenem  Siege  die  kalte 
Schulter  zu  zeigen?  Das  würde  ein  schönes  1813,  ein  schöner 
4.  August  werden!  Die  preußischen  Freiheitshelden  Stein,  Scharn- 
horst,  Gneisenau  haben  wohl  gewußt,  warum  sie  „die  Zahl  der  freien 
Menschen  in  Preußen  vermehren"  wollten,  ehe  sie  die  Nation  zum 
Freiheitskriege  aufriefen.  Dafür  haben  sie  sich  ja  auch  den  Haß  der 
Reaktionäre  zugezogen.  „Daß  sich  dieses  Natterngezücht  in  seinem 
eigenen  Gifte  auflösen  möge",  war  der  Wunsch  des  alten  Yorck.  Um 
die  Sozialdemokraten  für  die  nationale  Sache  zu  gewinnen,  würden 
Staatsmänner  wie  Stein,  Scharnhorst,  Gneisenau  heute  Republikaner 
werden  und  das  schwarz-rot-goldene  Banner  entfalten.  Wenn  der 
Berg  nicht  zum  Propheten  kommen  will,  muß  der  Prophet  zum  Berge 
gehen.  Wenn  die  große  Mehrheit  des  deutschen  Volkes  nicht  mehr 
zur  Monarchie  zurückkehren  will  und  auch  die  Diktatur  ablehnt, 
so  muß  die  Minderheit  zur  Demokratie  übergehen,  der  Patrio- 
tischere gibt  nach.  „Auf  die  Treue  kommt  es  an 
und  auf  das  Zusammenstehen,  auf  die  Einigkeit  in  der  Liebe  zum 
Vaterland."  Wenn  der  Reichspräsident  von  Hindenburg  zum 
deutschen  Volke  redet,  wiederholt  er  immer  wieder  diese  Mahnung. 
Es  ist  der  erste  Soldat  Deutschlands,  der  so  spricht  und  es  ist  deshalb 
das  Volk  in  Waffen,  das  vor  seinem  geistigen  Auge  steht.  Und  wie  wird 
seine  Mahnung  von  seinen  Getreuen  befolgt? 

Und  wenn  Euch,  Ihr  Kinder,  mit  treuem  Gesicht 
Ein  Vater,  ein  Lehrer,  ein  Alderman  spricht, 
So  horchet  und  folget  ihm  pünktlich! 
Sie  jubeln  dem  getreuen  Eckard  zu,  sobald  er  die  Lippen  öffnet,  und 
tun  genau  das  Gegenteil  von  dem,  was  er  lehrt  und  —  lebt. 

„Aber  wir  sind  ja  bereit,  uns  zu  einigen.  Die  Sozialdemokraten 
sind  es,  die  sich  nicht  einigen  wollen;  wenn  man  sie  zur  Teilnahme  an 
einer  nationalen  Feier  einladet,  verlangen  sie  immer  die  schwarz- 
rot-goldene Fahne".  So  klagte  ein  Vaterlandsfreund,  der  seinen  be- 
sonderen Grund  hat,  dem  Reichspräsidenen  Beistand  zu  leisten,  da 
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er  das  schon  einmal  mit  trefflichem  Erfolg  getan  hat  und  zwar  an 
der  Spitze  eines  Armeekorps  an  dem  großen  Tage  von  Tannenberg. 
Ist  die  Klage  unsers  Generals  berechtigt?  Am  27.  Oktober  1873  ver- 
eitelte Graf  Chambord  die  Restauration  in  Frankreich  dadurch,  daß  er 
die  Trikolore  zurückwies.  Starker  oder  schwacher  Mann,  hoher 
oder  starrer  Sinn?  Bismarck  hat  die  Antwort  erteilt:  „Den  dummen 
Kerl  sind  wir  los,"  sagte  er  zu  Radowitz,  als  die  Nachricht  von  der 
„Fahnenflucht  des  roy"  in  Berlin  eingetroffen  war.  Als  der  römische 
Kaiser  Konstantin  im  Jahre  312  n.  Chr.  gegen  Maxentius  zu  Felde  zog, 
hatte  er  vor  den  Mauern  Roms  eine  Vision.  „In  den  ersten  Nach- 
mittagsstunden", so  berichtet  sein  Biograph,  „sah  er  ein  Kreuz  über 
der  Sonne,  auf  dem  die  Worte  standen:  Hoc  signo  vinces  (in  diesem 
Zeichen  wirst  du  siegen).  Nach  der  christlichen  Legende  fühlte  sich 
der  Kaiser  durch  dieses  Zeichen  bewogen,  zum  Christentum  über- 
zutreten." „Tatsache  ist",  sagt  Ranke,  „daß  der  römische  Imperator 
von  den  Götterdiensten,  auf  welchen  bisher  das  römische  Reich  be- 
ruhte, zu  dem  Glauben  an  den  einen  Gott  überging.  ...  Er  hat  nicht 
allein  bei  der  großen  Anzahl  Christen  Unterstützung  gesucht,  son- 
dern die  Macht  des  Gottes,  den  sie  bekannten,  und  das  Zeichen  des 
Kreuzes  sollte  die  Feinde  vor  ihm  her  zersprengen.  .  .  Eine  historisch 
glaubwürdige  Nachricht  liegt  vor,  nach  welcher  Konstantin  eben  in 
diesem  Kampfe  gegen  Rom  und  Maxentius  (die  dem  alten  Götter- 
glauben anhingen)  den  Christen  erlaubte,  das  Monogramm  ihres 
Glaubens  auf  ihren  Schilden  anzubringen.  .  .  Konstantin  bedurfte 
eines  Heeres,  dadurch  wurde  aber  für  ihn  selbst  der  christliche 
Glaube  ein  unschätzbarer  Bundesgenosse." 

Deutschland  bedürfte,  wenn  es  sich  mit  Gewalt  aus  den 
Fesseln  befreien  müßte,  in  die  es  die  Siegermächte  ge- 
schlagen haben,  noch  viel  dringender  eines  Heeres  als  Konstantin. 
Wird  den  Männern  und  Frauen,  die  es  ehrlich  mit  der  Sache  des  Vater- 
landes meinen,  endlich  die  Erleuchtung  kommen?  Werden  ihnen 
endlich  die  Schuppen  von  den  Augen  fallen,  so  daß  sie  erkennen 
können,  in  welchem  Zeichen  wir  allein  zu  siegen  vermögen?  Werden 
sie  sich  endlich  entschließen,  das  Monogramm  zu  wechseln?  Die 
deutschen  Arbeiter  sind  den  deutschen  Bürgern  bereits  auf  halbem 
Wege  entgegengekommen,  indem  sie  die  rote  Fahne  mit  der  schwarz- 
rot-goldenen vertauschten.  Der  auswärtigen  Politik  gebührt  der 
Primat  über  die  innere.  Sollte  dies  nicht  der  echte  Stahlhelmgeist 
sein? 

Die  deutsche  Nation  ist  durch  den  Vertrag  von  Versailles  ernied- 
rigt worden.    Unsere  Aufgabe  ist  es,  sie  wieder  aufzurichten.    Zwei 
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Stützen  stehen  uns  zu  diesem  Zwecke  zur  Verfügung,  die  Gewalt 
und  die  Diplomatie,  der  Krieg  und  der  Völkerbund.  Beide  Stützen 
sind  gebrechlich,  aber  der  Krieg  noch  mehr  als  der  Bund.  Denn  der 
Ausgang  des  Krieges  könnte  die  Ausrottung  unseres  Volkes  sein 
und  der  gewaltsame  Untergang  des  Abendlandes,  so  wie  Jerusalem 
im  Jahre  70  n.  Chr.  von  Titus  zerstört  wurde.  In  dieser  fürchterlichen 
Ungewißheit  gibt  es  jedoch  eine  unumstößliche  Gewißheit:  Welchen 
Weg  wir  auch  wählen  mögen:  zum  Ziele  können  wir  nur  dann  ge- 
langen, wenn  wir  das  bleiben,  was  wir  nach  dem  Kriege  geworden 
sind,  eine  Demokratie. 
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PARTIKULARISMUS 

„Deutscher  Patriotismus  bedarf  in  der  Regel",  so  lesen  wir  in  dem 
13.  Kapitel  der  „Gedanken  und  Erinnerungen"  unter  dem  Titel 
„Dynastien  und  Stämme",  „um  tätig  und  wirksam  zu  werden  der 
Vermittlung  dynastischer  Anhänglichkeit.  .  .  Man  kann  nicht  sagen, 
daß  die  hannoversche,  die  hessische  Dynastie  und  andere  sich  be- 
sonders bemüht  hätten,  sich  das  Wohlwollen  ihrer  Untertanen  zu 
erwerben.  Aber  dennoch  wird  der  deutsche  Patriotismus  der  letzteren 
wesentlich  bedingt  durch  ihre  Anhänglichkeit  an  ihre  Dynastie,  nach 
welcher  sie  sich  nennen.  .  .  Die  Deutschen  würden  fester  geschmie- 
deten Nationen  zum  Opfer  fallen,  wenn  ihnen  das  Bindemittel  ver- 
loren ginge,  welches  in  dem  gemeinsamen  Standesgefühl  der  Fürsten 
liegt.  .  .  Die  anderen  europäischen  Völker  bedürfen  einer  solchen 
Vermittlung   für  ihren  Patriotismus   und   ihr  Nationalgefühl  nicht." 

Es  ist  kein  sehr  schmeichelhaftes  Ergebnis,  zu  dem  Bismarck  bei 
seiner  Analyse  des  deutschen  Nationalgefühles  gelangt  ist.  Er  würde 
dieses  Urteil  heute  nicht  mehr  aussprechen.  In  den  Kriegen  von  1866 
und  1870  mögen  unsere  Soldaten  noch  für  ihren  König  oder  ihren 
Herzog  gestritten  oder  gelitten  haben,  im  Weltkrieg  haben  sie  es 
zweifellos  nur  für  unser  Reich  und  unser  Volk  getan.  Das  Werk 
Bismarcks  hatte  reichere  Frucht  getragen,  als  der  Meister  selbst  ge- 
glaubt hatte.  Dennoch  können  wir  aus  jener  Betrachtung  Bismarcks 
eine  Lehre  ziehen,  die  uns  gerade  in  unseren  gegenwärtigen  Nöten 
von  Nutzen  sein  kann.  Es  war  nicht  die  Schuld  des  deutschen  Volkes, 
daß  das  Nationalgefühl  erst  in  der  Prüfung  des  Weltkrieges  seine 
volle  Stärke  zeigen  konnte.  Der  Partikularismus  hatte  unser  National- 
gefühl verkümmern  lassen.  Er  war  aber  eine  Folge  der  Kleinstaaterei, 
und  sie  wiederum  war  von  den  deutschen  Fürsten  verschuldet 
worden,  die  deutsche  Länder  und  gelegentlich  auch  deutsche  Männer 
wie  Privatbesitz  verschacherten. 

Der  Uebergang  Deutschlands  von  der  Monarchie  zur  Demokratie 
hat  uns,  wie  wir  hoffen  dürfen,  für  alle  Zeiten  von  unserm  nationalen 
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Gebrechen,  dem  Partikularismus,  geheilt.  Durch  den  Verlust  des 
großen  Krieges  ist  unser  Volk  an  Leib  und  Seele  auf  das  tiefste  er- 
schüttert. Aber  es  gibt  heute  keine  fester  geschmiedete  Nation  mehr 
als  die  deutsche.  Der  heroische  Widerstand,  den  unsere  Brüder  und 
Schwestern  am  Rhein  und  an  der  Ruhr  gegen  den  von  Frankreich 
und  Belgien  begünstigten  Separatismus  geleistet  haben,  beweist,  daß 
das  deutsche  Nationalgefühl  auch  in  den  Schwachen  mächtig  ist. 

Nur  die  Bayern  fordern  heute  noch  Anerkennung  „der  beson- 
deren staatlichen  Daseinsform,  die  sich  das  bayerische  Volk  ge- 
schaffen und  in  der  es  unter  hochherziger  Förderung  seines  an- 
gestammten Herrscherhauses  unvergängliche  Werke  der  Kultur  her- 
vorgebracht hat".  So  las  man  es  in  einer  offiziellen  Denkschrift,  die  die 
bayerische  Regierung  Anno  1923  der  Reichsregierung  überreicht  hat. 
Bedarf  der  deutsche  Patriotismus  der  Bayern  wirklich  heute  noch, 
um  tätig  und  wirksam  zu  werden,  der  Vermittlung  dynastischer  An- 
hänglichkeit? Sind  die  Bayern  dort  stehen  geblieben,  wo  Bismarck 
das  deutsche  Volk  zu  sehen  glaubte,  als  er  sein  politisches  Testament 
verfaßte?  Ist  die  Liebe  der  Bayern  zu  ihrem  angestammten  Herrscher- 
hause heute  noch  stärker  als  die  Liebe  zu  Deutschland?  Vielleicht  ist 
ist  es  auch  nur  der  attische  Stolz  der  Isarathener,  der  die  Bayern 
treibt,  sich  dagegen  aufzulehnen,  daß  sie  mit  Preußen  und  Sachsen 
in  einen  Topf  geworfen  werden?  Ein  Böotier  bittet  um  die  Erlaub- 
nis, die  bajuwarischen  Vettern  daran  erinnern  zu  dürfen,  daß  es  das 
tragische  Schicksal  Griechenlands  gewesen  ist,  durch  den  Hader 
seiner  Stämme  die  Beute  einer  fester  geschmiedeten  Nation  zu  werden. 
Am  1.  März  86  wurde  die  erlauchte  Stadt  von  Sulla  erobert,  sie  ent- 
völkerte sich  und  verarmte.  Ihr  politisches  Leben  erlosch  gleich  dem 
ganzen  Hellas.  In  den  folgenden  vier  Jahrhunderten  ist  Athen  aus 
dem  historischen  Bewußtsein  der  Welt  verschwunden,  so  daß  die  un- 
geheuerliche Ansicht  aufgestellt  und  auch  geglaubt  werden  konnte, 
sie  sei  vom  6.  bis  10.  Jahrhundert  eine  unbewohnte  Waldwildnis 
gewesen.    So  berichtet  Gregorovius. 

Als  die  Jenenser  Burschen  am  26.  November  1819  ihre  Verbindung 
auflösen  mußten,  sangen  sie  beim  Scheiden  die  Verse  von  Binzer: 

Das  Band  ist  zerschnitten, 
War  schwarz,  rot  und  gold, 
Und  Gott  hat  es  gelitten, 
Wer  weiß,  was  er  gewollt! 

„War  schwarz,  rot  und  gold."  Heute  werden  die  alten  deutschen 
Farben  von  denen,  die  sich  selbst  die  „Deutschnationalen"  nennen,  in 
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den  Schmutz  gezogen.  „Die  schwarz-rot-goldene  Fahne  und  Farbe  als 
Bundes-  und  Reichszeichen"  ist  im  Hauptquartier  von  Versailles  von 
keinem  geringeren  als  dem  preußischen  Kronprinzen  Friedrich  Wil- 
helm verlangt  worden,  wie  wir  aus  seinem  Tagebucheintrag  vom  4.  De- 
zember 1870  sehen.  Der  alte  König  Wilhelm,  dem  Kaiser  und  Reich  da- 
mals noch  ein  Greuel  waren,  hat  aber  die  schwarz-weiß-roten  Farben 
vorgezogen,  weil,  wie  er  sich  ausdrückte,  die  schwarz-rot-goldene 
Farbe  aus  dem  Straßenschmutz  gestiegen  wäre.  Friedrich  Wilhelm  IV. 
hatte  sich  bei  seinem  Zug  durch  Berlin  am  21.  März  1848  die  schwarz- 
rot-goldene Fahne  vorantragen  lassen,  nachdem  er  bereits  in  der  an 
demselben  Tage  erschienenen  Proklamation  erklärt  hatte  „Ich  habe 
heute  die  alten  deutschen  Farben  angenommen  und  mich  und  mein 
Volk  unter  das  ehrwürdige  Banner  des  deutschen  Reiches  gestellt".  Es 
soll  dem  Kaiser  Friedrich  unvergessen  bleiben,  daß  er  trotz  dieser  pein- 
lichen Erinnerung  die  schwarz-rot-goldenen  Farben  empfohlen  hat. 
Das  Nationalgefühl  ist  in  ihm  stärker  gewesen  als  das  dynastische. 
Wenn  dieser  hochgesinnte  Fürst  und  sein  ebenso  hochgesinnter 
Schwager,  der  Großherzog  von  Baden,  damals  in  Versailles  nicht  mit 
größter  Entschiedenheit  für  Kaiser  und  Reich  eingetreten  wären,  wir 
wären  trotz  Bismarck  heute  wahrscheinlich  kein  Deutsches  Vater- 
land. 

Fürst  Bismarck  hat  uns  in  den  Hamburger  Nachrichten 
(25.  März  1897,  Abendausgabe)  verraten,  warum  er  dem  König 
die  schwarz-weiß-roten  Farben  in  Vorschlag  gebracht  hat:  „Nach 
Herstellung  des  norddeutschen  Bundes  und  Beginn  einer  deutschen 
Marine,  an  der  außer  Preußen  auch  andere  deutsche  Staaten 
Anteil  nahmen,  war  es  ein  Bedürfnis,  für  die  Marine,  ebenso  wie  in  der 
Landarmee  eine  Flagge  herzustellen,  deren  Farben  die  Kokarde  wieder- 
gab. Das  frühere  deutsche  Einheitszeichen  aus  der  Zeit  von  1848, 
schwarz-rot-gold,  war  dazu  nach  der  Art,  wie  diese  Farben  im 
revolutionären  Dienst  der  Armee  gegenübergetreten  waren,  nicht  ver- 
wendbar. Der  Bundeskanzler  erhielt  daher  den  Auftrag,  Vorschläge 
zu  machen,  und  befürwortete  bei  Seiner  Majestät  dem  Könige  die 
jetzige  Zusammenstellung,  weil  in  derselben  nicht  nur  das  preußische 
Schwarz-Weiß,  sondern  auch  das  Weiß-Rot  der  Hanseaten  und  Hol- 
steiner, also  der  stärksten  außerpreußischen  Schiffszahl,  vertreten  war. 
Und  in  der  Tat  ergab  es  sich,  daß  diese  Einfügung  der  heimischen 
Flagge  in  die  Bundesflagge  in  den  Hansestädten  und  in  Holstein 
Beifall  fand. 

Dem  Könige  gegenüber  machte  der  Bundeskanzler  für  diese  Zu- 
sammenstellung noch  das  Motiv  geltend,    daß  Weiß-Rot    die    alten 
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brandenburgischen  Farben  seien,  wie  sie  bis  zur  Zeit  des  Großen  Kur- 
fürsten geführt  wurden,  und  diese  Erwägung  trug  nicht  wenig  dazu 
bei,  den  König  mit  der  Hinzufügung  der  roten  Farbe  zu  befreunden. 

Seine  Majestät  pflegte  auf  Reisen,  wo  beide  Flaggen  dekorativ  ge- 
mischt waren,  die  schwarz-weiß-roten  und  die  schwarz-weißen,  wenn 
die  ersteren  zu  Gesicht  kamen,  wohl  scherzweise  dem  Kanzler  zu 
sagen:  ,Da  haben  Sie  Ihre  brandenburgischen  Farben.'  Die  Abneigung 
des  Heeres  gegen  die  schwarz-rot-goldenen  Farben  ist  auf  die  schwarz- 
weiß-roten niemals  auch  nur  sporadisch  übergegangen."  (Fürst  Bi5- 
marck,  von  Hermann  Hofmann,  IL,  S.  409.) 
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DIKTATUR 


Tns  fehlt  der  starke  Mann!"  Wie  oft  haben  wir  diesen  Seufzer  aus 
**-J  dem  Munde  deutschnationaler  Männer  und  Frauen  gehört. 
Wenn  die  Wellen  der  Trübsal  über  dem  Frommen  zusammenschlagen, 
wenn  seine  Kraft  im  Kampf  gegen  das  Uebel  erlahmt  ist,  faltet  er  die 
schwach  gewordenen  Hände  und  betet:  Herr  erlöse  uns  von  dem 
Bösen!  Der  Glaube  an  einen  Heiland,  an  einen  Retter  aus  der  Not, 
lebt  aber  nicht  nur  in  der  Seele  des  religiösen  Menschen,  auch  die 
Völker  harren  auf  ihren  Erretter,  auf  den  nationalen  Helden,  der  ihre 
Not  wendet.  In  der  Hoffnung  der  Juden  auf  den  Messias,  den  Sagen 
vom  König  Artus  und  vom  Kaiser  Barbarossa  hat  dieser  Glaube 
rührenden  Ausdruck  gefunden. 

In  der  Sehnsucht  nach  dem  starken  Manne,  von  der  heute  weite 
Kreise  unseres  Volkes  erfüllt  sind,  ist  er  zu  neuem  Leben  erwacht.  Er 
soll  die  Wechsler  aus  dem  Tempel  verjagen,  die  Volksverderber 
nach  Hause  schicken  und  Deutschland  von  seinen  Bedrückern  be- 
freien. Fort  mit  dem  Parlamentarismus!  „Wann  wird  der  Retter 
kommen  diesem  Lande?" 

Ist  es  wieder  ein  König  oder  ein  Kaiser,  auf  den  die  Gläubigen  ihre 
Hoffnung  gesetzt  haben,  erwarten  sie  die  Wiederkehr  des  letzten  deut- 
schen Kaisers  aus  seiner  Verbannung?  Man  könnte  es  fast  annehmen. 
„Die  Rückkehr  zu  der  Staatsform,  die  allein  dem  Bedürfnis  und  der 
Eigenart  unseres  Volkes  entspricht,  wird  in  Ursache  und  Wirkung 
unlöslich  mit  der  Befreiung  vom  Joche  der  Fremdherrschaft  zu- 
sammenhängen. Darum  dürfen  wir  uns  nicht  hemmen  lassen  in  dem 
Eintreten  für  Bismarck  und  der  Hohenzollern  Kaiser  und  Reich."  So 
rief  Graf  Westarp  am  16.  November  1925  unter  stürmischem  Beifall 
seiner  Getreuen  auf  dem  deutschnationalen  Parteitag  aus.  Wer  über 
das  absolute  Gehör  in  der  Politik  verfügt,  wird  jedoch  in  diesem  Be- 
kenntnis zu  der  alten  Staatsform  den  charakteristischen  unreinen  Ton 
nicht  überhören.  Um  seine  Freunde  zu  begeistern,  mußte  der  Redner 
an  den  großen  Mann  erinnern,  der  Deutschland  zwanzig  Jahre  lang 
fast  diktatorisch  beherrschte.     Nach  anderen  Zeitungsberichten  hat 
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Graf  Westarp  sogar  von  dem  Reiche  Bismarcks  gesprochen.  Die 
Sehnsucht  der  Patrioten  ist  eben  nicht  auf  den  Kaiser  aus  dem  Hause 
der  Hohenzollern  gerichtet,  sondern  auf  den  ungekrönten  König, 
„den  energischen  Privatmann,  der  politisch  schöpferisch  sein,  der  um 
jeden  Preis  Macht  besitzen  will  und  durch  die  Wucht  seiner  Er- 
scheinung das  Sckicksal  ganzer  Völker  und  Kulturen  wird."  (Speng- 
ler.) Ihm  soll  die  Zukunft  gehören,  „dem  großen  Einzelnen,  dem 
Meister  der  Tatsachen." 

Eine  deutschnationale  Frau  rief  einmal  halb  im  Scherz,  halb  im 
Ernst  einem  Freunde  zu:  „Werden  Sie  doch  der  starke  Mann".  Seine 
Antwort  lautete:  „Geben  Sie  mir  dreihunderttausend  starke  Männer, 
und  ich  will  Ihren  Wunsch  erfüllen."  Der  Freund  hatte  recht.  Wer 
einem  Volke  seinen  Willen  aufzwingen  will,  muß  über  ein  Heer  ver- 
fügen, das  ihm  gehorsam  ist.  Sulla,  Cäsar,  Cromwell,  Napoleon  I.  und 
Napoleon  III.  waren  solche  Männer.  Lenin  stützte  sich  auf  die  rote 
Armee,  Mussolini  hat  seine  Schwarzhemden  hinter  sich,  Primo  de  Ri- 
vera  das  spanische  Offizierkorps  und  Pangalos  das  griechische. 

„Ich  will  Ihnen  ein  politisches  Geheimnis  entdecken,  das  sich 
über  kurz  oder  lang  offenbaren  wird.  Kapodistrias  kann  sich  an  der 
Spitze  der  griechischen  Angelegenheiten  auf  die  Länge  nicht  halten, 
denn  ihm  fehlt  eine  Qualität,  die  zu  einer  solchen  Stelle  unentbehrlich 
ist:  er  ist  kein  Soldat.  Wir  haben  aber  kein  Beispiel,  daß  ein  Kabinetts- 
mann einen  revolutionären  Staat  hätte  organisieren  und  Militär  und 
Feldherren  sich  hätte  unterwerfen  können.  Mit  dem  Säbel  in  der  Faust, 
an  der  Spitze  einer  Armee  mag  man  befehlen  und  Gesetze  geben,  und 
man  kann  sicher  sein,  daß  gehorcht  werde;  aber  ohne  dieses  ist  es  ein 
mißliches  Ding."  Goethe  hat  am  2.  April  1829  diese  Aeußerung  zu 
Eckermann  getan.  Er  würde  auch  heute  leugnen,  daß  in  Deutschland 
jemand  eine  Diktatur  errichten  könne,  der  sich  erst  Militär  und  Feld- 
herren unterwerfen  müßte. 

Dem  General  von  Seeckt,  dem  Befehlshaber  der  deutschen  Reichs- 
wehr, wird  das  Wort  in  den  Mund  gelegt:  „In  Deutschland  kann  nur 
einer  die  Diktatur  errichten,  und  der  bin  ich."  Gesetzt  den  Fall,  Bis- 
marck  hätte  am  Ende  seiner  Laufbahn  das  allgemeine  gleiche  Reichs- 
tagswahlrecht, dessen  Schöpfer  er  selbst  gewesen  war,  durch  einen 
Staatsstreich,  also  durch  eine  Revolution  von  oben,  beseitigen  wollen, 
so  hätte  er  das  nicht  ohne  den  Kaiser  tun  können,  denn  Wilhelm  II. 
verfügte  über  die  Armee  und  nicht  Bismarck.  Kein  Leutnant  hätte 
einem  Befehle  des  Reichskanzlers,  den  Reichstag  auseinanderzu- 
treiben, Folge  geleistet.  Wer  „Meister  der  Tatsachen"  werden  will, 
muß  zuvor  Heermeister  geworden  sein. 
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Die  Wiege  der  Diktatur  hat  im  alten  Rom  gestanden.  Nach  der 
Vertreibung  der  Könige  ernannten  die  Konsuln,  wenn  ein  Krieg  aus- 
gebrochen war,  einen  Diktator  für  die  Zeit  von  sechs  Monaten.  Auch 
wenn  zwischen  den  beiden  Konsuln  ein  Konflikt  ausgebrochen  war, 
konnte  der  eine  oder  der  andere  einen  Diktator  ernennen  mit  der 
Wirkung,  daß  beide  zurücktreten  mußten.  Der  Diktator  hatte  Neu- 
wahlen auszuschreiben.  „Er  war  der  für  kurze  Zeit  mit  dem  könig- 
lichen Imperium  ausgestattete  militärische  Oberbeamte,  der  sonst 
keine  Beamtenfunktionen  hatte."  („Die  Diktatur"  von  Karl  Schmitt- 
Dorotic.)  Die  Ämtsführung  des  Diktators  unterstand  nicht  der  Kon- 
trolle der  Volksversammlung.  Das  Einspruchsrecht  der  Volkstribunen 
galt  ihm  gegenüber  nicht.  Aber  wenn  er  seine  Aufgabe  erfüllt  hatte, 
mußte  er  zurücktreten,  auch  wenn  die  sechs  Monate  noch  nicht  abge- 
laufen waren.  „Außerordentliche  Vorstandschaft  zur  Ueberwindung 
außerordentlicher  Krisen",  so  hat  Mommsen  die  Diktatur  definiert. 
In  den  letzten  zwei  Jahrhunderten  der  römischen  Republik  lag  es  dem 
Senat  ob,  die  Initiative  zur  Einsetzung  der  Diktatur  zu  ergreifen.  Wenn 
er  den  berühmten  Entschluß  faßte:  videant  consules  ne  quid  res 
publica  detrimenti  capiat,  waren  die  Konsuln  selbst  befugt  mit  dikta- 
torischer Gewalt  zu  regieren,  um  etwa  einen  Aufruhr,  wie  den  des 
Tiberius  oder  des  Gajus  Gracchus  mit  allen  Mitteln  niederzuwerfen. 

In  der  neueren  Geschichte  ist  der  französische  General  Cavaignac 
der  typische  Vertreter  einer  solchen  Diktatur  gewesen.  Durch  Be- 
schluß der  Nationalversammlung  wurde  ihm  der  Auftrag  erteilt,  den 
Aufstand  der  Arbeiter  niederzuwerfen,  der  im  Juni  1848  in  Paris  aus- 
gebrochen war.  Er  hat  diese  Arbeit  gründlich  besorgt.  Auch  in 
unseren  Tagen  haben  wir,  und  zwar  in  unserem  eigenen  Lande,  Dikta- 
turen erlebt.  Der  Generalstaatskommissar  von  Kahr  wurde  von  der 
bayerischen  Regierung  zum  Diktator  ernannt,  um  zu  verhindern, 
daß  Hitler  sich  selbst  zum  Diktator  aufschwinge  und  in  den  Er- 
mächtigungsgesetzen vom  15.  Oktober  und  vom  8.  Dezember  1923 
erteilte  der  Reichstag  der  Regierung  auf  Grund  des  Paragraphen  48 
der  RV.  die  zeitlich  begrenzte  Vollmacht,  ohne  Rücksicht  auf  den 
Reichstag  oder  die  Verfassung  alle  Maßnahmen  zu  ergreifen,  welche 
die  Umstände  erforderten.  Diese  Vollmacht  hat  die  Regierung  Marx- 
Stresemann  benutzt,  um  die  drei  vielberufenen  Steuernotverord- 
nungen zu  erlassen,  den  Beamtenabbau  durchzuführen  und  das 
Prozeßverfahren  zu  reformieren. 

Diese  Diktatur  ist  in  der  neuen  staatsrechtlichen  Literatur  die 
kommissarische  genannt  worden  zum  Unterschied  von  einer  anderen 
Art  von  Diktatur,  der  usurpatorischen.   Das  ist  die  Diktatur,  nach  der 
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sich  so  viele  Patrioten  heute  sehnen,  die  Gewaltherrschaft  des  starken 
Mannes,  der  sich  seine  Krone  selbst  aufgesetzt  hat.  Am  Anfang  war 
der  Usurpator.  Auch  nachdem  sich  der  Rechtsstaat  gebildet  hatte, 
haben  sich  immer  wieder  einzelne  Männer  zu  Diktatoren  aufge- 
schwungen. Der  römische  Senat  „betraute"  im  Jahre  82  v.  Chr.  Sulla 
mit  der  Diktatur  und  im  Jahre  46  v.  Chr.  Cäsar.  In  Wahrheit  waren 
beide  als  Sieger  im  Bürgerkriege  in  Rom  eingezogen  und  hatten  die 
Macht  an  sich  gerissen.  An  der  Spitze  ihrer  Heere  hatten  sie  sich  die 
Alleinherrschaft  auf  Lebenszeit  übertragen  lassen.  Ebenso  haben  es 
Oliver  Cromwell  und  Napoleon  I.  gemacht.  Sie  waren  Usurpatoren, 
weil  sie  sich  der  Herrschaft  bemächtigt  hatten,  und  Diktatoren,  weil  sie 
von  ihrer  Macht  einen  unumschränkten  Gebrauch  machten.  Wenn  sie 
Schranken  bestehen  ließen,  so  taten  sie  es  bloß  zum  Schein.  Von  den 
usurpatorischen  Diktatoren  wollen  wir  in  diesem  Kapitel  reden,  von 
den  wilden  Elefanten,  die  den  Rechtsstaat  nieder  getrampelt  haben  und 
nicht  von  den  zahmen,  denen  eine  Republik,  oder  auch  ausnahms- 
weise einmal  ein  König,  die  Last  der  Regierung  aufbürdeten,  wenn  sie 
für  die  eigenen  Schultern  zu  schwer  geworden  war.  Aber  die  Gefahr 
besteht  immer,  daß  der  zahme  Elefant  wild  wird.  Walienstein  wurde 
ermordet,  weil  er  „eine  Konspiration  anzuspinnen  sich  angemaßt,  Uns 
und  Unser  hochlöbliches  Haus  von  Unserem  Erbkönigreich,  Land  und 
Leuten  zu  vertreiben".  Der  Kaiser  hatte  den  Mord  zwar  weder  be- 
fohlen noch  bestimmt  gewünscht,  aber  er  hat  die  Mörder  mit  Ehren 
und  Reichtümern  belohnt.  Kahr  ist  als  zahmer  Elefant  gegen  den 
wilden,  den  Hitler,  losgelassen  worden.  Die  Angeklagten  im  Hitler- 
prozeß haben  aber  behauptet,  daß  ihnen  der  Generalstaatskommissar 
an  Wildheit  nicht  viel  nachgestanden  habe. 
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DAS  PARLAMENT 

Die  Staatsform,  die  sich  mit  der  Herrschaft  des  starken  Mannes 
am  wenigsten  verträgt,  ist  nicht  die  Demokratie,  sondern  die  konsti- 
tutionelle Monarchie,  also  die  Verfassung  des  Liberalismus.  Mit  gutem 
Grund  ereifern  sich  Mussolini  und  seine  Freunde  in  ihren  Reden  und 
Schriften  mehr  über  den  Liberalismus  als  über  die  Demokratie.  Von 
der  Demokratie  führt  eine  Brücke  zur  Diktatur,  von  dem  Liberalismus 
nicht.  Wenn  die  Mehrheit  eines  Volkes  einem  Manne  auf  Zeit  oder 
auch  auf  Lebenszeit  die  uneingeschränkte  Herrschaft  einräumt, 
so  kann  sich  die  Minderheit  dagegen  nicht  auf  den  demokrati- 
schen Gedanken  berufen,  denn  des  Volkes  Wille  ist  geschehen,  wohl 
aber  auf  den  liberalen  Gedanken,  der  es  im  Interesse  der  Menschen- 
würde verbietet,  daß  einem  Menschen  die  uneingeschränkte  Gewalt 
über  ein  ganzes  Volk  übertragen  werde.  Weil  er  lieber  sterben  als  unter 
einem  absoluten  Herrscher  leben  wollte,  stürzte  sich  Cato,  der  ge- 
schworene Gegner  der  Demokratie,  in  sein  Schwert. 

Es  ist  ein  uraltes,  liberales  Bedürfnis  der  Völker,  nicht  von  der 
Willkür  einer  Person  oder  einer  Mehrzahl  von  Personen  abzuhängen, 
sondern  nach  einer  Verfassung  zu  leben,  die  dem  Herrscher  Schran- 
ken zieht  und  den  Beherrschten  das  Organ  verleiht,  über  die  Ein- 
haltung dieser  Schranken  zu  wachen.  Schon  die  alten  germanischen 
Fürsten  regierten  in  Uebereinstimmung  mit  der  allgemeinen  Krieger- 
versammlung. Im  Jahre  614  erzwangen  sich  auf  dem  Reichstage  von 
Paris  die  Großen  des  Frankenreiches  von  dem  Merowinger  Lothar  IL, 
nachdem  sie  ihm  ihre  Kräfte  in  seinem  Kriege  gegen  die  Königin 
Brunhilde  zur  Verfügung  gestellt  hatten,  ein  Edikt,  nach  dem  er  fortan 
seine  Macht  mit  ihnen  zu  teilen  hatte.  Auch  Alfred  der  Große  von 
England  erließ  kein  Gesetz,  wenn  es  nicht  die  Zustimmung  der  Reichs- 
versammlung, der  Witan,  gefunden  hatte.  Sechshundert  Jahre  nach 
jenem  Reichstage  von  Paris  empörten  sich  die  englischen  Barone 
gegen  Johann  ohne  Land  (auch  eine  Revolution),  weil  sie  sich  sein 
despotisches  Regiment  nicht  mehr  gefallen  lassen  wollten,  und  zwan- 
gen ihn,  vor  den  Toren  von  London,  das  sich  der  Empörung  ange- 
schlossen hatte,  die  berühmte  Magna  Charta  zu  gewähren.  Die  Barone 
sollten  eine  Reichsversammlung  wählen  dürfen,  die  über  Einhaltung 
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der  verbrieften  Freiheiten  zu  wachen  und  die  Steuern  zu  bewilligen 
hatte.  Damit  war  der  Grundstein  zur  politischen  Freiheit  des  eng- 
lischen Volkes  gelegt,  zum  modernen  Parlament.  Das  Haus  selbst  ist 
freilich  erst  sehr  viel  später  errichtet  worden.  Der  Kampf  des  Parla- 
mentes mit  den  Königen  aus  dem  Hause  Stuart  400  Jahre  später  ist 
das  ergreifendste  und  zugleich  ein  erhabenes  Kapitel  in  der  englischen 
Geschichte.  Es  endete  im  Jahre  1688  mit  dem  vollständigen  Siege  des 
Unterhauses  über  den  Absolutismus  der  Krone,  mit  dem 
Parlamentarismus,  unter  dessen  Herrschaft  England  das 
mächtigste  Reich  der  Erde  geworden  ist.  Seit  der  Regierung  der 
Königin  Anna  (1702—1714)  ist  das  Unterhaus,  in  dem  erst  in  der 
neuesten  Zeit  auch  die  untersten  Schichten  des  Volkes  Sitz  und 
Stimme  erworben  haben  (Demokratie),  der  ausschlaggebende 
Faktor  des  englischen  Staatswesens,  die  wichtigste  Institution  des 
Landes.  Die  Krone  hat  aufgehört,  der  Gesetzgeber  Englands  zu  sein, 
das  Parlament  ist  der  eigentliche  Herrscher  Großbritanniens  ge- 
worden, der  Souverän.  Dem  englischen  Beispiel  sind  mehr  oder 
weniger  alle  anderen  zivilisierten  Nationen  gefolgt,  die  Chinesen  und 
Japaner  nicht  ausgeschlossen.  Auch  Rußland  erhielt  im  Jahre  1905 
seine  Duma.  Das  erste  deutsche  Reichsparlament  war  die  Frank- 
furter Nationalversammlung  von  1848,  das  zweite  der  konstituierende 
Reichstag  des  Norddeutschen  Bundes  von  1867.  Die  deutschen  Länder 
haben  ebenfalls  seit  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  jedes  seinen 
Landtag. 

Parlament  und  Verfassung  gehören  zusammen,  wie  sie  auch  zu- 
sammen ins  Leben  getreten  sind.  Daher  der  Name  konstitutionelle 
Monarchie,  daß  sich  der  Monarch  die  Beschränkung  seiner  Gewalt 
durch  eine  Konstitution  gefallen  lassen  muß.  Konstitution  bedeutet 
eigentlich  nur  Verfassung.  Dennoch  verstehen  wir  unter  Konstitution 
nur  eine  Verfassung,  nach  der  der  Monarch  seine  Gewalt  mit  einer 
Vertretung  des  Volkes  oder  eines  Volksteiles  teilen  muß.  Im  Parlament 
hat  ein  seelisches  Bedürfnis  des  neuzeitlichen  Menschen  seine  Befriedi- 
gung gefunden,  die  Sehnsucht  nach  Gesetzlichkeit  und  nach  Freiheit, 
ohne  die  es  sich  im  20.  Jahrhundert  nicht  mehr  verlohnt  zu  leben. 

In  einem  Briefe  vom  21.  April  1847  setzt  sich  Wilhelm  von  Kügelgen 
mit  seinem  Bruder  über  die  Thronrede  auseinander,  durch  die  Fried- 
rich Wilhelm  IV.  den  vereinigten  Landtag  eröffnet  hat.  „Wie  man  von 
den  vielen  Herren  phantasieren  kann,  welche  die  Konstitution  bringt, 
im  Gegensatz  zu  dem  einen  Herrn  eines  monarchischen  Staates. 
Wahrlich,  wenn  es  in  England  keinen  einigen  Gesamtwillen  gäbe,  so 
würde  es  sich  unter  seinen  vielen  Herren  wohl  nicht  zu  der  mächtigsten. 

104 


Nation  der  Erde  aufgeschwungen  haben.  Wo  steht  der  Thron  wohl 
sicherer,  und  wo  ist  das  Gesetz  geachteter  und  anerkannter  als  gerade 
in  England?  Unter  Freiheit  verstehen  die  Gebildeten  heutzutage  nichts 
anderes  als  garantierte  Gesetzlichkeit,  und  diese  Gesetzlichkeit  hat  sich 
allerdings  in  England  historisch  entwickelt,  d.  h.  durch  eine  hundert- 
jährige Revolution."  Besser  kann  man  das  Wesen  des  Parlamentaris- 
mus nicht  umschreiben.  Treitschke  hat  einmal  die  Frage  aufge- 
worfen, ob  der  Konstitutionaiismus  nicht  doch  nur  eine  Art  von  Haut- 
krankheit sei,  die  wieder  verschwindet,  wenn  man  eine  kräftige  Salbe 
auflegt,  um  sie,  im  Gegensatz  zu  Mussolini  und  Spengler,  auf  das  Ent- 
schiedenste zu  verneinen.  Wir  haben  Heinrich  v.  Treitschke  zu 
unserem  Kronzeugen  gebeten,  weil  er  als  der  nationale  deutsche 
Historiker  in  den  Kreisen,  für  die  wir  vornehmlich  schreiben,  ge- 
feiert wird. 

Wie  tief  der  Gedanke  der  Volksvertretung  schon  in  alter  und 
ältester  Zeit  Wurzel  geschlagen  hatte,  vermag  nichts  besser  zu  illu- 
strieren als  die  Tatsache,  daß  selbst  die  großen  Diktatoren  Cäsar, 
Oliver  Cromwell  und  die  beiden  Napoleons  es  nicht  gewagt  haben, 
das  Parlament  abzuschaffen.  Sie  haben  es  aufgelöst,  seine  Rechte  be- 
schnitten, die  Freiheit  der  Wahlen  unterdrückt,  aber  den  Schein  haben 
sie  immer  gewahrt.  So  verfährt  heute  ja  auch  Mussolini.  Der  große 
Cäsar  ist  im  Senat  von  Senatoren  ermordet  worden.  Oliver  Cromwell 
war  das  Herz  schwer,  als  er  am  4.  Februar  1657  das  Unterhaus  zum 
letzten  Male  auflösen  mußte;  er  tat  es  mit  den  Worten:  „Gott  sei  Richter 
zwischen  Euch  und  mir".  Das  erste,  was  die  beiden  Bonapartes  taten, 
als  sie  die  gesetzgebenden  Körperschaften  auseinandergejagt  hatten, 
war,  Neuwahlen  auszuschreiben.  Auch  Fürst  Bismarck  hat  in  seinem 
politischen  Testament  das  Bekenntnis  abgelegt:  „Die  unumschränkte 
Autorität  der  alten  preußischen  Königsmacht  war  und  ist  nicht  das 
letzte  Wort  meiner  Ueberzeugung.  Mir  hat  immer  als  Ideal  eine 
monarchische  Gewalt  vorgeschwebt,  welche  durch  eine  unabhängige, 
nach  meiner  Meinung  ständische  oder  berufsgenossenschaftliche 
Landesvertretung  soweit  kontrolliert  wäre,  daß  Monarch  oder  Par- 
lament den  bestehenden  gesetzlichen  Rechtszustand  nicht  einseitig, 
sondern  nur  communi  consensu  ändern  können  bei  Oeffentlichkeit 
und  öffentlicher  Kritik  aller  staatlichen  Vorgänge  durch  Presse  und 
Landtag." 

Die  Emanzipation  der  Untertanen  von  dem  Absolutismus  der 
Krone,  wie  sie  in  der  Volksvertretung  ihren  Ausdruck  gefunden  hat, 
ist  ein  Zeugnis  für  den  Adel  der  menschlichen  Natur.  Nur  der  Knecht 
fühlt  sich  in  der  Knechtschaft  wohl,  der  Herr  verlangt  nach  Freiheit. 
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Im  20.  Jahrhundert  ist  es  einfach  eine  Forderung  der  politischen 
Moral,  daß  ein  Volk  sich  entweder  selbst  regiert  oder  doch  an  der 
Regierung  teil  hat.  Es  ist  also  eine  grundfalsche  Einstellung  des  Den- 
kens, wenn  wir  den  Wert  des  Parlamentes  lediglich  danach  bemessen, 
was  es  leistet  oder  was  es  nicht  leistet,  ob  die  Gesetzgebungsmaschine 
gut  oder  schlecht  funktioniert,  ob  das  Parlament  ein  Hindernis  für 
eine  gute  Regierung  ist  oder  ein  Fordernis.  Treitschke  hat  dem  ersten 
Napoleon  sehr  richtig  den  Vorwurf  gemacht,  daß  er  nie  geahnt  habe, 
daß  die  Menschheit  etwas  anderes  ist,  als  eine  wohlgeordnete  Ma- 
schine; daß  sich  ein  Volk  unter  straffer  Verwaltung  mit  geordneten 
Finanzen  und  schlagfertigen  Soldaten  doch  bis  zur  Verzweiflung 
unglücklich  fühlen  kann.  „Das  höchst  Persönliche  im  Leben  des 
Einzelnen  wie  der  Völker2  die  Welt  der  Ideale  blieb  ihm  unfaßbar." 
Von  derselben  Ahnungslosigkeit  sind  auch  Ludendorff  und  seine 
Freunde,  von  Mussolini  ganz  zu  schweigen,  wenn  sie  wähnen,  daß  es 
für  das  deutsche  Volk  kein  anderes  Ziel  geben  könne,  als  seine  Macht 
wiederzugewinnen.  Wer  wollte  nicht  lieber  in  der  Schweiz  als  ein 
freier  Mann,  der  nur  dem  Gesetze  Untertan  ist,  leben,  als  in  Rußland 
einem  Zaren  gehorchen?  Darin  besteht  gerade  die  Weisheit  und 
Größe  der  englischen  Staatskunst,  daß  sie  es  verstanden  hat  und  heute 
noch  versteht,  mit  einer  machtvollen  auswärtigen  Politik  die  Freiheit 
im  Innern  zu  verbinden.  Synthese  zwischen  Macht  und  Freiheit! 
„Imperium  und  libertas."  Stein  hat  noch  als  alter  Mann,  am  18.  Fe- 
bruar 1831,  einen  Brief  an  den  Feldmarschall  Gneisenau  geschrieben, 
um  ihn  zu  bewegen,  für  die  Berufung  von  Reichsständen,  die  aus  den 
Wahlen  der  Nation  hervorgegangen  sind  und  nicht  von  Provinzial- 
ständen  beim  König  einzutreten.  „Es  rückt  ein  neues  Geschlecht 
heran;  es  drängt  sich  in  alle  Kanäle  des  bürgerlichen  Lebens;  es  bildet 
sich  unter  dem  Einfluß  der  neuesten  Weltgeschichte,  der  Zeitungen, 
der  politischen  Schriften,  es  fühlt  sich;  .  .  .  ratsam  ist  es,  die  Flamme 
zu  leiten,  ehe  sie  zerstörend  wirkt!"  Seine  Worte  sind  ungehört 
verhallt. 

Ist  die  Sehnsucht  unserer  Väter,  der  Völker  Europas  im  19.  Jahr- 
hundert, nach  einer  Konstitution  nur  ein  Rausch  gewesen?  Oswald 
Spengler  ist  seiner  Sache  sicher.  Nach  ihm  ist  der  Parlamen- 
tarimus  „kein  Gipfel  wie  die  absolute  Polis  und  der  Barockstaat, 
sondern  ein  kurzer  Uebergang,  nämlich  von  der  Spätzeit  mit  ihren 
gewachsenen  Formen  zum  Zeitalter  der  großen  Einzelnen  inmitten 
einer  formlos  gewordenen  Welt  .  .  .  Dadurch,  daß  er  erreicht  ist, 
ist  er  eigentlich  schon  überwunden.  .  .  Weder  die  großstädtische 
Masse  noch  der  starke  Einzelne  haben  wahre  Achtung  vor  dieser 
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Form  ohne  Tiefe  und  Vergangenheit,  und  sobald  man  entdeckt,  daß 
sie  nur  Form  ist,  ist  sie  auch  schon  Maske  und  Schatten  geworden. 
Mit  dem  Anfang  des  20.  Jahrhunderts  nähert  sich  der  Parlamentaris- 
mus, auch  der  englische,  mit  schnellen  Schritten  der  Rolle,  die  er  selbst 
dem  Königtum  bereitet  hat.  .  .  Von  der  Herrschaft  Lloyd  Georges 
führt  kein  Weg  zum  alten  Parlamentarismus  zurück.'*  („Der  Untergang 
des  Abendlandes"  II,  S.  520).  Nach  der  Prophezeiung  dieses  Ge- 
schichtsphilosophen wäre  es  also  das  Schicksal  nicht  nur  Deutsch- 
lands und  der  anderen  europäischen  Staatswesen,  sondern  auch  der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  wo  „mit  dem  Eintritt  in  die  Weltpolitik 
das  einer  Theorie  von  Montesquieu  entstammende  Nebeneinander  von 
Präsidentenschaft  und  Kongreß  unhaltbar  geworden''  sei,  in  das  Chaos 
Südamerikas  und  Mexikos  zu  versinken.  An  Stelle  der  Parlamente 
„formlose  Gewalten". 

Von  der  Herrschaft  Lloyd  Georges  soll  kein  Weg  zum  alten  Parla- 
mentarismus zurückführen?  Der  Staatsmann,  der  während  des  Krie- 
ges England  mit  diktatorischer  Gewalt  regiert  hat,  wie  wir  Deutschen 
uns  wenigstens  einbilden,  ist  im  Jahre  1924  bereits  wieder  als  zweiter 
Vorsitzender  der  liberalen  Fraktion  ins  Unterhaus  eingezogen,  als 
wenn  er  nie  eine  formlose  Gewalt  in  seinen  Händen  gehalten  hätte  und 
hat  seine  politische  Tätigkeit  im  Jahre  1925  mit  einer  großen  Rede  im 
Nationalliberalen  Klub  in  London  begonnen,  in  der  er  für  eine  gemein- 
same Anstrengung  zur  Wiederherstellung  des  Einflusses  und  der 
Macht  des  Liberalismus  im  Lande  eintrat.  Die  liberalen  Parteien 
hätten,  obgleich  sie  in  allen  Ländern  Westeuropas  in  der  Minderheit 
seien,  ihre  Länder  vor  Katastrophen  bewahrt.  Die  langsame  aber 
sichere  Erholung  Deutschlands  sei  auf  den  Einfluß  des  deutschen 
Liberalismus  zurückzuführen,  der  ruhig  und  entschlossen  für  die  Frei- 
heit, den  Fortschritt  und  den  Frieden  eingetreten  sei.  Auch  in  Frank- 
reich habe  der  Liberalismus  über  den  Konservativismus  gesiegt  und  das 
Land  vor  der  grausamen  Wahl  zwischen  Imperialismus,  der  rettungs- 
los zu  einem  neuen  Kriege  geführt  haben  würde,  und  dem  Soziaiismus 
bewahrt.  Das  englische  Unterhaus  ist  nicht  nur  das  Urbild  aller  Par- 
lamente der  Welt,  sondern  auch  ihr  Vorbild.  Wo  sind  an  der  Wende 
von  1924  auf  1925  seine  hypokratischen  Züge?  Von  den  südamerika- 
nischen und  mexikanischen  Zuständen  scheinen  die  englischen  jeden- 
falls noch  weit  entfernt  zu  sein. 

Am  Ende  jener  Betrachtung  gibt  Spengler  eine  Vision  wieder: 
„Mit  dem  geformten  Staat  hat  auch  die  hohe  Geschichte  sich  schlafen 
gelegt.  Der  Mensch  wird  wieder  Pflanze,  an  der  Scholle  haftend,  dumpf 
und  dauernd.     Das  zeitlose  Dorf,  der  „ewige"  Bauer  treten  hervor, 
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Kinder  zeugend  und  Korn  in  die  Muttererde  versenkend,  ein  emsiges 
genügsames  Gewimmel,  über  das  der  Sturm  der  Soldatenkaiser  hin- 
braust. .  .  Man  lebt  von  der  Hand  in  den  Mund,  mit  einem  kleinen 
sparsamen  Glück  und  duldet.  Massen  werden  zertreten  in  den  Kämp- 
fen der  Eroberer  um  Macht  und  Beute  dieser  Welt.  Aber  die  Ueber- 
lebenden  füllen  mit  primitiver  Fruchtbarkeit  die  Lücken  und  dulden 
weiter." 

Daß  es  solche  oder  ähnliche  Zeiten  schon  gegeben  hat,  wer  wollte 
das  leugnen?    Aber   der   tatkräftige  Mensch   bäumt  sich  gegen  den 
Untergang  des  Abendlandes  auf.    Das  Hereinbrechen  der  formlosen 
Massen  abzuwenden,  die  Form  zu  erhalten,  ist  sein  Bestreben. 
Allen  Gewalten  zum  Trotz  sich  erhalten, 
Nimmer  sich  beugen,  kräftig  sich  zeigen 
Rufet  die  Arme  der  Götter  herbei. 
„Wir  lassen  ihn  nicht  gelten,  den  knechtischen  Gemeinplatz,  daß  eine 
Zeit  der  Parteikämpfe  notwendig  in  der  absoluten  Monarchie  enden 
müsse."  (Treitschke.) 

An  seinen  Früchten  sollt  ihr  ihn  erkennen!  Das  Parlament  hat 
die  Prüfung  auf  seine  Leistungsfähigkeit  bestanden.  Es  kann  etwas. 
Das  Parlament  ist  die  Bühne,  auf  der  sich  das  politische  Leben  einer 
freien  Nation  vor  den  Augen  des  Volkes  abspielt.  Ohne  Parlament 
keine  Oeffentlichkeit,  ohne  Oeffentlichkeit  kein  Vertrauen.  Das  Par- 
lament ist  die  Arena  für  den  Kampf  der  Parteien,  der  Meinungen  und 
Interessen,  ohne  den  ein  so  kompliziertes  Wesen  wie  der  moderne 
Staat  nicht  leben  kann.  Die  Opposition  kommt  im  Parlament  zu 
Worte;  wenn  sie  auswandert,  wie  wir  das  heute  in  Italien  erleben,  hört 
nicht  nur  das  parlamentarische  sondern  auch  das  politische  Leben 
auf.  Wo  die  Volksvertretung  fehlt,  wird  dem  Herrscher  jedes  Unheil 
zur  Last  gelegt,  selbst  Mißwachs  und  Hunger,  wie  Treitschke  von  dem 
Frankreich  Napoleons  III.  zu  berichten  weiß.  Gehört  es  nicht  auch 
zu  den  elementarsten  Erfordernissen  eines  ordentlichen  Staatshaus- 
haltes, daß  sich  die  Regierung  ihre  Einnahmen  und  Ausgaben  nicht 
selbst  bewilligt? 

Die  öffentliche  Meinung  in  Deutschland  ist  heute  durch  den  Bar- 
mat-Skandal  erregt.  Parlamentarier  sollen  ihren  Einfluß  auf  die  Re- 
gierung ausgenutzt  haben,  um  ihren  Freunden  oder  sich  selbst  Ver- 
mögensvorteile zu  verschaffen.  Wie  es  in  dieser  Hinsicht  in  der  guten 
alten  Zeit  aussah,  in  der  es  noch  kein  Parlament  gab,  erfahren  wir 
aus  dem  Buche  Cornelius  Gurlitts  „August  der  Starke".  „In  Geldnöten 
griff  August  zu  Mitteln,  die  schon  der  Mitwelt  als  einem  Fürsten  wenig 
angemessen  erschienen.   So  hört  man  oft,  daß  Gemeinden  oder  Ein- 
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zelne,  um  sich  eine  Bevorrechtung  oder  ein  vermeintlich  ihnen  zu- 
stehendes Recht  zu  holen,  dafür  reichlich  zahlen  mußten.  Vielfach 
wurden  die  in  der  Sache  beschäftigten  Beamten,  und  zwar  die  höch- 
sten, bezichtigt,  daß  sie  solche  Gelder  vom  Bittsteller  erpreßten,  oder 
doch  ihr  Wohlwollen  für  die  Sache  von  Zahlungen  abhängig  machten. 
Inwieweit  es  sich  dabei  um  Schmiergelder  oder  um  geregelte  Sportein 
handelte,  die  schließlich  der  fürstlichen  Kasse  zuflössen,  weiß  ich 
nicht."  An  diese  Schilderung  knüpft  der  Verfasser  die  folgende  Be- 
trachtung. „Bestechlichkeit  der  Beamten  scheint  aber  ein  unvermeid- 
liches Gegengewicht  gegen  die  Macht  des  selbstherrlichen  Fürsten  zu 
sein.  Sei  dieser  oberste  Herr  nun  eine  mit  diktatorischer  Gewalt  aus- 
gestattete Person  oder  eine  Partei,  eine  Herrschaft  weniger  Vornehmer 
und  Reicher  oder  auf  Volksgunst  sich  stützender  Führer  der  Besitz- 
losen. Das  Wesen  des  modernen  Staates  und  sein  Segen  beruhen  auf 
der  öffentlichen  Aufsicht  über  das  Gebaren  der  Regierenden."  Diese 
Aufsicht  wird  eben  vom  Parlament  ausgeübt,  wie  wir  heute  in 
Deutschland  sehen. 

Wenn  unser  alter  Reichstag  keine  andere  Aufgabe  erfüllt  hätte  als 
die,  den  absolutistischen  Neigungen  Wilhelms  II.  Zügel  anzulegen,  er 
würde  sich  schon  ein  großes  Verdienst  um  Deutschland  erworben 
haben.  Man  erkundige  sich  doch  einmal  beim  Fürsten  Bülow,  dem 
einzigen  Ueberlebenden  der  hervorragenden  Staatsmänner  der  wil- 
helminischen Epoche,  wie  oft  er  in  seinem  Kampf  gegen  das 
persönliche  Regiment  des  Kaisers  hinter  dem  breiten  Rücken  des 
Reichstages  Deckung  gesucht  und  gefunden  hat.  Wieviel  Unheil 
mag  der  Reichstag  allein  durch  die  Tatsache  verhütet  haben,  daß  er 
existierte!  Unsere  monarchischen  Gefühle  wurden  verletzt,  als  der 
Reichstag  den  deutschen  Kaiser  am  8.  November  1908  wegen  des 
Interviews,  das  der  „Daily  Telegraph"  veröffentlicht  hatte,  zur  Rechen- 
schaft zog;  aber  die  Wirkung  ist  eine  heilsame  gewesen.  Unser  Staats- 
schiff  fuhr  seitdem  in  einem  ruhigeren  Fahrwasser. 

Warum  schweigt  die  Kritik  von  der  produktiven  Arbeit,  die  in  den 
Parlamentskommissionen  verrichtet  wird?  Man  könnte  einen  statt- 
lichen Band  füllen,  wenn  man  die  Beispiele  aufführen  wollte,  in  denen 
der  deutsche  Reichstag  Gesetzesvorschläge  der  Regierung  verbessert 
hat.  Wenn  wir  uns  erquicken  und  belehren  wollen,  greifen  wir  noch 
heute  nach  den  politischen  Reden  des  Fürsten  Bismarck,  die  Horst  Kohl 
in  12  stattlichen  Bänden  „als  ein  unvergängliches  Denkmal  der  gewal- 
tigen politischen  Tätigkeit  des  ersten  deutschen  Reichskanzlers"  her- 
ausgegeben hat.  Von  diesen  Reden  sind  nur  ganz  wenige  nicht  im 
Reichstag  oder  im  preußischen  Landtag  gehalten  worden.    Der  leitende 
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Staatsmann  der  modernen  Zeit  kann  das  Parlament  ebensowenig  ent- 
behren, wie  der  dramatische  Dichter  die  Bühne.  Von  der  Tribüne 
des  Reichstags  aus  sprachen  Bismarck  und  seine  Nachfolger  zu 
Europa.  Wenn  sie  nicht  interpelliert  wurden,  so  ließen  sie  sich  inter- 
pellieren, um  in  wichtigen  Fragen  der  auswärtigen  Politik  ihre  Stimme 
erheben  zu  können.  Die  ewig  denkwürdige  Reichstagssitzung  vom 
4.  August  1914  war  ein  Markstein  in  der  Geschichte  des  deutschen 
Volkes.  Ohne  diesen  unbeschreiblich  großartigen  Auftakt  wäre  die 
Verwandlung  unseres  Volkes  in  das  Volk  in  Waffen  gar  nicht  möglich 
gewesen.  So  hat  das  Parlament  zu  allen  Zeiten  und  in  allen  Ländern 
nicht  wie  Napoleon  I.  ihm  nachgesagt  hat,  „die  Gewalt  schikaniert", 
sondern  in  der  Mitarbeit  an  dem  großen  und  komplizierten  Werk  der 
Leitung  des  Staatswesens  eine  gewaltige  Kulturarbeit  verrichtet.  „Der 
Stein,  den  die  Bauleute  verworfen  haben,  ist  zum  Eckstein  geworden." 
In  England  wird  heute  noch  der  5.  November,  der  Guyfoxday,  an 
dem  im  Jahre  1605  das  Unterhaus  vor  dem  Schicksal  bewahrt  worden 
ist,  in  die  Luft  zu  fliegen,  festlich  begangen. 

„Unser  Parlament  taugt  aber  nichts"  —  davon  sind  gerade  die 
Kreise  in  Deutschland  am  tiefsten  überzeugt,  die  am  lautesten  singen: 
Deutschland,  Deutschland  über  alles.  Sie  reden  über  unsere  Volks- 
vertreter mit  einem  Anfluge  von  Verachtung.  Nur  die  Abgeordneten 
der  eigenen  Partei  lassen  sie  gelten.  Helfferich  wurde  als  Abgeord- 
neter ebenso  gefeiert  wie  er  als  Minister  heruntergerissen  worden  war. 
In  einem  parlamentarisch  regierten  Lande  ist  aber  die  Geschichte  des 
Landes  zugleich  die  Geschichte  des  Parlamentes.  Die  Fünfhundert 
herrschen  in  Deutschland.  Was  wird  die  Nachwelt  einmal  für  ein 
Urteil  fällen  über  die  sieben  Jahre  deutscher  Geschichte  seit  unserem 
Zusammenbruch  bis  zum  Friedensvertrag  von  London  am  1.  Dezem- 
ber 1925?  Wir  sind  unserer  Sache  vollkommen  sicher:  Deutschland 
habe  in  keiner  Periode  seiner  so  wechselreichen  Geschichte  größere 
Leistungen  vollbracht  als  in  dieser  Nachkriegszeit.  Es  habe  Nieder- 
lage und  Revolution  überwunden  und  sich  seine  Stellung  unter  den 
großen  Völkern  der  Welt  wiedererobert.  So  lautet  ja  heute  bereits  das 
Urteil  des  Auslandes.  An  seinen  Früchten  sollt  ihr  ihn  erkennen! 
Man  braucht  bloß  an  die  Wiederherstellung  unserer  Währung  und  an 
das  Dawesprogramm  zu  denken,  um  zu  ermessen,  wie  gigantisch  die 
Aufgaben  waren,  die  ihrer  Lösung  harrten.  Dieses  Mal  aber  ist  es 
nicht  Bismarck  gewesen,  der  Deutschland  in  den  Sattel  gehoben  hat, 
oder  gar  Fridericus  Rex,  sondern  —  der  Reichstag.  Unter  „Reichstag" 
darf  man  natürlich  nicht  die  Fünfhundert  verstehen,  die  das  deutsche 
Volk  bei  jeder  Wahl  als  seine  Vertreter  nach  Berlin  sendet,  sondern 
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die  zwei  Dutzend  der  Prominenten,  die  dafür  sorgen,  daß  das  Not- 
wendige geschieht,  und  den  kleinen  Kreis  von  Männern,  der  von  den 
Prominenten  mit  der  Regierungsgewalt  betraut  ist.  Eine  Versamm- 
lung von  fünfhundert  Menschen  kann  nicht  regieren  und  hat  auch 
nirgends  regiert.  Wenn  es  trotzdem  gelingt,  mit  einem  so  schwer- 
fälligen und  komplizierten  Apparat  einen  Effekt  zu  erzielen,  wie  den 
Wiederaufbau  Deutschlands  nach  dem  Weltkriege,  so  lobt  das  Werk 
den  Meister. 

Es  ist  im  Jahre  1926  aus  der  Feder  eines  deutschnationalen  Reichs- 
tagsabgeordneten ein  Buch  erschienen:  „Die  Herrschaft  der  Fünf- 
hundert" von  Walther  Lambach.  Als  wir  dieses  Buch  aufschlugen, 
nahmen  wir  unseren  ganzen  Mut  zusammen,  denn  hier  meldete  sich 
jemand  zu  Wort,  der  den  Parlamentarismus  nicht  nur  aus  der  Ferne 
beobachtet  hat  und  noch  dazu  ein  Mann,  dessen  Partei  grundsätzlich 
von  Demokratie  und  Parlamentarismus  nichts  wissen  will.  Aber  was 
haben  wir  erlebt?  Walther  Lambach  schildert  uns  eine  Gesellschaft 
von  500  Männern,  die,  von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen,  „Tag  für 
Tag  regelmäßig  ihre  zwölf  Stunden  herunterschuften",  um  dem  öffent- 
lichen Wohle  zu  dienen,  so,  wie  sie  es  verstehen.  Man  bekommt 
Respekt  vor  dem  deutschen  Reichstag,  wenn  man  dieses  Buch  liest 
und  erst  recht  vor  den  Männern,  die  sich  diese  fünfhundert  zu  ihren 
Führern  gewählt  haben. 

„Es  hängt  vom  tiefinnersten  Gehalt  der  Persönlichkeit  ab,  ob  einer 
in  diesem  Getriebe  stark  bleibt  und  allmählich  zur  Führung  kommt 
oder  ob  er  zermürbt  und  zermahlen  wird.  Wer  die  Persönlichkeits- 
krisen der  Abgeordneten  verfolgt,  erkennt,  daß  der  Parlamentarismus 
eine  rücksichtslose  und  harte  Auslese  der  Menschen  betreibt,  die  sich 
ihm  widmen.  Sensible  feine  Naturen  zerstört  er,  wenn  sie  nicht  zu- 
gleich ungeheuer  zähe  sind.  Hohle  Poseure  vermag  er  zwar  zu  er- 
tragen, aber  er  räumt  ihnen  niemals  wirkliche  Macht  ein,  denn  wie 
niemand  Fürst  bleiben  kann  vor  seinem  Kammerdiener,  so  vermag  im 
dauernden  Umgang  und  steten  Zusammensein  mit  den  mehr  als  vier- 
hundert Mitherrschern  auf  die  Dauer  niemand  eine  Wertung  zu  be- 
haupten, die  er  nicht  verdient.  Wo  einem  Abgeordneten  von  seinem 
Kollegen  durch  Jahre  hindurch  eine  besondere  Wertschätzung  ent- 
gegengebracht wird,  da  ist  er  tatsächlich  ein  Mensch,  in  dessen  Seelen- 
tiefen Kräfte  wirken,  die  anderen  fehlen."  Wenn  sich  heute  ein 
Weiser  aus  dem  Morgenlande  nach  dieser  Schrift  des  deutschnatio- 
nalen Abgeordneten  Lambach  und  den  vielen  auchdeutschnationalen 
Schriften,  die  in  den  letzten  Jahren  über  die  Regierungstätigkeit  Wil- 
helms II.  und  seiner  Kanzler  erschienen  sind,  ein  Urteil  bilden  müßte, 
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welche  Regierungsform  die  bessere  sei,  die  monarchische  oder  die 
demokratische,  zu  welchem  Urteile  würde  er  wohl  gelangen? 

Wie  schwer  die  Kunst  des  Regierens  ist  und  welche  Rolle  auch 
in  der  Vorkriegszeit  die  menschliche  Unvollkommenheit  in  den  höch- 
sten Staatsämtern  und  in  den  Kabinetten  der  gefeiertsten  Monarchen 
gespielt  hat,  darüber  kann  uns  ein  Beispiel  für  viele  belehren:  „Der 
Frankfurter  Friedensvertrag  war  am  18.  Mai  1871  von  der  französischen 
Nationalversammlung  genehmigt  worden.  Unsere  Truppen  konnten 
deshalb,  mit  Ausnahme  der  Okkupationsarmee,  bereits  im  Mai  in  die 
Heimat  zurückkehren.  Der  Einzug  in  Berlin  erfolgte  aber  erst  am 
16.  Juni.  Warum?  Weil  die  Kaiserin  Augusta  dabei  sein  wollte  und 
vor  Mitte  Juni  ihre  Kur  in  Baden-Baden  noch  nicht  beendigt  hatte. 
Vergebens  hatte  das  preußische  Staatsministerium  unter  Führung 
Bismarcks  dem  Kaiser  vorgestellt,  wie  unverantwortlich  in  jeder  Be- 
ziehung eine  solche  Verzögerung  der  Heimkehr  unserer  Truppen  wäre. 
Der  Kaiser  blieb  fest.  „Nach  der  letzten  resultatlosen  Beratung  suchte 
Lauer,  der  Leibarzt  des  Kaisers,  mich  auf,  um  mir  zu  sagen,  daß  er 
die  gefährlichsten  Folgen  für  die  Gesundheit  Sr.  Majestät,  vielleicht 
einen  Schlagfluß  befürchten  müsse,  wenn  nicht  der  Hausfriede  her- 
gestellt werde.  Auf  diese  Mitteilung  gab  das  Staatsmanisterium  nach; 
der  Einzug  erfolgte  erst  am  16.  Juni  unter  den  Augen  Ihrer  Majestät.'' 
(Bismarcks  Gedanken  und  Erinnerungen  Bd.  3,  S.  63.) 

Unser  gegenwärtiges  politisches  Leben  leidet  schwer  darunter,  daß 
so  viele  in  ihrer  Art  vortreffliche  Männer,  die  früher  der  Politik  gänz- 
lich fern  standen,  ja,  deren  ganze  Denkungsweise  der  politischen 
geradezu  widerspricht,  mit  einem  Male  in  der  politischen  Arena  er- 
schienen sind  das  Schwert  mit  der  Feder  vertauschend,  um  die  große 
Menge  derjenigen  zu  vermehren,  die  Staatskunst  mit  Patriotismus 
verwechseln.  Diese  Männer  gleichen  in  der  Tat,  um  ein  Bild  zu 
gebrauchen,  das  jüngst  im  englischen  Oberhaus  große  Heiterkeit  er- 
regt hat,  den  Tieren  im  Zoologischen  Garten,  die  sich  nicht  in  ihrem 
natürlichen  Element  befinden. 

Einen  Parlamentssitz  zu  erreichen  ist  in  England  das  höchste  Ziel 
des  Ehrgeizes  für  die  Söhne  vornehmer  Familien.  An  allen  englischen 
Universitäten  gibt  es  regelrechte  Studentenparlamente,  in  denen  über 
die  politischen  Fragen,  die  England  und  die  Welt  bewegen,  nicht  nur 
debattiert,  sondern  auch  abgestimmt  wird  wie  im  Unterhaus.  So 
bereiten  sich  die  jungen  Engländer  auf  die  politische  Laufbahn  vor. 
Es  kommt  ihnen  gar  nicht  in  den  Sinn,  daß  ein  großes  Land  ohne  Par- 
lament leben  könne.  Jung-Deutschland  aber  verachtet  den  Reichstag 
als  „Schwatzbude".   „Kahr  ging  in  den  Landtag  und  erniedrigte  sich 
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zum  Werkzeug  des  Parlamentarismus",  so  sagte  einer  der  Angeklagten 
im  Münchener  Hochverratsprozeß.  Ueber  das  „jämmerliche 
Schwatzen  der  Herren  Volksvertreter"  hat  übrigens  schon  Waldersee, 
der  konservative  Scheuklappen  hatte,  am  1.  Januar  1879  in  seinem  Tage- 
buch seinem  Herzen  Luft  gemacht.  Das  ernste  Wort  ist  aber  eine 
Tat.  Der  politische  Führer,  der  im  Parlament  redet,  schwatzt  nicht, 
sondern  handelt,  selbst  wenn  er  zum  Fenster  hinausspricht.  Das 
müßte  eigentlich  niemand  besser  wissen  als  ein  Mann  wie  Hitler  oder 
Mussolini  oder  Ludendorff,  die  alle  drei  in  wenigen  Jahren  mehr  poli- 
tische Reden  gehalten  haben,  als  die  meisten  Parlamentarier  in  ihrem 
ganzen  Leben.  Haben  Ludendorff  und  Hitler,  als  sie  vor  dem  Mün- 
chener Volksgericht  standen,  nicht  zum  Fenster  hinausgeredet?  Hat 
Demosthenes  seine  Philippika  nicht  auch  in  einer  Volksversammlung 
gehalten? 

Auf  die  Wirkung  des  Wortes  haben  selbst  die  größten  Kriegs- 
helden nicht  verzichtet.  Friedrich  der  Große  ließ  in  Parchwitz  die 
Generäle  und  Stabsoffiziere  zusammenrufen  „um  mit  seiner  deut- 
schen Rethorik  auf  sie  einzuwirken.  Wie  er  nun  in  ihren  Kreis  trat 
in  seiner  verschlissenen  Uniform,  gealtert,  abgemagert,  das  große 
Auge  ernst  auf  die  erwartungsvoll  Versammelten  gerichtet  und  dann 
mit  dem  ganzen  Wohlklang  der  ihm  eigenen  Stimme  in  Kürze  und 
mit  Nachdruck  ihnen  seine  Notlage  zu  schildern  begann,  da  war  der 
Eindruck  überwältigend.  Jedem  ist  diese  Stunde  unvergeßlich  ge- 
blieben. Den  Wortlaut  der  Rede  hätte  niemand  festzuhalten  ver- 
mocht."   So  geschehen  am  Vorabend  der  Schlacht  von  Leuthen. 

„Ich  bin  in  keiner  Weise  für  eine  absolutistische  Regierung,  ich 
halte  eine  richtig  geübte,  parlamentarische  Mitwirkung  für  ebenso 
notwendig  und  nützlich,  wie  ich  eine  parlamentarische  Herrschaft 
für  schädlich  und  unmöglich  halte.  Das  Parlament  soll  Uebel  ver- 
hindern können;  es  soll  den  Gefahren,  die  bei  einer  monarchischen 
Regierung  und  bei  jeder  Regierung  mit  Verschwendung,  mit  büro- 
kratischer Beschränktheit  und  Auffassung  vom  grünen  Tisch,  mit 
Protektionswesen,  männlichem  und  weiblichem,  verbunden  sein 
können  —  denen  soll  es  sein  Veto  entgegensetzen  können . .  Ich 
weiß  auch  nicht,  was  man  an  die  Stelle  eines  Parlamentes  setzen 
würde,  um  den  Gefahren,  mit  denen  eine  unparlamentarische,  eine 
Regierung  ohne  Oeffentlichkeit,  ohne  Pressfreiheit  verbunden  wäre, 
vorzubeugen.  Ich  meine  das  vollständig  ernsthaft."  So  hat  sich 
Bismarck  in  seiner  Reichstagsrede  vom  15.  März  1884  über  das  Par- 
lament ausgesprochen.  Daß  er  kein  Freund  des  Parlamentarismus 
gewesen  ist,  also  der  Herrschaft  des  Parlamentes,  ist  nichts  Neues. 
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Wenn  wir  die  Barockzeit,  in  der  die  deutschen  Völker  unter  einem 
absoluten  Könige  lebten  und  selbst  die  Macht  der  alten  Stände  ge- 
brochen war,  die  gute,  alte  nennen,  so  hat  das  dennoch  seinen  guten 
Sinn.  Der  König,  der  seine  Gewalt  seiner  Geburt  verdankte,  war  von 
Gottes  Gnaden.  Ihn  umgab  der  Nimbus  der  Legitimität,  Krone  und 
Szepter  waren  seine  strahlenden  Attribute.  Die  Person  des  Königs 
war  unverletzlich  und  heilig,  sein  Titel  Majestät.  Der  König 
war  nicht  nur  der  Souverän  des  Landes,  sondern  auch  „mein  Souve- 
rän und  König".  Wie  kein  anderer  besaß  er  den  Zauber,  den  hohe 
Geburt  verleiht.  Seine  Ahnen  hatten  schon  vor  Hunderten  von 
Jahren  die  Krone  getragen,  der  Staat  war  das  Werk  ihrer  Hände.  Wer 
reflektierte  noch  darüber,  wer  ihnen  Krone  und  Szepter  verliehen 
hatte?  Der  Ruhm,  aus  der  kleinen  und  armen  Mark  Brandenburg 
den  glorreichen  preußischen  Staat  geschaffen  zu  haben,  wem  ge- 
bührt er?  „Die  Geschichte  Preußens  ist  die  Geschichte  des  Hauses 
Hohenzollern."  Wilhelm  IL  darf  den  Großen  Kurfürsten  und  Fried- 
rich den  Großen  seine  Ahnherren  nennen.  Auf  seiner  Ahnentafel 
glänzen  neben  diesen  die  Namen:  Hugo  Capet,  Wilhelm  der  Eroberer, 
Friedrich  Barbarossa,  Alfred  der  Große  und  Karl  der  Große.  Die 
Erhaltung  der  Dynastie  ist  immer  und  überall  das  höchste  Ziel  der 
Könige  gewesen.  Deshalb  mußten  sie,  wenn  sie  ihr  Handwerk  ver- 
standen, danach  trachten,  die  Liebe  ihrer  Untertanen  durch  eine  weise 
und  volkstümliche  Regierung  zu  gewinnen. 

Nicht  Roß  noch  Reisige  sichern  die  steilen  Höhn, 

Wo  Fürsten  stehn; 
Liebe  des  Vaterlands,  Liebe  des  freien  Manns 

Gründen  den  Herrscherthron,  wie  Fels  im  Meer! 

Das  Band  der  Ehrfurcht  und  Liebe  verknüpfte  Herrscher  und  Unter- 
tan. Die  Königstreue,  die  auch  im  Unglück  standhält,  ist  einer  der 
rührendsten  Züge  der  alten  Zeit  gewesen,  Millionen  Herzen  hat  sie 
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erwärmt  und  beglückt.  Noch  unter  dem  letzten  deutschen  Kaiser, 
als  bereits  ein  modernes  Geschlecht  heranreifte,  hat  ein  so  hervor- 
ragender und  liberaler  Mann  wie  der  große  Jurist  Karl  Binding,  als 
er  von  Leipzig  Abschied  nahm,  das  Bekenntnis  abgelegt,  „Kaiser  und 
Reich  gehören  zu  dem  schönsten,  was  mir  das  Leben  geboten  hat." 
Von  Gustav  Freytag,  einem  der  ersten  Führer  des  liberalen  Deutsch- 
land, ist  uns  eine  ähnliche  Aeußerung  überliefert. 

Als  sich  Wilhelm  I.  hochbetagt  zu  seinen  Vätern  versammelt 
hatte,  trauerte  das  deutsche  Volk,  als  wenn  es  seinen  Vater  verloren 
hätte;  einer  der  tiefsten  Eindrücke,  die  wir  in  unserer  Jugend  empfan- 
gen haben.  „Ich  bin  Sonnabend  früh  von  der  Beisetzung  aus  Berlin 
zurückgekehrt,  ich  habe  ein  ganzes  Volk  in  tiefster  Trauer  um  seinen 
König  und  Kaiser  gesehen.  Es  war  nichts  gemachtes;  es  war  alles 
echt.  Habe  ich  auch  nicht  überall  unter  die  tiefen  demonstrativen 
Schleier  der  Hofkreise  schauen  können,  die  Leute  des  Volkes,  die 
einfachen  Frauen  der  Armut,  die  weinend  bei  winterlicher  Kälte  sich 
und  ihr  Kind  in  ein  schwarzes  Tuch  geschlungen  harten,  die  täusch- 
ten nicht.  Nicht  Frost  und  Winter  ließ  sie  weichen  von  ihren  Plätzen, 
von  denen  aus  sie  nochmals  ihren  Herrn  grüßen  wollten."  So  lesen 
wir  in  einer  Schilderung,  die  ein  Augenzeuge  von  der  Begräbnisfeier 
in  Berlin  entworfen  hat.  Auch  als  Kaiser  Friedrich,  der  Dulder,  die 
Augen  schloß,  war  die  Trauer  des  deutschen  Volkes  allgemein  und 
tief.  Das  Königtum  trug  eben  einen  patriarchalischen  Charakter, 
sein  Joch  war  sanft,  und  seine  Last  war  leicht.  Wenigstens  empfan- 
den es  so  die  meisten  Volksgenossen. 

In  den  Zeiten  des  Absolutismus  entbehrten  die  Völker  ja  auch 
noch  der  Bildung,  die  nun  einmal  die  Voraussetzung  der  Freiheit  ist. 
Als  Jünglinge  haben  wir  uns  für  den  Grafen  Strafford  begeistert,  der 
sein  Leben  auf  dem  Schafott  endete,  wie  sein  Herr  und  König  nach 
ihm,  weil  er  das  persönliche  Regiment  Karls  I.  von  England  gegen 
den  Parlamentarismus  verteidigt  hatte.  Dadurch  überwand  ja  auch 
Bismarck  die  Mutlosigkeit  des  Königs  in  der  Konfliktszeit,  daß  er  ihn 
auf  die  vornehme  historische  Rolle  hinwies,  die  Karl  I.  von  England 
und  Strafford  gespielt  hatten.  „Können  wir  anständiger  umkommen, 
ich  selbst  im  Kampfe  für  die  Sache  meines  Königs  und  Ew.  Majestät, 
indem  Sie  Ihre  königlichen  Rechte  von  Gottes  Gnaden  mit  dem  eigenen 
Blute  besiegeln?  Ob  auf  dem  Schafott  oder  auf  dem  Schlachtfeld, 
ändert  nichts  an  dem  rühmlichen  Einsetzen  von  Leib  und  Leben  für 
die  von  Gottes  Gnaden  verliehenen  Rechte."  Aber  uns  Jünglingen 
dämmerte,  wenn  wir  das  lasen,  doch  schon  die  Erkenntnis,  daß  John 
Hampden  ebenfalls  eine  vornehme  historische  Erscheinung  ist,  weil 
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er  für  sein  Recht  im  Kampfe  mit  der  Krone  Freiheit  und  Leben  aufs 
Spiel  setzte. 

Treitschke  hat  einmal  so  richtig  bemerkt,  daß  ohne  Begeisterung 
und  Leidenschaft  kein  Reich  bestehen  könne.  Auch  die  absolute 
Monarchie  entbehrte  des  Pathos  nicht.  Die  Liebe  zum  König  war  es, 
die  den  Liebenden  ebenso  beglückte  wie  den  Geliebten.  In  diesem 
Sinne  war  selbst  das  absolute  Königtum,  obgleich  es  die  Freiheit 
unterdrückte,  eine  sittliche  Staatsform.  Aber  wie  sehr  irrt  Spengler, 
wenn  er  den  Barockstaat  einen  Gipfel  nennt. 

„In  einer  absoluten  Monarchie  .  .  .  hat  an  der  Verantwortlichkeit 
für  die  Politik  außer  dem  Souverän  niemand  einen  genau  nachweis- 
lichen Anteil;  faßt  oder  genehmigt  dieser  verhängnisvolle  Schlüsse, 
so  kann  niemand  beurteilen,  ob  sie  das  Ergebnis  eigenen  moralischen 
Willens  oder  des  Einflusses  sind,  den  die  verschiedenartigsten  Per- 
sönlichkeiten männlichen  und  weiblichen  Geschlechts,  Adjutanten, 
Höflinge  und  politische  Intriganten,  Schmeichler,  Schwätzer  und 
Ohrenbläser  auf  den  Monarchen  ausgeübt  haben.  Die  allerhöchste 
Unterschrift  deckt  schließlich  alles;  wie  sie  erreicht  worden  ist,  er- 
fährt kein  Mensch."  Ein  Blick  auf  die  Gründe  des  Zusammenbruchs 
des  preußischen  Staates  nach  der  Schlacht  von  Jena  hatte  Bismarck 
zu  dieser  Betrachtung  Veranlassung  gegeben. 

Wer  das  Buch  des  ehemaligen  französischen  Botschafters  in 
Petersburg  Maurice  Paleologue  „Am  Zarenhof"  gelesen  hat,  wird 
nicht  mehr  daran  zweifeln,  daß  es  der  Absolutismus  gewesen  ist,  der 
Rußland  zugrunde  gerichtet  hat.  Der  Zar  Nikolaus  IL  stand  völlig 
unter  dem  Einfluß  der  Kaiserin.  „Und  ich  denke  mit  Schrecken  an 
den  allmächtigen  Einfluß,  den  diese  arme  Neurotikerin  auf  die  Füh- 
rung des  Staates  ausübt!"  Die  Kaiserin  aber  war  Wachs  in  den  Händen 
Rasputins,  jenes  entsetzlichen  Menschen,  den  sie  für  den  „Mann 
Gottes"  hielt.  Es  soll  vorgekommen  sein,  daß  sie  vor  ihm  auf  die 
Knie  gefallen  ist  und  ihm  die  schmutzigen  Hände  geküßt  hat.  Auch 
auf  den  Kaiser  hatte  der  „Staretz"  eine  suggestive  Macht.  Der  „Ras- 
putinismus" hat  das  russische  Kaisertum  bei  der  Masse  des  russi- 
schen Volkes  in  Verruf  gebracht  und  den  Anstoß  zur  Revolution  ge- 
geben. Das  ist  nicht  nur  das  Urteil  Paleologues,  sondern  auch  der 
russischen  Gesellschaft.  Es  ist  beinahe  erschütternd  zu  lesen,  wie 
einer  nach  dem  andern  dem  Vertreter  des  verbündeten  Frankreich 
sein  Herz  ausschüttet  und  mit  der  Versicherung  schließt:  „Es  gibt 
kein  Mittel,  dem  Kaiser  und  der  Kaiserin  die  Augen  zu  öffnen."  „Und 
die  Kaiserinmutter?"  „Ich  habe  neulich  mit  Maria  Feodorowna  zwei 
Stunden  zugebracht.   Wir  haben  nichts  anderes  tun  können  als  zu- 

116 


sammen  zu  jammern."  Es  war  die  Großfürstin  Maria  Pawlowna,  die 
dem  Botschafter  dieses  Geständnis  ablegte.  Die  grausamste  Geisel 
der  russischen  Despotie  ist  die  politische  Geheimpolizei,  die  Okhrana 
gewesen,  vor  der  kein  Mensch  sicher  war,  nicht  einmal  ein  Minister. 
Sie  soll  sogar  Bauernunruhen  angezettelt  haben,  um  liberale  Re- 
formen zu  hintertreiben.  Das  Beamtentum  war  —  wie  es  scheint  eine 
unzertrennliche  Begleiterscheinung  des  Absolutismus  —  unfähig  und 
bestechlich.  Der  Mujik  sagte:  „Der  Zar  ist  gut;  seine  Diener  sind 
schlecht".  Oder:  „Der  Zar  sagt  ja;  aber  sein  kleines  Hündchen 
bellt  nein". 

Aber  es  denkt  doch  kein  vernünftiger  Mensch  mehr  an  die  Rück- 
kehr zum  Absolutismus?  Einen  gekrönten  Despoten  will  im  zwan- 
zigsten Jahrhundert  allerdings  niemand  mehr  haben.  Um  so  stärker 
und  allgemeiner  ist  aber  die  Sehnsucht  nach  dem  ungekrönten  Des- 
poten, dem  starken  Manne.  In  Italien  sehen  wir  Mussolini  auf 
der  Höhe  seiner  Macht  angelangt;  in  Spanien  übt  der  General  Primo 
de  Rivera  immer  noch  die  Militärdiktatur  aus;  in  Griechenland  hat 
sich  ebenfalls  ein  General  zum  Diktator  aufgeschwungen;  in  Frank- 
reich, in  Rumänien,  in  Ungarn,  in  Belgien  regt  sich  der  Fascismus. 
Wo  regt  er  sich  eigentlich  nicht?  Millionen  deutscher  Männer,  die  sich 
in  vaterländischen  Verbänden  zusammengetan  haben,  rufen  nach 
dem  „Führer".    Hat  denn  die  Welt  den  Verstand  verloren? 

Die  Gewalt,  über  die  der  absolute  König  verfügte,  war  zwar  auch 
formlos,  aber  der  Träger  dieser  Gewalt  war  in  höchster  Form.  Der 
starke  Mann  aber  verletzt  durch  seinen  Mangel  an  Form.  Das  Prinzip 
des  Königtums  ist  die  Liebe,  während  das  Prinzip  der  Despotie 
die  Furcht  ist,  wie  Montesquieu  gesagt  hat.  Ein  Truppenbefehls- 
haber reißt  aus  Ehrgeiz,  oder  um  die  Welt  nach  seinem  Kopf  zu 
gestalten, .  die  Zügel  der  Herrschaft  an  sich.  Er  jagt  das  Parlament 
auseinander  und  hebt  die  Verfassung  mit  einem  Federstrich  auf, 
oder  er  ermordet  den  König  und  wirft  sich  selbst  zum  Herrscher  auf, 
wie  Bessus,  der  Satrap  des  Cyrus.  „Der  Knecht  hat  erstochen  den 
edlen  Herrn,  er  wäre  selber  ein  Ritter  gern."  Der  Diktator  schwingt 
statt  des  Szepters  den  Säbel,  „seine  Untertanen  betrachtet  er  als 
seine  Besiegten".  (Wilhelm  Röscher.)  Er  ist  Selfmademan  größten 
Stils,  ein  Despot,  ein  Tyrann,  ein  illegitimer  König.  Die  Gesetzestafeln 
tritt  er  mit  Füßen,  er  ist  „mala  fide".  Wie  er  mit  Gewalt  empor- 
gekommen ist,  so  muß  er  fürchten,  durch  Gewalt  umzukommen.  Ein 
Attentatsversuch  folgt  dem  anderen.  Die  Gegenrevolution  liegt  in  der 
Luft,  alle  Zustände  sind  unsicher,  das  Gold  wird  versteckt  oder 
flüchtet  ins  Ausland.    Da  man  sich  auf  Bajonette  bekanntlich  nicht 
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setzen   kann,   hascht   der   Usurpator   nach  Popularität.    Zu   diesem 
Zwecke  bedient  er  sich  aller  nur  erdenklichen  demagogischen  Künste, 
wodurch  er  seine  Untertanen  korrumpiert.    „Die  verschiedenartigsten 
Persönlichkeiten  männlichen  und  weiblichen  Geschlechts,  Adjutanten, 
Höflinge,  Schmeichler,  Schwätzer  und  Ohrenbläser",  sind  auch  seine 
unverantwortlichen  Ratgeber.    Alles,  was  der  Usurpator  tut,  ist  un- 
recht,   wodurch    das    Rechtsbewußtsein    des    Volkes    aufs    tiefste 
erschüttert  werden  muß.    Der  Richter  soll  im  Namen  eines  Mannes 
Recht  sprechen,  der  selbst  das  Recht  freventlich  gebrochen  hat.    Der 
Diktator  ist  die  Karikatur  des  absoluten  Königs,  ein  Selbstherrscher 
ohne  Gnade;  die  Diktatur    die  roheste  Form  des  Absolutismus,  un- 
sittlich durch  und  durch.    Napoleon  III.  bekennt  in  seinem  „Leben 
Cäsars":  „die  schwerste  Aufgabe  einer  durch  Gewalt  entstandenen 
Regierung  sei,  die  ehrlichen  Männer  zu  versöhnen".    Mussolini  wird 
ihm  das  nachfühlen  können.    Und  Cäsar  selbst  hat  gesagt  und  zwar 
im  Hinblick   auf   die  Germanen,    daß    alle  Menschen   nach   Freiheit 
streben  und  den  Zustand  der  Knechtschaft  hassen.    Die  Diktatur  ist 
also  eine  Regierungsweise,  die  niemandem  mehr  verhaßt  sein  muß, 
als  dem  monarchisch  empfindenden  Menschen.    Gegen  den  Diktator 
muß  jedes  gekrönte  Haupt    einen    instinktiven  Widerwillen    hegen: 
Ludendorff  und  Rupprecht  von  Bayern.   Wenn  die  deutschnationale 
Partei  monarchisch  wäre,  könnte  sie  nicht  mit  dem  „Stahlhelm",  der 
die  Diktatur  will,  Hand  in  Hand  gehen.    Keine  Staatsform  hat  an 
wohlerworbenen  Rechten  mehr  zu  verlieren  als  die  Monarchie.    Von 
ihr  führt  kein  Weg  zur   Herrschaft   des   starken   Mannes,   sondern 
nur  die  Gewalt. 

Die  Zeiten  der  politischen  Umwälzungen  sind  den  starken 
Männern  günstig.  Wenn  die  öffentliche  Sicherheit  und  Ordnung  nicht 
aufs  ärgste  bedroht  gewesen  wären,  wären  weder  Cäsar  noch  Napo- 
leon I.  zur  Herrschaft  gelangt  und  wenn  sich  in  Italien  nach  dem 
Kriege  nicht  der  Bolschewismus  erhoben  hätte,  säße  Mussolini  heute 
nicht  im  Palazzo  Chigi.  „Wundere  sich  deshalb  niemand  darüber", 
so  lesen  wir  in  Wilhelm  Roschers  „Politik",  „daß  jede  ausgeartete 
Demokratie  durch  eine  Militärtyrannis  pflegt  beschlossen  zu  werden. 
Wenn  die  Parteikämpfe  der  Demagogen  untereinander,  der  wechsel- 
seitige Haß  der  Armen  und  Reichen,  die  despotischen  Launen  einer 
zügellosen  Menge  gar  nicht  mehr  erträglich  sind,  wenn  sich  fast  kein 
Gebildeter  mehr  seiner  eigenen  Freiheit  gewachsen  fühlt:  da  sehnen 
sich  die  meisten  am  Ende  nach  Ruhe  um  jeden  Preis.  Muß  die  ganze 
extreme  Demokratie  als  eine  Art  von  Anarchie  gelten,  ein  Krieg  Aller 
gegen  Alle,  so  ist  es  sehr  begreiflich,  daß  zuletzt  der  Stärkste,  d.h. 
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der  Befehlshaber  der  bewaffneten  Macht,  die  inmitten  der  allgemeinen 
Auflösung  und  Schwäche  allein  noch  kompakt  im  Staat  bleibt,  das 
wilde  Kampfgetümmel  beruhigt  —  auf  dem  Friedhof  der  allgemeinen 
Knechtschaft.  Wenn  in  solcher  Zeit  gerade  die  Besten  sich  vom 
Staatsdienste  zurückziehen,  dann  ist  ein  Hauptbeförderungsmittel  des 
Cäsarismus  der  Gedanke,  daß  man  sich  doch  lieber  von  einem 
Löwen,  als  von  zehn  Wölfen,  oder  von  hundert  Schakalen,  oder  gar 
von  tausend  Ratten  Person  und  Habe  will  aufzehren  lassen".  „Von 
denen,  welche  ihn  am  meisten  gefürchtet  hatten,  wird  er  (der  Cäsar) 
am  meisten  geliebt  werden." 

Ob  in  Deutschland  heute  derartige  Zustände  herrschen,  wie  sie 
Wilhelm  Röscher  als  die  Voraussetzung  zur  Diktatur  bezeichnet,  diese 
Frage  kann  sich  jeder,  der  offene  Augen  und  einen  gesunden  Men- 
schenverstand besitzt,  selbst  beantworten.  Wenn  der  Löwe  selbst 
erklärt,  daß  es  für  das  Land  das  Beste  sei,  von  ihm  verschlungen  zu 
werden,  darf  man  ihm  das  nicht- aufs  Wort  glauben. 

Wir  wollen  aus  der  Geschichte  lernen,  was  eine  Diktatur  zu  be- 
deuten hat,  welche  Leiden  oder  Freuden  den  Menschen  beschieden 
sind,  denen  das  Schicksal  bestimmt  hat,  ihr  Leben  unter  der  Herr- 
schaft eines  starken  Mannes  zu  verbringen;  oder  wenigstens  einen 
Teil  ihres  Lebens;  denn  strenge  Herren  regieren  bekanntlich  nicht 
lange.  Ob  die  großen  Usurpatoren,  von  denen  die  Geschichte  zu  be- 
richten weiß:  Cäsar,  Cromwell,  die  beiden  Napoleons,  Lenin,  unter 
dem  Gesichtspunkte  der  Ewigkeit  betrachtet  ein  Segen  oder  ein  Fluch 
für  die  Staaten  gewesen  sind,  in  deren  Räderwerk  sie  mit  gewaltsamer 
Hand  eingegriffen  haben,  ist  eine  Frage,  die  wir  nicht  aufwerfen  wollen, 
wenn  sich  die  Antwort  nicht  von  selbst  ergibt.  Wer  die  Macht  anbetet, 
wird  die  Franzosen  glücklich  preisen,  daß  ihnen  Napoleon  I.  nach  dem 
Zeugnisse  seines  Polizeiministers  Fouche'  die  Ruhmsucht  eingeimpft 
hat.  Wer  den  Frieden  über  alles  schätzt,  schlägt  drei  Kreuze,  wenn 
er  das  Bild  des  großen  Korsen  erblickt.  Die  Kommunisten  verehren 
Lenin  wie  ihren  Heiland.  Die  alte  russische  Gesellschaft  verabscheut 
ihn  wie  einen  Teufel.  Wer  wollte  sich  auch  vermessen  zu  sagen,  was 
aus  dem  Römischen  Reiche,  aus  England,  aus  Frankreich  und  aus 
Rußland  geworden  wäre,  wenn  die  starken  Männer  den  Dingen  ihren 
Lauf  gelassen  hätten?  Das  ist  ja  das  unergründliche  Geheimnis  des 
menschlichen  Lebens:  wie  sich  die  Zukunft  gestaltet  haben  würde, 
wenn  das  eine  oder  das  andere  Ereignis  nicht  eingetreten  wäre, 
wenn  wir  anders  und  nicht  so  gehandelt  hätten,  vermag  niemand  zu 
sagen.  Wie  würde  die  Welt  aussehen,  wenn  Cäsar  den  Rubikon 
nicht  überschritten  oder  wenn  er  sich  nicht  am  15.  März  44  v.  Chr. 
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in  den  Senat  begeben  hätte?  So  wollen  wir  uns  bescheiden  und 
unsere  Aufmerksamkeit  den  Berichten  zuwenden,  die  uns  Zeit- 
genossen oder  zuverlässige  Geschichtschreiber  über  die  Zustände 
erstattet  haben,  die  unter  den  berühmten  Diktatoren  geherrscht 
haben;  um  aus  ihnen  zu  lernen,  welches  Schicksal  uns  selbst  zuteil 
werden  würde,  wenn  es  auch  bei  uns  einem  ehrgeizigen  Manne  ge- 
länge, sich  zum  Selbstherrscher  aufzuwerfen. 

Die  Geschichte  ist  freilich  eine  schlechte  Lehrmeisterin  oder, 
richtiger  gesagt,  die  Völker  sind  schlechte  Schüler.  Deshalb  trifft 
es  sich  gut,  daß  wir,  um  die  Diktatur  zu  studieren,  nicht  bloß  auf  den 
Geschichtsunterricht  angewiesen  sind.  Vor  unseren  Augen  macht 
Italien  das  Experiment  Mussolini.  Wenn  wir  wissen  wollen,  was  eine 
Diktatur  ist,  so  brauchen  wir  bloß  einen  Blick  über  die  Berge  zu 
werfen,  wo  soeben  der  fascistische  Staat  seine  Vollendung  erfahren 
hat.  In  der  Diktatur  des  Proletariats  in  Rußland  steht  uns  noch  ein 
anderes  Beispiel  zur  Verfügung,  das  wir  mit  Äugen  sehen  und  mit 
Händen  greifen  können.  Was  uns  droht,  ist  aber  nicht  die  Diktatur 
von  200  000  Kommunisten,  sondern  von  500  000  Fascisten. 
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CÄSAR 

Rom  war  durch  einen  vierzigjährigen  Bürgerkrieg  in  seinen 
Grundfesten  erschüttert,  als  Cäsar  im  Jahre  48  nach  seinem  Siege  bei 
Pharsalus  die  Diktatur  auf  Lebenszeit  übernahm.  Es  hatte  sich 
herausgestellt,  daß  weder  der  Senat  noch  die  VolksYersammlung 
noch  beide  zusammen  die  Fähigkeit  besaßen,  die  öffentliche  Ordnung 
aufrecht  zu  erhalten,  geschweige  das  Römische  Reich  zu  regieren. 
Auf  der  via  appia  hatten  sich  eben  erst  die  Banden  des  Clodius  und 
des  Milo  eine  Schlacht  geliefert,  in  der  Clodius  getötet  worden  war. 
Trotzdem  kann  man  nicht  sagen,  daß  Cäsar  die  Zügel  der  Regierung 
ergriffen  hat,  um  den  Staat  vor  dem  Untergang  zu  retten.  „Cäsar 
hatte  durch  seine  Schilderhebung  vor  allem  sich  selbst  zu  schützen 
gesucht",  stellt  Ranke  fest.  Aber  er  hat  trotzdem  den  Staat  gerettet, 
indem  er  an  der  Stelle  der  Demokratie  und  der  Oligarchie  seine 
Militärmonarchie  errichtete.  „Diese  Militärmonarchie  hat  für  lange 
Zeit  Italien  Ruhe,  den  Provinzen  Frieden,  dem  Reiche  Wohlfahrt 
gewährt  und  damit  ihre  politische  Zweckmäßigkeit  vollauf  bewiesen", 
so  schreibt  Mathias  Geizer,  der  neueste  Biograph  Cäsars.  (Die  Bio- 
graphie von  Brandes  konnte  noch  nicht  benutzt  werden.) 

Vier  Jahre  nach  der  Uebernahme  der  Herrschaft  wurde  der  große 
Cäsar  von  edelgeborenen  Römern  ermordet,  die  die  Freiheit  mehr 
liebten  als  den  Cäsar.  „Selbst  der  große  Demokrat",  so  lesen  wir  bei 
Mommsen,  „vermochte  die  Gewalten,  die  er  entfesselt  hatte,  nur  müh- 
sam und  mangelhaft  wieder  zu  bändigen;  Tausende  von  Schwertern 
flogen  noch  auf  seinen  Wink  aus  der  Scheide,  aber  zurück  in  die 
Scheide  kehrten  sie  schon  nicht  mehr  auf  seinen  Wink.  Das  Ver- 
hängnis ist  mächtiger  als  das  Genie.  Cäsar  wollte  der  Wiederhersteller 
des  bürgerlichen  Gemeinwesens  werden  und  ward  der  Gründer  der 
von  ihm  verabscheuten  Militärmonarchie;  er  stürzte  den  Aristokraten- 
und  Bankierstaat  im  Staate  nur,  um  an  deren  Platz  den  Soldaten- 
staat im  Staate  zu  setzen  und  das  Gemeinwesen  blieb  wie  bisher 
tyrannisiert  und  explodiert  von  einer  privilegierten  Minorität."  Geizer 
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faßt  sein  Urteil  über  Cäsars  Werk  in  den  Worten  zusammen:  „Das  was 
von  Cäsars  Schöpfung  den  Urheber  überdauerte,  trug  auch  weiter  die 
Mängel  von  dessen  Machtpolitik:  aus  der  Revolution  geboren,  hat 
sich  die  römische  Militärmonarchie  nie  eine  anerkannte  Legitimität 
erworben,  jeder  Regierungswechsel  war  eine  Krise  des  Staates,  und 
ebenso  verhängnisvoll  wirkte  die  Entwertung  der  republikanischen 
Organe  Senat  und  Volk.  Wohl  war  es  eine  Verbesserung  gegenüber 
der  Republik,  wenn  eine  solche  absolute  Macht  das  politisch  Not- 
wendige tat.  Aber  der  tatsächliche  Ausschluß  der  Reichsbevölkerung 
(mochte  es  sich  rechtlich  um  Bürger  oder  Untertanen  handeln)  von 
einer  selbständigen  und  verantwortlichen  Teilnahme  an  der  Politik 
legte  einen  großen  Teil  der  Kräfte,  über  welche  der  Reichsorganismus 
verfügt  hatte,  lahm  und  bildete  in  seinen  Folgen  später  eine  Haupt- 
voraussetzung für  den  Zusammenbruch  des  Weltreichs.  Eine  riefer- 
gehende Betrachtung  wird  diese  Schranken  von  Cäsars  Politik  nicht 
übersehen  dürfen,  zumal  sie  in  engster  Verbindung  stehen  mit  der  Ur- 
sache seiner  Katastrophe.  Jedoch  soll  damit  nicht  gesagt  sein,  ob 
eine  andere  mehr  freiheitliche  Entwicklung  damals  noch  im  Bereich 
der  Möglichkeiten  gelegen  hätte,  ob  die  damaligen  Menschen  dazu 
fähig  gewesen  wären." 

Wir  können  der  Versuchung  nicht  widerstehen,  aus  dem  unver- 
welklichen  Ruhmeskranz,  den  Mommsen  seinem  Helden  geflochten 
hat,  wenigstens  das  eine  Blatt  herauszugreifen:  „so  wirkte  und 
schaffte  er,  wie  nie  ein  Sterblicher  vor  und  nach  ihm,  und  als  ein 
Wirkender  und  Schaffender  lebt  er  noch  nach  Jahrtausenden  im  Ge- 
dächtnis der  Nationen,  der  erste  und  auch  der  einzige  Imperator 
Cäsar".  In  diesen  Worten  ist  schon  ausgesprochen,  was  Cäsar  vor 
allen  anderen,  die  die  Diktatur  ergriffen  haben,  ausgezeichnet  hat.  Er 
war  ein  ganz  Großer,  der  seinesgleichen  in  der  Weltgeschichte  nicht 
gehabt  hat. 

Wie  es  unter  der  Herrschaft  Cäsars  in  Rom  aussah,  schildert  nach 
Geizer  der  Konsular  Servius  Sulpicius  Rufus  in  einem  Briefe,  den  er, 
wohl  im  Jahre  47,  an  seinen  Freund  Cicero  geschrieben  hat,  um  ihm 
sein  Beileid  zum  Tode  einer  Tochter  auszusprechen:  „Uns  Römern  ist 
alles  entrissen,  was  dem  Menschen  nicht  minder  lieb  ist  wie  seine 
Kinder:  Vaterland,  Ehre,  Achtung,  alle  Würden;  besser  schmerzlos 
sterben,  als  in  der  Gegenwart  leben.  Die  Söhne  haben  keine  Zukunft 
mehr,  da  sie  das  elterliche  Erbe  nicht  mehr  aus  eigener  Kraft  wahren, 
sich  nicht  mehr  um  die  Aemter  im  Staat  ordnungsmäßig  bewerben 
können.  Wir  sind  in  die  Schicksalslage  versetzt,  den  Umständen 
dienen  zu  müssen.    Deshalb  darfst  auch  Du,  Cicero,  nicht  den  An- 
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schein  erwecken,  als  betrauertest  Du  das  Geschick  des  Staates  mehr 
als  den  Tod  der  Tochter."  Geizer  fügt  hinzu,  „fehlte  so  bei  den  Haupt- 
anhängern jegliches  Ehrfurchtsgefühl  gegenüber  dem  einzigartigen 
Geniephänomen,  so  fand  Cäsar  erst  recht  keine  Anerkennung  bei  der 
früheren  Gegenpartei.  Durch  Ciceros  Korrespondenz  wissen  wir 
ganz  gut,  wie  man  in  diesen  Kreisen  sprach,  wenn  man  unter  sich 
war.  Sie  nahmen  wohl  die  Begnadigung  an,  schickten  sich  äußerlich 
in  den  neuen  Zustand,  aber  innerlich  lehnten  sie  ihn  durchaus  ab. 
Sie  lebten  in  einer  elenden  Zeit,  waren  Knechte,  hatten  keinen  Staat, 
keine  Gerichtshöfe,  keine  Kurie  mehr". 

Julius  Cäsar  hat  die  Reihe  der  Cäsaren  eröffnet.  Von  seinen 
Nachfolgern  aus  dem  Julisch-Claudischen  Herrscherhaus  sind  min- 
destens drei,  nämlich  Tiberius,  Caligula  und  Nero  dem  Cäsarenwahn- 
sinn verfallen.  Unter  Tiberius  ist  ein  Geschichtsschreiber  zum  Tode 
verurteilt  und  hingerichtet  worden  lediglich,  weil  er  von  Brutus  und 
Cassius  mit  Ehrerbietung  gesprochen  und  Cassius  den  letzten  Römer 
genannt  hatte.  Ein  Majestätsprozeß  folgte  dem  andern.  „Mit  der  Ge- 
hässigkeit der  Repression  verband  sich  das  Unwesen  der  Delatoren. 
Die,  welche  anklagten,  erhielten  als  Belohnung  einen  Anteil  an  den 
konfiszierten  Gütern  der  Verurteilten,  die  durch  die  einheitliche  Macht 
herbeigeführte  Sicherheit  wurde  durch  die  erschreckende  Unsicher- 
heit einzelner,  die  sich  mißfällig  erwiesen,  durchbrochen.  Das  Ge- 
heimnis des  Privatlebens  wurde  in  die  Oeffentlichkeit  gezogen,  Skla- 
ven verrieten  ihre  Herren".  (Ranke.) 

In  den  oberen  Schichten  der  römischen  Gesellschaft  grassierte 
der  Selbstmord,  den  Wilhelm  Röscher  geradezu  zu  den  Eigentümlich- 
keiten des  Cäsarismus  rechnet.  („Politik"  von  Wilhelm  Röscher.)  Die 
schreckliche  Unsicherheit  der  Zeit  besser  zu  ertragen,  war  das  Be- 
dürfnis, in  dem  der  Stoizismus  eines  Seneca  wurzelte.  Als  eine 
besondere  Gunst  des  ewigen  Gesetzes  bezeichnet  es  dieser  Schrift- 
steller, daß  wir  nur  einen  Weg  des  Eintritts  zum  Leben,  aber  viele 
des  Austritts  haben.  „Wohin  du  blickst  findest  du  das  Ende  deiner 
Leiden.  Siehst  du  jenen  Abgrund?  Dort  steigt  man  hinunter  zur 
Freiheit.  Siehst  du  jenes  Meer,  jenen  Fluß,  jenen  Brunnen?  Auf  ihrem 
Grunde  sitzt  die  Freiheit.  Siehst  du  jenen  kleinen,  unglücklichen, 
vertrockneten  Baum?  An  ihm  hängt  die  Freiheit."  Im  Jahre 
65  n.  Chr.  wurde  dieser  Verteidiger  des  Selbstmordes  und  der 
Freiheit  selbst  von  dem  Herrscher  gezwungen,  sich  das  Leben 
zu  nehmen. 

Von  den  drei  Flaviern  wird  Domitian  (81 — 96)  als  ein  habsüchtiger 
und  grausamer  Despot  geschildert,  er  wurde  in  seinem  Palast  er- 
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mordet.  Nun  folgte  „die  verhältnismäßig  glückliche  Zeit  unter  den 
guten  Kaisern  von  Nerva  bis  M.  Äurel,  mit  ihrem  scheinbaren  Gleich- 
gewichte zwischen  Zivil  und  Militär".  Sie  hat  aber  nur  84  Jahre  lang 
gedauert.  Die  eigentliche,  volle  Soldatenherrschaft  beginnt  mit 
Severus,  von  dem  Gibbon  urteilt,  „daß  die  Nachwelt,  anders  wie  die 
ruhebedürftigen  und  knechtischen  Zeitgenossen,  ihn  als  den  Haupt- 
urheber vom  Sinken  des  Römischen  Reiches  betrachten  müsse.  Seit 
Severus  wird  die  große  Mehrzahl  der  Imperatoren  durch  Soldaten- 
aufstände  wieder  gestürzt  und  ermordet".  Nach  Roschers  Fest- 
stellung ist  unter  allen  Kaisern,  die  von  Severus  bis  Diokletian  (284) 
regiert  haben,  nur  ein  einziger,  nämlich  Severus  selbst,  in  seinem 
Bette  gestorben. 

Die  Christenheit  hat  noch  einen  besonderen  Grund,  ein  Regierungs- 
system zu  verabscheuen,  das  den  Mangel  der  Legitimität  dadurch 
zu  ersetzen  versuchte,  daß  es  den  Machthaber  zu  einem  Gotte  erhob. 
Die  Christen  wurden  als  Hochverräter  verfolgt  und  getötet,  weil  sie 
sich  weigerten,  vor  dem  Bildnis  des  Kaisers  zu  opfern. 

Das  römische  Kaisertum  hat  seinen  usurpatorischen  Charakter  nie 
verleugnen  können  und  die  Macht  und  der  Glanz  des  Weltreiches 
haben  nicht  vermocht,  seinen  Bewohnern  für  die  Entbehrungen, 
Demütigungen  und  Leiden,  die  ihnen  die  Knechtschaft  auferlegte,  einen 
genügenden  Ersatz  zu  gewähren;  jedenfalls  nicht  den  oberen  Gesell- 
schaftsklassen. 

„Man  darf  das  römische  Kaisertum  nicht  als  eine  Staatsform  an- 
sehen," so  urteilt  Ranke  über  den  Cäsarismus,  „wie  Monarchie, 
Aristokratie  oder  Demokratie  nach  griechischem  Begriff;  es  ist  eine 
weder  einer  früheren  noch  einer  späteren  gleichartige  Institution:  wie 
der  Name  (Cäsar),  so  die  Sache.  Das  Wort  schon  ist  der  Ausdruck, 
der  durch  Kriege  errungenen  und  durch  die  Gewalt  des  Schwertes  be- 
gründeten höchsten  Macht,  von  der  niemand  leugnen  kann,  daß  sie 
für  die  Erhaltung  des  öffentlichen  Friedens  unentbehrlich  war,  die 
aber  . . .  nicht  für  alle  Zukunft  bestehen  konnte". 
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OLIVER  CROMWELL 

Oliver  Cromwcll  war  ein  echter  Held.  Er  hatte  sich  an  die  Spitze 
der  Rundköpfe  gestellt,  um  die  Rechte  des  Parlaments  zu  verteidigen. 
Vier  Jahre  tobte  der  Bürgerkrieg.  Am  30.  Juli  1649  bestieg  König 
Karl  I.  das  Schafott.  In  Cromwells  Plan  hatte  der  Sturz  der 
Monarchie  nicht  gelegen.  Das  Motiv  seines  Handelns  war  ein 
religiöses  gewesen,  die  Gefahr  zu  bannen,  die  dem  Puritanismus 
durch  die  Hochkirche  drohte. 

Nach  der  Hinrichtung  des  Königs  ging  die  souveräne  Gewalt  auf 
das  Rumpfparlament  von  selbst  über.  Das  Königreich  wurde  zur 
Republik  erklärt.  Als  dann  das  Rumpfparlament  mit  dem  Heere  in 
Konflikt  geriet,  löste  Cromwell,  der  das  Heer  befehligte,  das  Parlament 
auf.  Erst  nachdem  alle  Versuche,  die  Einigkeit  zwischen  Parlament 
und  Heer  wieder  herzustellen,  gescheitert  waren,  errichtete  er  im 
März  1655  die  Militärdiktatur.  Bereits  im  Jahre  1653  hatte  er  den  Titel 
Lordprotektor  angenommen. 

Tiefere  Spuren  als  Cromwell  hat  kaum  ein  anderer  Herrscher  in 
der  Geschichte  Englands  hinterlassen.  „Er  weckte  den  britischen 
Löwen  aus  dem  Schlummer,  er  lehrte  ihn  brüllen."  Cromwell  hat  den 
Grundstein  der  imperialistischen  Gedankenwelt  Englands  gelegt,  die 
uns  Deutschen  wegen  ihres  puritanischen  Einschlages  so  schwer  ver- 
ständlich ist.  Es  hat  auch  kein  englischer  Herrscher  mehr  für  die 
Flotte  getan,  als  der  Lordprotektor.  Ihm  verdankt  Großbritannien  die 
Erwerbung  Jamaikas,  der  „Perle  der  Antillen". 

Am  3.  September  1658,  seinem  59.  Geburtstage,  dem  Tag  seiner 
Siege  über  Dunbar  und  Worcester,  fühlte  Oliver  Cromwell  in  ge- 
brochener Gesundheit  sein  Ende  herannahen.  „Ich  wäre  willens 
weiterzuleben,  um  Gott  und  meinem  Volk  zu  dienen,  doch  mein  Werk 
ist  getan."  „Der  gewaltigste  Vertreter  des  streitbaren  Calvinismus, 
den  die  Geschichte  kennt,  ging  mit  ihm  dahin."  (Salomon,  englische 
Geschichte.) 

Das    Andenken  Oliver  Cromwells    wird    vom    englischen  Volk 
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heute  noch  hoch  in  Ehren  gehalten.  Wenn  wir  einer  Zeitungsnotiz 
glauben  dürfen,  so  hatte  Ramsay  Macdonald,  der  erste  Premier- 
minister aus  der  Labourpariy,  sein  Arbeitszimmer,  ehe  er  Minister 
wurde,  mit  Bildern  Cromwells  aus  allen  Lebensaltern  geschmückt. 
Und  doch  ist  die  Herrschaft  Cromwells  nur  eine  Episode  in  der  eng- 
lischen Geschichte  geblieben.  Bereits  am  29.  Mai  1660  hielt  wieder 
ein  König  aus  dem  Hause  der  Stuarts  seinen  Einzug  in  London.  Ein 
General  hatte  Karl  II.  zurückgerufen.  Als  der  König  den  Jubel  sah, 
mit  dem  ihn  das  Volk  empfing,  sagte  er:  „Wenn  ich  das  geahnt  hätte, 
wäre  ich  schon  eher  gekommen". 

Oliver  Cromwell  ist  zweifellos  die  edelste  Gestalt  unter  den  großen 
Diktatoren.  Aber  auch  er  muß  sich  nachsagen  lassen,  daß  er  in 
Irland  ein  Blutvergießen  ohnegleichen  anrichtete,  um  den  Herd 
der  royalistischen  Reaktion  zu  ersticken  und  daß  er  nach  der  Er- 
stürmung Droghedas  am  2.  August  1649  trotz  feierlicher  Ver- 
sprechung nicht  nur  die  gesamte  Garnison,  sondern  auch  die  Ein- 
wohnerschaft, darunter  zahlreiche  Frauen  und  Kinder,  erbarmungslos 
hinschlachten  ließ.  Die  Geschichte  bestätigt  also  selbst  an  dem 
Beispiele  des  frömmsten  aller  Herrscher  die  Wahrheit,  daß  sich  ein 
Diktator  nur  durch  das  Schwert  behaupten  kann,  wie  er  ja  auch  durch 
das  Schwert  in  die  Höhe  gekommen  ist.  So  kommt  auch  das  Blut,  das 
Lenin  und  seine  Gesellen  vergossen  haben,  nur  zum  Teil  auf  ihr 
schuldiges  Haupt.  Zum  anderen  Teil  haben  sie  sich  einer  Not- 
wendigkeit fügen  müssen,  der  kein  Diktator  entrinnen  kann. 

Und  wie  waren  die  Zustände  im  Lande  unter  der  Diktatur 
Cromwells  beschaffen?  „Die  Republikaner  fanden  es  unerträglich," 
so  lesen  wir  bei  Leopold  von  Ranke,  „daß  nach  zwölfjährigem 
Kampf  für  Recht  und  Freiheit,  der  das  Land  mit  Blut  getränkt  hatte, 
ein  Usurpator  über  diese  Freiheiten  verfügen  wolle.  Wenn  es  wahr 
sei,  wie  er  sage,  daß  ihm  eine  Gewalt  durch  göttliches  Recht  zustehe, 
der  er  nur  selbst  Schranken  zu  ziehen  habe,  so  lebe  England  von 
seiner  Gnade.  Jeder  wahre  Engländer  müsse  sich  angelegen  sein 
lassen,  daß  es  nicht  so  weit  komme,  daß  nicht  ein  einzelner  sich  zum 
Meister  des  Parlaments  machen  könne,  und  die  alte  Freiheit  gesichert 
werde.  War  das  aber  die  Ansicht  der  alten  Parteigenossen  Crom- 
wells, was  konnte  die  Gesinnung  der  Kavaliere  sein,  welche  daran 
festhielten,  daß  der  Gehorsam  allein  dem  durch  das  Recht  der  Geburt 
bestimmten  Fürsten  gebühre,  und  keinem  anderen  als  einem  solchen 
zu  gehorchen  als  eine  Sache  der  Ehre  betrachteten . . .  Unaufhörlich 
war  der  Protektor  bald  von  der  einen  bald  von  der  anderen  Seite  mit 
dem  Verderben  bedroht." 
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Mit  eiserner  Strenge  versuchte  Cromwell  die  Opposition  nieder- 
zuwerfen. Die  Gefängnisse  füllten  sich.  Hinrichtungen  waren  an 
der  Tagesordnung.  Untergeordnete  Leute,  so  heißt  es,  wurden  in 
ganzen  Haufen  nach  Westindien  geschickt,  und  mußten  in  den  Zucker- 
plantagen von  Barbados  Sklavendienste  verrichten  wie  Neger.  Das 
Land  wurde  in  dreizehn  Militärbezirke  geteilt,  deren  Befehlshaber 
mit  einer  militärisch  polizeilichen  Gewalt  bekleidet  wurden,  die  man 
in  England  noch  nie  erlebt  hatte.  Von  den  Royalisten  hatten  die 
Generalmajore  den  Zehnten  ihres  Einkommens  als  Steuer  zu  er- 
heben, und  mit  diesem  Geld  eine  Provinzialmiliz  zu  errichten.  „Alle 
Gegner  wurden  entwaffnet.  Die  Miliz  (genau  wie  die  Schwarzhemden 
Mussolinis)  war  eine  Art  von  Nationalgarde,  die  der  Protektor  in 
seinem  Interesse  zusammensetzte,  und  dann  unter  den  Befehl  der  ihm 
ergebensten  Offiziere  stellte . . .  Man  sieht  aber,  wie  gewaltsam  seine 
Stellung  dadurch  wurde.  Es  wurden  Register  über  die  Verdächtigen 
und  ihr  Betragen  angelegt.  Jedermann  war  für  seine  Dienstleute 
verantwortlich  gemacht;  nur  die  für  die  Reisenden  notwendigen  Gast- 
höfe wurden  geduldet,  die  Schenken,  in  denen  die  Einheimischen 
zusammenkamen,  größtenteils  unterdrückt.  Die  Gesetze  gegen 
Trunkenheit,  Schwören  und  Fluchen  wurden  auch  aus  politischer 
Rücksicht  erneuert,  und  die  Friedensrichter  angewiesen  darüber  zu 
wachen.  Wie  Pferderennen,  Hahnengefechte,  so  waren  auch  Schau- 
spiele und  Interludien  verboten.  Ueber  das  Reich  war  gleichsam  ein 
Belagerungszustand  verhängt,  durch  den  die  lokale  Gewalt  aller 
Grafschaften  und  Distrikte  gleichsam  zentralisiert  wurde.  Von  zwei 
zu  zwei  Meilen  waren  stehende  Posten  der  Truppen  aufgestellt; 
Patrouillen  hielten  die  Straßen  von  dem  einen  zum  anderen  in  steter 
Aufsicht.  In  der  Hauptstadt  verdoppelten  sich  die  Wachen,  besonders 
in  der  Nähe  von  Whitehall;  Tag  und  Nacht  waren  die  Soldaten  in 
Tätigkeit." 
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NAPOLEON  I. 

Die  große  französische  Revolution  hatte  im  August  1795  ihr  Ende 
gefunden.  Das  Direktorium,  der  Rat  der  Alten,  und  der  Rat  der  Fünf- 
hundert bildeten  nach  der  neuen  Verfassung  die  Regierung  Frank- 
reichs.   Frankreich  war  ein  Trümmerhaufen  geworden. 

„Aller  Orten  Hunger  und  Kummer,  Verfall  und  Verödung,  Un- 
ordnung und  Verwilderung  und  infolge  davon  gleichgültige  Stumpf- 
heit der  Bevölkerung  gegenüber  den  zu  leerem  Schall  gewordenen 
Worten,  mit  denen  sonst  eine  Nation  ihre  höchsten  idealen  Schätze  be- 
zeichnet: Ruhm,  Freiheit  und  Vaterlandsliebe.  Kein  anderer  Gedanke 
als  der  Wunsch  zu  leben,  in  Sicherheit  und  Ruhe  das  Dasein  fort- 
zuführen, Haus  und  Acker  und  die  Früchte  der  Arbeit  wieder  sein 
eigen  zu  nennen,  eine  Schule  für  die  Kinder,  eine  Kirche  für  den  Trost 
des  Gewissens  zu  haben.  Wer  diese  elementaren  Güter  des  Daseins 
dem  Volke  wieder  erstattete,  möchte  er  Steuern  oder  Rekruten  oder 
das  Opfer  aller  politischen  Rechte  begehren,  er  würde  von  Millionen 
als  willkommener  Retter  begrüßt  werden."  So  schildert  Sybel 
in  seiner  Geschichte  der  Revolutionszeit  die  Zustände  unter  dem 
Direktorium  nach  amtlichen  Berichten  aus  jener  Zeit. 

Handel  und  Industrie  waren  durch  die  Revolution  zerstört 
worden,  die  Häfen  versandet,  die  Kanäle  unbrauchbar,  die  einzige 
Nahrungsquelle  Nordfrankreichs,  Schiffahrt  und  Fischerei,  versiegt, 
die  Straßen  im  Binnenlande  verkommen.  Banden  verwilderter  junger 
Burschen  zogen  im  Lande  umher  und  brandschatzten  heute  eine 
republikanische  Staatskasse  und  morgen  einen  royalistischen  Edel- 
mann. „Ueberhaupt  waren  durch  den  langen  Kriegszustand  und 
mehr  noch  durch  die  jakobinische  Schreckensherrschaft  die  Begriffe 
von  Mein  und  Dein  in  arge  Verwirrung  geraten  . . .  Ein  großer  Bruch- 
teil der  Nation  lebte  geradezu  außerhalb  aller  Gesetze."  Eine  Probe 
solcher  nachrevolutionären  Zustände  haben  wir  ja  auch  zu  kosten 
bekommen,  aber  zu  unserem  Glücke  nur  eine  Probe. 

„Von  allen    jenen  Leiden  war  keines    geheilt,    von    allen   jenen 
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Uebelständen  keiner  beseitigt,  von  allen  Sünden  der  ersten  jakobini- 
schen Generation  durch  ihre  Nachfolger  keine  gutgemacht."  Die 
Direktorialregierung  hatte  dem  Volke  nicht  einmal  den  heißersehnten 
Frieden  gebracht.  Den  Franzosen  ging  es  also  nach  der  großen 
Revolution  unendlich  viel  schlechter  als  es  uns  heute  ergeht,  die  wir 
nicht  nur  eine  Revolution,  sondern  auch  einen  verlorenen  Krieg  hinter 
uns  haben. 

Der  Retter  Frankreichs  wurde  der  junge  General  Bonaparte. 
„Diesen  Mann  aber  führten  günstigere  Sterne,  als  sie  jemals  einem 
anderen  Sterblichen  geleuchtet  hatten,  eben  damals  (am  9.  Oktober 
1799)  auf  den  Boden  Frankreichs  zurück  . . .  Aber  der  Retter  wird  zum 
Usurpator,  sobald  er  sich  andere  Aufgaben  setzt  als  Frieden  und 
Rechtsschutz."  Der  Entschluß  zum  Staatsstreich  war  schnell  gefaßt. 
Am  9.  November  1799,  an  dem  berühmten  18.  Brumaire,  sprengte 
Bonaparte  die  beiden  Räte  auseinander.  Sein  Bruder  Lucien  raffte 
am  Abend  des  Tages  in  den  Gärten  von  Saint-Cioud  dreißig  oder 
fünfzig  der  Versprengten  aus  dem  Rat  der  Fünfhundert  zusammen; 
unter  seinem  Vorsitz  konstituierte  sich  dieses  Häuflein  als  Rat  der 
Fünfhundert  und  ernannte  eine  provisorische  Regierung,  bestehend 
aus  den  Exdirektoren  Sieyes  und  Roger  Ducos  und  dem  General 
Bonaparte,  welche  den  Titel  „Konsul  der  Republik"  erhalten,  alle 
Befugnisse  des  Direktoriums  auszuüben  und  vornehmlich  für  die 
Ordnung  in  der  Verwaltung  die  innere  Sicherheit  und  die  Erlangung 
eines  ehrenhaften  Friedens  zu  sorgen  haben.  Der  Rat  der  Alten  er- 
teilte zu  den  Beschlüssen  des  Rates  der  Fünfhundert  notgedrungen 
seine  Zustimmung. 

Das  neue  Direktorium  machte  sich  sofort  an  die  Arbeit.  Bonaparte 
übernahm  die  Führung.  „Er  war  rastlos  und  geduldig,  arbeitskräftig 
und  arbeitseifrig  bei  Tag  und  bei  Nacht.  Von  Natur  mit  allen  Eigen- 
schaften des  Herrschers  ausgerüstet,  hatte  er  in  Italien  und  in 
Aegypten  die  Lenkung  der  Menschen  und  die  Verwaltung  der  Dinge 
im  großen  Stile  geübt,  Kenntnis  aller  Art  gesammelt,  feste  und  um- 
fassende Grundsätze  für  jedes  Tun  gebildet.  Mit  Ueberraschung  er- 
lebte Sieyes,  daß  sein  militärischer  Kollege  über  alle  Zweige  der  Ver- 
waltung, über  alle  Fragen  der  Politik  sehr  bestimmte  Ansichten  besaß, 
daß  er  dieselben  mit  kräftiger  und  gedrungener  Logik  verteidigte  und 
sehr  schwer  zu  widerlegen,  sehr  schwer  von  seinem  Wege  ab- 
zubringen war.  „Wir  haben  einen  Herren,"  sagte  der  Abbe*,  „er  kann 
alles,  weiß  alles,  will  alles."  Die  provisorische  Regierung  hatte  die 
neue  Verfassung  zu  entwerfen.  Sieyes  machte  den  Entwurf,  aber 
Bonaparte  traf  die  Entscheidung.    Die  Konsularverfassung,  wie  sie 
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genannt  wird,  wurde  Napoleon  I.  auf  den  Leib  zugeschnitten.  Drei 
Konsuln,  aber  an  ihrer  Spitze  der  Erste  Konsul,  der  alle  Beamten 
und  Offiziere  zu  ernennen  hat,  ein  Tribunat,  das  nur  die  Befugnis 
der  Rede,  ein  gesetzgebender  Körper,  der  nur  die  Befugnis  der  Ab- 
stimmung hat.  Das  Recht,  Gesetzesanträge  zu  stellen,  wird  aus- 
schließlich den  Konsuln  eingeräumt.  Das  souveräne  Volk  aber  nahm 
die  Verfassung  nach  dem  Vorschlag  der  provisorischen  Regierung 
an.  „An  dem  Ergebnis  war  kein  Zweifel  möglich,  da  die  Ablehnung 
völlige  Regierungslosigkeit  bedeutet  hätte  und  Frankreich  damals 
keine  heißere  Sehnsucht,  als  die  nach  einer  kräftigen  Regierung, 
hatte." 

Uebrigens  hatte  sich  Bonaparte  bei  seinem  Staatsstreich  nicht 
gerade  sehr  heldenhaft  benommen.  Als  er  im  Rate  der  Alten  seine 
Rede  beginnen  wollte,  versetzte  ihm  der  Anblick  der  großen  be- 
wegten Versammlung  den  Atem  und  raubte  ihm  die  Geistesgegenwart. 
Im  Rate  der  Fünfhundert  verlor  er  sogar  die  Sinne  und  sank  einem 
seiner  Grenadiere  in  die  Arme.  Als  die  Truppen  anfingen  zu 
schwanken,  rettete  sein  Bruder  Lucien  die  Situation.  Die  Idiosynkrasie 
der  beiden  Bonapartes  gegen  den  Parlamentarismus  mag  von  jenen 
Auftritten  herrühren,  die  für  die  Familie  Bonaparte  stets  eine  pein- 
liche Erinnerung  geblieben  sind. 

In  seiner  Schrift  „Frankreichs  Staatsleben  unter  dem  Bonapartis- 
mus" entwirft  Treitschke  ein  anschauliches  Bild  von  der  Methode, 
nach  der  Napoleon  I.  als  Konsul  und  Kaiser  regiert  hat.  Es  stimmt 
mit  der  Schilderung  vollkommen  überein,  die  Taine  von  dem  nach- 
revolutionären  Frankreich  in  seinem  Werke  „Die  Entstehung  des 
modernen  Frankreich"  gegeben  hat.  „Auf  die  schlechten  oder  doch 
auf  die  niederen  Leidenschaften  der  Menschen  ist  dieser  Staatsbau 
gegründet;  er  stützt  sich  nach  der  Weise  jedes  Despotismus  auf  den 
gemeinen  Ehrgeiz,  welcher  der  Scheelsucht  so  nahe  steht,  auf  Hab- 
sucht und  Eitelkeit  und  nicht  zuletzt  auf  die  Furcht . . .  Und  nicht 
bloß  der  politische  Freiheitssinn  und  die  sittliche  Reinheit  ver- 
kümmern, auch  das  eigentümliche  Talent,  der  selbständige  Charakter 
geht  unter  in  dieser  nivellierenden  bürokratischen  Ordnung,  mit  dem 
jeden  anderen  Geist  erdrückenden  Genius  an  der  Spitze ...  In  lichten 
Augenblicken  hat  der  Kaiser  wohl  die  Ohnmacht  der  Gewalt  zu- 
gestanden und  versichert,  wer  die  Ideen  unterdrücke,  arbeite  an 
seinem  eigenen  Verderben.  Tatsächlich  war  sein  Regiment  ein  un- 
ablässiger Kampf  gegen  jede  Regung  des  freien  Geistes . . .  Trotz 
seiner  durchgebildeten  bürokratischen  Maschinerie  hat  das  Empire 
nie  das  Wesen  einer  ungesetzlichen  tyrannischen  Gewalt  verleugnet . . . 
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Die  Nation  gewöhnte  sich  an  den  Glauben,  den  Chateaubriand  in  den 
naiven  Worten  ausdrückt:  „Die  Mittel  einer  Regierung  sind  stets  un- 
ermeßlich . . ."  Dem  Usurpator  fehlte  das  Gefühl  der  Sicherheit  auf 
dem  Throne,  seine  soldatische  Natur  neigte  zur  Gewalttat . .  Um  so 
weniger  war  er  gewillt,  die  schneidige  Waffe  der  Ausnahmegesetze 
aus  der  Hand  zu  geben,  ja  die  Unbestimmtheit  der  Gewalt  galt  ihm 
als  oberster  Regierungsgrundsatz ...  Im  Jahre  1810  gründete  er  acht 
neue  Staatsgefängnisse,  für  jene,  die  man  nicht  wohl  vor  Gericht, 
aber  auch  nicht  wohl  in  Freiheit  lassen  kann.  (Schutzhaft!)  Niemand 
in  Frankreich  genießt  ein  Vorrecht  außer  durch  des  Kaiser  Gnade. 
Diese  Unsicherheit  aller  Verhältnisse  war  von  den  Leiden  der  Kaiser- 
zeit das  schwerste.  Keiner  durfte  des  erträglichen  Heute  sich  freuen, 
denn  jeder  zitterte  vor  dem  ungewissen  Morgen . . .  Nach  alledem 
erklärt  sich  leicht,  warum  Frau  von  Stael  den  Kaiser  den  Robespierre 
ä  cheval  nannte  . . .  Napoleon  hat  mit  bewunderungswürdigem  Takte 
von  den  Bestrebungen  der  Revolution  alles  verwirklicht,  was  dem 
nivellierenden  Absolutismus  diente,  alles  erstickt,  was  der  Freiheit 
frommte . . .  Dagegen  vernichtete  er  die  persönliche  Freiheit  und 
Sicherheit,  die  Freiheit  des  Handelns  und  des  geistigen  Lebens,  die 
Teilnahme  des  Volkes  an  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung . . .  Die 
Lüge,  die  diabolische  Halbwahrheit  ist  das  Wesen  des  Bonapartismus, 
wie  einer  jeden  nivellierenden  despotischen  Gewalt ...  Er  war 
Usurpator,  erbte  seine  Macht  von  der  radikalen  Zerstörung  des 
historischen  Rechts  und  stand  darum  bis  in  den  Tod  verfeindet 
dem  legitimen  Herrscherhaus  gegenüber.  Das  Bewußtsein  der  Usur- 
pation hat  ihn  nie  verlassen . . .  Treitschke  schließt  seinen  Bericht 
mit  den  Worten:  „Wir  lassen  ihn  nicht  gelten,  den  knechtischen  Ge- 
meinplatz, daß  ein  Zeitalter  der  Parteikämpfe  notwendig  in  der  ab- 
soluten Monarchie  enden  müsse". 

Bei  Taine  lesen  wir:  „Ueberdies  bedurfte  er  zur  Lösung  der  aus- 
wärtigen Aufgabe,  die  er  sich  stellte,  im  Innern  nicht  nur  des  unbe- 
strittenen Besitzes  sämtlicher  Gesetzgebungs-  und  Exekutivgewalten, 
nicht  nur  des  vollständigen  Gehorsams  aller  gesetzlichen  Behörden 
und  Autoritäten,  sondern  auch  der  Vernichtung  jedes  anderen 
moralischen  Einflusses  als  des  seinigen.  Es  lag  also  in  seinem  Inter- 
esse, die  öffentliche  Meinung  zu  unterdrücken,  die  Absonderung  jedes 
Einzelwesens,  die  planmäßige  Beseitigung  jeder  Initiative  auf  reli- 
giösem, kirchlichem,  erziehlichem,  wohltätigem,  literarischem,  provin- 
zialem  und  kommunalem  Gebiete  zu  begünstigen.  Im  voraus  mußte 
jede  etwaige  Gruppenbildung  neben  ihm  oder  gegen  ihn  verhütet 
werden.    (Das   war   auch   die   größte  Sorge  Lenins,    daß  sich  keine 
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Fraktionen  innerhalb  der  kommunistischen  Partei  bildeten.)  Als 
guter  General  schützte  er  seinen  Nachtrab.  Mit  Europa  im  Streite 
liegend,  trifft  er  Anstalten,  daß  in  Frankreich,  das  er  nach  sich  zieht, 
die  unzufriedenen  Elemente  nie  in  die  Lage  kommen,  sich  zusammen- 
zuscharen. Vorsichtshalber  beseitigt  er  von  vornherein  jeden  mög- 
lichen Mittelpunkt  der  Vereinigung  und  Verständigung.  Fortan 
laufen  alle  Fäden,  welche  mehrere  Menschen  zu  gleicher  Zeit  gegen 
ein  und  dasselbe  Ziel  in  Bewegung  setzen  können,  in  seiner  Hand 
zusammen,  die  er  krampfhaft  schließt.  Er  hütet  das  ganze  Faden- 
bündel mit  eifersüchtiger  Sorgfalt  und  spannt  es  mit  außerordent- 
licher Straffheit  an.  Daß  niemand  den  Versuch  mache  es  zu  lockern, 
geschweige  denn  sich  desselben  zu  bemächtigen!  Alles  gehört  ihm 
allein,  die  ganze  öffentliche  Macht  ist  seine  Macht." 

Madame  de  Remusat  schreibt  in  ihren  „Memoiren"  über  Napo- 
leon: „Ich  habe  ihn  nie  eine  schöne  oder  gute  Tat  bewundern  oder 
begreifen  sehen. . .  Seine  Mittel  zur  Beherrschung  der  Menschen 
waren  durchweg  solche,  die  geeignet  sind,  sie  zu  erniedrigen. . .  Er 
verzieh  die  Tugend  nur  dann,  wenn  er  sie  lächerlich  machen  konnte. 
Dieser  Mann  war  ein  Mörder  aller  Tugend."  Napoleon  hat  das  fran- 
zösische Volk  nicht  nur  geknechtet,  sondern  auch  demoralisiert, 
weil  er  das  Ehrgefühl  der  Untertanen,  die  Quelle  aller  Tugenden, 
vernichtet  hat. 

Taine  zieht  die  Bilanz  „dieser  vom  Genie  getragenen  selbst- 
süchtigen Tätigkeit"  des  großen  Napoleon  mit  folgenden  Worten: 
„Zwischen  1804  und  1815  sind  unter  seinen  Fahnen  1700  000  Fran- 
zosen —  innerhalb  der  Grenzen  des  alten  Frankreich  geboren  —  ge- 
fallen, wozu  noch  etwa  2  Millionen  Mann  kommen,  die  er  als  Bundes- 
genossen oder  Feinde  unter  die  Erde  gebracht  hat.  Welchen  Gewinn 
haben  die  ebenso  leicht  begeisterten  wie  leichtgläubigen  Gallier 
davon,  daß  sie  ihm  ihre  öffentlichen  Angelegenheiten  zweimal  an- 
vertrauten? Einen  zweimaligen  feindlichen  Einfall.  Was  hinterläßt 
er  ihnen  zum  Lohn  für  ihre  Aufopferung  von  so  viel  Gut  und  Blut? 
Ein  verstümmeltes  Land.  Frankreich  verliert  die  von  der  Republik 
erworbenen  fünfzehn  Departements,  ferner  Savoyen,  Belgien,  das 
linke  Rheinufer  und  den  großen  nordöstlichen  Winkel,  der  es  ab- 
geschlossen und  seinen  wundesten  Punkt  geschützt  hat.  Es  muß 
sich  von  den  vier  Millionen  neuer  Franzosen  trennen,  die  es  sich  in 
zwanzigjähriger  Gemeinschaft  fest  angeglichen  hat.  Er  wird  wieder 
in  die  alten  Grenzen  von  1789  zurückverwiesen,  hat  sich  in  ganz 
Europa  verdächtig  gemacht  und  bleibt  dauernd  von  bedrohlichem 
Groll  und  Mißtrauen  umgeben." 
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NAPOLEON  III. 

Die  Pariser  Februarrevolution  im  Jahre  1848  verlief  typisch,  wie 
wir  erfahrenen  Leute  sagen  dürfen.  Louis  Philipp  wird  gestürzt,  die 
Republik  ausgerufen,  die  Deputiertenkammer  wählt  eine  proviso- 
rische Regierung  und  schreibt  Wahlen  zu  einer  Nationalversamm- 
lung aus.  Als  die  Sozialisten  die  Revolution  weitertreiben  wollten, 
ernennt  die  Nationalversammlung  in  der  Person  des  Generals 
Cavaignac  einen  Diktator  zur  Rettung  des  Staates.  In  der  berüch- 
tigten Junischlacht  werden  zehntausend  Arbeiter  getötet  und  der  Auf- 
stand niedergeworfen. 

Am  2.  Dezember  1848  wurde  Prinz  Louis  Napoleon  zum 
Präsidenten  der  französischen  Republik  gewählt.  5%  Millionen 
Stimmen  waren  auf  ihn  gefallen,  eine  halbe  Million  auf  Ca- 
vaignac. Frankreich  hatte  also  wieder  ein  Staatsoberhaupt.  Am 
2.  Dezember  1851  beging  der  neue  Präsident  seinen  Staatsstreich. 
Die  Nationalversammlung,  reaktionär  wie  sie  war,  hatte  ein  Gesetz 
angenommen,  welches  das  Stimmrecht  an  die  Bedingung  knüpfte, 
daß  der  Wähler  drei  Jahre  an  seinem  Wahlort  ansässig  gewesen  sein 
müsse.  Damit  war  die  große  Mehrzahl  der  Arbeiter  des  Wahlrechts 
beraubt.  Diese  Gelegenheit  benutzte  Louis  Napoleon,  um  sich  in 
den  Sattel  zu  schwingen.  Er  verlangte  die  Zurücknahme  des  Ge- 
setzes. Die  Ablehnung  seines  Verlangens  beantwortete  er  mit  der 
Auflösung  der  Nationalversammlung.  Er  ließ  ihre  angesehensten 
Mitglieder  festnehmen  und  verhängte  den  Belagerungszustand  über 
halb  Frankreich.  Die  Armee  stand  auf  seiner  Seite.  In  hundert 
Kasernenstuben  prangten  die  Bilder  beider  Napoleons,  darüber  der 
Refrain:  „Dieu  nous  l'a  pris,  Dieu  nous  l'a  rendu!"  Gegen  80  000  Fran- 
zosen sollen  damals  verhaftet  worden  sein.  Dem  Beispiel  seines 
großen  Oheims  folgend,  appellierte  er  nunmehr  an  das  Volk.  Der 
Wählerschaft  ließ  er  den  Entwurf  zu  einer  neuen  Verfassung 
vorlegen,  die  nach  dem  Muster  der  Konsularverfassung  den 
Senat   und   den   gesetzgebenden   Körper  zur  Ohnmacht   verurteilte, 
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dem  Präsidenten  eine  Amtszeit  von  zehn  Jahren  und  das  Recht  ein- 
räumte, die  Minister  selbst  zu  ernennen.  Dem  Präsidenten  allein 
sollte  auch  die  Initiative  für  Gesetzesvorlagen  zustehen.  Nahm  das 
Volk  diesen  Entwurf  an,  so  war  Frankreich  eine  Republik  mit  einem 
fast  absoluten  Staatsoberhaupt  an  der  Spitze.  Und  so  geschah  es. 
Mit  mehr  als  sieben  Millionen  Stimmen  wurde  Louis  Napoleon  durch 
Plebiszit  zum  Präsidenten  auf  zehn  Jahre  gewählt  und  sein  Ver- 
fassungsvorschlag angenommen.  Am  2.  Dezember  1852,  gerade  ein 
Jahr  nach  dem  Staatsstreich,  bestieg  der  Präsident  als  Napoleon  III. 
den  Thron,  nachdem  er  sich  durch  eine  dritte  Volksabstimmung  zum 
Kaiser  der  Franzosen  hatte  wählen  lassen.  Napoleon  III.  hat  noch 
ein  viertes  Mal,  und  zwar  im  Frühjahr  1870,  die  Vertrauensfrage  ge- 
stellt. 7  350  000  Franzosen  antworteten  auf  die  Frage,  ob  sie  mit  der 
herrschenden  Staatsform  einverstanden  seien:  ja,  anderthalb  Mil- 
lionen: nein.  Sogar  die  Armee  hatte  an  dem  Volksentscheid  teil- 
genommen. 

Sind  wir  angesichts  der  Tatsache,  daß  der  dritte  Napoleon  seine 
Stellung  dem  wiederholt  erklärten  Willen  des  Volkes  verdankte, 
berechtigt,  ihn  in  einem  Atem  mit  seinem  großen  Oheim,  mit  Cäsar 
und  Cromwell  zu  nennen?  Napoleon  III.  ist  insofern  ein  Usurpator,  als 
er  den  Eid  brach,  den  er  als  Präsident  auf  die  Verfassung  geleistet 
hatte,  am  2.  Dezember  1851  die  Nationalversammlung  mit  brutaler 
Gewalt  auflöste  und  aus  eigener  Machtvollkommenheit  ein  Plebiszit 
über  eine  neue  Verfassung  veranstaltete.  Diese  Verfassung  übertrug 
nicht  nur  dem  Staatsoberhaupte,  das  er  selbst  war,  die  Macht  eines 
fast  absoluten  Herrschers,  während  sie  das  Parlament  zu  einem 
Scheindasein  verdammte,  sondern  hob  auch  die  politische  Freiheit 
der  Franzosen  überhaupt  auf:  die  Versammlungsfreiheit,  die  Ver- 
einsfreiheit,  die  Freiheit  der  Presse,  die  Freiheit,  gegen  die  Willkür 
der  Verwaltung  das  Gericht  anzurufen,  und  stellte  auch  die  Freiheit 
der  Selbstverwaltung  nicht  her.  Erst  im  Jahre  1869  entschloß  sich 
der  Kaiser,  dem  Geiste  der  Zeit  Rechnung  zu  tragen  und  in  liberale 
und  konstitutionelle  Bahnen  einzulenken.  So  hat  Napoleon  III.  fast 
bis  zu  seinem  Sturze  diktatorisch  regiert,  aber  nicht  als  Militärdespot 
wie  seine  großen  Vorbilder,  sondern,  nach  dem  Ansehen,  das  er  sich 
gab,  als  Beauftragter  des  Volkes,  als  Selbstherrscher  von  Volkes 
Gnaden,  als  „homme  peuple".  Im  demokratischen  Gedanken  suchte  und 
fand  er  die  Stütze  für  seine  Herrschaft.  Von  Napoleon  I.,  Cromwell  und 
Cäsar  unterschied  er  sich  auch  dadurch,  daß  er  als  Erbe  Napoleons 
des  Großen,  nachdem  der  Herzog  von  Reichstatt  die  Augen  geschlossen 
hatte,  Anwärter  auf  den  französischen  Kaiserthron  geworden  war. 
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So  ist  Louis  Napoleon  von  allem  etwas  gewesen:  Usurpator,  Diktator, 
Volksbeauftragter  und  legitimer  Monarch,  aber  in  keiner  Beziehung 
ganz.  Er  war  auch  kein  Genie,  wie  jene  zwei  ganz  Großen,  auch 
nicht  von  der  überragenden  staatsmännischen  Bedeutung  des  Lord- 
protektors, dessen  Genius  allerdings  der  Puritanismus  in  Fesseln 
geschlagen  hatte.  Aber  einer  der  hervorragendsten  Staatsmänner 
seiner  Zeit  ist  Napoleon  III.  doch  gewesen.  Er  war  einer  der  ersten, 
die  die  Bedeutung  der  sozialen  Frage,  des  vierten  Standes,  erkannt 
haben.  Im  Verhältnis  zu  den  drei  Gewaltigen  mag  man  ihn  im  Blick  aul 
seine  Persönlichkeit  und  auf  sein  Werk  einen  Epigonen  nennen.  Um 
so  aufschlußreicher  wird  aber  die  Lehre  sein,  die  der  Bonapartismus 
des  Neffen  uns  Kindern  des  20.  Jahrhunderts  erteilen  kann,  die  wir, 
Gott  sei  Dank,  bis  jetzt  in  einer  Sphäre  gelebt  haben,  die  der  Rein- 
kultur des  starken  Mannes  nicht  günstig  gewesen  ist. 

Louis  Napoleon  hat  den  Mut  gehabt,  als  Kaiser  die  Schriften 
wieder  unverändert  herauszugeben,  die  er  als  Prätendent  verfaßt 
hatte.  „Im  ganzen  darf  der  Kaiser  sich  rühmen,  daß  der  Mann  hielt, 
was  der  Jüngling  versprach.  Niemals,  auch  nicht  in  seinen  um  die 
Gunst  der  Masse  buhlenden  Zeitungsartikeln,  spendet  der  Prinz  den 
parlamentarischen  Ideen  seiner  Zeit  ein  Wort  des  Lobes. . .  Er  will 
ein  persönlich  verantwortliches  Staatsoberhaupt,  das  durch  Fach- 
männer, durch  Spezialisten,  nicht  durch  Parteiführer  die  Verwaltung 
leiten  läßt.  Der  Parlamentarismus  wird  verhöhnt  als  die  Herrschaft 
der  Rhetoren.  Seine  Parteikämpfe  sind  ebenso  inhaltlos,  wie  weiland 
die  dogmatischen  Zänkereien  des  Mittelalters."  Es  sind  also  ganz  die- 
selben Ideen,  die  der  Fascismus  heute  verkündet.  Mussolini  hat 
noch  am  28.  Januar  1924  als  italienischer  Ministerpräsident  in  einer 
feierlichen  Rede,  mit  der  er  die  Wahlkampagne  eröffnete,  erklärt:  „In 
Rußland  und  Italien  zeigt  sich,  daß  man  außer,  über  und  gegen  die 
ganze  liberale  Ideologie  regieren  kann".  In  dieser  Rede  spricht  er 
auch  von  dem  „noch  parlamentarisierten  Europa".  Hitler  und  seine 
Leute  und  auch  „Der  Stahlhelm"  führen  dieselbe  Sprache,  soweit  sie 
überhaupt  das  Bedürfnis  nach  theoretischer  Rechtfertigung  ihrer 
Bestrebungen  empfinden. 

Am  10.  Dezember  1848  war  Louis  Napoleon  zum  Präsidenten  der 
französische  Republik  gewählt  worden.  Bereits  am  31.  Oktober  1849 
entläßt  er  das  Kabinett  Tocqueville  und  umgibt  sich  mit  „Fach- 
männern, welche  ausdrücklich  erklären,  daß  sie  außerhalb  der  Par- 
teien stehen  und  nur  eine  Partei  anerkennen,  die  der  Errettung 
Frankreichs".  Tritt  nicht  in  den  Reden  und  Kundgebungen  unserer 
deutschnationalen  Führer    ebenfalls  das  Verlangen    zutage,  die  Re- 
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gierung  „führenden  Männern  unseres  Wirtschaftslebens  anzuver- 
trauen"? Nach  der  „Patentlösung"  Lossows  sollte  Minoux,  der 
Generaldirektor  von  Stinnes,  in  das  Direktorium  eintreten.  Nach  der 
deutschvölkischen  Phraseologie  soll  es  ebenfalls  bloß  eine  Partei,  die 
der  Rettung  Deutschlands,  geben. 

Lassen  wir  Treitschke  noch  einmal  zu  Worte  kommen: 
„Der  härteste  Absolutismus,  den  das  19.  Jahrhundert  kennt, 
ist  durch  eine  Kundgebung  des  demokratischen  Volkswillens  be- 
gründet, dem  neuen  Herrscher  standen  in  den  ersten  Jahren  fast  alle 
bedeutenden  Geister  der  Nation,  fast  alle  glänzenden  Namen  der 
Kunst  und  Wissenschaft,  der  Politik  und  der  Warfen  als  Feinde  gegen- 
über mit  einer  Einstimmigkeit,  die  in  der  Geschichte  kaum  erhört  ist. 
Es  begann  eine  Zeit,  da  die  matten  Köpfe  in  dem  reinen  Nichts  der 
Gedankenlosigkeit  ausruhten  und  edleren  Naturen  fast  alles  verloren 
ging,  was  ihnen  des  Lebens  besten  Inhalt  bildet;  die  Massen  waren 
aber  während  einiger  Jahre  unleugbar  glücklich  und  zufrieden.  So 
gering  ist  die  Bedeutung  des  Talents  und  des  Gedankens  in  einem 
Zeitalter  der  Demokratie  und  der  Volkswirtschaft!  Die  Februar- 
revolution verletzte  die  Interessen  des  Eigentums,  darum  erhob  sich 
wider  sie  augenblicklich  ein  siegreicher  Widerstand.  Der  Staatsstreich 
war  ein  Segen  für  Handel  und  Wandel,  er  traf  niemanden  schwerer 
als  die  geistigen  Häupter  der  Nation,  die  Männer  des  Gedankens; 
darum  ist  der  Widerstand  langsam  erwacht,  ja  noch  heute,  nach  sieb- 
zehn Jahren,  erscheint  es  fraglich,  ob  die  Macht  der  Ideen  in  diesem 
Volke  die  Kraft  besitzt,  den  Despotismus  zu  vernichten  oder  auch  nur 
zu  ermäßigen.  Der  Parlamentarismus,  der  während  eines  Menschen- 
alters den  geistigen  Adel  des  Landes  erregt  und  beschäftigt  hatte, 
verschwand  an  einem  Tage,  spurlos,  wie  von  der  Erde  eingeschluckt, 
ohne  auch  nur  eine  mächtige  Erinnerung,  eine  begeisterte  Partei 
zurückzulassen;  denn  er  hatte  niemals  wahrhaft  gelebt  in  diesem 
bürokratischen  Lande."  (Frankreichs  Staatsleben  und  der  Bonapar- 
tismus.) 

In  demselben  Zusammenhange  heißt  es  noch:  „Der  neue  Gewalt- 
haber stand  sicherlich  hoch  über  seiner  Umgebung.  Schon  damals 
konnte  unbefangenem  Urteile  nicht  entgehen,  daß  er  weder  den 
blutigen  Spuren  des  Oheims  zu  folgen,  noch  in  die  Nichtigkeit  sieg- 
gekrönter Glücksgötter  zu  verfallen  gedachte.  Aber  es  begann  zum 
ersten  Male  in  dem  neuen  Frankreich  ein  Regiment,  das  schon  in 
seinen  Anfängen  mit  dem  Widerstände  der  Hauptstadt  zu  ringen 
hatte:  noch  unter  dem  Belagerungszustand  sprach  ein  Drittel  der 
Pariser  Stimmen  sein  „Nein"  gegen  die  neue  Ordnung.    Bei  solchem 
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Wagnis  konnte  der  Präsident  keine  Waffe,  die  sich  ihm  bot,  ver- 
schmähen. Er  brauchte  den  Säbel  und  sprach  nach  der  Weise  des 
Oheims  zu  dem  Heer  als  zu  der  Elite  der  Nation.  Er  brauchte  den 
Beichtstuhl  und  ermutigte  die  Ultramontanen  zu  den  verwegensten 
Hoffnungen.  Er  brauchte  die  Knechtung  der  Geister,  und  das  alle- 
zeit willige  Beamtentum  übte  bald  alle  Ränke  altkaiserlicher  Polizei. 
Die  Wut  des  Schweigens,  la  fureur  de  silence,  herrschte  in  Frankreich 
und  die  Presse  des  Präsidenten  verkündigte  frohlockend:  wir  haben 
einen  Herrn!  Der  Eingang  der  neuen  Verfassung  erklärte,  daß  das 
Staatsoberhaupt  persönlich  verantwortlich  sei.  Der  Artikel  ward  viel 
bespottet,  und  doch  enthält  er  eine  der  wenigen  Wahrheiten  unter  den 
gehäuften  Lügen  dieses  Grundgesetzes.  Die  ungeheure  Verantwor- 
tung, welche  auf  dem  neuen  Herrscher  lastete,  ließ  sich  nur  ertragen, 
wenn  ihm  gelang,  seine  Regierung  von  dem  Makel  ihres  Ursprunges 
zu  befreien  und  jene  Gedanken  des  Fortschrittes  zu  entfalten,  welche 
in  dem  proteischen  Wesen  des  Bonapartismus  unzweifelhaft  ent- 
halten sind.  Die  Ruhe  war  wieder  hergestellt,  doch  nicht  der  Frieden 
der  Geister.  Zu  den  alten  Gegensätzen,  welche  das  Land  zerklüf- 
teten, trat  jetzt  ein  neuer  hinzu,  so  mächtig,  daß  daneben  alle  anderen 
Parteiungen  fast  verschwanden:  Frankreich  zerfiel  wieder  wie  nach 
den  Hundert  Tagen  in  zwei  Nationen,  die  Sieger  und  die  Besiegten 
vom  2.  Dezember.  Und  dieser  Gegensatz  besteht  noch  heute.  Das 
zweite  Kaisertum  hat  der  Macht  und  dem  Wohlstande  des  Reiches 
manchen  glänzenden  Erfolg  gebracht,  aber  nach  siebzehn  Jahren  ist 
ihm  nicht  gelungen,  die  Nation  zur  ruhigen,  rückhaltlosen  Aner- 
kennung der  neuen  Ordnung  zu  bewegen." 

Weiter  lesen  wir  auf  Seite  256:  „Gelänge  es  nun,  das  Heer  durch 
kurze  glückliche  Kriege,  die  Massen  durch  Spiele  und  öffentliche 
Arbeiten  in  guter  Stimmung  zu  erhalten,  die  Gebildeten  ganz  und 
gar  mit  dem  strebsamen  Knechtsinne  der  Fonktionomanie  und  der 
Lust  am  Golde  zu  erfüllen,  so  bestände  ein  Gemeinwesen,  allerdings 
ohne  sittlichen  Inhalt,  aber  sehr  wohl  fähig,  die  Ordnung  und  die 
Arbeit  im  Innern,  die  Staatsmacht  außen  aufrecht  zu  erhalten,  ein 
modernes  Gegenbild  des  byzantinischen  Reiches".  Seite  317:  „In 
keinem  anderen  Heere  hätte  ein  General  zu  seinem  Kriegsherrn  sagen 
dürfen,  was  Marschall  Castelane  dem  Kaiser  zurief:  „Sire,  die  Armee 
langweilt  sich;  will  man  sich  schlagen,  so  muß  man  zu  zweit  sein; 
auf  wen  sollen  wir  loshauen?"  Der  Kaiser  hütet  sorgsam  diese 
Säule  seiner  Herrschaft,  er  sieht  wie  der  Oheim  in  der  Armee  „den 
wahren  Adel  unseres  Volkes,  in  ihrer  Geschichte  seine  eigene." 
Seite  310:  „Der  Marienkultus  wird  in  dem  kaiserlichen  Frankreich 
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gepflegt  mit  einer  weichlichen  Sentimentalität . . .  Napoleon  III.  hat 
die  Kirche  mit  Gunst  überhäuft  wie  kein  anderer  französischer 
Monarch." 

Treitschke  schließt  mit  einem  Bekenntnis:  „Jenes  historische  Ge- 
setz, das  alle  Völker  Europas  in  repräsentative  Staatsformen  zwingt, 
gilt  auch  für  Frankreich.  Die  Nation  hat  nur  die  Wahl  ihren  Staat 
also  umzugestalten,  daß  er  eine  Volksvertretung  vertragen  kann  — 
oder  zu  verwelken,  zu  erstarren,  wie  weiland  das  weltherrschende 
Spanien. . .  Die  Gedanken  des  Repräsentativsystemes  sind  durch  den 
Bonapartismus  nicht  überwunden,  wir  dürfen  nicht  lassen  von  der 
Hoffnung,  daß  sich  für  ihren  unverwüstlichen  Kern  eine  moderne 
Form  finden  werde,  die  zu  leben  vermag.  Auch  Frankreich  wird  das 
Ende  seiner  Leiden  erst  schauen,  wenn  eine  Volksvertretung,  eine 
die  es  wirklich  ist,  ratend  und  tatend  der  Staatsgewalt  zur  Seite  steht.'' 

Der  Kaiser  regiert  also  fast  absolut,  die  gesetzgebenden  Körper- 
schaften haben  so  gut  wie  nichts  zu  sagen,  die  Gerichte  sind  abhängig, 
die  Presse  steht  unter  strengster  Zensur,  ein  Vereinsleben  gibt  es 
nicht,  keine  Versammlung  darf  stattfinden,  „wenn  nicht  alle  Teil- 
nehmer zuvor  über  Person,  Stand  und  Wohnsitz  sich  ausgewiesen 
haben".  „Sobald  er  Gefahr  für  die  öffentliche  Ruhe  fürchtet,"  kann 
der  Präfekt  vertagen.  Die  Bourgeoisie  hatte  sich  dem  Diktator  unter- 
worfen aus  Angst  vor  dem  roten  Gespenst;  die  Bauernschaft,  weil  sie 
kein  anderes  Verlangen  hatte,  als  das  der  Ruhe.  „Wie  manches 
wackere  Bäuerlein  hat  allen  Ernstes  geglaubt,  der  alte  Kaiser  selber 
sei  zurückgekehrt."  Als  der  Prätendent  das  Elys6e  bezog,  sagte  er: 
„Ich  weiß  wohl,  die  wenigsten  Stimmen  verdanke  ich  meiner  Person, 
einige  den  Sozialisten  und  Royalisten,  die  allermeisten  meinem 
Namen". 

Der  Kaiser  war  dem  Volke  verantwortlich.  Ganz  in  demselben 
Sinne  schreibt  heute  Wilhelm  Stapel  im  „Deutschen  Volkstum": 
„Einen  Despoten  ertragen  wir  nicht,  wir  wollen  einen  Führer.  Er  soll 
seinem  Volke  verantwortlich  sein.  Nicht  Willkür,  sondern  die  Ehre 
und  das  Recht  soll  er  verkörpern.  Auch  er  muß  ein  Pfand  einsetzen 
im  politischen  Spiel,  er  muß  sich  selbst  einsetzen.  Wehe  ihm,  wenn 
er  die  Aufgabe  nicht  löst,  die  zu  lösen  er  beansprucht!  Wehe  ihm, 
wenn  er  nur  große  Worte  gemacht  hat  und  nicht  Wort  halten  kann! 
Sein  Pfand  ist:  sein  Sturz  und  sein  Kopf." 

Aber  auch  die  Herrschaft  Napoleons  III.  ist  nur  eine  Episode  in 
der  Geschichte  Frankreichs  geblieben.  Es  ist  nun  einmal  das  Los 
des  Diktators,  daß  er  für  die  Erfolge  und  Mißerfolge  seines  Regimentes 
persönlich  haftbar  gemacht  wird,  während  die  Unverantwortlichkeit 
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zum  Wesen  des  Monarchen  gehört.  Der  Diktator  muß  Glück  haben 
und  darf  nicht  alt  werden.  Napoleon  III.  hat  diese  Bedingungen  nicht 
erfüllen  können.  Der  Mißerfolg  der  Expedition  nach  Mexiko  hat 
seinem  Ansehen  trotz  Sebastopol  und  Solferino  schwer  geschadet. 
Von  seinen  großen  Ideen  sowohl  in  der  inneren  wie  in  der  auswär- 
tigen Politik  hat  der  Kaiser  nur  einen  bescheidenen  Teil  verwirklichen 
können  —  das  Schicksal  jedes  Staatsmannes.  Der  Sieg  von  König- 
grätz  wurde  von  den  Franzosen  wie  eine  eigene  Niederlage  empfun- 
den. Daß  er  es  nicht  vermochte,  den  nationalen  Ehrgeiz  der  Fran- 
zosen, die  Rache  für  Sadowa  verlangten,  zu  zügeln,  hat  sein  Schick- 
sal besiegelt. 

Wenn  Napoleon  III.  bei  Sedan  nicht  zusammengebrochen  wäre, 
wie  würde  sich  seine  und  Frankreichs  Zukunft  gestaltet  haben?  Es 
ist  nicht  nur  die  Ansicht  Heinrich  von  Treitschkes,  sondern  die  all- 
gemeine der  zeitgenössischen  Historiker  und  Politiker,  der  wir  auch 
bei  Waldersee  begegnen,  daß  Napoleon  sich  am  Ende  seiner  Lauf- 
bahn vor  die  Alternative  gestellt  sah,  entweder  eine  konstitutionelle 
Regierungsweise  einzuführen  und  die  Volksvertretung  in  ihre  nicht 
mehr  ver äußerlichen  Rechte  einzusetzen  —  ein  Experiment,  das 
natürlich  schwierig  und  gefährlich  für  seinen  Urheber  gewesen  wäre 
—  oder  sich  auf  seine  Kartätschenstraßen  zu  verlassen.  Napoleon  III. 
hatte  diese  Notwendigkeit  selbst  erkannt  und  mit  der  Berufung 
Oliviers    zum  Ministerpräsidenten   bereits    die  liberale  Aera  eröffnet. 

Der  Bonapartismus  war  eine  Pseudodemokratie.  Der  Kaiser, 
der  sich  als  Vertreter  des  Volkes  gerierte,  unterdrückte  die  wirk- 
liche Volksvertretung  und  erklärte  dem  Parlamentarismus  den  Krieg. 
Der  Parlamentarismus  aber  ist  die  Regierungs- 
weise  der   modernen  Demokratie. 

Die  Künste,  die  in  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  der  Bona- 
partismus übte,  übt  heute  der  Fascismus.  Er  ist  in  demselben  Sinne 
wie  jener  eine  proteische  Erscheinung,  ein  gouvernement  indiscutable, 
weder  Fleisch  noch  Fisch.  Den  völkischen  Gedanken  führt  er  im 
Munde,  aber  die  Organe,  mit  denen  das  Volk  seinen  Willen  aus- 
drücken kann,  das  Parlament  und  die  Presse,  hat  er  geknebelt. 

Napoleon  III.  und  Mussolini:  wenn  einer  von  den  beiden  den  Bei- 
namen eines  Volksmannes  verdient,  so  der  Kaiser  der  Franzosen 
und  nicht  der  Mann  aus  dem  Volke.  Napoleon  hat  sich  nicht  nur 
mit  Vorliebe  den  „Bauernkaiser"  genannt,  sondern  hat  auch, 
gemessen  an  der  sozialpolitischen  Erkenntnis  seiner  Zeit,  sehr  viel 
zur  Hebung  der  Arbeiter  getan.  Die  Invaliden  der  Werkstatt  wollte 
er  mit  den  Invaliden  des  Schlachtfeldes  gleichstellen.    Die  Arbeiter- 
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vereine  begünstigte  er,  das  Koalitionsverbot  hob  er  auf.  Mussolini 
dagegen  hat  die  Arbeiterbewegung  in  seinem  Lande  mit  gewaltsamer 
Hand  unterdrückt.  Nur  die  fascistischen  Gewerkschaften  läßt 
er  gelten.  Der  Absolutismus  Napoleons  ist  nicht  weniger  hart 
gewesen  als  der  Absolutismus  Mussolinis,  aber  der  Kaiser  der 
Franzosen  konnte  sich  immerhin  darauf  berufen,  daß  er  einst  vom 
französischen  Volke  zum  Staatsoberhaupt  gewählt  worden  war  und 
daß  ihm  dasselbe  Volk  noch  dreimal  durch  Plebiszit  sein  Vertrauen 
ausgesprochen  hat,  während  der  Duce  seine  Herrschaft  nur  der 
Gewalt  verdankt. 
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MUSSOLINI 

Benito  Mussolini  wurde  am  29.  Juni  1883  in  einem  oberitalienischen 
Dorfe  geboren.  Sein  Vater  war  Schmied,  seine  Mutter  Lehrerin.  Der 
Sohn  folgte  dem  Beispiel  der  Mutter.  Nachdem  er  das  Lehrerseminar 
besucht  hatte,  ist  er  ein  Jahr  lang  Elementarlehrer  in  seiner  Heimat 
gewesen.  Im  Juli  1902  faßte  er,  wie  er  selbst  erzählt,  den  Entschluß, 
nach  der  Schweiz  auszuwandern,  um  dort  sein  Glück  zu  versuchen. 
Warum,  hat  er  nicht  verraten.  In  Chiasso  angekommen,  las  er  im 
„Secolo",  daß  sein  Vater  wegen  Teilnahme  an  einer  sozialistischen 
Unruhe  verhaftet  worden  war.  Wahrscheinlich  hatte  der  junge  Musso- 
lini die  Heimat  so  plötzlich  verlassen,  weil  er  an  derselben  Unruhe 
teilgenommen  hatte. 

Benito  Mussolini  ist  der  geborene  Revolutionär;  schon  sein  Vater 
war  ein  eifriger  Anhänger  Bakunins,  des  Vaters  des  modernen 
Anarchismus.  In  der  Schweiz  mit  einer  Barschaft  von  zwei  Liren 
und  10  Centimes  angelangt,  setzte  er  sich  mit  den  Syndikalisten  in 
Paris  in  Verbindung,  also  mit  dem  radikalen  Flügel  des  französischen 
Sozialismus.  Die  Syndikalisten  wollen  die  politische  Macht  durch 
die  Propaganda  der  Tat,  die  „direkte  Aktion"  erringen.  So  gaben  sie 
auch  eine  eigene  Zeitschrift  unter  dem  Titel  „action  directe"  heraus. 
Die  „direkte  Aktion"  ist  auch  die  Losung  der  sogenannten  Partisan- 
bewegung innerhalb  des  modernen  Kommunismus.  In  den  Fabriken, 
in  den  Aemtern,  in  der  Polizei,  im  Heere  werden  revolutionäre 
„Zellen"  gebildet,  die  sofort  in  Aktion  zu  treten,  z.  B.  Sabotage  zu 
verüben  haben,  wenn  der  Befehl  zum  Angriff  erteilt  wird.  „Einige 
harte  Sandkörnchen  ins  Schmieröl  werfen,  das  genügt,  um  die  wert- 
vollsten Präzisionsmaschinen  unbrauchbar  zu  machen". 

Mussolini  wurde  Syndikalist.  Auch  wenn  wir  nicht  wüßten, 
welche  Studien  der  Duce  in  seinen  jungen  Jahren  getrieben  hat, 
so  würden  wir  es  doch  aus  der  Methode  entnehmen  können,  die 
er  später  angewandt  hat,  um  die  politische  Gewalt  zu  erobern.  Sie 
ist  bis  ins  Detail  diejenige  der  französischen  Syndikalisten  und  Lenins. 
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Die  „Zellen  oder  Keime",  die  Mussolini  später  in  seinen  Fasci  grün- 
dete, wurden  auch  „Kontrollen"  genannt.  Es  war  nämlich  eine  der 
wichtigsten  Friedensaufgaben  dieser  Vertrauensmänner,  über  die 
wirtschaftlichen  Interessen  der  Stadt-  und  der  Landgemeinden,  über 
die  im  wirtschaftlichen  Leben  einflußreichen  Personen,  über  politische 
Strömungen,  Parteiverhältnisse,  Stimmungen  unter  Offizieren  und 
Mannschaften,  kurz  über  alles  zu  berichten,  was  von  irgendeinem 
Gesichtspunkte  aus  für  die  Leitung  von  Interesse  sein  konnte.  Wer 
Gelegenheit  gehabt  hat,  Berichte  zu  lesen,  die  von  kommunistischen 
„Kontrollen"  an  ihre  Oberen  erstattet  worden  sind,  weiß,  daß  sie 
sich  über  eben  dieselben  Gegenstände  verbreiten. 

Mussolini  wurde  wegen  anarchistischer  Umtriebe  aus  der 
Schweiz  ausgewiesen  und  fand  nach  einigen  Irrfahrten,  wohl  im 
Jahre  1906,  ein  Asyl  in  Trient,  wo  er  Mitredakteur  des  sozialistisch- 
irredentistischen  „Popolo"  wurde.  Im  Jahre  1911  wurde  er  auch  aus 
Oesterreich  ausgewiesen.  Er  kehrte  nunmehr  in  seine  Heimat  zurück 
und  gründete  in  Forli  eine  Tageszeitung  „La  Lotta  di  Classe",  die 
ihrem  Namen  Ehre  machte.  In  heftiger  Polemik  gegen  die  Revisio- 
nisten predigte  er  die  Revolutionierung  des  Proletariats,  setzte  er 
sich  für  die  Durchfechtung  des  Klassenkampfes  und  für  die  Reini- 
gung der  Partei  von  allen  nicht  streng  sozialitischen  Elementen  ein.*) 
Schon  in  wenigen  Monaten  gewann  er  über  seine  Heimat- 
provinz hinaus  in  ganz  Italien  einen  beachteten  und  vielfach  gefürch- 
teten Namen;  er  wurde  der  Exponent  der  revolutionären  Strömungen 
in  der  sozialistischen  Partei. 

Im  Jahre  1912  war  Mussolini  bereits  Chefredakteur  des  „Avanti", 
bekleidete  also  mit  29  Jahren  den  verantwortungsvollsten  und  wich- 
tigsten Posten,  den  die  Partei  zu  vergeben  hatte.  Benito  Mussolini  ist 
ein  leidenschaftlicher  Mann  der  Feder,  sein  Element  ist  der  Journa- 
lismus. Volksschullehrer  und  Redakteur  sind  zwei  Berufe,  die  aller- 
dings in  den  Kreisen,  die  in  Deutschland  den  Diktator  Italiens  be- 
wundern, nicht  sehr  hoch  geschätzt  werden.  In  der  Schweiz  hatte  er 
sich  auch  noch  als  Tagelöhner,  Maurer,  Lastträger,  Wegearbeiter  ver- 
suchen müssen. 

Nach  Ausbruch  des  Weltkrieges  trat  Mussolini  in  seinem  „Ävanti" 
mit  großer  Leidenschaft  für  die  Neutralität  Italiens  ein.  „Ein  Kriegs- 
überfall", so  schrieb  er  z.  B.,  „würde  das  Gewissen  Italiens  verletzen." 
Im  Oktober  aber  forderte  er  bereits  ebenso  stürmisch  die  Intervention. 


*)  Wir  stützen  unsere  Darstellung  auf  eigene  Wahrnehmungen,  mündliche  Be- 
richte, Zeitungen  und  Zeitschriften,  und  die  vier  Schriften  über  den  Fascismus  in 
deutscher    Sprache:    von    Qüterbock,    Schotthöfer,   Ludwig   Bernhard   und  Mannhardt. 
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Er  mußte  deshalb  aus  dem  „Avanti"  und  aus  der  Partei  ausscheiden. 
Sofort  gründete  er  eine  neue  Zeitung,  den  „Popolo  d'Italia",  wie  seine 
Feinde  behauptet  haben,  mit  französischem  Gelde.  Am  15.  Novem- 
ber 1914  erschien  die  erste  Nummer:  „Mein  Glückwunsch  ist  ein 
angstvolles  Zauberwort:  Krieg!"  Mit  solcher  Leidenschaft  gab  er  sich 
der  neuen  Idee  hin,  daß  er  auch  noch  einen  Bund  gründete,  um  die 
Interventionspartei  zu  unterstützen,  den  „Fascio  Interventista".  An 
der  Gründungsversammlung  in  Mailand  am  11.  Dezember  1917 
nahmen  freilich  nur  300  Personen  teil.  Aber  das  entmutigte  den  Un- 
ermüdlichen, der  sich  soeben  aus  einem  rotglühenden  Sozialisten  in 
einen  weißglühenden  Patrioten  verwandelt  hatte,  nicht  im  geringsten. 
Zu  den  wesentlichsten  Eigenschaften  des  Duce  gehört  nämlich  die, 
sich  durch  keinen  Mißerfolg  in  seinem  Vorhaben  irre  machen  zu 
lassen.  Mussolini  wurde  der  leidenschaftlichste  Vorkämpfer  des 
Interventionismus.  Daß  Italien  seinen  Verbündeten,  Oesterreich- 
Ungarn  und  später  auch  Deutschland,  den  Krieg  erklärt  hat,  ist 
nicht  zum  geringsten  Teil  sein  Werk.  Er  machte  die  „Straße"  mobil. 
Mit  Hilfe  seiner  fasci  (Bünde),  die  sich  nach  und  nach  über  ganz 
Oberitalien  ausbreiteten  und  seines  „Popolo  d'Italia"  schüchterte 
er  die  Friedensfreunde  im  Volke  und  im  Parlamente  ein. 

Nachdem  er  sein  Ziel  glücklich  erreicht  hatte,  war  er  in  dem 
Streit  um  die  Kriegsziele,  der  ja  alle  kriegführenden  Nationen  auf 
das  Heftigste  bewegt  hat,  der  Vorkämpfer  auf  dem  äußersten  natio- 
nalistischen Flügel.  Als  sich  die  Wage  des  Krieges  im  Jahre  1916 
noch  zu  Gunsten  der  Mittelmächte  neigte,  forderte  er  schon  als  Sieges- 
preis Süd-Tirol,  Istrien,  Dalmatien  und  Albanien.  Kein  italienisches 
Blatt  hat  mit  größerer  Skrupellosigkeit  die  Kriegsleidenschaften 
erregt  wie  der  „Popolo  d'Italia".  Mussolini  kämpfte  nach  zwei 
Fronten;  der  innere  Feind  waren  die  Gemäßigten,  also  die  Sozialistert, 
die  Giolittaner  und  die  Klerikalen,  die  für  die  Aufrechterhaltung  der 
Neutralität  eingetreten  waren  und  im  Verdachte  standen,  gerne 
einen  erträglichen  Frieden  schließen  zu  wollen. 

Nach  dem  Siege  hätte  Mussolini  das  Schwert  in  die  Scheide 
stecken  können,  denn  er  hatte  sein  Werk  vollbracht.  Aber  er  tat  es 
nicht.  Vielmehr  gründete  er  im  Frühjahr  1919  nach  dem  Vorbild 
Gabriele  d'Annunzios  und  anderer  unzufriedener  Patrioten  einen 
Kampfbund,  den  er  Fascio  di  Combattimento  nannte.  „Wie  kam  der 
Zeitungsleiter  Mussolini  dazu,  an  der  nach  dem  Kriege  grassierenden 
Kampfbündelei  teilzunehmen?"  So  fragt  Ludwig  Bernhard.  Nach 
der  Meinung  dieses  Schriftstellers  wollte  sich  Mussolini  in  seinem 
Kampfbund  in  erster  Linie  eine  Schutztruppe  gegen  Angriffe  seiner 
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sozialistischen  und  kommunistischen  Feinde  schaffen.  Gewiß  mag 
dieser  Beweggrund  mitgesprochen  haben,  aber  der  einzige  und  aus- 
schlaggebende ist  er  sicher  nicht  gewesen.  Wer  nähme  gerne  Ab- 
schied von  der  Macht?  Eine  Organisation  wie  der  Fascio  Inter- 
ventista  war  immerhin  ein  Machtinstrument  gewesen.  Vereine  sind 
schnell  abgebaut,  aber  schwer  wieder  aufgebaut.  So  machte  er  aus 
seinem  Fascio  Interventista  einen  Fascio  Combattimento.  Aber 
gegen  wen  sollte  der  neue  Verein  Front  machen?  Mussolini  setzte 
einfach  den  alten  Kampf  fort  gegen  die  Sozialisten,  die  Giolittaner 
und  die  Klerikalen.  Der  Frieden,  der  Italien  seine  neuen  Grenzen 
gab,  ist  erst  am  7.  Mai  1919  geschlossen  worden.  Mussolini  hatte  also 
noch  Gelegenheit  und  Anlaß  genug,  für  seine  „Termini  sacri"  und 
gegen  die  „Verzichtler"  zu  fechten.  Die  Stichworte,  die  er  ausgab, 
waren:  Verherrlichung  des  nationalen  Krieges,  Auswertung  des 
Sieges,  Widerstand  und  Kampf  gegen  die  theoretische  und  praktische 
Entartung  des  politischen  Sozialismus.  Er  trat  für  einen  nationalen 
Sozialismus  ein. 

Auch  in  jener  Zeit  des  Lawierens,  in  der  der  künftige  Diktator 
Italiens  sein  erstes  großes  Ziel  erreicht  und  sein  zweites  größeres 
noch  nicht  ins  Auge  gefaßt  hatte,  erkennen  wir  den  alten  Revolutionär 
wieder.  Seine  erste  Wahlparole  im  November  1919  wird  von  Güter- 
bock als  nationalistisch-revolutionär  gekennzeichnet.  „Er  begnügte 
sich  nicht  damit,  die  demokratischen  Forderungen  einer  weitgehen- 
den Ausgestaltung  des  allgemeinen  Wahlrechtes  durch  Einführung 
des  Frauenstimmrechtes,  des  Listensystems,  der  Proportionalver- 
tretung aufzunehmen,  sondern  er  verlangte  darüber  hinaus  die  Ab- 
schaffung des  Senates  und  die  Einberufung  einer  Nationalversamm- 
lung, die  sogleich  nach  Beendigung  der  Heeresdemobilisation  auf 
Grund  des  neuen  Wahlrechtes  auf  drei  Jahre  zu  wählen  sei;  diese 
Nationalversammlung  solle  über  die  Frage  der  monarchischen  oder 
republikanischen  Staatsform  —  er  selbst  erklärte  sich  für  die  republi- 
kanische —  entscheiden,  solle  Minister  ernennen  und  die  höchsten 
Funktionen  des  Staates  ausüben."  Auf  Kurt  Eisner,  den  „Haupt- 
führer der  deutschen  Revolution",  berief  er  sich  und  forderte  die 
Errichtung  von  Wirtschaftsräten.  Es  war  also  eine  Fülle  mannig- 
faltigster Und  zum  Teil  äußerst  radikaler  politischer  und  sozialer 
Reformen,  für  die  sich  der  „Popolo  d'Italia"  damals  ins  Zeug  legte; 
aber  rückblickend  wird  man  nicht  sagen  können,  daß  man  aus  der 
Klaue  bereits  den  Löwen  zu  erkennen  vermag.  Nur  in  der  Pflege 
des  extremsten  Imperialismus  hat  Mussolini  nicht  mehr  geschwankt, 
seit  er  sein  nationales  Damaskus  erlebt  hatte.    Am  23.  März  1919  war 
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der  Fascio  di  Combattimento  gegründet  worden;  sein  erstes  Unter- 
nehmen größeren  Stils  war  die  Teilnahme  an  dem  Zuge  Gabriele 
d'Annunzios  nach  Fiume  im  Herbst  1919.  D'Annunzio  hatte  noch  vor 
Mussolini  eine  Patriotenliga  gebildet,  die  „Arditi".  Die  Fasci  und  die 
Arditi  waren  eigentlich  Konkurrenzunternehmungen.  Beide  warben 
um  Anhänger  unter  den  aus  dem  Heeresverband  entlassenen  Sol- 
daten und  Offizieren  und  besonders  unter  den  aus  Feindesland  heim- 
kehrenden Kriegsgefangenen.  Daß  es  die  eine  Bewegung  so  viel 
weiter  gebracht  hat  als  die  andere,  wird  seinen  Grund  darin  haben, 
daß  die  eine  von  einem  Dichter  geführt  wurde  und  die  andere  von 
einem  Staatsmanne  und  Organisator. 

Mussolini  kannte  sich  im  politischen  Leben  aus  und  wußte,  wie 
man  eine  Organisation  aufzuziehen  hat.  Die  Zellen  oder  Keime  haben 
wir  bereits  kennengelernt,  mit  den  Squadri,  der  M-Organisation  des 
Fascismus,  werden  wir  sogleich  Bekanntschaft  machen.  Im  Jahre  1922, 
als  der  Fascismus  schon  eine  politische  Partei  geworden  war,  voll- 
zog sich  eines  der  bedeutsamsten  Ereignisse  in  seiner  Geschichte: 
er  nahm  den  nationalen  Arbeiterverband,  an  dessen  Spitze  Rossoni 
stand,  in  seine  Organisation  auf.  Rossoni  war  ebenfalls  vom  fran- 
zösischen Syndikalismus  hergekommen  und  beim  nationalen  Sozia- 
lismus gelandet.  Seitdem  bestand  der  Fascio  aus  „eigentlichen  und 
uneigentlichen"  Fascisten.  Die  ersteren  sind  die  eingeschriebenen 
Parteimitglieder.  Ende  1924  belief  sich  ihre  Zahl  auf  500  000  bis 
600  000.  Die  Leitung  wacht  darüber,  daß  ihr  Wein  nicht  allzusehr  ver- 
wässert wird.  Die  uneigentlichen  Mitglieder  sind  die  Angehörigen  der 
fascistischen  Korporationen  oder  Syndicati.  Unter  den  Syndikaten 
(oder  auch  Korporationen)  sind  die  örtlichen  Berufsverbände  zu  ver- 
stehen, der  Metallarbeiter,  Textilarbeiter,  kaufmännischen  Angestell- 
ten; aber,  und  das  ist  das  charakteristische  Merkmal  des  fascistischen 
Syndikalismus,  auch  der  Metallindustriellen,  Grundbesitzer,  Gast- 
wirte, ja  sogar  Rechtsanwälte  und  Aerzte  usw.  Der  Fascismus  hat 
also  Berufsverbände  für  Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber  geschaffen. 
Er  will  sogar  noch  einen  Schritt  weiter  gehen.  Die  Vertreter  der 
Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmerverbände  ein  und  desselben  Berufes 
sollen  Provinzialkorporationen  bilden,  die  ihrerseits  wieder  nationale 
Korporationen  bilden  sollen.  Die  oberste  Spitze  dieses  Aufbaues 
wird  die  „Vereinigung  der  syndikalen  fascistischen  Korporationen" 
sein.  In  den  Korporationen  werden  also  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer zusammensitzen;  der  „Integralismu s".  Es  ist  nicht 
von  ungefähr,  daß  Mussolini  und  seine  Freunde,  unter  denen  vor 
allen    Rossoni  zu  nennen  ist,  die  Arbeiterfrage  nicht  durch  Arbeiter- 
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berufsverbände  lösen  wollen,  also  auf  dem  Wege  des  Interessen- 
kampfes, den  England  der  ganzen  Welt  gewiesen  hat,  sondern  durch 
Zusammenfassung  der  Arbeitnehmer  und  der  Arbeitgeber  in  ein  und 
derselben  Organisation,  alo  durch  Harmonie;  denn  der  Gedanke  der 
Volksgemeinschaft  ist  echt  fascistisch.  Ende  des  Jahres  1924  waren 
auf  diese  Weise  drei  Millionen  Gewerbetreibender  fascistisch 
organisiert.  Freilich  setzt  der  Imperialismus  die  Diktatur  voraus! 

Nachdem  Mussolini  zur  Macht  gelangt  war,  sorgte  er  dafür,  daß 
seine  Korporationen  vom  Staate  mit  Privilegien  ausgestattet  wurden. 
Wer  heute  in  Italien  im  Interesse  seines  besseren  Fortkommens  etwas 
erreichen  will,  wendet  sich  an  eine  fascistische  Korporation  um  Be- 
fürwortung. Außer  diesen  Syndikaten  und  Korporationen  hat  sich 
der  Fascismus  auch  der  Genossenschaftsbewegung  zugewandt  und 
Konsumvereine,  ja  sogar  Produktivgenossenschaften  ins  Leben  ge- 
rufen. Mit  ihrer  Hilfe  ist  es  gelungen,  das  Fascistenheer  von  240  000 
Mann,  das  an  dem  Marsch  nach  Rom  teilnahm,  zu  verproviantieren. 

Die  Partei  (Partito  Nazionale  Fascista)  ist  ebenfalls  in  Stufen 
aufgebaut:  Oertlicher  Fascio,  Provinzialverband  und  der  große  fas- 
cistische Rat  in  Rom,  II  Gran  Consiglio  Fascista.  Ueber  dem  ganzen 
Aufbau  thront  Mussolini  selbst  als  Duce  del  Fascismo.  Neben  diesen 
Instanzen  hat  der  Fascismus  noch  zwei  Organe,  deren  Kompetenzen 
unklar  sind,  „der  große  Nationalrat",  ein  Parlament  aller  prominenten 
Mitglieder  und  das  „Komitee  der  parlamentarischen  Majorität".  Da 
aber  alle  Parteiinstanzen  an  die  Weisungen  des  Duce  gebunden  sind, 
kann  diese  Unklarheit  keinen  Schaden  anrichten.  II  Partito  Nazionale 
Fascista  ist  also  eine  durch  und  durch  zentralistisch  geleitete  Orga- 
nisation von  Millionen  Menschen.  Da  die  Italiener  auch  Menschen 
sind,  kann  man  mit  absoluter  Sicherheit  voraussagen,  daß  sich  auf 
die  Dauer  die  Unterführer  in  der  Provinz  und  in  den  Ortschaften 
das  Diktat  von  Rom  nicht  gefallen  lassen  werden. 

Doch  wir  sind  den  Ereignissen  vorausgeeilt.  Wenn  es  jemand 
im  Leben  zu  etwas  bringen  will,  so  muß  er  eine  Erbschaft  tun,  pflegte 
Goethe  zu  sagen.  Dem  Volksschullehrer  von  Gualtieri  Emilia  sind 
verschiedene  große  Erbschaften  zugefallen.  Seine  größte  war  die 
Besetzung  der  Fabriken  und  der  Landgüter  in  Oberitalien  durch  die 
Sozialisten.  Die  italienschen  Sozialisten  waren  ins  Lager  des  Bol- 
schewismus übergegangen.  Sie  hatten  sich  der  dritten  Internationale 
angeschlossen,  die  von  Moskau  aus  geleitet  wird,  und  waren  der 
zweiten,  der  Amsterdamer  Internationale,  untreu  geworden.  Auf 
dem  Kongreß  in  Bologna  im  Oktober  1919  hatte  die  „maximalistische" 
Richtung  den  Sieg  davongetragen.   Die  russische  Revolution  wurde 
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als  das  „glückverheißende  Ereignis  in  der  Geschichte  des  Proletariats" 
geleiert  und  die  Weltrevolution  gefordert.  Man  beschloß  die  Bildung 
von  Arbeiter-,  Soldaten-  und  Bauernräten,  genau  wie  in  Rußland: 
„Alle  Macht  dem  in  seinen  Räten  vereinigten  Proletariat".  Im  Sep- 
tember 1920  wehten  in  der  Lombardei  auf  den  meisten  Fabriken  die 
roten  Fahnen  mit  dem  Sowjetstern.  Rote  Garde  bewachte  die  Betriebe, 
rote  Tribunale  zogen  die  Unternehmer  vor  ihr  Gericht  und  urteilten 
im  Namen  der  Weltrevolution.  Das  Wirtschaftsleben  stockte  völlig. 
In  der  Emilia  brach  ein  Agrarstreik  aus,  dessen  Ziel  die  gewaltsame 
Enteignung  war.  Diesen  Augenblick  benützte  Mussolini,  um  seine 
Fasci  einzusetzen.  Ihr  Feldgeschrei  war:  Vendetta!  Rache!  Ein 
Motiv,  das  den  italienischen  Ohren  vertrauter  ist  als  „Schutz  der 
Ordnung  oder  des  Eigentums".  Mussolini  ist  ein  glänzender  Volks- 
redner, seine  Spezialität  sind  die  Schlagworte.  Als  ihn  ein  Freund 
einmal  an  einem  Tag  der  größten  Bewegung,  so  erzählt  Ludwig 
Bernhard,  ruhig  nachsinnend  am  Schreibtisch  fand  und  fragte,  was 
er  denn  in  einem  so  entscheidenden  Augenblick  zu  Schriftstellern 
habe,  antwortete  Mussolini:  „Die  Entscheidung  hängt  jetzt  von  der 
Prägung  eines  neuen  Schlagwortes  ab". 

Man  kann  sich  vorstellen,  mit  welchem  Enthusiasmus  die 
Schwarzhemden  von  den  beinahe  schon  verzweifelten  Industriellen 
und  Gutsbesitzern  begrüßt  wurden  und  welchen  Zulauf  sie  aus  diesen 
Kreisen  hatten,  als  sie  zum  Gegenangriff  gegen  die  Roten  vorgingen. 
„Vom  November  1920  bis  zum  August  1921  hat  der  Fascismus 
keinen  Tag  vorübergehen  lassen,  ohne  sozialistische  und  kommu- 
nistische Gewerkschaftsbüros,  Arbeiterkammern,  Druckereien,  Zei- 
tungsgebäude zu  zerstören.  Jede  Versammlung  von  Sozialisten  und 
Kommunisten  wurde  aufgespürt  und  auseinandergesprengt,  jede 
öffentliche  Demonstration  wurde  verhindert."  Die  Leipziger  Bürger 
haben  auch  nicht  getrauert,  als  im  März  1920  das  Volkshaus  durch 
die  Truppen  zerstört  wurde,  die  unter  dem  General  Märker  in  Leipzig 
eingerückt  waren,  um  die  Stadt  aus  den  Händen  der  Kommunisten 
zu  befreien.  Welche  Stellung  würde  heute  der  Stahlhelm  in  Deutsch- 
land einnehmen,  wenn  ihm  dieselbe  Erbschaft  zugefallen  wäre  wie 
den  italienischen  Fascisten?  Daß  die  Fascisten  damals  die  Sozialisten 
aus  den  von  ihnen  besetzten  Fabriken  getrieben  haben,  erfahren  wir 
von  unseren  Chronisten  nicht.  Der  Grund  ist  der,  daß  es  der  kalt- 
blütigen Regierungstaktik  Giolittis  bereits  gelungen  war,  die  unrecht- 
mäßigen Herren  zur  Herausgabe  ihres  Besitzes  zu  bewegen;  aber 
den  Ruhm  ernteten  diejenigen,  die  der  Gewalt  Gewalt  entgegen- 
gesetzt und  dem  bereits  auf  dem  Rückzug  befindlichen  Feinde  eine 
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vernichtende  Verfolgungschlacht  geliefert  haben:  die  Schwarz- 
hemden und  ihr  Duce.  Der  Krieger  erwirbt  die  Sympathien  des 
Volkes  ja  immer  leichter  als  der  Staatsmann. 

Wenn  der  Fascismus  als  der  Retter  Italiens  vor  dem  Bolsche- 
wismus gefeiert  wird,  so  hat  das  trotzdem  seinen  guten  Grund.  Die 
Fascisten  haben  dem  Bolschewismus  den  Garaus  gemacht.  Seine 
„Squadri"  setzten  sich  über  alle  Schranken  der  Gesetze  und  der 
staatlichen  Autorität  hinweg  und  terrorisierten  in  einer  noch  nie  da- 
gewesenen Weise  nicht  nur  die  Sozialisten,  sondern  auch  gelegent- 
lich einen  mißliebigen  Präfekten.  Der  weiße  Terror  war  schlimmer  als 
der  rote.  „Der  Fascismus  unterscheidet  bestimmte  Gewaltmethoden, 
und  es  ist  charakteristisch,  daß  die  Namen  für  diese  Gewaltmethoden 
durchweg  Ausdrücke  sind,  die  in  der  Kolonialpolitik  gegenüber  den 
Farbigen  angewendet  werden:  Die  politische  Expedition,  die  Straf- 
expedition, die  Repressalie,  die  Einschüchterungsaktion,  die  Geisel- 
nahme, der  Ueberwachungsdienst."  Die  Strafexpeditionen  wurden 
die  Hochschule  des  Fascismus.  Auf  ihnen  vollzog  sich  der 
Ausleseprozeß,  der  bedeutende  Bandenführer  emporhob,  hier  wurde 
sichtbar,  wer  auf  die  Mannschaften  einen  starken  persönlichen 
Eindruck  auszuüben  vermochte.  Der  Squadrismus  war  nach 
einem  Ausdrucke  Mussolinis  eine  so  ernsthafte  Sache  geworden,  daß 
er  selbst  auf  militärische  Führernaturen  seinen  Reiz  ausübte.  Sogar 
Generäle  stellten  sich  dem  Fascio  zur  Verfügung.  Auch  unserm 
Bund  der  Frontsoldaten,  dem  Stahlhelm,  haben  sich  Generäle  an- 
geschlossen, obgleich  er  noch  keine  militärischen  Lorbeeren  geerntet 
hat.  Der  „Duce"  ließ  dem  Squadrismus  die  Zügel  schießen;  denn 
nichts  fördert  die  militärische  Ausbildung  mehr  als  der  Kampf. 

Der  Ehrentag  des  Fascismus  war  der  1.  Mai  1922.  Es  war  Mussolini 
mit  Hilfe  seines  Freundes  Angelo  Chiarini  gelungen,  so  viele  Eisen- 
bahner für  den  Fascismus  zu  gewinnen  auf  dem  Wege  der  Keim-  und 
Zellenbildung,  von  der  schon  die  Rede  war,  daß  am  1.  Mai  1922  die 
italienischen  Eisenbahnen  verkehrten  wie  immer,  obgleich  der  sozia- 
listische und  kommunistische  Eisenbahnerverband  die  Parole  aus- 
gegeben hatte,  daß  der  Eisenbahnverkehr  ruhen  sollte.  Am  Nach- 
mittage des  30.  April  hatten  die  „Kontrollen"  auf  den  Bahnhöfen  der 
Haupteisenbahnlinien  Plakate  in  den  Farben  der  italienischen 
Trikolore  angeschlagen,  die  im  Namen  des  Fascismus  den  Streik  bei 
Strafandrohung  verboten.  Die  fascistische  Technische  Nothilfe  war 
auch  zur  Stelle  für  den  Fall,  daß  das  Verbot  nicht  respektiert  wurde. 

„Noch  einmal  versuchten  am  1.  August  1922  die  sozialistischen 
und  kommunistischen  Arbeiterverbände,  das  fascistische  Joch  in  einer 
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einzigen  großen  Bewegung  abzuschütteln,  indem  sie  den  General- 
streik proklamierten.  Es  war  zu  spät.  Mussolinis  Durchdringen  der 
Wirtschaft  und  Verwaltung  mit  fascistischen  Elementen  war  so  weit 
vorgeschritten,  seine  Truppenmacht  war  so  stark,  seine  Arbeiter- 
verbände waren  so  diszipliniert,  daß  die  Arbeit  am  3.  August  wieder 
aufgenommen  werden  mußte.  Kein  Befehl  der  italienischen  Regierung, 
kein  Aufgebot  von  Polizei  und  Militär  hätte  das  zustande  gebracht.  So 
wuchs  neben  der  Regierung,  welche  die  Zeichen  der  Macht  besaß,  der 
Mann  empor,  der  die  Macht  selbst  besaß." 

Wenn  bei  uns  die  Sozialdemokraten  die  Revolution  weitergetrieben 
hätten,  wie  es  die  italienischen  Sozialisten  getan  haben,  und  es  hätte 
ein  Mann  fertiggebracht,  diese  Revolution  vollständig  niederzuwerfen 
und  eine  Organisation  zu  schaffen,  die  so  stark  gewesen  wäre,  daß 
sich  die  Arbeiter  nicht  mehr  hätten  erlauben  können  zu  streiken,  was 
würde  diesen  Mann  daran  gehindert  haben,  das  Szepter  über  Deutsch- 
land zu  ergreifen? 

Wir  glauben  den  Berichten  unserer  Gewährsmänner  gerne,  daß 
der  Duce  eine  fascinierende  Persönlichkeit  ist.  Wer  solche  Erfolge 
aufzuweisen  hatte  wie  Mussolini  bedurfte  aber  dieses  Zaubers  gar 
nicht,  um  die  Herzen  zu  gewinnen.  Der  beste  Zauberstab  ist  ein 
schlagfertiges  Heer,  —  und  das  hatte  er  sich  in  seinen  Squadri  ge- 
schaffen — ,  und  der  Erfolg,  der  Sieg,  und  den  hatte  er  über  den 
Sozialismus  gründlich  davongetragen. 

Am  15.  Mai  1921  zog  der  Fascio,  den  Skalp  des  erschlagenen 
Sozialismus  in  seinem  Gürtel,  in  das  Parlament  ein.  Giolitti  hatte  die 
Kammer  aufgelöst  und  damit  Mussolini  gezwungen,  Farbe  zu  be- 
kennen. Es  ging  nicht  an,  daß  eine  so  große  Bewegung  wie  der 
Fascismus,  die  doch  im  eminentesten  Sinne  des  Wortes  eine  politische 
war,  bei  den  allgemeinen  Wahlen  Versteck  spielte.  Auch  bei  uns  hätten 
die  vaterländischen  Verbände  längst  dem  Beispiel  des  Fascio  folgen 
müssen,  wenn  sie  nicht  in  der  deutschnationalen  Partei  ihre  parla- 
mentarische Vertretung  hätten.  Uebrigens  hat  der  Stahlhelm  tatsäch- 
lich schon  damit  gedroht,  das  nächste  Mal  eigene  Kandidaten  auf- 
zustellen. 

Mussolini  schloß  mit  dem  „nationalen  Block"  ein  Bündnis,  wonach 
sich  dieser  verpflichtete,  eine  bestimmte  Anzahl  fascistischer  Kandi- 
daten aufzustellen.  Der  Fascismus  segelte  also  unter  der  Flagge  des 
nationalen  Blockes,  d.  h.  in  der  Hauptsache  der  liberalen  Parteien. 
Der  Erfolg  bleibt  nicht  aus,  es  konnten  35  fascistische  Deputierte  in  den 
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Palast  von  Monte  Citorio  einziehen  und  dort  eine  eigene  Fraktion 
bilden.  „Sie  nahm  auf  der  äußersten  Rechten  Platz  und  zeichnete  sich 
mehr  durch  lärmende  Demonstrationen  aus  als  durch  positive  Arbeit. 
Ihre  erste  Kundgebung  war  gegen  die  Monarchie  gerichtet.  Der  Er- 
öffnung der  Session  durch  den  König  wohnte  die  fascistische  Gruppe 
nicht  bei.  Mussolini  war  noch  nicht  so  weit,  mit  dem  alten  revo- 
lutionären Sozialismus  auch  den  Republikanismus  abzustreifen." 
(Schotthöfer.)  Unser  Held  war  also  durch  die  Umstände  genötigt 
worden,  eine  Partei  zu  bilden  und  ganz  gegen  seine  Natur  ein  Pro- 
gramm aufzustellen.  Es  war  farblos  genug.  Sein  Hauptpunkt  war 
natürlich  der  Kampf  gegen  den  Sozialismus.  Unter  diesem  Zeichen 
hatte  ja  auch  der  nationale  Block  den  Wahlkampf  geführt. 

Trotzdem  streckte  Mussolini,  was  ihm  damals  von  vielen  seiner 
Anhänger  schwer  verdacht  worden  ist,  den  Sozialisten  die  Friedens- 
hand entgegen:  die  Geste  eines  Staatsmannes.  Der  Bürgerkrieg  sollte 
beendet  werden.  Am  2.  August  kam  auch  wirklich  nach  langwierigen, 
mühevollen  Verhandlungen  ein  Friedensvertrag  zwischen  den 
Fascisten  und  den  Sozialisten  zustande.  Die  Folge  davon  war  eine 
Revolte  im  eigenen  Lager,  so  daß  sich  Mussolini  sogar  veranlaßt  sah, 
die  Leitung  des  Fascimus  niederzulegen.  Auf  dem  großen  Fascisten- 
kongreß,  der  im  November  1921  in  Rom  stattfand,  gelang  es  ihm 
jedoch,  die  Partei  wieder  vollkommen  in  seine  Hand  zu  bekommen. 
4000  Delegierte  vertraten  2200  Fasci  mit  320  000  Mitgliedern.  Der 
Friedensvertrag  zwischen  Fascisten  und  Sozialisten  ist  denn  auch 
nach  wenigen  Monaten  wieder  gekündigt  worden,  so  daß  man  heute 
mit  Recht  nur  von  einem  Waffenstillstand  spricht. 

In  innerpolitischen  Fragen  unterschieden  sich  die  Fascisten  von 
den  übrigen  bürgerlichen  Parteien  eigentlich  nur  dadurch,  daß  sie 
die  Bekämpfung  des  Sozialismus  als  ihre  besondere  Domäne  in  An- 
spruch nahmen  und  Republikaner  waren.  Der  Duce  begann  aber 
damals  auch  schon  davon  zu  reden,  daß  sich  das  liberal-demokratische 
Regierungssystem  und  dessen  hervorragendster  Vertreter  Giolitti 
überlebt  hätten.  „Die  großen  Erfahrungen  des  Weltkrieges,"  so 
schrieb  er  im  April  1922  in  der  „Gerarchia",  „die  jetzt  vor  unseren 
Augen  sich  vollziehen,  zeigen  die  Niederlage  des  Liberalismus.  In 
Rußland  und  in  Italien  zeigt  sich,  daß  man  außer,  über  und  gegen  die 
ganze  liberale  Ideologie  regieren  kann"  und  am  30.  April  1922  erklärte 
er  im  „Popolo  d'Italia":  „Der  neue  Staat,  der  als  Keim  in  der  Macht 
unserer  Partei  bereits  vorhanden  ist,  muß  —  allmählich  oder  mit 
Gewalt  —  den  liberalen  Staat  ersetzen". 
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In  der  Kammer  befleißigte  sich  der  Duce  im  Gegensatz  zu 
manchem  seiner  Genossen  einer  im  großen  und  ganzen  gemäßigten 
Haltung.  Nur  in  der  Nationalitätenfrage  und  in  den  Fragen  der  aus- 
wärtigen Politik  zog  er  vom  Leder.  Er  geißelte  in  scharfen  Worten 
die  Schonung,  die  die  Regierung  den  180  000  Deutschen  in  Süd-Tirol 
angedeihen  ließ,  und  verlangte  gegen  die  Eindringlinge  die  eiserne 
Faust.  Auf  der  anderen  Seite  verherrlichte  er  den  italienischen 
Irredentismus  in  Dalmatien  und  im  Kanton  Tessin.  Das  ist  ja  die 
bekannte  Logik  der  Nationalisten:  die  Schonung,  die  sie  selbst 
fordern,  sind  sie  weit  entfernt,  anderen  zu  gewähren.  Ja,  der  richtige 
Nationalist  hält  die  Unterdrückung  der  fremden  Nationalität  für  ein 
so  hohes  und  heiliges  Prinzip,  daß  er  auch  in  dem  Fall  nicht  auf  sie 
verzichten  würde,  wenn  er  dadurch  die  Unterdrückung  seiner  eigenen 
Volksgenossen  im  fremden  Lande  verhindern  könnte.  Bei  den 
Nationalisten  ist  der  Haß  größer  als  die  Liebe. 

Wenn  wir  uns  ein  rechtes  Bild  von  Benito  Mussolini  gemacht 
haben,  so  gehört  er  trotz  alledem  nicht  zu  dieser  Klasse  der  niedrig- 
stirnigen  Patrioten.  Aber  er  weiß,  wodurch  man  die  Sympathien  der 
Nationalgesinnten  gewinnt.  Es  muß  auch  auffallen,  daß  Mussolini  kein 
Antisemit  ist,  obgleich  der  Antisemitismus  auch  in  seiner  Partei 
Wurzel  geschlagen  hat.  Mussolini  selbst  hat  in  einer  Parlamentsrede 
vom  Juni  1921  ausdrücklich  jeden  Antisemitismus  von  sich  gewiesen. 
Er  hat  sogar  Juden  in  leitende  Stellen  der  Partei  berufen.  Der  Jude 
Finzi  hat  es  bis  zu  seinem  Stellvertreter  im  Ministerium  des  Inneren 
gebracht.  Wenn  allerdings  der  Antisemitismus  in  Italien  in  demselben 
Maße  grassierte  wie  in  Deutschland,  so  würde  Mussolini  auch  kein 
Bedenken  getragen  haben,  ihm  seine  Konzessionen  zu  machen.  Wer 
ein  rechter  Staatsmann  werden  will,  muß  vorurteilslos  sein  wie 
Bismarck,  der  noch  nach  seiner  Entlassung  Artikel  gegen  den  Anti- 
semitismus in  seinen  Hamburger  Nachrichten  schreiben  ließ. 

An  der  auswärtigen  Politik  Giolittis  übte  Mussolini  natürlich  als 
das  anerkannte  Haupt  des  italienischen  Nationalismus  eine  ver- 
nichtende Kritik.  Alles,  was  Graf  Sforza  in  den  letzten  Jahren  unter- 
nommen hatte,  war  schwächlich  und  falsch.  Er  nannte  ihn  einen  Lebe- 
mann und  blasierten  Berufs diplomaten  „voll  Skepsis  und  ohne 
Pathos." 

Daß  Mussolini  mit  dem  Einzug  in  die  Deputiertenkammer  als 
Führer  von  32  Mann  das  Ziel  seines  Ehrgeizes  nicht  erreicht  hatte,  war 
ein  offenes  Geheimnis.  Es  gelüstete  ihn  je  länger  desto  mehr,  Herr 
von  Italien    zu  werden.    Italien   wartete   im   Sommer  1922   auf   die 
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fascistische  Revolution.  Die  Staatsgewalt  hatte  sich  den  fascistischen 
Ausschreitungen  gegenüber  als  ohnmächtig  erwiesen.  Also  war  sie 
reif  dazu,  eine  Beute  des  Fascismus  zu  werden.  Einen  ähnlichen  Zu- 
stand haben  wir  im  Sommer  1923  in  Bayern  erlebt.  Ganz  Deutschland 
hatte  den  Eindruck,  daß  sich  die  bayerische  Regierung  nicht  mehr 
getraute,  Hitler  und  seinen  Kampfbünden  entgegenzutreten.  In- 
Italien stand  es  jedenfalls  für  jeden  Kenner  der  Verhältnisse  fest,  daß 
die  Armee  auf  die  Schwärzhemden  nicht  schießen  würde,  wenn  sie 
den  Versuch  machen  würden,  sich  der  Staatsgewalt  zu  bemächtigen. 
Der  Soldat  schießt  nicht  auf  Frauen,  und  der  Offizier  gibt  nicht  den 
Befehl,  auf  Männer  zu  schießen,  die  dasselbe  nationale  Ideal  im  Herzen 
tragen  wie  er  selbst;  so  etwa  mögen  Mussolini  und  seine  Freunde 
kalkuliert  haben.  Auf  diese  Regel  hatten  ja  auch  Ludendorff  und 
Hitler  gebaut,  als  sie  am  Morgen  des  9.  November  1923  ihren  Revo- 
lutionsspaziergang nach  der  Feldherrenhalle  unternahmen.  Es  ist 
übrigens  auch  nicht  die  Reichswehr  gewesen,  die  damals  auf  die 
Demonstranten  geschossen  hat,  sondern  die  Landespolizei. 

So  konnte  denn  Mussolini  im  September  192J'in  aller  Ruhe  mit 
seinen  Vorbereitungen  beginnen.  Er  fuhr  von  Stadt  zu  Stadt  und  hielt 
im  wesentlichen  ein  und  dieselbe  Rede,  in  der  er  die  Uebernahme  der 
Regierung  durch  den  Fascismus  ankündigte.  „Wir  wollen  Italien 
regieren,  das  ist  unser  Glaube  und  unser  Verlangen."  Auch  über  die 
Grundgedanken  und  Ziele  des  Fascismus  verbreitete  er  sich,  wenn 
auch  nur  mit  allgemeinen  Redensarten.  „Die  Fascisten  müssen  den 
Geist  und  den  Ruhm  des  imperialen  Rom  annehmen",  und  „nur  wer 
gehorcht,  kann  befehlen".  Am  20.  September  sagte  er  in  einer  Rede 
in  Udine:  „Ich  denke,  daß  der  Regierungswechsel  vor  sich  gehen  kann, 
ohne  daß  die  Monarchie  davon  berührt  wird,  soweit  sie  sich  nicht  dem 
Fascismus  widersetzt". 

In  den  ersten  Tagen  des  Oktober  veranstalteten  die  Fascisten  den 
berüchtigten  Marsch  nach  Bozen.  „Als  eine  Art  Probemobilmachung, 
um  die  Haltung  der  Regierung  und  ihrer  Organe  kennenzulernen, 
und  um  durch  einen  „Erfolg"  gegen  wehrlose  Nichtitaliener  die  Leiden- 
schaft der  Fascisten  aufzurühren.  Das  Ergebnis  war  billig  zu  haben. 
Selbstverständlich  ohne  Widerstand  zu  finden,  wurde  Bozen  durch 
eine  große  Anzahl  von  Fascisten  aus  den  Nordprovinzen  unter 
Führung  solcher  aus  Trient  besetzt  und  seiner  kommunalen  Selb- 
ständigkeit und  seines  besten  Schulgebäudes  beraubt,  nachdem  der 
altehrwürdige  Perathoner,  gegen  den  sich  wegen  seiner  sachlichen, 
mannhaften  Haltung  die  fascistische  Wut  am  meisten  richtete,  zur  Ab- 
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dankung  gezwungen  worden  war.  Weder  die  Regierung  noch  ihre 
Organe  wurden  dabei  irgendwie  aktiv.  Nun  wußte  Mussolini,  woran 
er  war". 

Die  letzte  Etappe  auf  dem  Wege  zur  Macht  bildete  der  Fascisten- 
kongreß  in  Neapel  am  24.  Oktober  mit  seiner  großen  Parade  der  Zehn- 
tausende von  Schwarzhemden  vor  ihrem  Duce.  Der  kommende  Mann 
legte  die  Maske  des  Parteiführers  ab,  jedoch  ohne  sie  beiseite  zu 
werfen,  und  ließ  die  Züge  des  Usurpators  erkennen,  der  im  Begriff 
stand,  den  Rubikon  zu  überschreiten.  Es  sei  die  Frage,  so  sagte  er, 
ob  der  Fascismus  die  Macht  auf  legalem  oder  illegalem  Wege  erringen 
solle,  „denn  Staat  wollen  wir  werden".  Er  entschied  sich  für  die  Ge- 
waltsamkeit und  kündigte  den  Marsch  nach  Rom  an.  Der  Fascismus 
hatte  sich  merkwürdiger  Weise  überall  eingenistet,  nur  nicht  in  Rom. 
Das  Auftreten  Mussolinis  in  Neapel  wirkte  wie  ein  Trompetenstoß. 
Das  Kabinett  Facta  demissionierte.  Während  die  Fascisten  in  Mittel- 
italien mobilisiert  wurden  und  der  Duce  sich  in  Mailand  aufhielt, 
jederzeit  zum  Sprunge  bereit,  aber  auch  zu  Verhandlungen  mit  der 
Krone,  erwogen  die  italienischen  Staatsmänner  mit  dem  König  alle 
möglichen  Kombinationen.  Am  Morgen  des  28.  Oktober  verkündigte 
die  Agenzia  Stefani  die  Verhängung  des  Belagerungszustandes. 
Krone  und  Regierung  schienen  sich  also  aufgerafft  zu  haben,  den 
Schwarzhemden,  die  in  der  Stärke  von  mehreren  Armeekorps  die 
Hauptstadt  einzukreisen  begannen,  die  bewaffnete  Macht  des  Staates 
entgegenzuwerfen.  Aber  es  kam,  wie  es  kommen  mußte:  um  ein  Uhr 
mittags  kam  die  Kontreorder.  Der  König  hat  später  erklärt,  daß  der 
Belagerungszustand  ohne  seine  Genehmigung  verhängt  worden  sei,  er 
hat  aber  mit  dieser  Behauptung  keinen  Glauben  gefunden.  Kurz 
nachdem  die  Agenzia  Stefani  die  Verhängung  des  Belagerungs- 
zustandes dementiert  hatte,  erschien  eine  Proklamation  des  Duce.  Die 
militärische,  politische  und  administrative  Gewalt  der  Partei  sei  auf 
ein  Direktorium  von  vier  Männern  übergegangen,  die  Kaders  seien 
mobilisiert,  der  gordische  Knoten  müsse  durchhauen  werden,  um  den 
Sieg  von  Vittorio  Veneto  zu  vollenden  und  das  Heil  und  die  Größe 
des  Vaterlandes  zu  gewährleisten.  „Heer,  Polizei,  schaffendes  Bürger- 
tum und  werktätige  Arbeiter  haben  nichts  zu  befürchten.  Wir  werden 
siegen."  Unterzeichnet  war  der  Aufruf  von  einem  „Quadrumvirat". 
Am  späteren  Nachmittage  des  28.  Oktober  zogen  die  Schwarzhemden 
in  Rom  ein.  Den  Ausschlag  bei  der  Entschließung  des  Königs  soll  die 
Erklärung  seines  Bruders,  des  Herzogs  von  Aosta,  gegeben  haben, 
daß  die  Armee  nicht  auf  die  Schwarzhemden  schießen  werde.    Die 
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Krone  machte  gute  Miene  zum  bösen  Spiel  und  forderte  den  Duce  auf, 
die  Regierung  zu  übernehmen.  Sie  fing,  wie  man  gesagt  hat,  den 
Stoß  auf.  Am  30.  Oktober  traf  der  neue  Herr  in  Rom  ein;  umjubelt 
vom  Volke  zeigten  sich  der  König  von  Italien  und  der  König  der 
schwarzen  Hemden  auf  dem  Balkon  des  Schlosses.  „Tradition,  Ge- 
schichte und  jugendstarke,  zukunftsgläubige  Macht  aus  dem  Volke 
hatten  vor  dem  Volke  und  für  das  Volk  ihren  Bund  gemacht,"  so 
schreibt  Mannhardt,  der  zu  den  Verehrern  des  Fascismus  gehört. 

Die  erste  Aufgabe,  die  der  neue  Herr  zu  erfüllen  hatte,  war  die 
Bildung  eines  Kabinettes.  Da  der  Ministerpräsident  seine  Macht  mit 
niemandem  zu  teilen  hatte,  wie  ein  majordomus  oder  Großvezier, 
bildete  er  seine  Regierung  in  der  Hauptsache  aus  Fachmännern.  Das 
war  ja  auch  die  Absicht  der  Männer  gewesen,  die  im  Herbst  1925  bei 
uns  das  nationale  Direktorium  errichten  wollten.  Wenn  der  Kampf  um 
die  politische  Macht  beendet  ist,  erscheinen  die  Fachmänner  auf  dem 
Plan,  um  die  Leiche  der  Freiheit  hinauszutragen.  Das  Unterrichts- 
ministerium erhielt  ein  Gelehrter,  das  Kriegs-  und  Marineministerium 
ein  volkstümlicher  General  und  Admiral,  das  Innen-  und  Außen- 
ministerium übernahm  der  Duce  selbst.  Natürlich  verschaffte  er  bei 
der  Verteilung  der  Minister-  und  Unterstaatssekretärposten  den 
Fascisten  die  Mehrheit.  Mit  diesem  Kabinett  trat  er  am  16.  November 
1922  vor  Kammer  und  Senat.  Er  hatte  ursprünglich  die  Absicht  ge- 
habt, die  Krone  zu  beseitigen  und  aus  Italien  eine  Republik  zu  machen, 
aber  als  er  soweit  war,  schreckte  er  doch  davor  zurück,  die  nationalen 
Kreise  und  besonders  das  Offizierkorps  vor  den  Kopf  zu  stoßen.  Es 
kann  auch  sein,  daß  ihn  das  Entgegenkommen  des  Königs  entwaffnet 
hat;  kurz,  er  machte  aus  der  Not  eine  Tugend  und  wurde  Monarchist. 
Der  Staatsmann  muß  „wenden"  können,  hat  schon  Bismarck  gesagt. 
In  der  Folgezeit  ließ  er  keine  Gelegenheit  vorübergehen,  um  dem  König 
und  der  königlichen  Familie  seine  Ehrfurcht  zu  bezeugen.  In  jedem 
Schulzimmer  mußte  nach  seiner  Anordnung  ein  Bild  des  Königs  und 
der  Königin  aufgehangen  werden,  daneben  ein  Kruzifix.  So  verstand 
es  der  Mann,  der  noch  vor  zehn  Jahren  revolutionärer  Sozialist  ge- 
wesen war,  nicht  nur  die  Gefühle  derer  zu  schonen,  auf  deren  Unter- 
stützung er  angewiesen  war,  sondern  auch  etwas  von  dem  Nimbus  zu 
erhaschen,  der  Thron  und  Altar  umgibt.  Aus  demselben  Grunde 
hatte  Napoleon  III.  den  Marienkultus  gepflegt.  So  war  es  für 
Mussolini  also  von  hoher  Bedeutung,  daß  er  als  Minister  den  Eid  in 
die  Hand  des  Königs  leisten  konnte  und  daß  ihm  der  König  die  höchste 
Würde  verleihen  durfte,  die  er  zu  vergeben  hat,  den  Annunziatenorden. 
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Der  Usurpator  wurde  Vetter  des  Königs.  Wenn  ihm  der  Papst  den 
Kardinal  angeboten  hätte,  Mussolini  würde  ihn  sicher  auch  an- 
genommen haben.  Wer  weiß,  ob  der  Duce  die  Stürme  überstanden 
haben  würde,  die  ihm  noch  drohten,  wenn  er  nicht  mit  Thron  und 
Altar  im  Bunde  gewesen  wäre? 

Der  Usurpator  hatte  einen  Kompromiß  mit  den  alten  Gewalten  ge- 
schlossen. Statt  Erster  Konsul  war  er  Ministerpräsident  geworden. 
Er  mußte  nun  darauf  bedacht  sein,  sich  von  den  Fesseln  der 
Verfassung,  die  ihm  der  Kompromiß  angelegt  hatte,  wieder  zu  befreien. 
Wenn  ihn  die  Kammer  bei  einer  entscheidenden  Abstimmung  im  Stich 
ließ,  was  sollte  er  dann  anfangen?  Seine  eigene  Fraktion  war  ja 
nur  einige  dreißig  Mann  stark,  nicht  stärker  also  als  unsere  deutsch- 
völkische  Fraktion  in  ihren  besten  Tagen.  Der  Duce  tat,  was  jeder 
andere  Staatsmann  in  seiner  Lage  getan  hätte,  er  ließ  sich  von  den 
beiden  Kammern  durch  ein  Gesetz  die  Ermächtigung  erteilen, 
bis  Ende  1923  ohne  die  Zustimmung  des  Parlaments  zu  regieren.  Den 
Senat  gewann  er  durch  Schmeicheleien,  die  Deputiertenkammer  durch 
Drohungen.  Beide  Kammern  wußten  natürlich,  daß  der  Minister- 
präsident sie  nach  Hause  schicken  und  ohne  Parlament  regieren 
werde,  wenn  sie  ihm  nicht  zu  Willen  gewesen  wären. 

Da  ein  Ausnahmezustand  aber  nicht  ewig  dauern  kann,  ließ 
Mussolini  dem  Parlament  ein  neues  Wahlgesetz  vorlegen,  wonach  die- 
jenige Liste,  die  von  sämtlichen  Listen  die  meisten  Stimmen  erhält, 
zwei  Drittel  aller  Mandate  bekommt.  Die  Zersplitterung  bei  den 
Wahlen  in  Italien  ist  sehr  groß.  Zwanzig  Listen  sind  keine  Seltenheit. 
Der  Duce  verließ  sich  also  darauf,  daß  seine  Liste  die  meisten  Stimmen 
erhalten  würde.  Er  konnte  das  um  so  eher  tun,  als  er  ja  im  Besitze  der 
Macht  war  und  der  Mächtige  bekanntlich  immer  den  meisten  Zulauf 
hat.  Dieses  Wahlgesetz  wurde  am  21.  Juli  1923  von  der  Deputierten- 
kammer angenommen,  selbst  die  Populari  stimmten  dafür,  nachdem 
ihr  bewährter  Führer  Don  Sturzo  zurückgetreten  war.  Die  Kurie  wird 
der  Meinung  gewesen  sein,  daß  sie  von  einer  fascistischen  Regierung 
mehr  Entgegenkommen  zu  erwarten  habe  als  von  einer  liberal-demo- 
kratischen. Kirche  und  Fascisten  haben  ja  auch  einen  gemeinsamen 
Feind  in  der  Loge.  Am  6.  April  1924  fanden  die  Neuwahlen  nach 
dem  neuen  Wahlgesetz  statt,  nachdem  ihm  auch  der  Senat  zugestimmt 
hatte.  Die  Fascisten  erhielten  nicht  nur  die  relative,  sondern  sogar  die 
absolute  Mehrheit  sämtlicher  abgegebenen  Stimmen.  Es  hatte  sich 
also  die  Mehrheit  des  italienischen  Volkes  mit  dem  neuen  Regime  ein- 
verstanden erklärt.    Allerdings  bestreiten  selbst  die  besten  Freunde 
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des  Fascismus  nicht,  daß  er  einen  unerhörten  Wahlterror  ausgeübt 
hat.    Sogar  der  Vatikan  hat  sich  veranlaßt  gesehen,  zu  protestieren. 

Der  Duce  hatte  gehofft,  es  werde  ihm  gelingen,  durch  einen  weisen 
und  maßvollen  Gebrauch  seiner  Vollmachten  mit  den  alten  Parteien 
zusammen  arbeiten  zu  können.  Als  die  Populari,  die  stärkste  der 
bürgerlichen  Parteien,  aber  auf  ihrem  Nationalkongreß  in  Turin  im 
April  1923  den  Beschluß  faßten  —  Don  Sturzo  hatte  damals  noch  die 
Führerschaft  inne  —  „die  Freiheit  in  der  Ausübung  der  natürlichen 
und  persönlichen  kulturellen  und  religiösen  Rechte"  zu  beschützen, 
brach  der  Diktator  mit  dem  Collaborazionismo,  entließ  den 
Mitarbeiter,  den  er  sich  aus  den  Reihen  der  Populari  gewählt  hatte,  aus 
seinem  Kabinett  und  ernannte  auch  für  den  anderen,  der  bereits  durch 
den  Tod  ausgeschieden  war,  keinen  Ersatzmann.  Der  „Partito 
Populäre  Italiano",  also  die  italienische  Zentrumspartei,  wurde  von 
dem  Diktator  in  Acht  und  Bann  getan  und  für  „antinational"  erklärt. 
Mussolini  hatte  seinen  zweiten  Schwächeanfall  überwunden.  Der 
erste  war  sein  Bemühen  gewesen,  sich  mit  den  Sozialisten  zu  ver- 
tragen. 

Ein  Diktator  kann  sich  auf  nichts  anderes  stützen,  als  auf  die 
Waffen.  An  der  Spitze  seiner  Schwarzhemden  hatte  Mussolini  die 
Staatsgewalt  erobert,  war  er  der  Hausmeier,  der  Großvezier  Italiens 
geworden.  Der  Sieg  des  „Squadrismo",  also  der  Kampfbündelei, 
hatte  zur  Folge,  daß  sich  die  ganze  italienische  Jugend  männlichen 
und  weiblichen  Geschlechts,  sei  es  aus  Begeisterung,  sei  es,  um  auch 
einen  Zipfel  der  Macht  zu  erhaschen,  schwarze  Hemden  kaufte. 
Italien  war  in  Gefahr,  das  Opfer  der  Banden  zu  werden.  Da  befahl 
Mussolini,  daß  am  1.  Februar  1923  sämtliche  Kampfverbände  ver- 
schwunden sein  müßten.  Einige  Monate  vor  diesem  Zeitpunkte  ließ  er 
aber  aus  seinen  alten  Squadri  die  besten  Leute  auskämmen  und 
bildete  aus  ihnen  seine  Prätorianergarde,  500  000  Mann  stark:  Milizia 
Volontaria  Nazionale,  die  er  zwei  Generalen  unterstellte.  Er  machte 
es  also  wie  CromwelL  „Die  Miliz  soll  dazu  dienen,  die  fascistische 
Revolution  nach  innen  und  nach  außen  zu  verteidigen",  so  erklärte 
Mussolini  im  Senat  den  Zweck  der  neuen  Truppe  und  fügte  in  der 
ihm  eigentümlichen  umschreibenden  und  ironisierenden  Äusdrucks- 
weise  hinzu:  „um  die  spezielle  Form  der  politischen  Regierung,  welche 
man  Fascismus  nennt,  zu  verteidigen,  ist  eine  sehr  große  bewaffnete 
Macht  von  Freiwilligen  erforderlich".  Die  Miliz  wurde  also  weder  auf 
den  König  noch  auf  die  Verfassung  beeidigt.  Aber  ein  Heer  muß  etwas 
zu  tun  haben,  selbst  wenn  es  aus  Freiwilligen  besteht  und  unbesoldet 
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ist,  sofern  es  im  Ernstfalle  etwas  leisten  soll.  Mussolini  machte  daher 
aus  seiner  Miliz  ein  Mittelding  zwischen  Armee  und  Polizei,  also  eine 
Formation,  wie  wir  sie  in  unserer  Landespolizei  besitzen.  Wenn  die 
Carabinieri  eine  Razzia  nach  verborgenen  Waffenlagern  oder  ein 
Unternehmen  gegen  die  Kommunisten  vorhaben,  so  wenden  sie  sich 
an  die  Schwarzhemden  um  Unterstützung.  Bei  solchen  nächtlichen 
Streifen  ist  von  den  Fascisten  manche  blutige  Gewaltat  verübt  worden. 
Aber  als  Mussolini  einmal  in  der  Deputiertenkammen  gefragt  wurde: 
„Wann  wird  der  Fascismus  endlich  weise  werden?"  antwortete  er:  „Ich 
wünsche  nicht,  daß  das  allzu  schnell  geht.  Ich  ziehe  vor,  daß  noch 
einige  Zeit  —  bis  sich  alle  mit  der  Tatsache  der  fascistischen  Herr- 
schaft abgefunden  haben  —  der  Fascismus  seinen  schönen  kriege- 
rischen Geist  behalte". 

Wie  verhält  sich  die  Armee  zum  Fascismus?  Das  ist  die  Kardinal- 
frage, von  deren  Beantwortung  die  Existenz  der  Diktatur  abhängt. 
Als  die  Schwarzhemden  im  Oktober  1923  ihren  Marsch  nach  Rom  an- 
traten, haben  die  Führer  der  Armee  angenommen,  daß  die  Soldaten 
nicht  auf  die  Schwarzhemden  schießen  würden.  Wie  die  Stimmung 
im  Heere  heute  ist,  wer  wollte  sich  erlauben,  zumal  fern  von  Rom, 
darüber  ein  Urteil  abzugeben?  Wir  wissen  ja  nicht  einmal  mit  Ge- 
wißheit zu  sagen,  wie  sich  unsere  Reichswehr  und  die  Vaterländischen 
Verbände  zueinander  verhalten.  Ueber  solche  Dinge  pflegt  Still- 
schweigen zu  herrschen.  Die  meisten  jüngeren  Offiziere  sollen  mit 
dem  Fascismus  sympathisieren  oder  selbst  Fascisten  sein.  Ein  Offizier, 
der  sich  heute  in  Italien  als  ein  Feind  des  Fascio  bekennen  würde, 
würde  zweifellos  dienstliche  Nachteile  davon  haben.  Daß  aber  auf  die 
Dauer  aus  dem  Nebeneinander  von  Armee  und  Miliz  ein  Gegen- 
einander entstehen  kann,  versteht  sich  von  selbst.  Wenn  sich  der 
Duce  auf  die  Armee  absolut  verlassen  könnte,  wozu  brauchte  er 
dann  seine  Prätorianer?  Die  Miliz  hat  also  auch  die  Bedeutung,  den 
Diktator  gegen  die  Armee  des  Königs  zu  schützen. 

Sobald  Mussolini  das  Szepter  ergriffen  hatte,  mußte  er  darauf  be- 
dacht sein,  auch  die  Verwaltung  in  seine  Hand  zu  bringen.  In 
Deutschland  nehmen  viele  Leute  Anstoß  daran,  daß  die  demokratische 
Regierung  bestrebt  ist,  an  die  Spitze  der  Behörden  Anhänger  der  neuen 
Staatsform  zu  stellen.  Mussolini  hat  kurzen  Prozeß  gemacht  und 
alle  Präfekturen,  deren  Träger  nicht  vollauf  mit  der  Wandlung  der 
Dinge  einverstanden  waren,  mit  Fascisten  besetzt.  „Das  war  eine  Maß- 
regel," so  bemerkt  Mannhardt  mit  Recht,  „die  zur  Vermeidung  von 
Reibungen  unbedingt  notwendig  war  und  von  jedem  anderen  Macht- 

157 


haber  bei  solch  einem  entschiedenen  Systemwechsel  auch  vor- 
genommen worden  wäre."  Natürlich  ließ  sich  diese  Reform  an  Haupt 
und  an  Gliedern  nicht  im  Handumdrehen  durchführen.  „Mussolini 
suchte  dieser  Schwierigkeit  Herr  zu  werden  durch  das  sogenannte 
„System  der  Duplikate",  d.  h.  er  ließ  zwar  die  überlegenen  Beamten 
des  früheren  Regimes  auf  wichtigen  Posten,  setzte  aber  einen  „Kom- 
missar" daneben,  der  das  Recht  erhielt,  die  Akten  einzusehen,  an 
Sitzungen  teilzunehmen  und  direkt  an  den  Minister  zu  berichten." 
(Bernhard.)  Im  Juni  1923  konnte  Mussolini  dem  Senate  bereits  mit- 
teilen, daß  er  das  System  der  Duplikate  abgebaut  habe.  Die  meisten 
alten  Beamten  hatten  es  vorgezogen,  sei  es  aus  Egoismus  oder  aus 
Patriotismus,  das  Parteibuch  zu  nehmen.  Sie  sind  jedenfalls  viel 
besser  als  die  berüchtigten  „Ras".  So  nennt  der  Italiener,  indem  er  den 
Duce  mit  dem  König  der  Könige,  dem  Beherrscher  Abessiniens  ver- 
gleicht, den  hohen  fascistischen  Staatsbeamten,  der  noch  vor  kurzem 
Parteisekretär  oder  Kampfbundführer  war,  und  der  nun  mit  unge- 
heurem Selbstbewußtsein  aber  geringer  Sachkenntnis  eine  italienische 
Provinz  regiert  oder  einen  anderen  einflußreichen  oder  gesuchten 
Posten  bekleidet.  Der  Ras  ist  der  Vertrauensmann  des  Diktators  in 
der  Provinz.  „Die  Fascisten  der  ersten  Stunde"  haben  natürlich  den 
Anspruch  auf  die  besten  Posten.  „Diese  fascistischen  Cliquen,  die  zum 
Teil  mit  Methoden  des  revolutionären  Fascismus  (Straf expeditionen) 
in  den  Provinzen  regierten,  vernichteten  nicht  nur  in  den  neuen  von 
Oesterreich  abgetrennten  Provinzen  jegliche  Autonomie,  sondern 
töteten  auch  in  den  altitalienischen  Provinzen  die  Regungen  eigenen 
provinziellen  Lebens  .  .  .  große  Namen  des  Fascismus  wurden  bloß- 
gestellt, weil  sie  ohne  Sachkenntnis  verwalteten  oder  sich  gar  in 
Korruption  verstrickten  .  .  .  Der  Fascismus  wurde  sterblich."  (Bern- 
hard.) Wir  sehen  schon  die  Ras,  die  bei  uns  die  Aemter  besetzen 
werden,  wenn  unsere  Diktaturbewegung  zum  Ziele  gelangen  sollte! 

Daß  Italien  unter  der  Herrschaft  Mussolinis  bis  jetzt  keinen 
Schaden  genommen  hat,  es  sei  denn  an  seiner  Seele,  ist  nicht  zu  ver- 
wundern. Das  wäre  ja  noch  besser,  wenn  ein  hochintelligenter, 
willensstarker  und  seinem  Vaterlande  ergebener  Mann  nicht  mehr 
leisten  könnte  als  eine  vielköpfige  Regierung,  die  keinen  wichtigen 
Schritt  unternehmen  kann,  ohne  vorher  das  Parlament  zu  befragen. 
„Der  Staatsstreich  war  ein  Segen  für  Handel  und  Wandel,"  hat 
Treitschke  über  die  Diktatur  Napoleons  III.  gesagt.  Die  Diktatur  hat 
vor  allen  anderen  Regierungsweisen  den  Vorzug  der  Einfachheit;  sie 
wäre  die  idealste  Staatsform,  wenn  es  die  Regierung  nur  mit  Sachen 
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und  nicht  auch  mit  Menschen  zu  tun  hätte.  In  der  Tat  hat  unter  der 
Herrschaft  Mussolinis  die  italienische  Industrie  einen  enormen  Auf- 
schwung genommen.  Die  Automobil-  und  die  Kunstseideindustrie 
sind  erst  nach  dem  Kriege  emporgekommen  und  exportieren  heute 
schon  mehr  als  die  Hälfte  ihrer  Erzeugung.  Die  Gesamtausfuhr 
Italiens  in  den  ersten  dreiviertel  Jahren  1925  übertrifft  die  der  gleichen 
Zeit  des  Jahres  1924  um  mehr  als  drei  Milliarden  Lire  („Die  Welt- 
bühne", 2.  Februar  1926).  Wie  lange  die  Herrlichkeit  dauern  wird,  ist 
allerdings  die  Frage.  Nach  der  Stabilisierung  der  Währung  werden 
auch  in  Italien  die  Löhne  die  Tendenz  haben,  das  internationale 
Niveau  zu  erreichen.  Oder  wird  Mussolini,  der  vor  dem  Kriege  einer 
der  leidenschaftlichsten  Sozialisten  gewesen  ist,  seine  Machtmittel  den 
Industrieunternehmern  zur  Verfügung  stellen,  um  die  Löhne  niedrig 
zu  halten? 

Zunächst  aber  kann  Mussolini  das  Verdienst  für  sich  in  Anspruch 
nehmen,  die  italienische  Industrie  vor  dem  Zusammenbruch  bewahrt, 
das  Steuersystem  verbessert  und  die  Eisenbahnen  wieder  ertragfähig 
gemacht  zu  haben.  Und  dieses  Verdienst  ist  nicht  gering.  Der  Duce 
teilt  es  mit  seinem  Freund  de  Stefani.  Es  war  Mussolini  gelungen,  in 
diesem  Manne  einen  vorzüglichen  Finanzminister  zu  finden  und 
ebenso  in  Edmondo  Rossoni  einen  hervorragenden  Leiter  der  fascisti- 
schen  Korporationen,  dem  auch  das  Genossenschaftswesen  viel  zu 
verdanken  hat.  Stefani  ist  inzwischen  durch  Volpi  ersetzt  worden.  Was 
sich  ein  Diktator  erlauben  kann,  ersieht  man  aus  der  Tatsache,  daß 
Mussolini  durch  königliches  Dekret  vom  20.  Oktober  1923  die  Erb- 
schaftssteuer für  Verwandte  abgeschafft  hat  (wenn  wir  unseren  Ge- 
währsmännern glauben  dürfen).  Welche  Herausforderung  nicht  nur 
der  Sozialisten,  sondern  auch  aller  Sozialpolitiker!  „Was  die  italienische 
Parlamentsregierung  im  Laufe  von  Jahrzehnten  nicht  zustande 
brachte,  weil  sie  Unannehmlichkeiten  von  den  Wählern  und  den 
mächtigen  ländlichen  Wahlmachern  befürchtete,  führt  der  Diktator 
Mussolini  in  zwei  Jahren  durch":  eine  neue  Katasteraufnahme  des  ge- 
samten Grundbesitzes,  als  Unterlage  für  eine  rationelle  Besteuerung  des 
Grundbesitzes.  Solange  Handel  und  Wandel  in  Italien  blühen,  wird 
es  der  Fascismus  auch  tun,  ist  die  Meinung  vieler  Italiener.  Die  Ge- 
werbetreibenden bringen  die  günstige  wirtschaftliche  Lage,  in  der  sich 
das  Land  gegenwärtig  befindet,  dem  Diktator  gut  und  überlassen  es 
den  „Männern  des  Gedankens",  über  den  Verlust  der  Freiheit  und 
Würde  zu  klagen. 

Die  auswärtige  Politik  aber  ist  das  heiße  Eisen,  das  der  Diktator 
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nicht  angreifen  konnte,  ohne  sich  die  Finger  zu  verbrennen.  Er  war 
durch  den  Nationalismus  emporgekommen;  seine  Diktatur  ist  eine 
nationale.  Wenn  Hitler  im  Jahre  1923  mit  seinen  Kampf  bünden  in 
Berlin  eingezogen  wäre,  hätte  er  mit  verschränkten  Armen  zusehen 
können,  wie  sich  die  Franzosen  im  Ruhrgebiet  festsetzten?  Jeder 
Diktator  muß  eine  aktive  auswärtige  Politik  machen,  um  seine  Stellung 
zu  behaupten.  Weil  er  keine  Krone  auf  sein  Haupt  setzen  kann,  so 
muß  er  seine  Stirne  mit  dem  Lorbeer  des  nationalen  Helden 
schmücken:  Napoleon  I.  und  Napoleon  III.  haben  diese  Notwendigkeit 
erkannt  und  nach  ihr  gehandelt.  Cromwell  ist  der  Gründer  des  engli- 
schen Imperialismus,  wie  Mussolini  der  Gründer  des  italienischen. 
So  hat  ja  Mussolini  auch  bereits  einen  Versuch  gemacht,  Mehrer  des 
Reiches  zu  werden,  indem  er  am  31.  August  1923  die  griechische  Insel 
Korfu,  ein  altes  Bollwerk  der  Republik  Venedig,  besetzte.  Unter  dem 
Drucke  Englands  hat  er  seine  Bellte  wieder  fahren  lassen.  Ab- 
gesehen von  diesem  Abenteuer,  hatte  es  der  Diktator  zuerst  ver- 
standen, sich  zu  beherrschen.  Ueber  Fiume  hat  er  mit  Jugoslawien 
einen  Vergleich  geschlossen.  Daß  sein  Ehrgeiz  auf  die  Beherrschung 
sowohl  der  Adria  als  auch  des  Mittelmeeres  gerichtet  ist,  war 
allerdings  niemandem  ein  Geheimnis.  Zu  laut  haben  seine  Freunde, 
ohne  daß  er  ihnen  Schweigen  geboten  hat,  die  Erneuerung  und  die 
Wiederaufrichtung  des  römischen  Imperiums  gefordert.  Im  Sommer 
1925  nun  hat  Mussolini,  der  nicht  bloß  Ministerpräsident,  sondern 
auch  Minister  des  Auswärtigen  ist,  die  Maske  abgeworfen  und  eine 
Rede  in  Parma  gehalten,  und  zwar  in  Gegenwart  des  Vertreters  des 
Pariser  Journal,  der  sogar  eine  besondere  Einladung  zu  dieser  Ver- 
anstaltung erhalten  hatte,  die  in  der  Versicherung  gipfelte:  „alle 
Italiener,  Bürger,  Bauern  und  Arbeiter  würden  der  militärischen  Ein- 
berufung begeistert  folgen,  bereit,  fürs  Vaterland  zu  sterben".  Zur 
Feier  des  Jahrestages  des  Marsches  auf  Rom  hielt  er  in  Mailand 
auf  dem  Domplatz  eine  Ansprache,  die  mit  der  geheimnisvollen  An- 
deutung schloß,  am  Jahrestag  1926  werde  das  Stelldichein  der 
Schwarzhemden  an  einem  anderen  Orte  stattfinden,  der  aber  noch 
nicht  bestimmbar  sei.  Seiner  in  Mailand  erscheinenden  Zeitschrift 
„Gerarchia"  hat  er  zur  Feier  ihres  fünfjährigen  Bestehens  am 
1.  Februar  1926  eine  Botschaft  geschickt,  die  man  mit  jener  Aeußerung 
in  Mailand  zusammenhalten  muß,  um  ihre  Bedeutung  zu  würdigen. 
Sie  schließt  mit  den  Worten:  „Man  muß  Vertrauen  in  die  fascistische 
Revolution  haben,  die  im  Jahre  1926  ihr  napoleonisches  Jahr  feiern 
wird.   Wir  bedürfen  schlaflosen  und  in  Warfen  harrenden  Glaubens." 
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Der  Löwe  brüllt.  Was  soll  man  unter  dem  napoleonischen  Jahr  ver- 
stehen? Soll  auf  den  18.  Brumaire  vielleicht  der  zweite  Dezember 
folgen?  Will  sich  der  Duce  vielleicht  nach  dem  Vorbild  des  Ersten 
Konsuls  zum  Kaiser  der  Italiener  krönen  lassen,  oder  will  er  dem 
König  von  Italien  diese  Würde  verleihen?  Am  28.  Februar  1926  hat  in 
Trient  ein  fascistischer  Provinzialkongreß  für  das  Trentino  getagt  und 
zwar  in  Gegenwart  offizieller  Delegierter  und  Abgeordneter  aus  Rom. 
In  der  Entschließung  hieß  es:  „Vom  Brenner  aus  werden  sich  die 
Adler  Roms  nur  erheben,  um  den  Ruhm  des  Kaiserlichen 
Italien  vorwärtszutragen."  (Frankf.  Ztg.  v.  5.  III.  26.,  1.  Morgenblatt.) 
Will  der  Duce  wirklich  noch  im  Jahre  1926  die  Drohung  wahrmachen, 
die  er  in  seiner  großen  Rede  vom  6.  Februar  1926  ausgesprochen  hat, 
und  die  Trikolore  weiter  vorwärtstragen,  statt  sie  auf  dem  Brenner 
niederzuholen?  Uebrigens  hatte  er  schon  im  Dezember  1924  in  der 
Deputiertenkammer  Worte  gebraucht,  die  so  stark  waren,  daß  sie  in  den 
Ländern,  die  an  der  Adria  und  am  Mittelmeer  liegen  oder  besonders 
interessiert  sind,  in  Jugoslawien,  in  Frankreich,  in  England,  wenn 
man  nach  dem  Echo  urteilen  darf,  das  sie  in  den  Zeitungen  gefunden 
haben,  als  eine  Herausforderung  empfunden  worden  sind. 

In  der  berüchtigten  Rede,  die  der  Diktator  in  der  Deputierten- 
kammer am  6.  Februar  1926  hielt,  um  der  öffentlichen  Meinung  in 
Deutschland  wegen  ihrer  Entrüstung  über  die  Entnationalisierung  der 
Deutschen  In  Südtirol  einen  Schlag  zu  versetzen,  hat  er  sich  einer 
Sprache  bedient,  die  gegen  jedes  Herkommen  in  dem  Verkehr  der 
Nationen  miteinander  verstieß.  Daily  News  haben  gesagt:  „eine 
Sprache,  wie  man  sie  Hottentotten  gegenüber  zu  führen  pflegt.  Der 
deutsche  Außenminister  Dr.  Stresemann  hat  in  seiner  Antwort  am 
9.  Februar  festgestellt,  daß  diese  Rede  Mussolinis  in  der  ganzen  Welt 
als  eine  Kriegsdrohung  gegen  Deutschland  und  Oesterreich  auf- 
gefaßt worden  sei.  Heute  betritt  der  Diktator  gerade  unter  Glocken- 
geläute den  Boden  von  Tripolis. 

Ist  es  vielleicht  nur  die  Absicht  Mussolinis,  die  Welt  immer 
und  immer  wieder  auf  die  italienischen  Aspirationen  aufmerksam 
zu  machen?  Dann  würde  er  sehr  unweise  handeln.  Wer  nicht  fechten 
will,  darf  nicht  herausfordern.  Der  Fascismus  konnte  Italien  zwar 
auf  den  Kopf  stellen,  aber  seine  Küsten  nicht  ändern.  Das  war  ja  die 
Schwäche  des  Dreibundes,  daß  es  Italien  nie  darauf  ankommen  lassen 
konnte,  daß  seine  Küsten  von  der  englischen  Flotte  blockiert  oder 
bombardiert  werden.  Warum  reizte  Mussolini  trotzdem  England 
durch    den    Handstreich    auf    Korfu?     Frankreich    ist    erst    recht 
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mißtrauisch  geworden.  Wenn  Italien  aus  dem  Mittelmeer  einen  lago 
nostro  machen  will,  so  muß  es  Biserta  in  seine  Gewalt  bringen,  und 
Biserta  ist  in  der  Gewalt  der  Franzosen,  „einer  der  mächtigsten  Häfen 
der  Welt  an  einer  der  wichtigsten  Stellen  der  Welt."  Ein  römisches 
Fascistenblatt  hat  Anfang  Februar  1926  den  Franzosen  den  Rat  erteilt, 
sich  der  italienischen  Hilfe  zu  bedienen,  wenn  sie  mit  Deutschland  in 
einen  Krieg  geraten  sollten  und  als  Entgelt  dafür  an  Italien  fran- 
zösische Kolonien  (sc.  in  Afrika)  abzutreten.  Man  wird  in  Frank- 
reich diesen  unerbetenen  Rat  wohl  auch  als  eine  versteckte  Drohung 
aufgefaßt  haben.  Zu  gleicher  Zeit  hat  der  Duce  durch  seine  „Hotten- 
tottenrede" vom  6.  Februar  1926  einen  Konflikt  mit  Deutschland  vom 
Zaune  gebrochen.  Wegen  der  180  oder  250  000  Deutschen  in  Südtirol, 
die  keinen  anderen  Wunsch  haben  als  den,  ihre  Sprache  und  ihre 
Schulen  behalten  zu  dürfen,  verdirbt  es  der  Diktator  mit  einem  Volke 
von  60  Millionen  und  mit  der  einzigen  Großmacht  in  Europa,  die  keine 
eigenen  Interessen  an  der  Adria  und  am  Mittelmeer  zu  vertreten  hat. 

Mussolini  hat  die  Gefahr,  zwischen  zwei  Stühle  zugeraten,  auch 
erkannt.  Er  hat  Ende  Februar  1926  dem  Petit  Parisien  ein  Interview 
gegeben,  wie  es  seine  Fascisten  nicht  gerne  von  ihrem  Duce  hören. 
Die  fascistische  Presse  hat  es  denn  auch  kaum  verbreitet.  In  diesem 
Interview  versucht  er,  die  Franzosen  durch  das  Phantom  eines  ger- 
manischen Blocks  gruselig  zu  machen  und  redet  einer  Pax  Romana 
das  Wort.  „Diesen  Frieden",  heißt  es  wörtlich,  „können  Frankreich 
und  Italien  durch  ihre  Einigkeit  (union),  welche  niemals  durch 
etwas  gestört  werden  soll,  auferlegen.  Sie  können  es,  weil  sie  eben- 
falls 80  Millionen  zählen,  ebensoviel  wie  der  germanische  Block.  Das 
nenne  ich  das  Gleichgewicht  der  Massen.  Es  gibt  in  Europa  drei 
Massen,  die  drei  verschiedenen  Rassen  entsprechen  und  sich  aus- 
balancieren: die  westliche  Masse,  der  Lateiner,  die  Masse  der  Ger- 
manen und  die  slawische  Masse,  die  beiden  letzteren  getrennt  durch 
Polen.  Wenn  die  erste  Masse,  die  lateinische,  zerfällt,  dann  schwindet 
das  Gleichgewicht. . ." 

Italien  muß  jährlich  Hunderttausende  von  Auswanderern  über 
seine  Grenze  schicken.  Das  Land  braucht  Absatz  für  seine  wachsende 
Industrie  und  Siedlungsgebiete  für  seinen  Bevölkerungsüberschuß. 
Das  ist  eine  Tatsache,  mit  der  jede  italienische  Regierung,  sie  mag 
fascistisch  sein  oder  nicht,  zu  rechnen  hat.  Italien  braucht  Kolonien. 
Gerade  deshalb  ist  der  fascistische  Imperialismus  so  gefährlich,  weil 
er  nicht  nur  einer  mythischen  Idee,  sondern  auch  einem  wirtschaft- 
lichen Bedürfnis  entspricht. 
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„Der  Starke  ist  am  mächtigsten  allein,"  so  sagt  der  Dichter.  Das 
f  ascistische  Italien  hat  aber  außer  seinen  langen  Küsten  und  dem  Mangel 
an  Kohlen  und  Rohstoffen  auch  noch  eine  anerworbene  Schwäche, 
die  es  ihm  kategorisch  verbieten  sollte,  sich  in  einen  großen  Krieg 
einzulassen.  Wir  haben  es  schon  im  Hinblick  auf  die  Zerrissenheit 
unseres  eigenen  Volkes  als  eine  Binsenwahrheit  ausgesprochen,  daß 
heute  keine  Macht  mehr  einen  großen  Krieg  unternehmen  kann,  wenn 
sie  nicht  die  Arbeiter  hinter  sich  hat.  Nach  der  Meinung  eines  Mannes, 
der  von  diesen  Fragen  gewiß  etwas  verstand,  des  Fürsten  Bismarck, 
war  das  auch  schon  früher  nicht  möglich.  Vielleicht  verläßt  sich 
Mussolini  darauf,  daß  es  ihm  ja  auch  im  Jahre  1915  gelungen  ist,  den 
Widerstand  der  Sozialdemokraten  und  der  anderen  pazifistischen 
Gruppen  gegen  den  Krieg  zu  brechen.  Aber  die  Verhältnisse  sind  im 
Jahre  1926  andere  als  im  Jahre  1915.  Die  italienische  Arbeiterschaft  ist 
heute  mit  tiefer  Erbitterung  gegen  Mussolini  und  seine  Anhänger  er- 
füllt. Einem  Mobilmachungsbefehl  würden  sie  vielleicht  Folge  leisten, 
wenn  sie  nicht  anders  könnten.  Aber  bei  der  ersten  Niederlage  würde 
das  italienische  Heer  der  Auflösung  verfallen.  Die  Legende  vom 
Dolchstoß  würde  in  Italien  zur  fürchterlichen  Wahrheit  werden. 

Oder  will  der  Diktator  gar  nicht  den  Krieg?  Glaubt  er  im  Trüben 
fischen  zu  können?  Verläßt  er  sich  vielleicht  darauf,  daß  das  Friedens- 
bedürfnis der  Welt  heute  so  stark  ist,  daß  selbst  ein  Friedensbruch 
durch  eine  Großmacht  wie  Italien  von  den  anderen  Mächten  und  selbst 
von  denjenigen,  deren  Interessen  unmittelbar  verletzt  würden,  ruhig 
hingenommen  werden  würde?  Dann  würde  der  Duce  die  eine  Tat- 
sache übersehen  haben,  daß  schon  eine  Blockade  durch  die  englische 
Flotte  genügen  würde,  um  das  kohlen-  und  eisenarme  Italien  matt- 
zusetzen. 

Die  auswärtige  Politik  Mussolinis  ist  so  gut  oder  so  schlecht,  wie 
es  die  auswärtige  Politik  Deutschlands  sein  würde,  wenn  heute  die 
deutschnationale  Partei  und  die  vaterländischen  Verbände  unser 
Schicksal  zu  bestimmen  hätten:  aufgeregt,  herausfordernd,  zickzack- 
völkerbundfeindlich.  Trotzdem  sitzt  Italien  im  Völkerbundsrat  und 
nimmt  an  Abrüstungskonferenzen  teil!  Wenn  ein  fascistischer  Italiener 
auf  die  Gefahr  aufmerksam  gemacht  wird,  die  mit  einer  solchen  aus- 
wärtigen Politik  für  die  Welt  und  für  Italien  selbst  verbunden  ist,  lächelt 
er  freundlich  und  sagt:  „Mussolini  denkt  gar  nicht  an  einen  Krieg. 
Italien  würde  ja  auch  völlig  außerstande  sein,  mit  einer  Macht  wie 
Frankreich  oder  England  oder  gar  mit  beiden  zusammen  Krieg  zu 
führen.  Wenn  Mussolini  starke  Worte  gebraucht,  so  will  er  die  anderen 
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Nationen  nur  darauf  aufmerksam  machen,  daß  sie  uns  nicht 
über  die  Achseln  ansehen  dürfen,  wie  sie  das  früher  getan  haben  und 
die  Franzosen  heute  noch  tun."  So  wird  Mussolini  in  Italien  als  der 
nationale  Held  gefeiert,  nicht  nur  weil  er  das  Land  von  dem  Terroris- 
mus der  Sozialisten  befreit  hat,  sondern  auch,  weil  er  nicht  müde  wird, 
die  Trikolore  zu  schwenken.  Seine  Diktatur  ist  eben  eine  nationale. 
Solange  es  dem  Diktator  gelingt,  sein  Schiff  zwischen  der  Skylla 
der  nationalen  Aspirationen  und  der  Charybdis  der  außenpolitischen 
Realitäten  hindurchzusteuern,  wird  es  nicht  scheitern,  aber  auch  nur 
solange  nicht. 

Die  Kaders  der  Schwarzhemden  hatten  sich  also  in  eine  nationale 
Miliz  verwandelt,  nachdem  sie  ihrem  Duce  die  Macht  im  Staate  ver- 
schafft hatten.  Das  hindert  sie  aber  nicht  daran,  in  Erinnerung  an  die 
schöne  alte  Zeit  dann  und  wann  eine  Strafexpedition  zu  unternehmen, 
um  die  „Feinde  der  Nation",  zu  denen  natürlich  unsere  deutschen 
Brüder  in  Süd-Tirol  in  erster  Linie  gehören,  an  ihrer  Gesundheit  oder 
an  ihrem  Eigentum,  in  jedem  Falle  aber  an  ihrer  Ehre  und  Würde  zu 
kränken.  Es  gibt  sogar  noch  wilde  Squaders,  Fascisten  der  ersten 
Stunde,  die  sich  geweigert  hatten,  in  die  Miliz  einzutreten  oder  sich 
aufzulösen.  Diese  autonomen  fascistischen  Kampfverbände  werden, 
so  versichert  Bernhard,  der  gewiß  kein  Feind  des  Fascismus  ist,  im 
Einverständnis  mit  dem  Duce  für  „besondere  Zwecke"  benützt.  Die 
Gewalttaten  während  der  Wahlbewegung  im  April  1925,  ein  Racheakt 
an  den  Gegnern  des  Fascismus  in  Paris  und  die  Ermordung  Matteottis, 
kommen  auf  das  Konto  dieses  „wilden"  Fascismus.  Die  Zustände  sind 
ähnlich  wie  sie  im  Jahre  1923  in  unserem  Yaterlande  waren  und  wie 
sie  bis  zu  einem  gewissen  Grade  noch  heute  sind.  Die  31  Femen- 
morde, die  bei  uns  von  der  schwarzen  Reichswehr  verübt  worden  sind, 
übertreffen  an  Ruchlosigkeit  allerdings  alles,  was  dem  Fascio  in  die 
Schuhe  geschoben  wird. 

Was  ist  aus  den  Korporationen  geworden,  insbesondere  also  den 
Gewerkvereinen,  die  sich  dem  Fascio  angeschlossen  hatten,  und  die 
unter  der  Pflege  Rossonis  zu  einem  Millionenheer  angewachsen  sind, 
nachdem  ihr  Herr  und  Meister  auch  der  Herr  des  Staates  geworden 
war?  Wir  werden  darüber  berichten,  sobald  wir  zu  den  „aller- 
fascistischsten  Gesetzen"  kommen  werden,  durch  die  der  fascistische 
Staat  seine  Vollendung  gefunden  hat.  Was  aus  der  Partei  selbst,  dem 
Partito  Nazionale  Fascista,  mit  ihrem  großen  Rat  den  Provinzial- 
verbänden,  den  örtlichen  Fasci,  dem  großen  Nationalrat  und  dem 
parlamentarischen  Komitee?    Hat  der  Meister  die  Form  zerbrochen, 
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da  sich  nun  Äuge  und  Herz  an  dem  wohlgelungenen  Bild  des 
fascistischen  Staates  weiden  können?  Durch  die  Wahlreform  vom 
21.  Juli  1923,  die  der  stärksten  Liste  zwei  Drittel  sämtlicher  Mandate 
zuweist,  hat  der  Fascismus  ja  dafür  gesorgt,  daß  ihm  keine  parla- 
mentarische Opposition  mehr  etwas  anhaben  kann.  Was  soll  das 
Nationaldirektorium  als  das  Vollzugsorgan  des  großen  fascistischen 
Rates  noch  für  eine  Aufgabe  erfüllen,  die  nicht  ebenso  gut  von  dem 
Kabinett,  das  doch  ebenfalls  fascistisch  ist,  gelöst  werden  könnte?  In 
der  Tat  wäre  es  nur  logisch,  wenn  sich  die  Partei  heute  auflöste.  Aber 
das  politische  Leben  kümmert  sich  nicht  um  die  Logik. 

In  Rußland  ist  der  Staat  ja  auch  rein  kommunistisch,  und  trotz- 
dem gibt  es  neben  der  Sowjetregierung  noch  die  „Kommunistische 
Internationale"  (Komintern),  also  den  großen  Rat  der  kommunisti- 
schen Partei.  Der  Name  weist  schon  auf  den  charakteristischen 
Unterschied  hin,  der  zwischen  den  beiden  Diktaturen  besteht.  Die 
kommunistische  Bewegung  ist  international  und  will  die  Welt 
revolutionieren,  während  die  fascistische  national  ist  und  die  Welt- 
macht erobern  will.  Die  Komintern  ist  also  nicht  bloß  wie  der  Gran 
Consiglio  die  oberste  Instanz  der  regierenden  Partei  des  Landes,  son- 
dern auch  einer  Partei,  die  sich  über  die  ganze  Welt  erstreckt.  Rußland 
ist  nur  die  Hausmacht  des  Kommunismus,  so  wie  Preußen  die  Haus- 
macht des  deutschen  Kaisers  war.  Aber  auch  wenn  es  sich  anders 
verhielte,  würden  die  russischen  Kommunisten  nach  Ergreifung  der 
Diktatur  schwerlich  darauf  verzichtet  haben,  ihre  Parteiorganisation 
beizubehalten.  Politische  Rechnungen  gehen  nie  restlos  auf.  Es  liegt 
in  der  Natur  der  Parteidiktatur,  daß  der  Diktator  seine  Herrschaft  mit 
anderen  teilen  muß.  Die  Parteidiktatur  ist  eine  Ehe,  in  der  der 
Diktator  der  Mann  und  die  Partei  die  Frau  ist;  womit  noch  kein  Urteil 
darüber  gefällt  sein  soll,  wer  der  stärkere  Teil  ist.  Die  „Fascisten 
der  ersten  Stunde"  könnte  Mussolini  ja  dadurch  abfinden,  daß  er  die 
wichtigsten  Staatsämter  an  sie  vergäbe,  aber  die  Hunderttausende,  die 
sich  noch  vor  dem  Marsch  nach  Rom  dem  Fascismus  angeschlossen 
haben,  wollen  auch  nicht  bloß  der  Erinnerung  leben.  So  wird  es  also, 
wenn  nicht  alle  Anzeichen  trügen,  in  Italien  auch  in  Zukunft  eine 
fascistische  Partei  und  einen  fascistischen  Staat,  ein  fascistisches 
Direktorium  und  ein  fascistisches  Kabinett,  einen  fascistischen  großen 
Rat  und  ein  fascistisches  Palament  geben,  schon  um  der  Parteiämter 
willen.  Dieser  Dualismus  ist  aber  eine  schwere  Gefahr  für  den 
Fascismus.  Der  Duce  hat  sich  bereits  genötigt  gesehen,  den  viel 
genannten  Generalsekretär  Farinacci  aus  seiner  einflußreichen  Stelle 
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zu  entfernen  und  durch  Turati  zu  ersetzen.  So  wuchsen  Bernhard 
von  Clairvaux  und  Ignaz  von  Loyola  den  Päpsten  über  den  Kopf. 
Wird  nach  dem  Tode  des  Duce  nicht  der  Kampf  unter  den  Diadochen 
beginnen? 

Der  10.  Juni  1924  ist  der  schwarze  Tag  in  Benuto  Mussolinis 
Herrscherleben.  An  diesem  Tage  verschwand  der  Abgeordnete 
Matteotti,  der  Sekretär  der  unitarischen  Sozialisten,  spurlos.  Er  war 
auf  offener  Straße  überfallen  und  in  einem  Kraftwagen  samt  seiner 
Mappe  entführt  worden,  als  er  im  Begriff  war,  sich  nach  Monte  Citorio 
zu  begeben.  Später  hat  sich  herausgestellt,  daß  er  von  Fascisten 
in  höherem  Auftrag  ermordet  worden  ist.  Der  Verdacht,  diese 
Gewalttat  verübt  zu  haben,  fiel  schon  deshalb  auf  die  Fascisten,  weil 
jedermann  in  der  Kammer  wußte,  daß  Matteotti  am  10.  Juni  eine  An- 
klage gegen  den  Fascismus  erheben  wollte  und  sich  im  Besitze 
gravierenden  Belastungsmaterials  befand.  Einer  der  höchsten  Beamten 
der  Regierung,  der  Verweser  des  Innenministeriums,  eben  jener  Finzi, 
von  dem  schon  einmal  die  Rede  gewesen  ist,  stand  nämlich  in  dem 
Rufe,  seine  Stellung  zur  Erlangung  von  Vermögensvorteilen  miß- 
braucht zu  haben.  Die  Erregung  in  Italien  war  ungeheuer,  „die  Un- 
auffindbarkeit der  Leiche  Matteottis  berührte  die  einen  tiefgewurzelten 
Totenkult  pflegenden  Italiener  bis  in  das  Innerste  ihres  Individual- 
lebens  hinein",  so  sagt  Mannhardt.  Am  12.  Juni  konnte  der  Minister- 
präsident nicht  umhin,  der  Kammer  das  Ereignis  offiziell  mitzuteilen. 
Ein  Fraktionsgenosse  des  Entführten  ergriff  darauf  das  Wort  und 
wies  nicht  nur  auf  die  Ungeheuerlichkeit  der  Tat  sondern  auch  auf 
die  befremdliche  Tatsache  hin,  daß  die  Untersuchung  völlig  ergebnis- 
los verlaufen  sei,  trotzdem  bereits  48  Stunden  verstrichen  waren.  Als 
Mussolini  hierauf  nichts  antwortete,  rief  der  Sozialist  Chiesa:  „Der 
Ministerpräsident  schweigt,  er  ist  also  mit  in  die  Sache  verwickelt." 
Am  Tage  darauf  ergriff  der  Duce  wieder  das  Wort,  versprach  schnelle 
und  schonungslose  polizeiliche  Untersuchung,  Auslieferung  der 
Schuldigen  an  das  Gericht  und  erklärte  mit  tiefernstem  Gesicht:  „Wenn 
es  in  diesem  Saal  einen  gibt,  der  mehr  Ursache  hat,  über  den  Vorfall 
betrübt  zu  sein,  als  alle,  dann  möchte  ich  sagen,  daß  ich  Verzweifelter 
es  bin.  Nur  ein  Feind  von  mir,  der  in  langen  Nächten  über  etwas 
Teuflisches  nachgedacht  hat,  konnte  dieses  Verbrechen  begehen,  das 
uns  heute  mit  Grauen  erfüllt  und  Rufe  der  Entrüstung  abringt."  „Ich 
Verzweifelter",  so  sprach  am  30.  Mai  1924  derselbe  Mann,  der  sich 
vor  einem  Jahre  noch  gebrüstet  hatte,  daß  er  dem  italienischen  Volke 
das  Recht  zu  murmeln  nicht  nehmen  wolle.  Die  Opposition  antwortete 
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dem  Diktator  dadurch,  daß  sie  ihm  den  Rücken  kehrte.  Die  beiden 
sozialistischen  Parteien    die  demokratischen  Liberalen    die  Populari 
und   die  Republikaner    beschlossen,  nicht  mehr   an  den  Kammer- 
sitzungen teilzunehmen,  sondern  wanderten,  wie  man  gesagt  hat,  auf 
den  Aventin  aus.    Die  Kommunisten  folgten  ihrem  Beispiel.    Nach 
jener  Rede  Mussolinis  am  13.  Juni  1924  nahmen  Finzi  und  Rossi,  der 
Chef  des  Presseamtes,  also  zwei  der  nächsten  Mitarbeiter  des  Duce 
und  Mitglieder  des  sogenannten  Quadrumvirats,  höchste  fascistische 
Staatsfunktionäre,  ihren  Abschied.    In  den  nächsten  Tagen  wurde 
Rossi  sogar  verhaftet  und  außerdem  Fillipelli  und  Marinolli,  eben- 
falls Mitglieder  des  Nationaldirektoriums,  der  General  de  Bono  wurde 
seines  Amtes  als  Generaldirektor  für  die  öffentliche  Sicherheit  ent- 
hoben. Die  öffentliche  Meinung  hatte  ihn  beschuldigt,  daß  er  die  Tat 
nicht  mit  der  nötigen  Energie  verfolgt,  ja,  daß  er  von  dem  Mordplan 
Kennntis  gehabt  hätte.  Der  Duce  beschränkte  sich  aber  nicht  nur  auf 
die  Maßregelung    seiner    ersten  Unterführer,    sondern  bildete    sein 
ganzes  Kabinett  um.  Die  Männer  der  scharfen  Tonart  wurden  durch 
gemäßigte  ersetzt.  Aber  es  gelang  dem  Duce  auch  durch  diese  Maß- 
regel nicht,    die   Ruhe    im   Lande   wieder  herzustellen,    zumal   die 
Fascistenpresse  Oel  in  das  Feuer  goß.    Der  „Impero"  z.  B.  erklärte 
das  Gericht  habe  an  der  Schwelle  des  Palazzo  Chigi  halt  zu  machen 
für  den  Fall,  daß  sich  ergeben  sollte,  daß  das  Verschwinden  Matteottis 
(samt    seinem  Belastungsmaterial)    aus    Gründen    der    Saatsraison 
erfolgt  wäre. 

„Die  Gegner  des  Fascismus  fühlten  sich  mit  einem  Male  all  der 
Fesseln  ledig,  die  sie  sich  seit  dem  Marsch  auf  Rom  mehr  freiwillig  auf- 
erlegt hatten,  als  daß  sie  ihnen  angelegt  wären  . . .  das  Gefühl  der  Frei- 
heit, wieder  alles  sagen  zu  können,  was  man  auf  dem  Herzen  hatte,  un- 
bekümmert um  das,  was  sich  inzwischen  verändert  hatte,  belebte  die 
nicht  fascistischen  Kräfte."   Der  Corriere  della  Sera,  der  Avanti,  der 
Mondo,  griffen  den  Fascismus  auf  das  heftigste  an.  Man  prägte  das 
Schlagwort  von  dem  „Karfreit"  des  Fascismus.  „N  o  r  m  a  1  i  s  a  t  i  o  n" 
war  die  Forderung  des  Tages;  „dieses  wochenlang  in  Millionen  von 
Zeitungsblättern    wiederholte   Wort    bedeutete    nichts    anderes    als 
Rückkehr  zum  liberalen  Staat."  Die  Zeitungen  der  Opposition  wurden 
verschlungen,  während  die  fascistischen  Blätter,  die  sich  über  den 
Mord  nur  zurückhaltend  und  mit  wenigen  Worten  äußern  konnten, 
nicht  gekauft  wurden.   Auch  in  der  Kammer  wurde  Mussolini  heftig 
angegriffen.  Albertini,  einer  der  Führer  der  Liberalen  und  Mitbesitzer 
des  „Corriere  della  Sera",  machte  sich  zum  Sprachrohr  aller  Be- 
schwerden,   die    der  Liberalismus   gegen   den  Fascismus    auf    dem 
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Herzen  hatte.  Der  Graf  Sforza  unternahm  im  Senat  einen  so  scharfen 
Ausfall  gegen  den  Duce,  daß  er  vom  Senatspräsidenten  Tittoni  zur 
Mäßigung  ermahnt  werden  mußte.  „Er  ließ  an  Mussolinis  Regierungs- 
führung  kaum    ein    gutes    Haar   und    machte    ihn   geradezu    zum 
intellektuellen  Urheber  des  Mordes  an  Matteotti.  Seine  Ausführungen 
gipfelten  in  dem  Satze:  „Der  Fascismus  konnte  viele  Auswüchse  be- 
kämpfen, nicht  aber  eine  Schlacht  intellektueller  Kritik  bestehen." 
Mussolini  sah  sich  in  die  Defensive  gedrängt  und  spielte  sogar  mit  der 
Möglichkeit  seines  Rücktrittes.  So  sagte  er  im  Senat:  „Es  handelt  sich 
nicht  darum,  an  der  Macht  zu  bleiben,  die  mir  viel  Sorgen  und  Bitter- 
keiten gebracht  hat;  aber  ich  würde  mich  als  den  schlechtesten  der 
Menschen  betrachten,  wenn  ich  mich  gerade  in  einem  für  das  Inland 
schwierigen  Äugenblick  und  unter  einer  Art  zweideutigen  Druckes 
aus  dem  Auslände   dieser  meiner   ausdrücklichen  moralischen   und 
politischen  Verantwortung  entziehen  würde."  Es  hatte  nämlich  nicht 
nur  die  ausländische  Presse  ihren  Abscheu  vor  den  Urhebern  der 
Mordtat  ausgesprochen,  sondern  auch  hervorragende  Politiker  und 
Parlamentarier  hatten  in  England  und   in  Frankreich   das  Wort  er- 
griffen und  gegen  die  Methoden  des  Fascismus  protestiert. 

Die  Diktatur  Mussolini  war  also  im  Sommer  1924  in  eine  ernste 
Krise  geraten.  Die  öffentliche  Meinung  Italiens  bäumte  sich  gegen 
die  Methode  der  Gewalt  auf,  nach  der  das  Land  regiert  wurde,  und 
in  den  eigenen  Reihen  des  Diktators  begann  die  Zersetzung.  Den 
„Intransigenten",  an  ihrer  Spitze  Farinacci,  die  über  die  geheimen 
Kampfverbände  verfügen,  war  der  Duce  nicht  mehr  fascistisch  genug. 
Sie  verlangten  von  ihm,  daß  er  auch  die  letzten  konstitutionellen 
Fessein  abstreifen  und  das  Amt  des  Ministerpräsidenten  niederlegen 
solle.  „Dann  erst  werde  sich  seine  Macht  in  ihrer  vollen  Größe 
zeigen."  Die  Revisionisten  in  der  Partei  dagegen  lehnten  sich  gegen 
den  „Zentralismus"  des  Diktators,  also  gegen  die  Diktatur  selbst,  auf 
und  forderten  die  Abschaffung  der  Häuptlingswirtschaft,  des 
„rasismo".  Es  ließen  sich  sogar  Stimmen  unter  den  Fascisten  ver- 
nehmen, die  den  Duce  an  Sulla  erinnerten,  der,  nachdem  er  Rom  eine 
neue  Verfassung  gegeben  hatte,  auf  die  Macht  verzichtete,  um  dem 
Staate  die  Möglichkeit  einer  organischen  Weiterentwicklung  zu 
gewähren. 

Der  Diktator  war  am  Scheidewege  angelangt.  Sollte  er  dem  Rufe 
nach  Normalisation  Folge  leisten?  Unter  dem  erschütternden  Ein- 
druck des  Mordes  an  Matteotti  scheint  er  ernstlich  geschwankt  zu 
haben.  Jedenfalls  tat  er  einen  großen  Schritt  zurück.  Am  1.  August 
1924  erschien  ein  neues  Reglement  für  die  fascistische  Miliz,  wonach 
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der  Eid  in  Zukunft  dem  König  geleistet  werden  sollte;  nur  der  Ober- 
befehl wurde  dem  Ministerpräsidenten  vorbehalten.  Die  militärische 
Ausbildung  sollte  in  Zukunft  die  Aufgabe  der  Miliz  bilden.  Die  Miliz 
wurde  also  bis  zu  einem  gewissen  Grade  ihrer  Eigenschaft  als  Prä- 
torianergarde  des  Duce  entkleidet  und  der  Armee  angegliedert.  Die 
Krise  in  der  Diktatur  Benito  Mussolinis  ist  aber  bloß  eine  moralische 
gewesen.  Es  konnte  nicht  ausbleiben,  daß  sich  die  Empörung  über 
den  Mord  an  Matteotti  mit  der  Zeit  abstumpfte.  Das  Rachebedürfnis 
des  Volkes  wurde  auch  dadurch  befriedigt,  daß  am  12.  September,  um 
den  Toten  zu  rächen,  ein  hervorragender  Fascist,  der  Yizesekretär 
der  Syndikate,  von  einem  radikalen  Sozialisten  ermordet  wurde. 

So  konnte  sich  der  fascistische  Löwe  unter  dem  Zuspruch  seiner 
Getreuen  wieder  aufrichten  und  zum  Gegenschlage  ausholen.  Das 
Jahr  1925  wird  in  der  Geschichte  Italiens  dieselbe  Rolle  spielen  wie 
das  Jahr  1649,  in  dem  Cromwell  ans  Ruder  kam,  in  der  englischen 
Geschichte;  denn  in  diesem  Jahre  kam  die  Diktatur  Mussolinis  zu  ihrer 
Vollendung.  Wie  Cäsar  im  Jahre  45  v.  Chr.,  gestützt  auf  die  Macht 
seiner  Legionen,  den  goldenen  Stuhl  annahm,  von  dem  er  sich  nicht 
erhob,  wenn  die  Senatoren  vor  ihm  erschienen,  Diktator  und  Impe- 
rator zugleich,  so  ließ  sich  der  Duce  durch  das  Gesetz  „über  die  Vor- 
rechte des  Regierungshauptes  und  Ersten  Staatsministers"  eine 
Stellung  übertragen,  von  der  es  in  den  Motiven  heißt,  daß  sie  nicht 
nur  diejenige  des  ehemaligen  deutschen  Reichskanzlers  erheblich 
überrage,  sondern  auch  die  Stellung  des  Ministerpräsidenten  in  par- 
lamentarisch regierten  Ländern:  „unser  Erster  Minister  ist  das  an- 
erkannte Haupt  ungeheurer  politischer,  wirtschaftlicher  und  mora- 
lischer Kräfte".  Der  erste  Staatsminister  ernennt  und  entläßt  in  Zu- 
kunft von  Rechts  wegen  die  Minister  und  hat  das  Veto  gegen  Parla- 
mentsbeschlüsse. Seiner  Person  wird  als  ein  Vorrecht  des  neuen 
Regierungshauptes  ein  besonderer  strafrechtlicher  Schutz  gegen  Be- 
leidigung gewährt. 

Zu  den  allerfascistischsten  Gesetzen,  die  von  den  italienischen 
Kammern  im  Handumdrehen  angenommen  sind,  gehört  auch  ein  Ge- 
setz über  die  Gewerkschaften,  in  dem  die  fascistischen  Korporationen 
das  Privileg  erhalten  haben,  die  Arbeiterschaft  zu  vertreten,  auch 
wenn  sie  nur  eine  Minderheit  in  den  Betrieben  ausmachen,  und  zu  dem 
Zwecke  Abgaben  von  ihnen  zu  erheben.  Die  sozialistischen  und  die 
katholischen  Gewerkschaften  und  die  nichtorganisierten  Arbeiter 
sind  also  mundtot  gemacht.  Die  Arbeiterschaft  wird  durch  die 
fascistischen  Korporationen  repräsentiert.  Das  Monopol,  das  damit 
den  fascistischen  Gewerkschaften  eingeräumt  worden  ist,  ist  um  so 
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bedeutender,  und  um  so  schwerer  auf  der  anderen  Seite  die  Ent- 
rechtung der  nichtfascistischen  Arbeiter,  als  nach  derselben  Ge- 
setzgebung die  Schiedsgerichte  für  Arbeitskonflikte  obligatorisch  ge- 
macht worden  sind,  also  beträchtlich  an  Bedeutung  gewonnen  haben. 
Wer  der  gesetzliche  Vertreter  der  Arbeiter  ist,  vertritt  sie  natürlich 
auch  im  schiedsgerichtlichen  Verfahren.  Das  letzte  Wort  hat  der 
Praetor! 

Auch  ein  neues  Pressegesetz  und  ein  neues  Gesetz  über  das  Ver- 
eins- und  Versammlungsrecht  ist  beschlossen  worden.  Den  Ge- 
meinden hat  man  die  Selbstverwaltung  genommen.  Der  Text  dieser  Ge- 
setze hat  uns  nicht  vorgelegen,  aber  es  steht  nach  den  überein- 
stimmenden Berichten  der  deutschen  Presse  aus  Rom  fest,  daß  durch 
diese  allerfascistischsten  Gesetze  die  politische  Freiheit  in  Italien 
erstickt  worden  ist.  Die  Fascisten  haben  sich  zu  unumschränkten 
Herren  des  Landes  gemacht.  Das  nennt  man  in  Italien  den 
Fascistischen  Totalitarismus.  „Nunmehr  ist  Italien",  so  berichtet 
der  Korrespondent  der  „Frankfurter  Zeitung"  aus  Rom  unter  dem 
24.  November  1924,  „zu  einem  Staate  geworden,  wo  die  oppositionelle 
Presse  verschwunden  ist,  indem  sie  entweder  zum  Schweigen  oder 
zum  Uebergange  an  fascistische  Gruppen  verurteilt  ist  und  kaum  eine 
milde  oder  rein  theoretische  Opposition  treiben  oder  zwischen  den 
Zeilen  schreiben  kann,  wo  das  Vereins-  und  Koalitionsrecht  nur  für 
die  Anhänger  des  herrschenden  Regimes,  die  die  Rechte  der  sieg- 
reichen Revolution  in  Anspruch  nehmen,  besteht,  wo  die  der  grund- 
sätzlichen Opposition,  dem  sogenannten  Aventin  angehörigen  Abge- 
ordneten durch  Gewalt  und  Drohung  davon  abgehalten  werden, 
ihrem  Wunsche  gemäß  nach  Montecitorio  zurückzukehren,  wo  die 
vom  Fascismus  ins  Ausland  vertriebenen  Gegner,  wie  Nitti  und  Don 
Sturzo,  durch  ein  Gesetz  ihrer  Nationalität  und  auch  ihres  Vermögens 
verlustig  erklärt  werden  können,  wo  der  Chef  der  Regierung  durch 
ein  neues  Gesetz  eine  von  der  früheren  Gestalt  des  „Präsidenten  des 
Ministerrats"  ganz  verschiedene  und  diese  weit  überragende  kon- 
stitutionelle und  juristische  Figur  erhält,  und  wo  die  fascistischen 
Korporationen,  sofern  ihnen  nur  10  Prozent  der  Arbeiterschaft  an- 
gehören, die  Monopolvertretung  der  Interessen  der  Arbeit  erhalten, 
Beiträge  auch  von  anderen  Gewerkschaften  und  anderen  Anschau- 
ungen anhängenden  Arbeitern  gesetzlich  einziehen  dürfen  und  zu 
einer  Staatsinstitution  werden,  die  eine  Vertretung  im  Senate  erhält." 

„Die  Pressefreiheit  ist  die  wichtigste  aller  Freiheiten,"  so  hat  ein- 
mal jemand  gesagt,  „denn  mit  ihr  kann  man  alle  anderen  Freiheiten 
wieder  erobern."    In  Italien  gibt  es  keine  Pressefreiheit  mehr.    Die 
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Fascisten  haben  es  in  Italien  fertiggebracht,  durch  gesetzliche  und 
ungesetzliche  Maßnahmen  die  nichtfascistische  Presse  zu  unter- 
drücken. Die  Gebrüder  Albertini,  deren  einer  zu  den  Führern  des 
italienischen  Liberalismus  gehört,  sind  aus  der  Leitung  des  „Corriere 
delle  Serra"  auf  Betreiben  Farinaccis  verdrängt  worden.  Dieses  Blatt, 
das  größte  und  verbreitetste  Italiens,  hat  einen  Fascisten  Andrea 
Torre  zum  Direktor  bekommen.  Auch  Qiolittis  Organ  „Stampa"  und 
die  „Tribuna"  haben  dasselbe  Schicksal  erlitten.  Der  „Mattino"  ist  ein- 
gegangen. Die  „Meraner  Zeitung"  natürlich  erst  recht.  In  Italien 
herrscht  jetzt  la  silence  de  fureur  wie  in  Frankreich  unter  den  Bona- 
partes. Für  die  Opposition  gibt  es  nur  noch  eine  Möglichkeit,  zu 
Worte  zu  kommen:  in  der  Deputiertenkammer  und  im  Senat.  Deshalb 
haben  die  Aventinparteien  beschlossen,  nach  Montecitorio  herabzu- 
steigen und  wieder  an  den  Verhandlungen  des  Parlamentes  teilzu- 
nehmen. Aber  sie  hatten  die  Rechnung  ohne  den  Wirt  gemacht.  Als 
zwei  Abgeordnete  der  Populari  wieder  in  der  Deputiertenkammer 
erschienen,  sind  sie  von  den  Fascisten  mißhandelt  und  hinaus- 
geworfen worden.  In  der  Sitzung  vom  17.  Januar  1926  verkündete 
Mussolini  die  Bedingungen,  denen  sich  die  Populari  und  die  Aventin- 
parteien  zu  unterwerfen  hätten,  wenn  sie  wieder  an  den  parlamen- 
tarischen Verhandlungen  teilnehmen  wollten.  Sie  lauten,  nachdem 
der  Duce  großmütig  auf  die  Anerkennung  seiner  Person  „als 
mystische  Persönlichkeit"  verzichtet  hatte:  „Anerkennung  der 
fascistischen  Revolution  als  einer  vollzogenen  Tatsache,  An- 
erkennung dessen,  daß  niemals  eine  moralische  Frage  gegen  den 
Fascismus  vorgelegen  habe,  und  der  Ausdruck  des  Bedauerns  über 
die  antifascistische  Kampagne  nach  der  Matteotti- Affäre;  Trennung 
von  den  antifascistischen  Auslandsitalienern"  (Nitti,  Don  Sturzo).  Wie 
human  haben  uns  dagegen  die  Sieger  von  Versailles  behandelt,  die 
uns  bloß  die  moralische  Demütigung  des  Schuldbekenntnisses  zu- 
gemutet haben! 

Wer  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1924  in  Italien  gewesen  ist, 
mag  den  Eindruck  gewonnen  haben,  daß  das  italienische  Volk  die 
Diktatur  verhältnismäßig  leicht  nähme.  Wer  im  Frühjahr  1926  wieder 
nach  Italien  reist,  wird  betroffen  sein  von  der  Erbitterung,  die  nicht 
nur  unter  den  italienischen  Arbeitern,  sondern  auch  unter  den  Ge- 
bildeten und  Besitzenden  herrscht,  nicht  nur  unter  den  Anhängern 
der  unterdrückten  politischen  Parteien,  sondern  auch  unter  den  un- 
politischen Männern  und  Frauen.  Man  kann  ohne  Uebertreibung 
sagen,  daß  mindestens  zwei  Drittel  des  italienischen  Volkes  heute 
unter  der  Knechtschaft  der  Fascisten  stöhnen.   Die  Fascisten  haben 
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sich  dafür  gerächt,  daß  ihnen  die  Nichtfascisten  nach  der  Ermordung 
Matteottis  die  Lektion  gelesen  haben  und  daß  sie  selbst  schwach 
genug   waren,    trotz    ihrer   500  000   Schwarzhemden,    sich   vor    dem 
Sturme    der    öffentlichen  Meinung    eine  Zeitlang    zu    ducken.     Sie 
tyrannisieren  das  Land  schlimmer  denn  je.  „In  Italien  herrscht  heute 
die  vollendete  Knechtschaft",  so  versicherte  uns  im  Januar  1926  ein 
Freund,  der  heute  noch  die  regsten  Beziehungen  zu  Italien  unterhält. 
Nach  den  Mitteilungen  seiner  Geschäftsfreunde  sei  es  jetzt  keine  Selten- 
heit, daß  ein  Fascist  zu  einem  Kaufmann  kommt  und  ihn  auffordert, 
diesen  oder  jenen  in  seinem  Geschäft  anzustellen  und  zwar  mit  einem 
gewissen,  nicht  zu  knapp  bemessenen  Gehalt.   Wenn  der  Geschäfts- 
mann   erwidert,    daß    er   keinen  Angestellten   brauche,  sondern   im 
Gegenteil  Entlassungen  vornehmen  wolle,  wird  ihm  bedeutet,  daß  es 
sich  um  eine  fascistische  Angelegenheit  handle  und  er  sich  schweren 
Nachteilen  aussetzen  würde,  wenn  er  der  Aufforderung  nicht  Folge 
leisten  würde.   Der  Fascistenterror  ist  noch  schlimmer  als  die  aller- 
fascistischsten  Gesetze;  der  offiziöse  Fascismus  noch  toller  als  der 
offizielle.  Gegen  ihn  gibt  es  keine  Waffe,  weil  die  Polizei  selbst  in  seinem 
Dienste  steht.   „Die  Antifascisten  werden  in  allen  ihren  Bewegungen 
von  der  Polizei  überwacht  und  ausspioniert,  das  Briefgeheimnis  wird 
verletzt,  in  ihren  Wohnungen  werden  Haussuchungen  gehalten.  Wenn 
man  feststellt,  daß  sie  sich  irgendeiner  politischen  Betätigung  hin- 
geben, dann  werden  sie  verhaftet.  Man  traktiert  sie  mit  Prügeln,  man 
nötigt  sie,  das  Vaterland  zu  verlassen.  Für  denjenigen,  welcher  nicht 
unabhängig  ist,  bedeutet  die  Gegnerschaft  gegen  den  Fascismus  ganz 
einfach    das  Elend,   für    den  Familienvater    bedeutet  sie,  Frau  und 
Kinder  beständig  erschreckt  zu  sehen  durch  die  nächtlichen  Ueber- 
raschungen  der  Polizei,  durch  die  Verhaftungen,  durch  Verprüge- 
lungen, durch  die  Verwüstungen  und  alle  die  anderen  Zwischenfälle, 
die  jeden  Äugenblick  sich  einstellen  können."    So  lesen  wir  in  dem 
Artikel  G.  Salveminis:  „Der  Kampf  gegen  den  Fascismus  in  Italien" 
in  der  „Frankfurter  Zeitung"  vom  25.  12.  25. 

Die  Freimaurer  haben  die  eiserne  Hand  des  Diktators  am 
schmerzhaftesten  zu  fühlen  bekommen.  Der  große  fascistische  Rat 
hat  im  August  1924,  nachdem  der  Duce  die  Schädlichkeit  der  Logen 
dekretiert  hatte,  die  folgende  Tagesordnung  beschlossen:  „Der  Rat 
bedenkt,  daß  die  Freimaurerei  immer  die  Brücke  gewesen  ist  für  die 
fremden  Einflüsse  auf  Italien,  z.  B.  für  den  amerikanischen  Methodis- 
mus, für  den  französischen  Radikalismus  und  für  die  demokratischen 
Irrlehren  aller  Länder;  er  bedenkt  ferner,  daß  alle  Gegnerschaft  gegen 
den  Fascismus  wie  gegen  jede  ausschließlich  völkische  Bewegung  in 

172 


der  Freimaurerei  stets  die  ausgiebigste  Aufnahme  zur  Mitarbeit  ge- 
funden habe  und  noch  findet,  daß  der  Fascismus  aus  innerster  Natur 
jede  weltumfassende  Lehre  ablehnen  und  statt  dessen  immer  die 
Eigenart  des  italienischen  Reiches  und  Volkes  stärken  muß,  und  daß 
er  keine  andere  Universalität  anerkennen  darf  als  die  römische  und 
die  katholische;  er  bedenkt  schließlich,  daß  es  der  fascistischen  Wirk- 
lichkeit nicht  entsprechen  kann,  wenn  jemand  der  Partei  und  gleich- 
zeitig einer  geheimen  Gesellschaft  angehört,  die  ihren  eingeschrie- 
benen Mitgliedern  zu  schwören  gestattet,  sie  seien  nicht  Mitglieder." 
Auch  der  Nationalverband  deutscher  Offiziere  hat  ja  die  Freimaurer 
aus  seinen  Reihen  ausgeschlossen  und  zwar  ungefähr  aus  demselben 
Grunde,  den  der  große  Rat  der  Fascisten  in  seiner  Entschließung 
geltend  macht.  Der  Gran  Consiglio  Fascista  hat  also  die  Unverein- 
barkeit der  Freimaurerei  mit  dem  Fascismus  erklärt;  dagegen  wäre 
vom  Standpunkte  der  politischen  Freiheit  aus  nichts  einzuwenden. 
Aber  daß  diese  Erklärung  nur  das  Signal  zu  einer  Verfolgung  der 
Freimaurer  durch  die  Fascisten  gewesen  ist,  ergibt  sich  aus  der  Tat- 
sache, daß  der  Großmeister  Domenico  Torregiani  ins  Ausland  ge- 
flüchtet ist,  nachdem  er  seinen  Logen  den  Befehl  erteilt  hatte,  bis  auf 
weiteres  zu  „schlafen". 

Es  sind  heute  schon  eine  ganze  Anzahl  hervorragender  Italiener 
ins  Exil  gegangen,  weil  sie  in  der  Heimat  ihres  Lebens  oder  ihrer 
Freiheit  nicht  mehr  sicher  sind:  Don  Sturzo,  Nitti,  Torregiani,  Sal- 
vemini, Amendola.  Wieviele  werden  noch  folgen?  Jacob  Burckhardt 
erzählt  in  seinem  Buche  „Die  Kultur  der  Renaissance",  daß  die  Ver- 
bannung unter  den  Städtetyrannen  im  Mittelalter,  den  della  Torre's, 
Visconti's,  Sforza's,  Este's,  Medicis',  um  nur  die  hervorragendsten 
zu  nennen,  etwas  so  häufiges  war,  daß  man  förmlich  zwei  Klassen 
der  Bewohner  unterschied:  Die  intrinseci  und  die  extrinseci,  die 
augenblicklich  in  der  Stadt  weilenden  und  die  zeitweilig  verbannten. 
Die  Großen  jener  Zeit  sind  eigentlich  alle  einmal  für  kurz  oder  lang 
aus  ihrer  Heimat  vertrieben  worden,  z.  B.  Dante.  Aber  was  wollte 
damals  die  Verbannung  bedeuten?  Wenn  man  aus  Florenz  aus- 
gewiesen wurde,  so  ließ  man  sich  in  Verona  nieder.  Wer  in  dem 
Italien  von  heute  eine  andere  Universalität  anerkennt  als  die  römische 
oder  die  katholische,  um  in  der  gewundenen  Sprache  der  Fascisten 
zu  reden,  wer  also  nicht  völkisch  gesinnt  ist,  um  dasselbe  auf  deutsch 
zu  sagen,  wird  wie  ein  Wild  gehetzt  und  tut  am  besten,  ins  Ausland 
zu  flüchten.  Es  ist  auch  ein  armer  Vertriebener,  der  frühere  Professor 
der  Geschichte  an  der  Universität  Florenz,  G.  Salvemini,  der  in  jenem 
Artikel  in  der  „Frankfurter  Zeitung"  folgende  Schilderung  entwirft: 
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„Fälle  von  individueller  Auflehnung  oder  Rache  stellen  sich  hier  und 
da  ein  bei  Leuten,  die  zur  Verzweiflung  getrieben  sind.  Aber  diese 
individuellen  Akte  können  zu  keinem  praktischen  Ergebnis  führen. 
Wenn  in  einer  Stadt  plötzlich  eine  Geste  der  Verzweiflung  gegen 
irgendeine  fascistische  Gewalttätigkeit  gemacht  wird,  so  ist  es  ziem- 
lich häufig,  daß  die  Fascisten  aus  dem  allgemeinen  Verkehr  ver- 
schwinden, weil  sie  ein  allgemeines  Massaker  befürchten.  Aber 
kaum  ist  die  Nachricht  in  der  Hauptstadt  der  Provinz  angelangt  (mit 
dem  Telephon  in  wenigen  Minuten),  so  befiehlt  der  Leiter  des  Provinz- 
fascio (und  das  ist  mit  dem  Autolastwagen  die  Sache  einiger  Stunden) 
die  Konzentration  der  Fascistenmiliz  der  benachbarten  Städte  in  der 
Stadt,  welche  bestraft  werden  soll.  Sobald  die  Konzentration  beendet 
ist,  beginnen  die  Repressalien.  Die  Leute,  die  sich  aufgelehnt  hatten, 
werden  getötet,  wenn  sie  nicht  fliehen  konnten,  ihre  Häuser  verwüstet, 
die  bekanntesten  Mitglieder  der  Opposition  werden  mit  mehr  oder 
weniger  Wildheit  verprügelt,  die  mit  Gewalt  wiedereroberte  Stadt  wird 
in  einen  noch  schwereren  Terror  gestürzt  als  vorher.  Die  ent- 
schlossensten, tätigsten  Männer  werden  außer  Kampf  gesetzt.  Jede 
individuelle  Auflehnung  endigt  also  mit  einer  Niederlage  der 
Opposition." 

Die  Fascistenpresse  bestreitet,  daß  die  Deutschen  in  Südtirol  drang- 
saliert werden.  Sie  hat  in  gewissem  Sinne  recht.  Denn  viel  schlimmer 
ergeht  es  unseren  Landsleuten  auch  nicht,  natürlich  abgesehen  von 
der  Entnationalisierung,  als  den  anderen  Italienern,  die  nicht 
Fascisten  sind.  Benito  Mussolini,  der  ehemalige  Volksschullehrer  und 
Redakteur,  hat  in  Italien  eine  Despotie  aufgerichtet,  die  ärger  ist  als 
diejenige  eines  Cäsar,  eines  Cromwell,  eines  Napoleon  L,  eines 
Napoleon  III.,  und  nur  von  der  Sowjetdiktatur  übertroffen  wird. 
Discite  moniti! 

Auf  dem  kapitolinischen  Hügel  und  zwar  an  derselben  Stelle,  an 
der  sich  früher  der  Palazzo  Caffarelli,  der  Sitz  der  deutschen  Bot- 
schaft, befand,  hat  die  Stadt  Rom  ein  neues  Museum  errichtet,  das  den 
Namen  Mussolinis  trägt.  Im  Mittelraum  erhebt  sich  über  riesigen  Tuff- 
Blöcken,  die  vom  Unterbau  des  kapitolinischen  Jupitertempels,  des 
ehrwürdigsten  Heiligtums  der  lateinisch-etruskischen  Welt,  stammen, 
eine  Marmortafel,  auf  der  Mussolini  als  „Romanae  Majestatis  Vindex" 
gefeiert  und  als  das  Baujahr  das  dritte  fascistische,  „III.  ab  urbe  per 
lictorias  cohortes  oecupata"  angegeben  wird.  Romanae  Majestatis 
Vindex  bedeutet  ungefähr  so  viel  wie  Wiederhersteller  der  Majestät 
Roms.  Nobilitas  obligat! 
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DER  FASC1SMUS 

Die  erste  große  Erbschaft,  die  Mussolini  in  den  Stand  setzte, 
Herrscher  eines  Reiches  von  vierzig  Millionen  zu  werden,  war  der 
Fascismus.  Halb  fand  er  ihn  vor,  halb  hat  er  ihn  erzeugt.  Fascismus 
bedeutet  eigentlich  Bündelei,  da  Fasci  Bünde  heißt;  also  eine  Geistes- 
richtung, deren  Ziel  die  Bundesgemeinschaft  ist:  ihr  Symbol  das 
Rutenbündel  des  Lictor.  Danach  wäre  der  Fascist  das  Gegenteil  von 
einem  Einspänner  und  von  dem  Adler,  der  einsam  in  den  Lüften  kreist. 
Freilich  hat  jede  Geistesströmung  die  Tendenz,  eine  Gemeinschaft  zu 
bilden,  der  Liberalismus  so  gut  wie  der  Sozialismus  und  die  Biblio- 
philie;  aber  für  die  Liberalen,  die  Sozialisten  und  die  Bibliophilen  ist 
die  Gruppenbüdung  nur  das  Mittel  zur  Erreichung  eines  Zweckes,  für 
die  Fascisten  wäre  sie  der  Zweck  selbst,  in  dem  sie  aufgehen.  Ent- 
spricht das  Wesen  der  fascistischen  Bewegung  dieser  Bedeutung  ihres 
Namens? 

In  der  fascistischen  Zeitschrift  „Gerarchia",  die  Benito  Mussolini 
heute  noch  als  Herausgeber  zeichnet,  hat  der  Duce  im  April  1922  zur 
Feder  gegriffen,  um  den  Begriff  der  Freiheit  seines  Zaubers  zu  ent- 
kleiden und  —  mit  demselben  Federzuge  —  den  Zauber  des  Fascis- 
mus zu  enthüllen.  Der  Artikel  trägt  die  Ueberschrift  „Forca  e  con- 
senso":  „Die  Menschen  sind  vielleicht  der  Freiheit  müde,  sie  haben  mit 
ihr  eine  Orgie  gefeiert.  Die  Freiheit  ist  heute  nicht  mehr  die  keusche 
und  strenge  Jungfrau,  für  die  die  Generationen  der  ersten  Hälfte 
des  verflossenen  Jahrhunderts  kämpften  und  starben.  Für  die  unter- 
nehmende, unruhige,  rauhe  Jugend,  welche  sich  in  der  Morgen- 
dämmerung der  neuen  Geschichte  zeigt,  gibt  es  andere  Worte,  die 
einen  viel  größeren  Zauber  ausüben.  Es  sind:  Ordnung, 
Hierarchie,  Disziplin.  Man  muß  einmal  für  allemal  wissen, 
daß  der  Fascismus  keine  Götzen  kennt,  keine  Fetische  anbetet.  Ueber 
den  weniger  oder  mehr  verwesten  Körper  der  Göttin  Freiheit  ist  er 
bereits  hinwegmarschiert  und  wird,  wenn  nötig,  zurückkehren,  um 
noch  einmal  darüber  hinwegzumarschieren." 
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Ordnung,  Hierarchie  und  Disziplin  sind  also  nach  den  Worten 
des  Duce  die  Quintessenz  der  fascistischen  Lehre.  Was  Ordnung 
und  Disziplin  ist,  weiß  jedes  Kind;  was  die  Fascisten  unter  Hierarchie 
verstehen,  bedarf  noch  einer  besonderen  Untersuchung.  Und  wo 
sollen  diese  drei  Tugenden  herrschen?  Im  Staate.  Ordnung, 
Hierarchie  und  Disziplin  soll  nicht  nur  die  Ordensregel  der  Fasci 
bilden,  sondern  auch  das  Grundgesetz  der  Nation.  Damit  haben  wir 
bereits  das  Geheimnis  des  Fascismus  enthüllt.  Die  Nation  soll  ein 
großer  Fascio  sein,  ein  Bund,  so  fest  zusammengefügt  und  unzerbrech- 
lich wie  ein  Rutenbündel.    Der  Freiheit  keine  Gasse! 

Das  Ideal  Mussolinis  und  seiner  Freunde  ist  der  „fascistisohe" 
Staat  im  Gegensatz  zum  liberalen.  Das  soll  also  nicht  heißen,  ein 
Staat,  der  von  den  Fascisten  beherrscht  wird,  sondern  ein  Staat,  in 
dem  wie  in  einem  echten  Fascio  Ordnung,  Hierarchie  und  Disziplin 
herrschen.  In  der  Vorstellung  der  Fascisten  sind  Nation  und  Fascio 
wesensgleich,  homusioi. 

Es  mag  noch  ein  anderes  Selbstzeugnis  des  Fascismus  hier  Platz 
finden  und  zwar  aus  Mannhardt,  „der  Fascismus".  Mannhardt  ist 
derjenige  unter  den  deutschen  Schriftstellern,  der  sich  am  liebevollsten 
in  die  Seele  des  Fascismus  versenkt  hat.  Unter  dem  Titel: 
„Definizione  programmatica"  brachte  der  „Populo  d'Italia",  der  jetzt 
von  dem  Bruder  des  Duce  redigiert  wird,  einen  Artikel,  der  folgende 
Ausführung  enthielt:  „Der  Fascismus  ist  eine  Bewegung  von  blut- 
vollen und  von  vielen  und  leibhaftigen  Tatsachen.  Die  organische 
Einheit  der  Idee  und  der  Tatsachen  in  der  Geschichte  nennt  sich 
Institution.  Es  ist  nicht  wahr,  daß  die  Institution  eine  bleiche  Idee 
oder  eine  nackte  Tatsache  ist,  sie  ist  vielmehr  eine  übertragene  Idee, 
die  in  der  Tatsache  lebt,  und  eine  Tatsache,  deren  bluthaftes  Leben 
die  Idee  ist.  Der  Fascismus  ist  eine  institutionale  Bewegung,  die 
Institution  ist  innerhalb  der  Gesellschaft  eine  freie  triebhafte  Tatsache, 
die  von  unten  nach  oben  fortschreitet  und  deren  dynamisches  Ent- 
wicklungsgesetz der  Uebergang  von  der  Peripherie  zum  Zentrum 
oder,  wenn  man  so  will,  von  der  Gesellschaft  zum  Staate  ist.  Der 
Staat  ist  die  größte,  umfassendste  Institution,  die  Synthese  der  In- 
stitutionen. Der  Fascismus  ist  ebenfalls  eine  freie  triebhafte  Tat- 
sache, die  in  ihrem  kurzen  und  geschwinden  geschichtlichen  Verlauf 
vorgeschritten  ist  von  der  Tiefe  zur  Höhe,  von  der  Peripherie  zum 
Zentrum,  von  den  Provinzen  zur  Hauptstadt,  von  der  Gesellschaft 
zum  Staat.  Von  den  Institutionen  zur  Konstitution,  das  ist  die  Formel 
des  Fascismus.  In  der  Tat  finden  wir  im  Fascismus  zwei  getrennte 
Phasen:  eine  institutionale,  während  welcher  der  Fascismus  danach 
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trachtete,  einen  neuen  Staat  zu  bilden,  und  in  der  er  deshalb  staats- 
feindlich war  und  dann  eine  konstitutionale,  in  der  der  Fascismus 
Staat  werden  soll.  Wie  die  Materie  nach  der  Form,  so  verlangen  die 
Institutionen  nach  dem  Staate,  sie  sind  ein  großes  Wollen  und  das 
ursprüngliche  Berufensein,  den  Staat  zu  bilden."  Mannhardt  meint, 
daß  diese  Worte  den  fascistischen  Gedankengang  gut  wiedergeben. 
Wenn  das  der  Fall  sein  sollte,  werden  sich  nur  Philosophen  ent- 
schließen, dem  Fascismus  auf  seinen  Gedankengängen  zu  folgen. 

Mussolini  selbst  schreibt  in  jenem  Leitartikel  der  Gerarchia 
„Forca  e  consenso"  noch:  „Die  Tatsache  bedeutet  mehr  als  das  Buch, 
die  Erfahrung  mehr  als  die  Doktrin,  die  großen  Erfahrungen  des  Nach- 
krieges, jene,  die  jetzt  vor  unseren  Äugen  sich  vollziehen,  zeigen  die 
Niederlage  des  Liberalismus.  In  Rußland  und  in  Italien  zeigt  sich, 
daß  man  außer,  über  und  gegen  die  ganze  liberale  Ideologie  regieren 
kann.  Der  Kommunismus  und  der  Fascismus  stehen  außerhalb  des 
Liberalismus."  In  der  Deputiertenkammer  hat  Mussolini  einmal  die 
ironische  Bemerkung  gemacht:  „Das  Volk  hat  von  mir  noch  keine 
Freiheiten  verlangt,  wohl  aber  Straßen  und  Wasserleitungen." 

In  seiner  großen  Wahlrede  am  28.  oder  29.  Januar  1924  hat  sich 
der  Duce  über  das  Verhältnis  des  Fascismus  zum  Ausland  aus- 
gesprochen und  bei  dieser  Gelegenheit  über  Liberalismus  und  Parla- 
mentarismus das  Folgende  geäußert  (man  beachte  den  Prophetenton 
eines  Mannes,  der  sich  bewußt  ist,  keine  Banalitäten  zu  sagen).  „In 
einem  noch  parlamentarisierten  Europa  . . .  hat  der  Fascismus,  obwohl 
er  eine  typisch  italienische  Erscheinung  ist,  das  Aussehen  eines  Welt- 
experimentes angenommen,  der  Fascismus  stellt  die  verwirklichte  Ver- 
neinung der  ganzen  demokratoiden  und  sozialistoiden  (!)  Gesell- 
schaftsideologie dar.  Der  Fascismus  befindet  sich  auf  dem  Kriegs- 
pfad gegen  jene  Gesamtheit  von  Lehren,  die  die  neuere  Geschichts- 
erkenntnis in  Grund  und  Boden  verdammt  hat  .  .  .  Der  Fascismus  als 
Lehre  von  völkischer  Kraft,  als  Lehre  der  Macht,  Schönheit  und 
Zucht,  des  Verantwortungsgefühles,  des  Widerwillens  gegen  alle 
Gemeinplätze  der  Demagogie,  des  Neinsagens  zu  all  jenen  Verlaut- 
barungen, die  die  Politik  und  Politikasterei  eines  großen  Teiles  der 
Erde  ausmachen,  ist  heute  ein  Leuchtturm,  der  in  Rom  aufleuchtet 
und  auf  den  alle  Völker  der  Erde  aufmerken,  insbesondere  jene,  die 
an  dem  Unglück  leiden,  das  wir  erlitten  und  überwunden  haben." 

Jene  Gesamtheit  der  Lehren,  die  die  neuere  Geschichtserkenntnis 
in  Grund  und  Boden  verdammt  hat,  ist  also  der  Liberalismus, 
und  unter  der  neueren  Geschichtserkenntnis  versteht  der  Duce  die 
Lehre  des  Nationalismus.    Der  Nationalismus  ist  erst  wenige 

12  177 


Jahre  vor  dem  Kriege  in  Italien  eingezogen.  Seine  Väter  sind  Enrici 
Corradini  und  Scipio  Sighele.  Er  ist  zweifellos  eine  Parallel-  wenn 
nicht  sogar  eine  Folgeerscheinung  unserer  alldeutschen  Bewegung. 
Man  muß  sich  aber  davor  hüten,  die  beiden  Bewegungen  gleich- 
zusetzen. Der  italienische  Nationalismus  hat  einen  größeren  sittlichen 
Gehalt  als  der  deutsche.  Er  will  das  italienische  Volk  zu  einer  neuen, 
positiveren  Staatsauffassung  erziehen,  während  die  Alldeutschen 
nur  an  die  Vermehrung  unserer  Macht  denken. 

Es  existiert  bereits  eine  umfangreiche  nationalistische  Literatur 
in  Italien,  wie  es  ja  auch  bei  uns  eine  alldeutsche  gibt.  Hatte  der 
Liberalismus,  die  Vorfrucht  des  Parlamentarismus  und  der  Demo- 
kratie, die  Menschen  von  den  Fesseln  befreit,  in  die  sie  der  Absolutis- 
mus des  Staates  und  der  Kirche  geschlagen  hatte,  so  will  sie  der 
Nationalismus  von  neuem  binden.  Hatte  der  Liberalismus  die 
Menschen  mit  Rechten  und  Freiheiten  ausgestattet,  die  ihm  von  der 
Staatsgewalt  unter  keinen  Umständen  genommen  werden  dürfen,  so 
lehrt  der  Nationalismus,  daß  der  Einzelne  vom  Staate  keine  Freiheiten 
zu  beanspruchen,  sondern  lediglich  Disziplin  zu  halten  hat,  weil  er 
dem  Staate  alles  schuldig  ist  und  der  Staat  ihm  nichts.  Staat  ist  das- 
selbe wie  Nation.  „Das  Volk  steht  vor  uns  als  ein  Werk  des  Geistes, 
umgeben  von  den  höchsten  moralischen  Werten."  Italien  ist  alles, 
der  Italiener  nichts.  Es  gibt  kein  höheres  Glück  für  das  Individuum, 
als  sich  für  das  Vaterland  zu  opfern.  Möge  der  Einzelne  aber  ja  nicht 
denken,  daß  er  deshalb  ein  Mitbestimmungsrecht  an  den  Geschicken 
der  Nation  habe,  weil  es  seine  höchste  sittliche  Pflicht  ist,  für  die 
Nation  zu  sterben.  Wehrpflicht  und  Wahlrecht  haben  nichts  mit- 
einander zu  tun.  Die  italienischen  Nationalisten  haben  die  Nation  zum 
Gott  erhoben.  Die  alte  lässige  Staatsauffassung  des  Liberalismus,  die 
vom  Einzelnen  ausgegangen  war,  soll  durch  eine  neue  und  hohe,  die 
völkische,  ersetzt  werden,  die  vom  Volk  ausgeht.  Wie  es  ein  religiöses 
Gewissen  gibt,  so  muß  es  auch  ein  völkisches  geben.  „Dabei  spürt 
der  Volksgenosse  eine  neue  Befriedigung  und  zugleich  fühlt  er  in  sich 
etwas  Religiöses  erstehen  und  beginnt  zu  glauben,  er  habe  etwas 
Göttlichem  zu  gehorchen  und  nach  dieser  Religiosität  seines  völki- 
schen Gewissens  freudig  zu  handeln.  Dann  werden  in  Italien  die 
Züge  pünktlich  nach  dem  Fahrplan  verkehren  und  die  Beamten  wirk- 
lich arbeiten.  Die  Gesichtszüge,  die  Worte,  die  Gesten,  die  Haltung, 
der  Anzug  der  Italiener  —  alles  das  wird  statt  der  gegenwärtigen 
Gleichgültigkeit  frischen  Eifer  zum  Ausdruck  bringen  und  jede  der 
sogenannten  inneren  Fragen,  die  sich  seit  Jahrzehnten  hinziehen,  wird 
endlich    gelöst    werden."    Der    Fascismus    hat    diesen    Geist    des 

178 


völkischen  Nationalismus  völlig  in  sich  aufgenommen.  Wer  kennt 
nicht  den  Scherenschnitt:  Fascistengruß?  Schwarzhemden  in  stolzer 
Haltung  zeigen  mit  hocherhobenen  Armen  nach  der  Fahne  in  ihrer 
Mitte.  Wer  kennt  nicht  den  Fascistengruß:  schief  nach  oben  gestreckter 
Arm  mit  dem  Schrei:  „Eja,  Eja,  alalä"? 

Aus  der  Jugendzeit,  aus  der  Jugendzeit  klingt  ein  Lied.  Sind  wir 
Deutschen,  die  wir  in  der  Epoche  nach  dem  deutsch-französischen 
Kriege  bis  zum  Weltkriege  ein  deutsches  humanistisches  Gymnasium 
besucht  haben,  nicht  ungefähr  in  demselben  Geiste  erzogen  worden? 
Ist  die  Staatsgesinnung  der  italienischen  Nationalisten  und  Fascisten, 
die  von  der  Religiosität  des  völkischen  Gewissens  reden,  sehr  ver- 
schieden von  derjenigen,  die  unser  Graf  Yorck  von  Wartenburg,  natio- 
naler Historiker  und  gelber  Ulan,  in  den  Worten  ausgedrückt  hat: 
.,Du  sollst  lieben  dein  Volk  und  dein  Land  von  ganzer  Seele,  von 
ganzem  Herzen  und  von  ganzem  Gemüte"?  Ist  es  nicht  der  National- 
enthusiasmus Fichtes,  der  in  der  Deifizierung  der  Nation  heute  die 
Italiener  ergriffen  hat?  Haben  nicht  Mussolini  und  seine  Jünger  ein- 
fach dasselbe  getan,  was  nach  der  Erzählung  des  Fürsten  Bülow 
jener  Engländer  an  uns  Deutschen  auszusetzen  hatte,  nämlich  aus  der 
Parteianschauung  eine  Weltanschauung  gemacht?  Ist  die  „Nation" 
der  Fascisten  etwas  anderes  als  das  „Vaterland"  der  Deutschem  über 
das  die  Engländer  und  Amerikaner  während  des  Weltkrieges  in  dem 
Kulturkampf,  der  den  Waffengang  begleitete,  ihren  Spott  ausgegossen 
haben?  Ist  es  nicht  einfach  die  alte  preußisch-konservative  Staats- 
gesinnung, welche  die  Fascisten  dem  italienischen  Volke,  das  im 
liberalen  und  demokratischen  Geiste  erzogen  worden  war,  einimpfen 
wollen?  In  der  Tat  ist  der  fascistische  Patriotismus  von  demselben 
Schrot  und  Korn  wie  der  deutsche  Patriotismus  in  der  ruhmreichen 
Aera  von  1870—1918;  nur  daß  er  in  Italien  wie  eine  neue  Offenbarung 
auftritt  und  wie  jede  neue  Geistesrichtung  auf  die  Spitze  getrieben, 
exaltiert,  enthusiastisch  und  schwärmerisch  ist;  und  noch  mit  dem 
anderen  Unterschiede,  daß  das  neue  italienische  Nationalgefühl  nichts 
von  der  Devotion  hat,  mit  der  wir  Deutschen  zu  unserer  Obrigkeit 
hinaufsahen.  Wenn  wir  unseren  patriotischen  Gefühlen  Ausdruck 
geben  wollten,  so  sagten  wir  „Kaiser  und  Reich",  die  Fascisten  sagen 
nur  das  „Reich". 

Wenn  wir  in  Deutschland  diese  Gesinnung  nicht  gehabt  hätten, 
würden  wir  es  nicht  so  weit  gebracht  haben,  daß  wir,  als  der  Welt- 
krieg ausbrach,  die  stärkste  Kontinentalmacht  der  Welt  waren.  Wenn 
wir  nicht  das  Vaterland  „über  alles"  gestellt  hätten,  würden  uns 
unsere  Feinde  aber  auch  nicht  für  die  Anstifter  des  Weltkrieges  ge- 
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halten  haben.  Denn  es  ist  klar,  daß  Menschen,  die  von  ihrer  Nation 
so  hoch  denken,  versucht  sind  nicht  nur  die  Nation  über  das  Indivi- 
duum, sondern  auch  die  eigene  Nation  über  alle  anderen  Nationen  er- 
höhen zu  wollen.  Wir  Deutschen  sind  dieser  Versuchung  nicht  er- 
legen, weil  wir  von  Natur  nüchtern  sind,  von  gewissenhaften  und 
friedliebenden  Staatsmännern  geführt  wurden  und  in  dem  Staate  nicht 
nur  die  hohe  himmliche  Göttin,  sondern,  durch  die  Erfahrung  ge- 
witzigt, auch  den  „Racker"  kennengelernt  hatten.  Nationalisten  (im 
üblichen  Wortsinne)  waren  bei  uns  nur  die  Alldeutschen.  Sie  sind 
aber  immer  die  geschworenen  Feinde  der  Regierung  gewesen  und 
auch  bis  heute  eine  kleine,  wenig  beachtete  Gemeinde  der  Gläubigen 
geblieben. 

Die  Auslegung,  die  unsere  Feinde  unserem  „Deutschland,  Deutsch- 
land über  alles"  zu  Unrecht  gegeben  hatten,  gibt  in  der  Tat  den  Sinn 
wieder,  in  dem  heute  die  Italiener  ihr  „Italien  über  alles"  sagen.  Die 
Deifizierung  der  Nation  hat  ihre  bittersüßen  Früchte  getragen.  Das 
italienische  Volk  schwelgt  heute  in  dem  Gedanken,  die  große  Nation 
zu  sein,  und  es  vergeht  kaum  eine  Woche,  in  der  der  Duce  nicht  von 
den  überlegenen  materiellen  und  moralischen  Kräften  des  fascistisch 
gewordenen  Italien  spricht.  Der  21.  April,  an  dem  nach  der  Sage 
Rom  gegründet  ist,  ist  zum  Nationalfeiertag  gemacht  worden.  „Der 
21.  April  ist  jetzt  nicht  mehr  bloß  der  Geburtstag  der  antiken  Größe, 
sondern  auch  der  blitzenden  neuen  Größe . . .  Die  Vergangenheit  ist 
das  Schild  der  leuchtenden  und  immensen  Zukunft",  so  schrieb  ein- 
mal das  führende  Blatt  des  Fascio.  In  feierlichen  Regierungs- 
kundgebungen ist  sogar  vom  zweiten  oder  dritten  Jahr  nach  der  Er- 
richtung der  Staatsgewalt  durch  die  Fascisten  die  Rede.  Also  eine 
neue  Zeitrechnung!  Mannhardt,  der  die  Tendenz  hat,  dem  Fascismus 
nichts  Uebles  nachzureden,  faßt  sein  Urteil  über  das  Thema:  Fascis- 
mus und  Machthunger,  in  die  vorsichtigen  Worte  zusammen:  „Der 
Fascismus  hebt  den  außenpolitischen  Willen  und  die  Zielsetzung,  er 
bindet  das  Volk  an  die  höheren  Ziele.  Er  beeinflußt  deshalb  die  Außen- 
politik und  den  leitenden  Staatsmann  auf  das  stärkste".  Der  Fascis- 
mus ist  intensiv  und  extensiv  zugleich.  Er  hat  den  Einzelnen  er- 
niedrigt, um  die  Nation  über  alle  anderen  Nationen  zu  erhöhen.  Die 
fremde  Nationalität  ist  nichts,  die  eigene  alles! 

Der  Imperialismus  ist  übrigens  eine  wesentliche  Eigenschaft  nicht 
nur  des  Fascismus,  sondern  jeder  Diktaturbewegung.  Welche  innere 
Notwendigkeit  treibt  den  Kommunismus,  fremde  Völker  zu  unter- 
jochen? Und  dennoch  sehen  wir,  daß  sich  Räterußland  alle  Länder 
wieder  untertänig  machen    will,   die   zum  Reiche    des  Zaren   gehört 
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haben.  Es  geht  sogar  noch  weiter  als  das  zaristische  Rußland  und 
will  die  Vormacht  Asiens  werden.  „Nie  hat  politischer  Ehrgeiz  sich 
ein  ausschweifenderes  Ziel  gesteckt  als  den  eurasischen  Gedanken", 
sagt  Daniels  in  den  „Preußischen  Jahrbüchern"  und  hat  dabei  den 
Ehrgeiz  der  Bolschewisten  im  Auge,  Europa  und  Asien  unter  ihre 
Fittiche  zu  nehmen.  Eine  Herrschaftsform,  die  den  Menschen  des 
zwanzigsten  Jahrhunderts  die  Freiheit  nimmt,  muß  ihnen  dafür  die 
Macht  geben.  Wir  Menschen  müssen  auch  im  öffentlichen  Leben 
etwas  haben,  daran  wir  unser  Herz  hängen,  sonst  packt  uns  die  Ver- 
zweiflung und  wir  greifen  nach  dem  Revolver:  in  tyrannos!  Daniels 
stellt  denn  auch  an  dem  Beispiele  Rußlands,  Italiens  und  an  dem- 
jenigen der  Türkei  fest,  daß  jede  antiparlamentarische  Bewegung 
imperialistisch  ist.  Er  hätte  sich  auch  auf  die  vaterländische  Bewegung 
in  Deutschland  berufen  können.  So  ringen  heute  in  der  Welt  zwei 
mächtige  Geistesbewegungen  miteinander  um  die  Herrschaft,  der 
Fascismus  und  Bolschewismus  auf  der  einen  Seite,  der  Pazifismus 
auf  der  anderen.  Wer  den  Krieg  für  den  Vater  aller  Dinge  hält,  wird 
dem  Fascismus  oder  Bolschewismus  den  Sieg  wünschen,  wer  den 
Krieg  aber  für  die  schrecklichste  Geisel  der  Menschheit  hält  (eine 
Auffassung,  die  sich  heute  gewiß  vertreten  läßt),  dem  Pazifismus. 
Wir  wissen  nun  auch,  warum  Fascismus  und  Bolschewismus  eine 
heimliche  Liebe  zueinander  haben.  Der  Volksmund  hat  sie  längst 
entdeckt  und  redet  bereits  von  „Nationalbolschewismus". 

Volksbewegungen  entstehen  dadurch,  daß  eine  seelische  Stimmung 
durch  ein  Ereignis  ausgelöst  wird,  ein  Funke  ins  Pulverfaß  fliegt.  „Das 
nasse  Stroh  fängt  an  zu  brennen",  so  sagte  Roon  zu  Bismarck,  als  die 
Berliner  am  14.  Juni  1866  die  ausrückenden  Truppen  wider  alles  Er- 
warten mit  Jubel  begrüßten.  So  entzündete  sich  der  Geist  des  Fascis- 
mus an  dem  Anblick  der  revolutionären  Banden,  die  ein  Jahr  nach 
dem  siegreichen  Verlauf  des  großen  Krieges  die  Fabriken  und  Land- 
güter in  Oberitalien  besetzten,  ohne  daß  die  Staatsgewalt  es  wagte, 
ihnen  in  den  Weg  zu  treten.  Zwei  Jahre  vor  diesem  Ereignis,  mit 
dem  eine  neue  Epoche  in  Italien  eingeleitet  wurde,  hatte  bereits  in 
Deutschland  die  Geburtsstunde  des  Fascismus  geschlagen.  Als  im 
November  1918  die  meuternden  Ersatztruppen  von  Matrosen  geführt 
johlend  durch  die  Straßen  unserer  Städte  zogen  und  den  Offizieren, 
die  aus  dem  Felde  heimgekehrt  waren,  die  Achselstücke  ahrissen,  be- 
schlossen ein  tapferer  Reserveoffizier  in  Magdeburg,  Franz  Seldte, 
und  ein  tapferer  Reserveunteroffizier,  Adolf  Hitler,  in  einem  Militär- 
lazarett, sich  dem  Verderben  entgegenzuwerfen  und  zu  dem  Zweck  die 
alten  Frontsoldaten  zu  sammeln.  So  entstanden  der  Stahlhelm,  Bund 
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der  Frontsoldaten  und  die  nationalsozialistische  Partei.  In  Italien  und 
in  Deutschland  war  es  das  verletzte  Nationalgefühl,  das  gegen  die 
vaterlandslosen  Gesellen  reagierte.  Die  Fasci,  die  Vaterländischen 
Verbände  und  die  deutschvölkische  Bewegung  haben  also  dieselbe 
Nativität;  es  Wäre  deshalb  nicht  zu  verwundern,  wenn  sie  auch  das- 
selbe Wesen  hätten. 

Daß  die  deutschvölkische  Bewegung  auch  völkisch  ist,  wer  wollte 
das  bezweifeln?  Aber  ist  es  auch  die  vaterländische  Bewegung?  „Volks- 
gemeinschaft ist  im  Rahmen  des  Stahlhelm  über  alle  menschlichen 
und  sozialen  Unterschiede  hinweg  verwirklicht.  Volksgemeinschaft, 
völkische  Gemeinschaft,  das  ist  es,  was  der  Stahlhelm  seinem  Lande 
bringen  will."  In  diesen  Worten  gipfelt  der  Festartikel,  den  Wilhelm 
Kleinau  unter  der  Ueberschrift  „Sieben  Jahre  Stahlhelm"  seinem 
Bunde  in  der  Bundeszeitung  vom  17.  Januar  1926  gewidmet  hat.  Sie 
könnten  mutatis  mutandis  ebenso  gut  in  der  Nuova  Politica  zur 
Charakteristik  des  Fascismus  stehen;  ja  wahrscheinlich  finden  sie 
sich  sogar  wörtlich  irgendwo  in  einer  fascistischen  Zeitung,  nur  daß 
es  dort  statt  „Stahlhelm",  „Fascismus"  heißt.  Das  völlige  Aufgehen 
des  Individuums  in  die  nationale  Gemeinschaft  ist  die  charakteristische 
und  hohe  Forderung,  die  auch  der  Stahlhelm  an  seine  Anhänger 
stellt.  Die  Deutschvölkischen  sind  eine  besondere  Spielart  des  Fascis- 
mus nur  insofern,  als  sie  sich  dem  Antisemitismus  verschrieben 
haben.  Hüben  wir  drüben  also  Abkehr  vom  Liberalismus. 

An  einer  unscheinbaren  Stelle  in  der  Wochenschrift  „Der  Stahl- 
helm", und  zwar  in  der  Nummer  vom  29.  XI.  25  haben  wir  eine 
Definition  des  „Stahlhelmgeistes"  gefunden:  „Umstellung  des  rein- 
politischen und  politisierten  Mechanismus  unseres  öffentlichen  Lebens 
in  eine  auf  wirtschaftlich  gesunder  Basis  stehende,  sozial-nationale 
Gemeinschaft,  deren  gesammelte  Kraft  sich  nach  außen  wendet".  Man 
kann  sich  nicht  fascistischer  ausdrücken.  Ist  nicht  das  ganze  Be- 
streben unserer  vaterländischen  und  deutsch  völkischen  Bewegung 
darauf  gerichtet,  Deutschlands  Macht  und  Herrlichkeit  wieder  her- 
zustellen und  zwar,  was  das  Charakteristische  an  dieser  Bewegung 
ist,  durch  Aufbietung  derselben  Macht,  die  wir  nicht  mehr  besitzen? 
Also  hüben  wie  drüben  Anbetung  der  Macht. 

Wie  sich  mit  der  fascistischen  Bewegung  in  Italien  der  italienische 
Nationalismus  verschmolzen  hat,  so  ist  bei  uns  die  alldeutsche  in 
die  vaterländische  Bewegung  eingegangen.  So  gehört  der  Führer 
des  Alldeutschen  Verbandes,  Claß,  zu  den  Führern  der  Vater- 
ländischen Verbände.   Die  Alldeutschen  haben  uns  vor  dem  Kriege 
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bekanntlich  dadurch  in  den  Ruf  der  Ländergier  gebracht,  daß  sie  zur 
Äbrundung  unserer  Westgrenze  sogar  einmal  die  Erwerbung  von 
„Lotharingien"  und  „Burgund"  forderten  und  haben  auch  während  des 
Krieges  nicht  bloß  die  flandrische  Küste  verlangt,  wie  viele  deutsche 
Patrioten,  sondern  ganz  „Lotharingien";  von  ihren  östlichen  Kriegs- 
zielen ganz  zu  schweigen.  Noch  heute  wird  uns  von  unseren  Feinden, 
und  gerade  auch  von  den  italienischen  Fascisten,  der  Pangermanis- 
mus  vorgeworfen.  Hätten  wir  den  Krieg  nicht  verloren,  so  würden 
wir  heute  auch  eine  fascistische  Bewegung  haben;  ihr  Ziel  würde 
mindestens  die  Befreiung  aus  dem  „nassen  Dreieck"  sein,  das 
unsere  Zivillords  von  der  Marine  während  des  Krieges  erfunden 
haben;  also  Imperialismus  drüben  und  hüben. 

An  dem  Marsche  nach  Rom  sollen  240  000  Schwarzhemden  teil- 
genommen haben.  Wenn  unsere  Hitlerjacken  zusammen  mit  den 
Vaterländischen  Verbänden  und  der  schwarzen  Reichswehr  im 
Herbste  1923  nach  Berlin  marschiert  wären  und  ein  Italiener  würde 
ihren  Kolonnen  begegnet  sein,  würde  er  nicht  ausgerufen  haben: 
Fasci,  Fascü?  Gleiche  Brüder,  gleiche  Kappen! 

Die  völkische  und  vaterländische  Bewegung  unterscheidet  sich 
von  dem  italienischen  Fascismus  viel  weniger  als  etwa  der  deutsche 
Katholizismus  von  dem  italienischen  oder  der  deutsche  Sozialismus 
von  dem  italienischen.  In  der  fascistischen  Bewegung  tritt  der  Unter- 
schied der  Nationalitäten  in  einem  Grade  zurück,  der  unerhört  ist. 
Eine  solche  Uniformität  weist  höchstens  der  Jesuitenorden  auf.  Die 
Freimaurer  sind,  mit  dem  Fascismus  verglichen,  eine  buntscheckige 
Gesellschaft.  Ein  italienischer  Offizier  Würde  vielleicht  ein  halbes 
Jahr  brauchen,  bis  er  sich  in  unserer  Reichswehr  heimisch  fühlte,  ein 
italienischer  Fascist  bereits  in  vierzehn  Tagen  im  Stahlhelm  wie  zu 
Hause  sein. 

„Des  echten  Mannes  seelische  Heimat  und  geistiges  Kraftfeld, 
Plan  seines  Willens,  seiner  Ideen  und  seines  Einsatzes  ist  allein  das 
Vaterland,  dessen  Freiheit  und  Größe  ...  Er  erduldet  darüber  keine 
Diskussionen  und  verbittet  sich  Relationen  dieser  Begriffe,  die  für  ihn 
keine  der  Logik,  sondern  solche  des  Glaubens  und  der  Ehre  sind. 
Darum  kennt  er  in  diesem  Bezug  auch  keine  Meinungen,  sondern 
nur  Freunde  und  Feinde,  denen  er  Krieg  oder  Treue  ansagt  ...  Sie 
fühlt  sich  als  die  Mannschaft  des  dritten  Reiches  .  .  .  Die  Stunde,  die 
sie  kennt  und  erwartet,  der  sie  sich  bereitet  und  verpflichet,  ist  die  des 
Wiedereintritts  der  deutschen  Nation  als  Subjekt  in  die  Welt- 
geschichte, ist  der  freie  Start  im  Kampf  um  die  europäische  Führung. 
Sie  will  dieses  Ziel  erreichen,  nicht  mit  der  faulen  Selbsttäuschung 
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des  Protestes  und  der  Forderung,  sondern  durch  Macht."  —  Diese 
Worte  sind  einem  Aufsatz  in  der  Zeitschrift  „Deutsche  Rundschau" 
(Februar  1925)  entnommen,  der  die  Ueberschrift  „Bereitschaft  der 
Jugend"  trägt.  Wir  haben  aus  dem  vielstimmigen  Chor  gerade  diese 
Stimme  herausgegriffen,  weil  sie  relativ  gedämpft  ist  und  überdies 
einen  guten  Einblick  in  den  Stahlhelmgeist  gewährt.  Die  Aehnlich- 
keit  in  der  Sprechweise  zwischen  hier  und  dort  ist,  wenn  wir  so  sagen 
dürfen,  geradezu  lächerlich.  Der  Deutsche  redet  vom  „dritten  Reich" 
und  der  Italiener  vom  „vierten  Italien".  Die  Mentalität  hüben  und 
drüben  ist  eine  und  dieselbe,  deshalb  sind  auch  die  Formeln  die 
gleichen. 

Die  deutschvölkischen  Bünde  und  die  Vaterländischen  Verbände 
haben  bereits  einmal,  im  Herbst  1923,  den  Versuch  unternommen,  die 
Diktatur  in  Deutschland  zu  errichten.  Ist  die  Bewegung  seitdem  auf  ein 
anderes  Geleis  gekommen?  Die  „Wochenschau  des  Stahlhelm"  vom 
17.  Januar  1926  beginnt  mit  den  Worten:  „Wenn  noch  ein  Beweis  er- 
forderlich gewesen  wäre,  daß  die  gegenwärtige  parlamentarische 
Regierungsweise  in  Deutschland  jede  Möglichkeit  einer  zielbewußten, 
klaren,  politischen  Führung  ausschließt,  daß  zumindest  eine  völlig 
unabhängige,  über  den  Parteien  stehende  und  mit  ausreichenden 
Machtbefugnissen  ausgestattete  Instanz  erforderlich  ist,  so  hat  der 
Verlauf  der  Regierungskrise  diesen  Beweis  erbracht."  Man  bemerke: 
„zumindest".  An  dem  Reichskriegertage  in  Leipzig  am  18.  Oktober 
1925  prangte  ein  Stahlhelmplakat  an  den  Litfaßsäulen,  das  in  hervor- 
gehobenem Druck  die  Worte  enthielt:  „Der  Staat  gehört  den  Front- 
soldaten." Die  Parole:  „Der  Staat  den  Frontsoldaten",  ist  von  der 
Leitung  des  Stahlhelm  offiziell  ausgegeben  worden  und  zwar  von 
Franz  Seldte  in  einer  Vertreterversammlung  am  18.  Januar  1925. 
Sie  enthält  klipp  und  klar  den  Anspruch  der  ehemaligen  Front- 
soldaten auf  die  Herrschaft  im  Staate.  Verrät  sie  auch  den  Willen,  sich 
der  Staatsgewalt  zu  bemächtigen?  Die  Leitung  des  Stahlhelm  hat 
schon  einmal,  und  zwar  im  Sommer  1923,  über  die  Errichtung  der 
nationalen  Diktatur  mit  dem  deutschen  Reichskanzler  verhandelt,  wie 
eine  Macht  mit  der  anderen.  Wenn  sie  am  18.  Januar  1925  den  Be- 
schluß gefaßt  hat,  das  Schlagwort  auszugeben:  „Der  Staat  den  Front- 
soldaten", so  wollte  sie  fraglos  die  Oeffentlichkeit  auf  ihre  Absicht, 
sich  der  Staatsgewalt  zu  bemächtigen,  aufmerksam  machen.  Auch  in 
der  Folge  hat  der  Stahlhelm  noch  wiederholt  Artikel  veröffentlicht, 
welche  die  Ueberschrift  tragen  „Unser  Recht  auf  den  Staat"  (9.  August 
1925)  oder  „Staat  der  Frontsoldaten"  (Standarte,  8.  November  1924). 
In  der  Sonderbeilage  des  Stahlhelm  „Die  Standarte"  vom  14.  März 
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1926  lesen  wir  in  einem  Aufsätze  eines  Dr.  Melzer,  der  zu  den 
führenden  Persönlichkeiten  des  Bundes  gehört,  „Führer  des  Schlacht- 
feldgaus Leipzig":  „Das  Jahr  1926  wird  nicht  vergehen,  ohne  daß 
durch  Deutschland  der  Ruf  gellt:  Ablösung  des  Parlamentarismus 
vor!  Wehe,  wenn  der  Ruf  ins  Leere  oder  gar  an  unsere  Gegenfüßler 
erklingt.  Was  man  von  der  Minute  ausgeschlagen,  gibt  keine  Ewigkeit 
zurück.  Vor  ihrer  Gefolgschaft,  weit  mehr  ihrem  Volke,  Vaterlande  und 
den  kommenden  Geschlechtern,  tragen  die  Führer  unserer  Kampf- 
verbände die  Verantwortung,  daß  nicht  Fragen  der  Form,  Wahl  der 
Wege,  Taktik  der  Marschordnung  uns  lähmen,  sondern  ein  Herz,  ein 
Wille,  ein  Befehl  uns  stählen,  daß  wir  nicht  Amboß,  sondern  Hammer 
sind,  wenn  das  politisierte  durch  das  völkische  Deutschland  abgelöst 
wird,  wenn  dieses  ruft,  da  die  Weltenwende  und  mit  ihr  die  Schicksals- 
wende Deutschlands  eintritt.  Frontheil  dem  hierauf  gerüsteten,  darum 
unwiderstehlichen  Bund  des  gesammelten  Willens  zur  Deutschheit, 
dem  Bund  der  Kampfverbände,  dem  Kampfbund!" 

Diese  und  keine  andere  Sprache  führten  Mussolini  und  seine  Ge- 
treuen, im  Sommer  1922,  bevor  sie  ihren  Marsch  nach  Rom  antraten. 
So  schreibt  kein  vernünftiger  Mensch,  wenn  er  nicht  die  Ueberzeugung 
verbreiten  will,  daß  eine  große  Entscheidung  unmittelbar  bevor- 
steht. Die  Vaterländischen  Verbände,  die  Melzer  bezeichnenderweise 
Kampf  verbände  nennt,  werden  noch  im  Jahre  1926  den  Versuch 
unternehmen,  die  Verfassung  zu  stürzen  und  die  Diktatur  der  Front- 
soldaten zu  errichten,  anders  kann  diese  Aeußerung  gar  nicht  ver- 
standen werden,  wenn  man  ihr  nicht  Gewalt  antun  will.  Sie  steht 
in  dem  offiziellen  Organ  des  Bundes  der  Frontsoldaten  und  kommt 
von  einem  Manne,  der  unbedingt  über  die  Pläne  der  Bundesleitung 
unterrichtet  sein  muß.  „Der  Stahlhelm"  hat  in  seiner  Ausgabe  vom 
7.  März  1926  begonnen,  die  „Grundlagen  und  Grundsätze"  des  Bundes 
darzulegen.  „Wir  sind  eine  politische  Bewegung"  lesen  wir  da  m  der 
„Vorbemerkung"  und  „Deutschlands  innere  und  äußere  Befreiung" 
heißt  die  Losung,  die  unser  Bundesführer  Franz  Seldte  am  Reichs- 
gründungstag dieses  Jahres  erneut  ausgegeben  hat."  Seldte  ahmt 
nämlich  auch  in  sofern  dem  großen  Mussolini  nach,  als  er  es  für 
seine  Führeraufgabe  hält,  Parolen  auszugeben  und  Schlagworte  zu 
prägen.  Der  Artikel  „Unsere  Front"  schließt  mit  den  Worten  „Wir 
sind,  um  einen  Frontausdruck  zu  gebrauchen,  wieder  großkampf- 
fähig. Der  Zeitpunkt  des  Einsatzes  wird  von  der  Führung  beschlossen 
werden.  Worauf  es  bis  dahin  ankommt,  ist:  Stärkung  der  Kampfkraft, 
Stärkung  der  Disziplin  und  genaue  Unterweisung  über  das  Kampf- 
ziel. Ob  der  Befehl  zum  Angriff  morgen,  in  drei  Monaten  oder  in  drei 
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Jahren  gegeben  wird,  wissen  wir  nicht.  Einmal  wird  er  erfolgen  und 
bis  dahin  heißt  es  bereit  sein." 

Daß  die  Vaterländischen  Verbände  und  die  deutschvölkische 
Partei  die  geschworenen  Feinde  der  Demokratie  sind,  braucht  nicht 
erst  dargetan  zu  werden.  Von  dieser  Feindschaft  leben  sie.  Wenn 
man  den  Fascismus  mit  einem  Worte  charakterisieren  wollte, 
wäre  Antiparlamentarismus  das  richtige  Wort.  Die  Polemik 
gegen  den  demokratischen  Staat  ist  das  tägliche  Brot,  das 
„Der  Stahlhelm"  seinen  Lesern  auftischt.  Dafür  ist  er  eine  fascistische 
Bewegung.  Die  deutschvölkischen  Schriften  und  Reden  triefen  von 
Antiparlamentarismus.  Wenn  sich  die  deutschen  Fascisten  weniger 
als  die  italienischen  mit  dem  Liberalismus  beschäftigen,  so  hat  das 
seinen  Grund  jedenfalls  darin,  daß  es  in  Deutschland  keine  liberale 
Partei  mehr  gibt.  In  Nummer  14.  III.  26  des  „Stahlhelm"  wird  unter 
der  Ueberschrift  „Wo  steht  der  Feind"  dem  Liberalismus  trotzdem  sein 
Ehrenplatz  eingeräumt  neben  Kommunismus,  Sozialdemokratie,  „der 
Jude"  (der  verhältnismäßig  gut  wegkommt),  Demokratie  und  Pazi- 
fismus. 

Als  Mussolini  vor  seinem  Marsch  nach  Rom  gefragt  wurde,  was 
er  an  die  Stelle  des  liberalen  Staates  setzen  wolle,  gab  er  zur  Ant- 
wort, „die  Hierarchie",  und  wenn  man  ihn  heute  fragt,  worauf  die 
Sicherheit  seiner  Regierung  beruhe,  so  gibt  er  zur  Antwort,  wie 
Bernhard  versichert,  „in  der  fascistischen  Hierarchie".  Sogar  die 
Zeitschrift,  die  Mussolini  heute  noch  als  verantwortlicher  Herausgeber 
zeichnet,  führt  den  Titel  „Gerarchia".  Was  verstehen  Mussolini  und 
seine  Freunde  eigentlich  unter  der  von  ihnen  so  hoch  gerühmten  Hier- 
archie? Die  „Gerarchia"  führt  ein  Titelbild:  Eine  Reihe  feierlicher 
Gestalten  auf  einer  langen  Stufenleiter,  jede  Gestalt  also  eine  Stufe 
tiefer  als  die  benachbarte,  alle  zeigen  die  gleiche  Haltung,  jede  hat 
eine  Tuba  zum  Mund  erhoben,  um  ein  Signal  zu  blasen.  „Feierlich- 
keit, genaue  Uebereinstimmung  der  Idee,  laute  Verkündung,  strenge 
stufenweise  Unterordnung,  Disziplin,  das  wollte  offenbar  der  Zeichner 
als  das  Wesentliche  der  Fascistischen  Hierarchie  versinnlichen." 
Bernhard  fügt  dieser  Beschreibung  die  Bemerkung  hinzu:  „Und  in  der 
Tat  ist  das  der  Grundgedanke." 

Hierarchie  besagt  eigentlich  Herrschaft  der  Heiligen  oder  Priester- 
herrschaft, also  Herrschaft  eines  Standes  und  nicht  eines  Einzelnen. 
Jene  feierlichen  Gestalten,  welche  die  Tuba  an  den  Mund  führen, 
gleichen  ja  auch  Heiligen  oder  Priestern.  Wir  Modernen  verstehen 
unter  Hierarchie  indes  nicht  bloß  eine  Priesterherrschaft,  sondern  die 
Herrschaft  eines  Standes,  der  nach  dem  Vorbilde  des  katholischen 
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Klerus  in  verschiedene  Klassen  eingeteilt  ist:  Akoluthen,  Diakonen, 
Presbyter,  Bischöfe,  Kardinäle,  eines  Standes,  in  dem  der  Untere  dem 
Oberen  zu  strengem  Gehorsam  verpflichtet  ist.  Das  fascistische  Sinn- 
bild drückt  diesen  Gedanken  dadurch  aus,  daß  es  jede  der  Gestalten 
auf  eine  andere  Stufe  gestellt  hat.  Wer  aber  sind  die  Priester,  die  an- 
geblich den  fascistischen  Staat  beherrschen?  Das  sind  natürlich  die 
Fascisten  selbst,  also  die  Patrioten,  die  sich  zur  Leitung  des  Staates 
berufen  fühlen,  weil  sie  allein  im  Besitze  der  nationalen  Tugenden 
sind.  So  sollen  im  Idealstaate  Piatons  die  Gebildeten  die  Herrschaft 
ausüben,  während  den  zweiten  Stand  die  Beamten  oder  „Wächter" 
bilden.  Mussolini  hat  sich  übrigens  selbst  einmal  als  „Wächter  der 
Revolution"  bezeichnet. 

Als  der  Bischof  von  Rom  zum  Papst  erhoben  wurde,  also  zum  un- 
umschränkten Oberhaupt  der  Kirche,  wurde  aus  der  Hierarchie 
eine  Monarchie,  und  nachdem  Mussolini  der  unumschränkte 
Herrscher  Italiens  geworden  ist,  ist  auch  seine  Herrschaft  unbestreit- 
bar eine  Monarchie.  Dennoch  würde  es  verfehlt  sein,  in  der  Idee  von 
der  Hierarchie  weiter  nichts  zu  erblicken,  als  eine  Phrase,  um  das 
Volk  über  die  Tatsache,  daß  es  sich  von  einem  starken  Manne  be- 
herrschen lassen  muß,  hinweg  zu  täuschen,  oder  eine  Bescheidenheits- 
formel  im  Munde  dessen,  der  von  Rechts  wegen  der  Herr  Italiens  ge- 
worden ist  (wenn  man  die  Krone  nicht  rechnet).  Mussolini  ist  der 
Duce  der  Fascisten  und  nicht  der  duca.  Duce  heißt  Führer,  Duca 
Herzog.  Es  ist  richtig,  daß  die  Fascisten,  als  sie  ihren  Führer  zum 
unumschränkten  Herrn  von  Italien  machten,  in  der  Idee  darauf  ver- 
zichtet haben,  selbst  Herren  ihres  Landes  zu  werden.  Aber  doch  bloß 
in  der  Idee.  Wenn  der  Duce  sterben  sollte  oder  seine  Gewalt  nieder- 
legen, so  werden  es  sich  selbstverständlich  die  Fascisten  nicht  nehmen 
lassen,  ihrem  Lande  einen  neuen  Herrscher  zu  geben.  Und  selbst  so- 
lange der  Duce  seine  Gewalt  ausübt,  ist  er,  wenn  auch  nicht  in  der 
Idee,  so  doch  in  der  Tat  an  die  Zustimmung  seiner  Getreuen  ge- 
bunden. Mussolini  darf  es  nicht  darauf  ankommen  lassen,  das  Ver- 
trauen seiner  Anhänger  zu  verlieren.  Wenn  ihm  einmal  der  Gran 
Consiglio  Fascista  oder  die  Kammern  ihr  Mißtrauen  aussprächen, 
würde  er  dann  noch  seine  Herrschaft  behaupten  können?  Die  Dik- 
tatur Mussolini  ist  also  in  der  Tat,  eine  Parteidiktatur.  Das 
sie  volo  sie  jubeo  des  absoluten  Herrschers  läuft  in  der  Praxis  ja 
immer,  mehr  oder  weniger,  auf  ein  Veto  hinaus.  Der  Zar  ist  weit,  aber 
seine  Stellvertreter  sind  nahe.  Und  die  Stellvertreter  Mussolinis  sind 
alle  Fascisten.  So  setzte  die  mittelalterliche  Kriegsverfassung,  die 
Feudalität  in  Frankreich  und  Deutschland  nach  einem  Worte  Hans 
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Delbrücks  dem  Königstum  eine  Schranke,  so  daß  es  nicht  in  Despotie 
ausarten  konnte.  Die  Allegorie  der  Gerarchia  auf  dem  Titelbilde  der 
Zeitschrift  gleichen  Namens  hat  also  nicht  bloß  die  Bedeutung,  das 
Äuge  von  der  Diktatur  des  starken  Mannes  abzulenken,  sondern  auch 
die  andere,  die  Diktatur  der  fascistischen  Partei  zu  idealisieren.  Musso- 
lini hat  also  nicht  so  unrecht,  wenn  er  sagt,  daß  die  Hierarchie  die 
Herrschaftsform  des  fascistischen  Italiens  sei. 

„Der  Staat  den  Frontsoldaten",  so  lautet  die  offizielle 
Parole  des  Stahlhelm.  In  der  Sonderbeilage  „Die  Standarte"  vom 
8.  November  1924  befindet  sich  ein  Entwurf  zum  „Staat  der 
Frontsoldaten":  Der  Reichstag  wird  zu  drei  Vierteilen  aus  Vertretern 
der  ehemaligen  Frontsoldaten  gebildet,  die  Stellung  des  Reichspräsi- 
denten ist  unabhängig  von  Regierung  und  Kabinett  zu  gestalten,  der 
Beamten-  und  Soldatenstand  hat  als  erster  Diener  des  Staates  eine  Be- 
vorzugung zu  genießen.  Wie  man  sieht,  sollen  auch  im  Staat  unserer 
Frontsoldaten  die  Heiligen  herrschen.  Man  beachte  das  Datum  dieses 
Verfassungsentwurfes:  8.  November  1924.  In  Italien  sind  die  aller- 
iascistischsten  Gesetze  erst  ein  Jahr  später  erschienen. 

Jener  Entwurf  ist  aber  auch  noch  in  einem  anderen  Sinne  echt 
fascistisch:  Die  Kompetenz  des  Staates  soll  in  Zukunft  auf  die  eigent- 
liche Politik  beschränkt  sein,  also  auf  auswärtige  Angelegenheiten; 
Wehrverfassung,  Polizei,  Justiz,  Volksbildung.  Wirtschaft  und  Wohl- 
fahrtspflege aber  sollen  den  Berufständen  übertragen  werden.  Der 
Gedanke  von  der  Teilung  der  öffentlichen  Aufgaben,  der  wohl  von 
Stadler  stammt,  wird  auch  in  dem  fascistischen  Schrifttum  in  Italien 
lebhaft  erörtert.  Wie  es  scheint,  hat  man  in  der  allerfascistischsten 
Gesetzgebung  auch  einen  Schritt  in  dieser  Richtung  getan. 

In  der  Nummer  vom  9.  August  1925  hat  der  „Stahlhelm"  einen 
Artikel  veröffentlicht,  wieder  unter  der  Ueberschrift  „Unser  Recht  auf 
den  Staat",  der  in  dieselbe  Kerbe  haut,  wie  jener  Artikel  in  der 
„Standarte"  vom  8.  November  1924:  Nur  diejenigen  sollen  ein  Mit- 
bestimmungsrecht am  Staate  haben,  die  es  sich  durch  Leistungen  für 
den  Staat  erworben  haben.  Staatsbürgerrecht  kann  nur  erworben 
werden  durch  Staatsbürgerleistung.  Nach  diesem  Grundsatz  ist  das 
politische  Wahlrecht  zu  gewähren.  Kriegsdienst  an  der  Front  ist  die 
höchste  Leistung,  der  Frontsoldat  hat  infolgedessen  ein  höheres 
Stimmrecht  zu  beanspruchen  als  die  Etappe  und  die  Heimat.  Und 
nun  folgt  jene  Ausführung,  die  wir  bereits  in  anderem  Zusammen- 
hang wiedergegeben  haben.  „Deutschland  hat  auch  vor  der 
Revolution  eine  Verfassung  gehabt.    Wir  hatten  eine  konstitutionelle 
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Monarchie,  die  sich  ohne  die  Revolution  voraussichtlich  zu  einer 
demokratischen  Monarchie,  wie  sie  England  hat,  entwickelt  haben 
würde.  Wenn  an  der  Spitze  des  Reiches  heute  statt  eines  Mannes  aus 
dem  Geschlechte  derer  von  Hindenburg  ein  Hohenzoller  stünde,  so 
würden  seine  Macht-  und  Regierungsbefugnisse  auch  ohne  die 
Revolution  nicht  wesentlich  anders  beschaffen  sein  als  es  die  des 
Reichspräsidenten  heute  sind.  Wir  verkennen  nicht  die  große  Be- 
deutung einer  von  Stimmungen  und  Interessenmehrheiten  unab- 
hängigen, also  erblichen  monarchischen  Spitze  und  wir  beklagen 
es . . .  Im  Grunde  aber  sind  die  Fragen  der  Staatsform  und  Reichs- 
farben nicht  die  entscheidenden  Dinge . . .  Der  entscheidende  Punkt 
und  das  Hauptziel  unseres  Angriffes  ist  die  flache  und  geistlose 
Demokratie  .  .  .  Wir  Frontsoldaten  sind  während  der  Kriegs-  und 
der  Nachkriegsjahre  Staatsbürger  geworden.  Wir  fühlen  uns  bewußt 
als  Träger,  Verteidiger  und  damit  auch  als  Teilhaber  des  Staates. 
Wir  würden  auch  ohne  Revolution  uns  nicht  mit  der  Rolle  des  von 
oben  verwalteten  Steuerzahlers  begnügt  haben." 

Die  Fascisten  in  Italien  reden  von  ihrer  „Revolution"  und  haben 
auch  allen  Grund  dazu.  Daß  unsere  Fascisten  ebenfalls  eine  revolu- 
tionäre Bewegung  sind,  gesteht  der  „Stahlhelm"  in  diesem  Artikel  ein. 
„Wir  würden  auch  ohne  Revolution  uns  nicht  mit  der  Rolle  des  von  oben 
verwalteten  Steuerzahlers  begnügt  haben";  d.h.  doch:  Wenn  andere 
nicht  die  Revolution  gemacht  hätten,  würden  wir  es  getan  haben. 
Daß  Deutschland,  auch  wenn  uns  die  Revolution  erspart  geblieben 
wäre,  über  kurz  oder  lang  eine  demokratische  Monarchie  geworden 
wäre,  also  tatsächlich  eine  Demokratie,  ist  ein  Gedanke,  den  wir  selbst 
in  dieser  Schrift  ausgesprochen  haben.  Daß  er  auch  von  einem  hervor- 
ragenden Mitgliede  der  vaterländischen  Bewegung  und  zwar  an 
hervorragender  Stelle  ausgedrückt  wird,  ist  nicht  ohne  pikanten  Reiz. 
Beim  Stahlhelmmann  ist  sicherlich  der  Wunsch  der  Vater  des  Ge- 
dankens gewesen,  während  der  Verfasser  sein  Urteil  aus  der  Lehre 
geschöpft  hat,  die  die  Geschichte  erteilt.  Wer  den  Stahlhelm  bisher 
für  eine  konservative  Bewegung  gehalten  hat,  sollte  sich  beeilen, 
seine  Meinung  zu  revidieren. 

Die  Frontsoldaten  sollen  herrschen.  Der  alte  Kaiser  Wilhelm  hat 
einmal  gesagt:  Wenn  mein  Sohn  Fritz  an  die  Regierung  kommt,  kriegt 
ganz  Berlin  Butzenscheiben.  Er  hat  damit  den  Einfluß  eines  Mannes, 
und  wäre  er  auch  der  Herrscher  eines  großen  Reiches,  auf  Geist  und 
Geschmack  seiner  Zeit  gewiß  überschätzt.  Wenn  aber  eine  Partei 
herrscht  anstatt  eines  Mannes  und  niemand  ihr  in  den  Arm  fallen 
kann,  weil  sie  über  die  bewaffnete  Macht  verfügt,  dann  besteht  aller- 
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dings  die  Gefahr,  daß  das  ganze  Leben  der  Nation,  auch  das  geistige, 
über  einen  Leisten  geschlagen  wird,    den  Leisten    der  herrschenden 
Partei.     Parteien  sind  immer  viel  unduldsamer  als  Einzelne.     Von 
Parteiliebe  hat  man  noch  nichts  gehört,  aber  sehr  viel  von  Parteihaß. 
Daß  die  italienischen  Fascisten    den    ausgezeichneten    Philosophen 
Benedetto  Croce  verfolgen,  weil  er  ein  Gegner  des  Fascismus  ist,  ist 
bei  der  Eigenart  dieser  Leute  verständlich,  aber  daß  sie  ihn  in  ihren 
Blättern  mit  den  allergewöhnlichsten  Schimpfworten  belegen,  ist  eine 
Erscheinung,  die  nur  durch  eine  Massenpsychose  zu  erklären  ist.  Am 
31.  März  1926  ist  der  sechste  italienische  Philosophenkongreß  in  der 
Mailänder  Universität  auf  Befehl  der  fascistischen  Universitätsbehörde 
aufgelöst  worden,   weil   er  für  die   Freiheit   der   wissenschaftlichen 
Forschung  eine  Lanze  gebrochen  hatte.    Der  Parteigeist  verwirrt  die 
Menschen.    Von  der  Unterdrückung  der  Freimaurerei  war  schon  die 
Rede  und  von  der  Vernichtung  der  Preßfreiheit.  Jetzt  sollen  auch  die 
Universitäten  fascisiert  werden.    Nach  der  Wissenschaft  wird    die 
Kunst  an  die  Reihe  kommen.    In  Sowjetrußland,  wo   ebenfalls  eine 
Partei  herrscht,  unterliegt  bereits  jede  künstlerische  und  wissenschaft- 
liche Betätigung  der  Aufsicht  des  Staates,  sogar  das  Schachspiel.  Die 
Schachmeister  sind  Staatsbeamte  und  unterstehen  der  „pansowjetisti- 
schen  Schachsektion  in  Moskau",  die  eine  Abteilung  des  Ministeriums 
für  Volksbildung  ist.  Diese  Behörde  hat  dem  russischen  Großmeister 
Bogojubow,    dem  Sieger  im  Moskauer  Turnier,   untersagt   (wie   wir 
einer  Notiz  in  der  „Frankfurter  Zeitung"  entnehmen),  an  dem  inter- 
nationalen Turnier  auf  dem  Semmering  teilzunehmen. 

Wenn  man  der  Staatsform  Diktatur  etwas  Gutes  nachsagen  kann, 
so  ist  es  dieses,  daß  sie  mit  der  Parteiwirtschaft  aufräumt.  Die 
Parteidiktatur  muß  aber  auch  auf  diese  Anerkennung  verzichten. 
Sie  vermehrt  das  Uebel  der  Parteiwillkür  in  einem  Maße,  das  noch 
nicht  dagewesen  ist. 

„Wir  wollen  keine  Massen-,  sondern  eine  Auslescbewegung 
sein,  wir  sehen  die  Erneuerung  Deutschlands  nicht  durch  die 
Masse,  sondern  durch  ein  Führerkorps,  gebildet  und  geschult 
durch  eine  überragende  Persönlichkeit:  Ehrhardt".  So  charakteri- 
siert ein  „Wikinger"  das  Wesen  seiner  Bewegung  in  der  „Standarte". 
Sagen  wir  statt  Ehrhardt  Mussolini,  und  wir  sind  wieder  mitten  in 
Italien.  Mit  dem  Fascismus  ist  der  Vasallengeist  wieder  lebendig  ge- 
worden, der  zu  seinem  Herrn  ehrfurchtsvoll  hinauf-  und  auf  das 
Bürgervolk  verächtlich  herabsieht.  Man  fühlt  sich  versucht,  in  diesem 
Zusammenhang  an  das  alte  Gleichnis  zu  erinnern,  das  in  unseren 
Offizierskreisen  so  beliebt  war,  also  in  den  Kreisen,  die  noch  einen 
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Rest  der  alten  Feudalität  bewahrt  hatten,  an  das  Gleichnis  vom  Rad- 
fahrer, der  nach  oben  buckelt  und  nach  unten  tritt. 

Der  Feudalismus  hat,  wie  Hans  Delbrück  in  seiner  Weltgeschichte 
sagt,  in  der  Schlacht  bei  Tours  und  Poitiers  Europa  vor  der  Unter- 
werfung unter  den  Islam  bewahrt.  Vielleicht  wird  in  tausend  Jahren 
der  Historiker  einmal  die  Feststellung  treffen,  der  Fascismus  habe 
Europa  vor  dem  Kommunismus  gerettet.  Wir  glauben  freilich  im  Gegen- 
teil, daß  es  keinen  besseren  Wegbereiter  für  den  Kommunismus  gibt 
als  den  Fascismus.  Nach  dem  Geiste  kann  man  nicht  mit  dem 
Schwerte  hauen,  war  ein  Wort,  das  Rudolf  Sohm  gern  gebrauchte. 
Und  Druck  erzeugt  Gegendruck.  Doch  wer  vermöchte  in  die  Zukunft 
zu  blicken?  Sollte  unser  Staat  in  der  Tat  durch  die  Kommunisten  in 
ernste  Gefahr  geraten,  so  werden  die  Vaterländischen  Verbände  zu 
seinem  Schutze  zur  Stelle  sein,  wie  es  die  abendländische  Ritterschaft 
bei  Tours  und  Poitiers  war.  Wenn  es  zu  dieser  großen  Auseinander- 
setzung kommen  sollte,  dann  werden  die  Retter  der  Gesellschaft  und 
des  Staates  ihren  Lohn  verlangen.  Aus  den  „Fascisten  der  ersten 
Stunde"  könnte  sich  dann  ein  neuer  Adel  entwickeln. 

„Der  Fascismus  ist  ganz  und  gar  Gefühl,  Aktion,  Liebe,  leiden- 
schaftlicher Haß,  er  ist  weder  gelehrt  noch  theoretisch",  so  hat 
Prezzolini  geurteilt.  Mussolini  selbst  hat  bei  der  Eröffnung  des 
Fascistenkongresses  in  Neapel  im  Oktober  1922  von  dem  Fascismus 
gesagt:  „Diese  Bewegung  ist  zugleich  politisch,  gewerkjschaftlich, 
militärisch  und  religiös  und  trägt  somit  alle  Notwendigkeiten,  alle 
Hoffnungen  und  alle  edlen  Leidenschaften  der  reinen  italienischen 
Seele  in  sich.  Wir  haben  einen  Mythus  geschaffen . . .  Unser  Mythus 
ist  die  Nation,  und  diesen  Mythus,  diese  Größe,  wollen  wir  zu  einer 
greifbaren  Wirklichkeit  machen,  der  wir  alles  übrige  unterordnen. 
Für  uns  ist  die  Nation  vor  allem  Geist,  und  nicht  allein  Territorium. 
Die  Nation  ist  groß,  wenn  sie  die  Anstrengung  ihres  Geistes  in  die 
Wirklichkeit  umsetzt".  Dasselbe,  nur  mit  etwas  anderen  Worten, 
pflegen  die  Festredner  des  Stahlhelm  von  ihrer  Bewegung  auch  zu 
sagen.  Ein  andermal  hat  der  Duce  gesagt,  daß  der  Fascismus  keine 
Partei,  sondern  eine  „Bewegung"  sei.  Wörtlich  dasselbe  lesen  wir  in 
„Der  Stahlhelm"  vom  14.  März  1926  unter  „Unser  Werbemonat": 

Wenn  eine  Bewegung  erst  weitere  Kreise  gezogen  hat  und  zur 
Herrschaft  gelangt  ist,  kommen  die  Schriftgelehrten  und  gründen 
eine  Lehre.  So  war  es  auch  mit  dem  Christentum.  Man 
erzählt  sich  in  unterrichteten  Kreisen,  daß  Mussolini  den  Philosophen 
Giovanni  Gentile  beauftragt  habe,  eine  Theorie  für  den  Fascismus  zu 
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liefern.    Die  deutschen  Fascisten  haben  ihren  Philosophen  in  Oswald 
Spengler  gefunden. 

Aber  genug  von  der  f  ascistischen  Lehre.  Wie  ist  es  gekommen,  daß 
sich  Hunderttausende,  ja  Millionen  um  die  Fahne  scharten,  die  Franz 
Seldte,  die  Benito  Mussolini  gehißt  hatte?  Der  Fascismus  ist  ein 
Kriegserlebnis.  Das  beweist  schon  die  Tatsache,  daß  sich  die 
ersten  fascistischen  Organisation  gebildet  haben,  als  der  Friede  von 
Versailles  noch  nicht  unterzeichnet  war  und  erst  recht  die  andere, 
daß  er  an  allen  Ecken  und  Enden  emporgeschossen  ist,  wo  junge 
Leute  das  Kriegerhandwerk  wieder  mit  ihrer  bürgerlichen  Beschäfti- 
gung vertauscht  haben,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  als  Sieger  oder 
als  Besiegte  heimgekehrt  sind.  Der  Fascismus  blüht  nicht  nur  in  Italien 
und  in  Deutschland,  sondern  auch  in  Ungarn,  in  Rumänien  —  und  seit 
dem  Jahre  1925  auch  in  Frankreich,  ^In  Belgien  und  in  der  Tschechei.)' 
Am  21.  Februar  1926  hat  der  französische  Fascismus  seine 
„erste  Heerschau"  abgehalten.  Viertausend  Delegierte  waren  aus 
allen  Bezirken  Ost-Frankreichs  zur  Gedenkfeier  nach  Verdun  ge- 
kommen und  haben  dort  ein  Programm  angenommen.  Das  Organ  der 
jungen  Partei  „Le  Nouveau  Siecle"  berichtet,  man  habe  auch  einen 
Appell  an  das  Land  gerichtet,  indem  man  sich  das  Wort  gegeben  habe, 
die  Abdankung  des  ohnmächtigen  Parlamentes  zu  erzwingen;  durch 
die  ehemaligen  Frontkämpfer  eine  nationale,  über  den  Parteien  und 
Klassen  stehende  Diktatur  zu  erklären  und  baldigst  eine  wirkliche 
Vertretung  der  nationalen  Interessen  in  der  Form  zweier  Parlamente, 
eines  Parlamentes  der  Erzeuger  und  eines  Parlamentes  der  Familien- 
väter zu  bilden.  Im  übrigen  verlangt  die  Kundgebung  des  fran- 
zösischen Fascismus  eine  sofortige  Regelung  des  Finanzproblems. 
Das  Zeitungsblatt,  aus  dem  diese  Notiz  stammt,  enthält  in  der  be- 
nachbarten Spalte  eine  Drahtmeldung  „Die  Frankenfälschungsaffäre" 
und  neben  dieser  in  einer  dritten  Spalte  einen  Drahtbericht  „Die  Unter- 
suchung der  Fememorde".  Man  hätte  diese  drei  Berichte  auch  unter 
der  Ueberschrift  zusammenfassen  können:  „Fascistische  Verirrungen". 
Die  jungen  Männer,  die  jahrelang  im  Schützengraben  gelegen  und 
dem  Tod  ins  Auge  gesehen  hatten,  deren  Beschäftigung  es  gewesen 
war,  zu  töten  und  zu  gehorchen,  oder  auch,  wenn  sie  Offiziere  waren, 
zu  befehlen,  sahen  die  Welt  mit  neuen  Augen  an,  als  sie  in  die  Heimat 
zurückkehrten.  Sie  hatten  eine  „tragisch-heroische"  Lebensanschau- 
ung bekommen,  wie  Mannhardt  sich  ausdrückt,  als  Menschen,  die  sich 
viel  mit  dem  Jenseits  beschäftigt  haben.  Die  Früchte  der  Aufklärung, 
Liberalismus  und  Demokratie,  waren  nicht  mehr  nach  ihrem  Ge- 
schmack.  Was  ist  Leben,  was  Freiheit?   Steht  der  Kraftaufwand,  den 
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das  parlamentarische  System  erfordert,  nicht  in  einem  schreienden 
Widerspruch  zu  seinem  Ergebnis?  Kann  nicht  ein  starker  und  ver- 
nünftiger Mann  das  alles  viel  besser  und  schneller  erledigen?  Sind 
die  Männer,  die  im  Parlamente  das  große  Wort  führen  und  ihres- 
gleichen nicht  daran  schuld,  daß  das  Friedensergebnis  nicht  den 
Opfern  entspricht,  die  dem  Volke  auferlegt  wurden.  Die  Feder  hat 
einmal  wieder  das  verdorben,  was  das  Schwert  gutgemacht  hatte. 
Der  Soldat  soll  herrschen.  Nach  dem  Dreißigjährigen  Kriege  hat 
sich  Deutschland  ja  ebenfalls  dem  Absolutismus  in  die  Arme  ge- 
worfen. Benito  Mussolini  hat  selbst  mehr  als  ein  Jahr  lang  das 
primitive  Leben  eines  Frontsoldaten  geführt.  Wie  seine  Vorgesetzten 
bei  seiner  Beförderung  zum  Korporal  im  Februar  1926  betonten,  war 
er  stets  „der  erste  bei  jedem  mühevollen  und  gefährlichen  Unter- 
nehmen, gleichgültig  gegenüber  den  Beschwerden  des  Dienstes, 
eifrig  und  gewissenhaft  in  der  Erfüllung  seiner  Pflichten."  Die  Briefe, 
die  er  aus  den  Schützengräben  am  Isonzo  und  aus  vorgeschobenen 
Blockhäusern  im  Hochgebirge  schrieb,  schildern  meist  schlicht  und 
anschaulich  das  Alltagsleben  des  Soldaten  und  zeugen  von  ehrlicher, 
echt  menschlicher  Empfindung,  scharfer  Beobachtungsgabe  und 
offenem  Freimut;  von  unerschrockener  Todesverachtung,  von  wahrer 
Vaterlandsliebe.  Die  vielen  Monate,  die  er  an  der  Front  verbrachte, 
wurden  für  ihn  noch  insofern  besonders  wertvoll,  als  er  hier  das 
Denken  und  Fühlen  der  Soldaten  und  Offiziere  von  Grund  aus 
kennen  lernte  und  mit  zahlreichen  gleichgesinnten  Menschen  Be- 
kanntschaft schloß".    (Güterbock.) 

Die  Grabenmenschen  brachten  eine  primitive  Auflassung  vom 
Staate  mit  nach  Hause,  und  was  sich  ihren  Augen  zuerst  darbot,  war 
der  Zusammenbruch  der  alten  staatlichen  Ordnung.  In  ihre  Seele 
war  auch  etwas  von  dem  alten  Landsknechtsgeist  eingezogen  oder 
dem  Söldnergeist,  der  sich  im  Dreißigjährigen  Kriege  gebildet  hatte. 
Die  Jugend  brauset,  das  Leben  schäumt, 
Frischauf!  eh'  der  Geist  noch  verduftet. 
Der  Fascismus  hat  als  eine  politische  Jugendbewegung  angefangen: 
Giovinezza  giovinezza  Primavera  di  bellezza!  „Dieser  Hang  zur 
Ungebundenheit  und  zur  Gewalttätigkeit  rief  nach  dem  Dreißigjährigen 
Kriege  einen  noch  lange  nachwirkenden  Gegensatz  zwischen  Soldaten 
und  Bürgern  hervor.  Schon  der  Landsknecht  stand  freilich  trotz  seiner 
Volkstümlichkeit  nicht  mehr  in  der  bürgerlichen  Gesellschaft",  schreibt 
Steinhausen  in  seiner  „Geschichte  der  deutschen  Kultur". 

„Die  Gewalttätigkeit   ist    nicht   unmoralisch,    sie   ist   manchmal 
moralisch.    Sie  ist  für  uns  keine  Laune  und  kein  überlegter  Vorsatz, 
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keine  Kunst  um  der  Kunst  willen.  Sie  ist  eine  chirurgische  Not- 
wendigkeit". So  hat  einmal  Mussolini  gesagt.  Kann  es  eine  drasti- 
schere Illustration  zu  dieser  Maxime  geben  als  die  31  Fememorde, 
mit  denen  sich  die  schwarze  Reichswehr  befleckt  hat,  oder  die  Frage, 
die  ein  deutschvölkischer  Schriftsteller  in  Nr.  12/13  der  Zeitschrift 
„Hakenkreuz",  Jahrgang  1920,  auf  wirft:  „Hat  das  Volk  Stresemann 
heruntergezerrt  vom  Ministersessel  und  ihn,  angebunden  mit  den 
Füßen  an  einen  Rappenhengst,  durch  das  Brandenburger  Tor  gejagt, 
rund  um  Berlin?"  Wie  dicht  wohnen  doch  Schwärmerei  und  Irrsinn 
beieinander!  Ein  Student,  der  im  Dezember  1925  verhaftet  wurde,  weil 
er  ein  Attentat  auf  Stresemann  geplant  hatte,  hat  an  einen  Bundes- 
bruder geschrieben:  „. . .  und  nun,  ich  habe  den  Reim  gemacht  nach 
bekanntem  Muster:  Stresemann,  Verwesemann!  Du  verstehst!  Ich 
habe  zwei  Offiziere,  die  mitmachen,  und  auch  die  Finanzierung  ist 
all  right! . . .  Das  Schwein  muß  gekillt  werden.  Ein  Flugzeug  ist 
auch  zur  Verfügung."  Im  Februar  1926  hat  ein  Fascistenblatt  zur 
Ermordung  des  Professors  Salvemini,  der  jetzt  in  England  lebt,  auf- 
gefordert. In  Budapest  überfielen  am  16.  Februar  1926  auf  offener 
Straße  „das  Mitglied  des  Heldenstuhls  und  Lehrer  der  ungarischen 
Jungmannschaften,  der  sogenannten  Levente,  Ladislaus  Vännay,  und 
derKaufmann  und  gewesene  Oberleutnant  des  berüchtigten  „Detache- 
ment  der  Britannia-Offiziere  Molnar"  den  demokratischen  Abgeord- 
neten Wilhelm  Väsony  mit  Revolver  und  Bleiknüppel,  weil  er  zu 
denen  gehörte,  die  die  restlose  Aufklärung  des  Frankenfälschungs- 
verbrechens in  der  Nationalversammlung  gefordert  haben".  Wenn 
von  Fascismus  die  Rede  ist,  dürfen  wir  das  „erwachende  Ungarn" 
nicht  vergessen  mit  seinen  zahlreichen  „Heldenschaften".  Der  weiße 
Terror  grassiert  in  ganz  Europa  und  „Fascistenmord"  ist  bereits  ein 
Begriff  geworden,  der  allgemein  verstanden  wird:  Matteotti,  Erzberger, 
Rathenau  usw. 

Mussolini  hat  es  einmal  als  die  historische  Funktion  des 
Fascismus  bezeichnet,  „den  Italienern  den  physischen  Sinn  des 
Heroismus  wiederzugeben".  Auch  der  Stahlhelm  rühmt  sich  dieser 
Mission:  „Ihr  toten  Helden,  ihr  ruft,  wir  hören,  wir  arbeiten,  wir 
erziehen  uns  selbst  und  unsere  Nachwelt,  wir  wollen,  wir  werden 
können,  wenn  unsere  Stunde  schlägt".  (Gedanken  an  Heldengräbern, 
„Der  Stahlhelm"  vom  29.  November  1925.)  Die  Vaterländischen  Ver- 
bände bezeichnen  es  sogar  als  ihre  offizielle  Aufgabe,  die  Wehrhaftig- 
keit  zu  pflegen.  „Wenn  unsere  Stunde  schlägt",  das  ist  eine  geheimnis- 
volle Andeutung,  wie  sie  die  Fascisten  lieben.  Sie  erinnert  an  die 
Ankündigung  des  napoleonischen  Jahres  durch  Mussolini. 
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Wer  die  Jahrgänge  der  Zeitschrift  „Der  Stahlhelm"  durch- 
blättert, um  sich  von  den  Bestrebungen  des  Bundes  der  Front- 
soldaten und  seinem  Geiste  ein  Bild  zu  machen,  wird  gewahr, 
daß  der  Ton  immer  radikaler  und  entschiedener  wird.  Man 
gewinnt  den  Eindruck,  als  ob  sich  die  Bundesleitung  sicherer 
fühlte,  nachdem  die  Deutschnationalen  in  die  Regierung  ein- 
getreten waren.  Freilich  wird  man  nicht  verkennen  dürfen,  daß  es 
immer  die  begeisterten  sind,  die  sich  berufen  fühlen,  zur  Feder  zu 
greifen.  Aber  Begeisterung  weckt  Begeisterung.  Die  deutschvölkische 
und  vaterländische  Bewegung  sind  Fleisch  vom  Fleische  des  Fascis- 
mus  und  Geist  von  seinem  Geiste.  Also  streben  sie  nach  Errichtung 
der  völkischen  Diktatur.  Der  Erfolg  Mussolinis  in  Italien  hat  unseren 
Landsleuten  gezeigt,  daß  es  für  nationale  Männer,  wenn  sie  zu- 
sammenhalten, sozusagen  eine  Kleinigkeit  ist,  die  Staatsgewalt  zu  er- 
obern. Man  braucht  bloß  die  Armee  auf  seiner  Seite  zu  haben.  Das 
Beispiel,  das  der  General  Primo  de  Vera  in  Spanien  und  General 
Pangalos  in  Griechenland  gegeben  haben,  schreckt  auch  nicht  ab. 
Deshalb  wird  man  ohne  weiteres  annehmen  müssen,  daß  die  Führer 
der  vaterländischen  und  deutschvölkischen  Bewegung  heute,  an  der 
Wende  der  Jahre  1925  und  1926,  noch  entschlossener  sind,  als  es 
Mussolini  und  seine  Fascisten  im  Sommer  1922  waren,  den  „Ab- 
sprung" zu  wagen,  sobald  ihnen  der  Erfolg  winkt.  Solange  Hinden- 
burg  Reichspräsident  ist,  sind  die  Führer  der  vaterländischen  Ver- 
bände allerdings  gefesselt,  nicht  nur  weil  sie  wissen,  daß  die  be- 
waffnete Macht  Deutschlands  ihrem  Oberbefehlshaber  auf  das  Wort 
gehorcht,  weil  es  Hindenburg  ist,  sondern  auch  weil  sie  selbst  zu  den- 
jenigen gehören,  die  Hindenburg  bei  den  Präsidentenwahlen  auf  den 
Schild  erhoben  haben.  Die  deutschen  Fascisten  haben  sich  in  ihrer 
eigenen  Schlinge  gefangen. 

Die  meisten  Menschen  glauben  das,  was  sie  wünschen,  und 
sind  so  naiv,  vorauszusetzen,  daß  die  Vernunft  über  die  Unvernunft 
siegen  wird.  Deshalb  wollen  selbst  die  treusten  Freunde  der  Republik 
nichts  davon  wissen,  daß  Hannibal  vor  den  Toren  steht.  Diesen  Sorg- 
losen sei  eine  Frage  vorgelegt:  Ist  es  denkbar,  daß  ein  Bund  von 
fünfhunderttausend  Männern,  von  denen  mindestens  die  Hälfte  im 
Kriege  erprobt  sind,  nur  Worte  macht  und  keine  Taten  sehen  läßt?  Sie 
können  sich  nicht  genug  tun,  von  der  Erbärmlichkeit  unserer  demo- 
kratischen Verfassung  und  der  Kläglichkeit  unserer  politischen  Zu- 
stände zu  reden  und  zu  schreiben  und  sollten  nicht  den  Willen  haben, 
diese  Zustände  zu  ändern?  Die  Verfassung  Italiens  hatte  seit  dem 
Jahre  1861  unangefochten  zu  Recht  bestanden.    Der  Gedanke  an  das 
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glorreiche  risorgimento  war  auf  das  engste  mit  ihr  verknüpft.  Unter 
dieser  Verfassung  hatte  das  dritte  Italien  soeben  den  Weltkrieg  ge- 
wonnen und  Südtirol  und  Triest  mit  dem  Vaterlande  vereinigt. 
Mussolini  hat  trotzdem  den  Sieg  davongetragen.  Die  deutschen 
Fascisten  aber  erheben  ihre  Hand  gegen  eine  Verfassung,  die  erst 
seit  dem  11.  August  1919  zu  Recht  besteht,  keine  Vergangenheit  hat, 
in  der  Vorstellung  der  Patrioten  mit  dem  Makel  der  Illegitimität 
behaftet  ist  und  in  der  Tat  mit  dem  Furchtbarsten,  was  wir  Deutschen 
erlebt  haben,  dem  Veriust  des  Weltkrieges,  irgendwie  im  Zusammen- 
hang steht.  Ist  das  Unterfangen  der  deutschen  Fascisten  kühner  als 
dasjenige  ihrer  italienischen  Gesinnungsgenossen?  Und:  Exempla 
trahunt! 
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DIE  VATERLÄNDISCHEN  VERBÄNDE 

Es  ist  heute  noch  nicht  an  der  Zeit,  über  die  vaterländische  Be- 
wegung ein  abschließendes  Urteil  zu  fällen.  Der  Most  gärt  noch. 
In  einem  der  größten  Verbände  ist  gerade  in  dem  Augenblick,  in  dem 
wir  diese  Zeilen  niederschreiben,  eine  ernste  Krise  ausgebrochen. 
Die  Feinde  des  Jungdeutschen  Ordens3  die  selbst  der  vaterländischen 
Bewegung  angehören,  sagen  dem  „Hochmeister"  und  dem  „Kanzler" 
nach,  daß  sie  sich  in  ein  landesverräterisches  Unternehmen  ein- 
gelassen hätten.  Sogar  eine  Anzeige  bei  der  Staatsanwaltschaft  haben 
sie  erstattet.  Selbstverständlich  ist  das  Verfahren  wieder  eingestellt 
worden. 

Zwischen  dem  Jungdo  und  dem  Stahlhelm  herrscht  noch  ein 
anderer  Streit,  der  häßliche  Formen  angenommen  hat.  Der  Stahlhelm 
hat  dem  Jungdo  vorgeworfen,  daß  er  mit  der  Demokratie  lieb- 
äugle, weil  der  „Ordenskanzler"  Bornemann  einmal  geäußert  hat,  daß 
zwischen  Jungdo  und  dem  Reichsbanner  Schwarz  -  rot  -  gold  keine 
Feindschaft  bestehe.  Der  Stahlhelm  zweifelt  also  den  nationalen 
Charakter  des  Jungdo  an  und  beschuldigt  ihn  der  Häresie.  Zwischen 
den  beiden  Verbänden  besteht  auch  noch  eine  ältere  Fehde.  Der 
Hochmeister  des  Ordens  Marauhn  hat  sich  nachdrücklich  dagegen 
verwahrt,  an  den  Verhandlungen  teilgenommen  zu  haben,  die  der 
Vorsitzende  des  Stahlhelm  Franz  Seldte  im  Herbst  1923  über  die 
Errichtung  einer  nationalen  Diktatur  geführt  hat.  Daß  die  hessische 
Gruppe  seines  Ordens  damals  mit  der  Ehrhardtbrigade  gemeinsame 
Sache  gemacht  hat,  bestreitet  er  aber  nicht.  Uebrigens  sollen  sich 
die  hessischen  „Balleien"  infolge  der  Krise  vom  Jungdo  getrennt  und 
eine  eigene  Organisation  gegründet  haben. 

Der  Hochmeister  des  Jungdo  hat  sogar  im  Friedrichshain  in 
Berlin  eine  große  Rede  gegen  den  deutschen  Nationalismus  gehalten. 
Es  muß  das  im  Januar  1926  gewesen  sein.  Nach  einem  Berichte  in 
der  Zeitschrift  „Die  Weltbühne"  (vom  11.  Februar  1926)  hat  er  un- 
gefähr folgendes  gesagt:  „Mir  könnt  Ihr  doch  nicht  weismachen,  daß 
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Ihr  alle  aus  Idealismus  national  seid.  Der  deutsche  Nationalismus 
ist  doch  überhaupt  nur  eine  Geldsache.  Warum  ist  die  Deutsch- 
nationale Partei  so  stark?  Weil  sie  genug  Geld  hat,  um  durch  Hunderte 
von  gekauften  Zeitungen  die  Leute  mit  Phrasenschwall  besoffen  zu 
machen.  Und  die  Verbände?  Na,  die  leben  doch  überhaupt  nur  vom 
Portemonnaie  der  paar  Industriekapitäne.  Und  endlich  die  Wehr- 
haftmachung  der  deutschen  Jugend?  Das  ist  doch  auch  nur  eine 
Finanzangelegenheit.  Die  Industriekapitäne  wollen  einfach  eine 
private  Schutzgarde  gegen  aufsässige  Arbeiter  haben."  Marauhn 
sprach  auch  über  die  Reaktion:  seine  Freunde  von  gestern  ver- 
wechselten immer  national  mit  reaktionär.  Beklagenswert  z.B.  sei 
das  Bild  der  deutschen  Burschenschaften.  Ihre  Vorfahren  hätten 
gegen  Metternich  gekämpft,  seien  aber  heute  auf  der  Seite  von 
Metternich."  Den  populären  Ton  dieser  Ausführungen  haben  wir 
wohl  auf  das  Konto  des  Berichterstatters  zu  setzen. 

Der  Hochmeister  des  Jungdeutschen  Ordens  hat  durch  diese  und 
noch  andere  öffentliche  Reden,  die  denselben  Geist  atmeten,  seine 
Gemeinschaft  mit  den  Vaterländischen  Verbänden  gelöst.  Werden 
seine  Getreuen  ihm  folgen?  Wenn  sie  das  tun,  hätte  der  Jungdeutsche 
Orden,  der  mehrere  hundertausend  Mitglieder  haben  soll,  die  Löwen- 
haut des  Fascismus  glücklich  abgestreift.  Seine  Verfassung  aller- 
dings ist  so  hierarchisch  wie  möglich.  „Da  gibt  es  Bruderschaften, 
Balleien,  Scharmeister,  Bruderkonvente,  Hochämter,  Hochkapitel, 
Komture  und  noch  ein  Dutzend  andere  Einrichtungen  aus  dem  Mittel- 
alter. Dann  gibt  es  selbstverständlich  auch  ein  Ordenslied;  das  ist 
besonders  hübsch:  Beim  Refrain  haben  sich  alle  Mitglieder  bei  den 
Händen  zu  fassen,  damit  sozusagen  ein  „magischer  Kreis"  hergestellt 
wird." 

Der  Stahlhelm,  der  sich  auch  Bund  der  Frontsoldaten  nennt,  und 
der  Wehrwolf  werden  auch  als  Wehrvereine  bezeichnet,  weil  sie  Ver- 
einigungen alter  Frontsoldaten  sind  und  die  Wehrhaftmachung  der 
Nation  als  ihre  Aufgabe  zu  bezeichnen  pflegen.  Der  Wehrwolf  ist  erst 
nach  dem  Einbruch  der  Franzosen  in  das  Ruhrgebiet  gegründet 
worden.  Am  7.  Juni  1925  war  großer  Wehrwolf  tag  in  Leipzig:  eine 
kriegsstarke  Division  von  Männern,  Jünglingen  und  Knaben,  aller- 
dings nur  mit  Stöcken  bewaffnet.  Stahlhelm  und  Wehrwolf  sind 
streng  militärisch  organisiert;  die  „Herren  Offiziere"  haben  das  Heft 
in  Händen.  Dennoch  sind  sie  keine  reinen  Kriegervereine.  Der 
Stahlhelm  hat  seinen  Jungstahlhelm,  der  Wehrwolf  seine  Wehrwölflein. 

Außer  dem  Jungdo  und  den  beiden  großen  Wehrvereinen  gibt  es 
auch  noch  mehrere  kleinere  Wehrvereine,    z.  B.  den  Hochschulring 
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deutscher  Art,  den  Jungsturm,  die  Reichsflagge  und  den  Wikinger- 
bund, dessen  Führer  Ehrhardt  ist  und  dessen  Ordensregel  sich  nach 
einer  Mitteilung  in  der  „Standarte"  darin  erschöpft,  seinem  Führer 
unbedingte  Gefolgschaft  zu  leisten.  Die  Wehrvereine,  große  und 
kleine,  sind  also  echte  Fascisten.  Sie  dürften  mindestens 
500  000  Männer  und  Jünglinge  umfassen.  Wir  können  unser  Ver- 
zeichnis nicht  schließen,  ohne  auch  noch  der  verbotenen  Organisa- 
tionen zu  gedenken:  Oberland,  Roßbach,  Organisation  Konsul, 
schwarze  Reichswehr  usw.  Sie  gleichen  mehr  den  Carbonari  als  den 
Fascisten.  Auf  dem  „Deutschen  Tag"  in  Halle  im  Frühjahr  1924  waren 
120  000  Mann  versammelt,  geschart  um  7500  Banner.  Unsere  Auf- 
zählung kann  also  keinen  Anspruch  auf  Vollzähligkeit  erheben. 

Wir  haben  unsere  Bünde  und  Verbände  mit  den  Schwarzhemden 
Mussolini  in  Einen  Topf  geworfen.  Hätte  es  nicht  nähergelegen,  sie 
mit  den  deutschen  Burschenschaften  und  den  deutschen  Turnern,  die 
nach  den  Freiheitskriegen  eine  so  bedeutende  Rolle  in  Deutschland 
gespielt  haben,  auf  eine  Stufe  zu  stellen?  Der  eine  Vergleich  schließt 
den  anderen  nicht  aus.  Burschenschaften  und  Turner  waren  auch 
eine  Nachkriegserscheinung  und  eine  Jugendbewegung,  ihr  Ziel  war 
ebenfalls  die  Aenderung  der  Verfassung;  der  Wunsch,  sich  mit 
Gleichgesinnten  zusammenzutun  und  einen  Führer  zu  küren,  beseelte 
auch  sie.  Und  was  die  Hauptsache  ist,  der  nationale  Gedanke  kam 
ebenso  stark  in  der  Burschenschafts-  und  Turnerbewegung  nach  den 
Freiheitskriegen  zum  Ausdruck  wie  in  den  Fasci  und  den  deutsch- 
völkischen und  vaterländischen  Verbänden  nach  dem  Weltkriege. 

Treitschke  berichtet  über  jene  Zeit,  „daß  sich  manches  ängstliche 
Gemüt  durch  das  Puritanertum  der  deutschen  Langhaare  an  die  eng- 
lischen Rundköpfe  (Milizen  Cromwells)  erinnert  fühlte  oder  die  teu- 
tonischen Sanscravatten  gar  mit  den  Sansculotten  der  Revolution  ver- 
glichen habe".  Diese  ängstlichen  Gemüter  hatten  mit  ihrer  Diagnose 
gar  nicht  so  unrecht,  was  aber  würden  sie  erst  gesagt  haben,  wenn  die 
Jünger  Jahns  und  die  Burschenschaften  in  Kompagniekolönnen  und 
in  gleichem  Schritt  und  Tritt  in  einer  Art  von  Landsturmuniform, 
Kokarden  an  ihren  Mützen,  durch  die  Straßen  marschiert  wären,  wie 
unsere  Stahlhelmleute,  unsere  Wehrwölfe  und  die  italienischen 
Schwarzhemden? 

Wir  haben  an  einer  anderen  Stelle  schon  auf  einen  Aufsatz 
„Bereitschaft  der  Jugend"  in  der  „Deutschen  Rundschau"  Bezug  ge- 
nommen. In  diesem  Aufsatze  heißt  es  weiter,  und  zwar  zitiert  der 
Verfasser  Oswald  Spengler:  „Und  gesetzt  den  Fall,  daß  in  Deutsch- 
land in  den  schweren  Zeiten,  die  uns  bevorstehen,  starke  Männer 
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zum  Vorschein  kommen,  Führer,  denen  wir  unser  Schicksal  an- 
vertrauen dürfen,  so  müssen  sie  etwas  haben,  worauf  sie  sich  stützen 
können  .  .  .  eine  ergebene  Gefolgschaft,  die  auf  Grund  einer  langen 
und  ernsten  politischen  Selbsterziehung  in  die  Lage  gekommen  ist, 
das  Notwendige  zu  begreifen  .  .  .  diese  Selbsterziehung  für  künftige 
Aufgaben  ist  es,  worin  ich  die  Pflicht  der  heranwachsenden  Jugend 
sehe".  Den  Schluß  des  Artikels  bildet  ein  anderes  Spenglerwort,  das 
ganz  im  Sinne  dieser  heranwachsenden  und,  wie  Mussolini  sagt, 
rauhen  Jugend  geredet  ist:  „Der  Aufbruch  der  erwachenden  Deutschen 
aus  der  Masse  zum  Volk  hat  eingesetzt;  entweder  zwingt  die  Jugend 
das  Volk  wieder  in  das  Bewußtsein  und  den  Pflichtenkreis  einer  ge- 
schlossenen Nation  großer  Führung  oder  .  .  "  Also  die  Jugend  wird 
uns  zwingen! 

Ueber  die  patriotische  Jugend  nach  den  Freiheitskriegen  lesen  wir 
bei  Treitschke:  „Die  jungen  Männer,  die  im  Waffenschmucke  den  An- 
bruch ihres  eigenen  bewußten  Lebens  und  den  Anbruch  ihres  Vater- 
landes zugleich  genossen  oder  auf  der  Schulbank  klopfenden 
Herzens  die  Kunde  von  den  Wundern  des  heiligen  Krieges  ver- 
nommen hatten,  waren  noch  trunken  von  der  Erinnerung  jener 
einstigen  Tage.  Sie  führten  den  Kampf  gegen  das  Wälschtum  und  die 
Zwingherrschaft  im  Geiste  weiter  und  fühlten  sich  wie  verraten  und 
verkauft,  da  nun  die  Prosa  der  stillen  Friedensarbeit  von  neuem  be- 
gann. Wie  sollten  sie  verstehen,  welche  quälenden  wirtschaftlichen 
Sorgen  den  älteren  die  Seele  belastete . . .  Stolz  wie  er  selber  (Fichte) 
mit  erhobenem  Nacken  und  trotzig  gekräuselten  Lippen  schritt  dieses 
kriegerische  junge  Geschlecht  einher,  durchglüht  von  dem  Bewußt- 
sein einer  großen  Bestimmung  .  .  .  Seine  Sehnsucht  war  die  Tat, 
wie  sie  Fichte  gepriesen,  und  jeder  Blick  der  strafenden  Äugen  schien 
zu  sagen:  Was  kommen  soll,  muß  von  uns  kommen  .  .  .  mit  diesem 
Idealismus  verband  sich  von  Haus  aus  eine  grenzenlose  Ueber- 
hebung". 

Ist  es  nicht,  als  ob  unser  Historiker  von  der  deutschen  Jugend 
nach  dem  Weltkriege  spräche?  Auch  Goethe  hat  seinerzeit  von  dieser 
Ueberheblichkeit  der  Jugend  einen  tiefen  Eindruck  bekommen.  Als 
ihn  Eckermann  am  6.  Dezember  1829  nach  dem  Sinn  seines  Bakka- 
laureus im  zweiten  Teil  des  „Faust"  fragte,  antwortete  er:  „Es  ist 
die  Änmaßlichkeit  in  ihm  personifiziert,  die  besonders  der  Jugend 
eigen  ist,  wovon  wir  in  den  ersten  Jahren  nach  unserem  Befreiungs- 
kriege so  auffallende  Beweise  hatten."  Hoffen  wir,  daß  sich  die  Ver- 
heißung Mephistos  auch  an  unserer  ebenso  patriotischen  wie  an- 
maßenden Jugend  erfüllen  möge: 
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Wenn  sich  der  Most  auch  ganz  absurd  gebärdet, 
Es  gibt  zuletzt  doch  noch  *n  Wein. 

Damals  wie  heute  begnügten  sich  die  jungen  Männer  nicht  damit, 
an  den  bestehenden  Verhältnissen  Kritik  zu  üben  oder  sich  zu  „ver- 
innerlichen", sondern  wollten  die  neue  Zeit  selbst  heraufbeschwören. 
Im  Herbst  1818  beriet  der  Jenenser  Burschentag  bereits  über  eine 
neue  deutsche  Reichsverfassung,  die  nach  Treitschkes  Urteil  bis  auf 
einige  teutonische  Redensarten  nichts  weiter  war,  als  eine  freie  Nach- 
bildung des  Grundgesetzes  der  französischen  Republik.  Der  Entwurf 
wurde  zwar  von  der  Mehrheit  verworfen,  aber  eine  starke  Minderheit 
hatte  doch  für  ihn  gestimmt.  Die  Stimmung  wurde  von  Semester 
zu  Semester  radikaler,  immer  stärker  wurde  der  Tatendrang,  immer 
entschiedener  der  Wille  zur  Aktion,  immer  leidenschaftlicher  der  Haß 
gegen  die  bestehenden  politischen  Zustände.  Im  Schöße  der  Burschen- 
schaften bildeten  sich  Geheimbünde:  der  Altdeutschen,  der  Schwarzen 
(der  Wehrwolf  schwingt  auch  eine  schwarze  Fahne  mit  Totenkopf  und 
Totenbein),  der  Unbedingten.  Im  Herbst  1818  siedelte  Karl  Folien  als 
Dozent  nach  Jena  über.  Er  wurde  der  Totengräber  der  Burschen- 
schaften. Er  zerstörte  den  unbefangenen  jugendlichen  Sinn,  der  über 
ihren  Anfängen  gewaltet  hatte . . .  Immer  lauter  ward  über  das  Ab- 
hacken der  Zwingherrnköpfe  geredet",  hm  22.  März  1819  ermordete 
der  Jenenser  Bursche  Sand  den  Dichter  Kotzebue.  „Freund  und  Feind 
empfanden  sofort,  daß  in  der  blutigen  Tat  nicht  die  Ruchlosigkeit 
eines  Einzelnen,  sondern  der  lang  angesammelte  Parteihaß  der  radi- 
kalen Sekten  der  Studentenschaft  sich  entladen  hatte.  Der  dämonische 
Reiz  des  Unbegreiflichen  verführt  die  Welt  leicht,  in  den  Urhebern 
schwerer  Verbrechen  einen  Zug  von  Größe  zu  suchen;  das  Leben 
dieses  Mörders  aber  bot  zwar  der  krankhaften  Psyche  genug  und 
manchen  Anlaß  zu  menschlichem  Mitleid,  bewundernswert  war  nichts 
an  ihm,  als  jene  finstere  gesammelte  Willenskraft,  die  den  Fanatiker 
macht".  Die  Fäden  von  einst  und  jetzt  ließen  sich  weiter  spinnen, 
von  Kotzebue  zu  Erzberger  und  Rathenau.  Ueberflüssig  zu  sagen, 
daß  die  patriotische  deutsche  Jugend  auch  damals  ihr  hep-hep 
(Hierosolyma  est  perdita)  ertönen  ließ. 

Noch  frappanter  aber  als  die  Aehnlichkeit  der  beiden  Be- 
wegungen, die  gerade  ein  Jahrhundert  trennt,  ist  ihre  Verschieden- 
heit. Die  alten  Burschenschaften  stritten  gegen  die  Reaktion  und 
litten  für  den  demokratischen  Gedanken.  Die  deutsche  Studenten- 
schaft von  heute,  soweit  sie  aus  den  Kreisen  stammt,  aus  denen  sich 
damals  die  Burschenschafter  rekrutierten,  streitet  für  die  Reaktion 
und  gegen  die  Demokratie.    Jene   waren   Revolutionäre,    diese   sind 
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Reaktionäre.  Wenn  wir  an  dieser  Stelle  ein  Werturteil  fällen  dürfen, 
während  wir  bisher  bemüht  gewesen  sind,  nur  die  historische  Linie 
zu  ziehen:  Die  Jugend  gefällt  uns  besser,  wenn  sie  sich  an  der  Freiheit 
berauscht,  als  wenn  sie  sich  für  den  starken  Mann  begeistert.  Was 
unsere  Ältvorderen  auf  dem  Wartberg  verbrannten,  die  Symbole  des 
Militarismus,  nämlich  einen  Husarenschnürleib,  einen  Zopf  und  einen 
Korporalstock,  betet  die  deutsche  Jugend  von  heute  an.  Deshalb 
meinen  wir,  daß  Stahlhelm  und  Hochschulring  deutscher  Art  mehr 
dem  Typus  der  Cromwellschen  Milizen  und  der  Fascisten  entsprechen 
als  dem  unsrer  alten  Burschenschaften,  die  unter  ihrem  schwarz- 
rot-goldenen Banner,  den  Farben  der  Lützowschen  Jäger,  in  denen  sie 
die  wahren  Helden  der  Freiheitskriege  erblickten  (auch  eine  Kriegs- 
legende), für  Einheit  und  Freiheit  schwärmten;  eine  Schwärmerei  aller- 
dings, die  nach  der  Meinung  der  damaligen  Machthaber  die  Grund- 
lage des  Staates  erschütterte.  Die  Karlsbader  Beschlüsse  waren  die 
Antwort  auf  die  Ermordung  Kotzebues.  Es  folgte  die  erste  große 
Reaktion  nach  den  Freiheitskriegen.  „Die  Karlsbader  Beschlüsse  ver- 
wirrten und  verwüsteten  die  öffentliche  Meinung  von  Grund  aus.  Die 
Hoffnung  auf  eine  friedliche  Fortbildung  der  deutschen  Dinge  ging 
auch  n  Gemäßigten  verloren  .  .  .  Die  Nation  ward  irre  an  ihrem 
Staate,  an  ihren  schönsten  historischen  Erinnerungen.  Die  edle, 
vaterländische  Begeisterung  der  letzten  Jahre  verrauchte.  Von  aller 
Lippen  klang  die  bittere  Klage,  das  Blut  von  Leipzig  und  Belle- Alliance 
sei  umsonst  geflossen." 


.202 


DIE  DEUTSCHVÖLKISCHE  BEWEGUNG 

In  der  Nacht  vom  8.  zum  9.  November  1923  haben  Adolf  Hitler 
und  General  Ludendorff  den  Versuch  gemacht,  die  Diktatur  in 
Deutschland  zu  errichten.  „Die  nationale  Revolution  ist  soeben  aus- 
gebrochen", mit  diesen  Worten  drang  Hitler  an  der  Spitze  Bewaff- 
neter in  den  Saal  des  Bürgerbräukellers  in  München  ein,  wo  Kahr 
gerade  sein  „Manifest  an  die  deutsche  Nation"  verlas.  Die  turbulente 
Szene  endete  damit,  daß  jede  der  handelnden  Personen  eine  An- 
sprache an  die  Versammlung  hielt,  in  der  sie  sich  zur  Uebernahme 
ihrer  neuen  Rolle  bereiterklärte.  Kahr  war  Statthalter  der  Monarchie 
in  Bayern  geworden,  Ludendorff  Oberbefehlshaber  der  deutschen 
nationalen  Armee,  Lossow  Reichswehrminister,  Seißer  Reichs- 
polizeiminister. Die  Leitung  hatte  Hitler  selbst  übernommen.  Der 
Versuch  ist  mißglückt;  er  scheiterte  an  dem  Widerstand  der  Reichs- 
wehr. 

Ludendorff  und  Hitler  verfügten  nur  über  den  bayrischen 
Kampfbund  und  die  Münchener  Infanterieschule.  Sie  hatten  vergeb- 
lich gehofft,  den  Generalstaatskommissar  von  Kahr  mit  seinen  Vater- 
ländischen Verbänden,  den  General  von  Lossow  mit  der  bayrischen 
Reichswehr  und  den  Obersten  Seißer,  den  Chef  der  bayrischen 
Landespolizei,  mit  sich  fortreißen  zu  können,  indem  sie  ihnen  in 
jener  Versammlung  im  Bürgerbräukeller  die  Pistole  auf  die  Brust 
setzten.  Hitler  und  Ludendorff  haben  durch  diese  Kopflosigkeit  be- 
wiesen, daß  sie  ihr  Geschäft  nicht  verstehen.  Sinnlos  ist  ihr  Unter- 
nehmen aber  trotzdem  nicht  gewesen,  denn  Kahr,  Lossow  und  Seißer 
waren  eben  erst  von  dem  Versuche  zurückgetreten,  ihrerseits  eine 
nationale  Diktatur  zu  errichten. 

Hitler  und  Ludendorff  besaßen  auch  durchaus  die  Eigenschaften, 
die  dem  „starken  Mann"  nicht  fehlen  dürfen.  „Hitler  ist  eingestellt 
auf  das  Wort  Brutalität,  das  Wort  Sentimentalität  habe  ich  nicht  von 
ihm  gehört",  so  hat  Lossow  im  Hitlerprozeß  den  bayrischen 
Fascistenführer   charakterisiert.     Was    sollen    wir    über    Ludendorff 
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sagen?  Weil  er  unser  Generalstabschef  im  Weltkriege  war.  wollen 
wir  mild  über  ihn  urteilen,  wie  seinerzeit  Azeglio  über  den  Diktator 
Garibaldi:  „Ein  Herz  von  Gold,  aber  der  Kopf  eines  Büffels."  Hitler 
verfügte  im  Jahre  1923  auch  noch  über  eine  ungeheure  Popularität 
im  bayrischen  Volke.  Er  war  in  der  Tat  der  bayrische  Mussolini. 
Wir  haben  es  selbst  erlebt,  wie  er  einmal  nach  Berchtesgaden  kam, 
um  zum  Volke  zu  reden.  Er  wurde  nicht  anders  empfangen  als  der 
Duce  in  Florenz.  Auch  in  München  strömten  nicht  nur  die  Leute  aus 
dem  Volke,  sondern  auch  Damen  und  Herren  der  ersten  Gesellschaft 
in  seine  Versammlungen.  Offiziere  der  alten  bayrischen  Armee 
feierten  ihn,  der  es  nur  bis  zum  Unteroffizier  gebracht  harte,  als  ihren 
Führer.  Das  wichtigste  Attribut  eines  Herrschers,  den  Nimbus,  hatte 
Adolf  Hitler  also  bereits  erworben,  als  er  die  Hand  nach  der 
Herrschaft  ausstreckte.  Ludendorff  war  der  große  Mann  in 
München  und  empfing  Deputationen  wie  ein  König.  Bei  einer  solchen 
Gelegenheit  konnte  es  wohl  vorkommen,  daß  er  seine  Getreuen,  wenn 
sie  ihm  zu  widersprechen  wagten,  stehen  ließ  und  sich  ins  Neben- 
zimmer verfügte,  ganz  wie  Bonaparte,  der  Erste  Konsul.  Ihn  krönte 
der  Siegeslorbeer  von  Tannenberg.  Beide  Männer  konnten  jedenfalls 
darauf  rechnen,  daß  es  keine  Regierung  in  Bayern  wagen  werde, 
sie  ins  Gefängnis  zu  werfen,  wenn  ihr  Versuch,  sich  der  Staatsgewalt 
zu  bemächtigen,  mißlang.  So  befinden  sich  ja  die  Duumvirn  auch 
wieder  auf  freiem  Fuß.  Ludendorff  ist  nur  12  Stunden  in  Haft  ge- 
wesen und  Hitler  durch  die  gute  bayrische  Regierung  nach  einem 
Jahr  wieder  aus  seiner  Festungshaft  entlassen  worden. 

Ob  ihre  Sterne  einmal  wieder  leuchten  werden?  Die  Deutsch- 
völkischen haben  bei  den  letzten  Reichstagswahlen  im  Dezember 
1924  zwar  nicht  mehr  als  eine  Million  Stimmen  erhalten,  ver- 
fügen aber  über  einen  starken  Anhang  in  der  deutschnationalen 
Partei.  Wenn  sich  in  dieser  eine  Mehrheit  für  Locarno  gefunden 
haben  würde,  so  hätten  Millionen  deutschnationaler  Wähler  das 
nächste  Mal  deutschvölkisch  gewählt.  Heute  freilich  sind  die  Deutsch- 
völkischen ein  Scherbenhaufen.  Die  Partei  ist  in  die  nationalsozia- 
listische und  die  Deutsch  völkische  Freiheitspartei  zerspalten.  Anti- 
semitische Parteien  spalten  sich  immer.  Nachdem  sich  im  Jahre  1894 
die  Deutschsozialen  unter  Liebermann  von  Sonnenberg  mit  der 
deutschen  Reformpartei  unter  Böckel  und  Zimmermann  geeinigt 
hatten,  spaltete  sich  diese  „deutschsoziale  Reformpartei"  im  Jahre 
1900  wieder,  und  das  Neben-  und  Durcheinander  wurde  so  groß,  daß 
sich  niemand  mehr  zurechtfinden  kormte.  Die  feindlichen  Brüder  um 
Hitler    und    um   Graefe   werfen   sich   heute,   wie    das    ebenfalls    in 
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jeder  antisemitischen  Bewegung  zu  sein  pflegt,  gegenseitig  die 
schwersten  moralischen  und  auch  kriminellen  Verfehlungen  vor. 
Graf  Reventlow,  einer  der  Führer  der  deutschvölkischen  Freiheits- 
partei, fällt  über  seine  politischen  Freunde  in  seinem  „Reichswart" 
das  vernichtende  Urteil:  „Wer  das  Vereins-  und  Verbandsleben  in 
Deutschland  kennt  und  —  es  muß  leider  ausgesprochen  werden  — 
besonders  das  völkische,  weiß,  wie  eifrig  sich  invidia  et  stultitia 
(Neid  und  Dummheit)  betätigt,  wie  sich  nicht  gerade  die  erhabensten 
Leidenschaften  erhitzen,  wie  der  unglaublichste  Unsinn  geglaubt  und 
wie  die  infamsten  Verdächtigungen  ausgesprochen  und  angenommen 
werden.  Wird  es  hiermit  nicht  anders  und  zwar  von  Grund  aus,  dann 
ist  nicht  daran  zu  denken,  daß  die  völkische  Bewegung  jemals  eine 
auch  nur  einigermaßen  zu  leitende  politische  Macht  wird." 

Ludendorff  hat  trotzalledem  seine  Kandidatur  für  die  Reichs- 
präsidentenschaft im  Mitbewerb  mit  Hindenburg  aufgestellt.  Daß 
sich  Hitler  auch  noch  immer  als  der  kommende  Mann  fühlt,  beweist 
der  Aufruf,  den  er  im  „Völkischen  Beobachter"  am  13.  März  1925 
zur  Reichspräsidentenwahl  veröffentlicht  hat.  Ex  ungue  leonem! 
„Durch  diese  Wahl  werden  nicht  Entscheidungen  über  das  Schicksal 
des  deutschen  Volkes  getroffen,  sondern  nur  über  das  von  einzelnen 
Parteien.  Das  deutsche  Volk,  das  von  diesen  gerissenen  Partei- 
schiebern neuerdings  in  den  Glauben  hineingepeitscht  wird,  es  könnte 
durch  diese  Wahl  sein  Schicksal  maßgebend  beeinflussen,  darf  nicht 
vergessen,  daß  Völkerschicksale  nur  durch  Männer  gewendet  werden, 
die  heutigen  Parteien  aber  jeden  wahrhaften  Mann  hassen  müssen, 
da  seine  erste  Tat  nur  die  Zertrümmerung  dieser  Parteien  sein  könnte. 
Die  Kandidaten  werden  nicht  geprüft  auf  Grund  ihrer  heldischen 
Gesinnung  oder  ihres  genialen  Geistes,  sondern  auf  Grund  ihrer  ver- 
muteten Ungefährlichkeit,  also  Harmlosigkeit  den  handelnden  Partei- 
lumpen gegenüber.  Nicht  einen  Mann  wollen  diese  Parteien  an  dieser 
Stelle  wissen,  sondern  einen  Menschen,  der  kein  Mann  ist.  .  .  .  Nur 
in  unserer  unbedingten  einigen  Geschlossenheit  liegt  die  Möglich- 
keit eines  Vertreters  der  deutschen  Nation  gegenüber  ihren  parla- 
mentarischen Schiebern." 

Wir  haben  also  noch  kein  Recht,  die  deutschvölkische  Bewegung 
zu  den  Toten  zu  legen.  Sie  ist  immer  noch  ein  starkes  Element 
des  deutschen  Fascismus.  Vor  uns  liegt  eine  Schrift  „Adolf 
Hitler,  sein  Leben  und  seine  Reden",  herausgegeben  von  Adolf 
Victor  von  Koerber.  „Hitlers  Reden",  sagt  der  Herausgeber,  „sind 
schwerstes  Geschütz  im  völkischen  Freiheitskampf,  gemeinsames 
Rüstzeug  aller  Deutschrassigen,  die  Bibel  der  Gegenwart,  das  deutsche 

205 


Volksbuch."  Einst  werde  kommen  der  Tag,  „wo  aus  dem  erwachten 
Volk  herausgeborene  Gewalt  dem  Manne  übergeben  werden  könne, 
der  bereit  und  befähigt  ist,  des  deutschen  Volkes  Befreiungskampf 
zu  führen."  Dieser  Heiland  gehört  zu  den  Primitiven.  Das  lehren 
seine  Reden,  von  denen  der  Herausgeber  zwar  nur  eine  Aus- 
wahl mitgeteilt  hat;  aber  man  wird  annehmen  dürfen,  daß  es  die 
besten  sind  und  daß  der  Redner  die  Herausgabe  nicht  nur  gebilligt, 
sondern  auch  überwacht  hat.  So  wie  diese  Reden  mitgeteilt  werden, 
will  sie  Adolf  Hitler  zweifellos  gehalten  haben.  Es  ist  ja  gewiß  nichts 
Geringes,  wenn  es  einem  einfachen  Manne  aus  dem  Volke  gelingt, 
derartige  Wirkungen  hervorzubringen,  wie  es  Hitler  mit  seinen  Reden 
nach  dem  Zeugnisse  seines  Jüngers  gelungen  ist.  Aber  es  ist  auch 
nichts  Neues.  Wir  haben  die  Führer  der  alten  Nationalsozialen 
Friedrich  Naumann  und  Rudolf  Sohm  —  wie  oft  —  auf  dem  Podium 
erlebt.  Meister  des  Wortes,  denen  wenige  in  Deutschland  gleich- 
kamen, aber  nie  haben  sie  das  Ohr  ihrer  Zuhörer  auch  nur  an- 
nähernd in  dem  Maße  besessen  wie  Adolf  Hitler.  Sie  haben  Rudolf 
Sohm  ausgelacht,  als  er  die  Sozialdemokraten  aufforderte,  den 
roten  Rock  auszuziehen.  Wir  haben  Reden  einfacher  sozialdemokra- 
tischer Arbeiter  gehört  in  Partei-  oder  Wahlversammlungen.  Sie 
sagten  weiter  nichts,  als  das,  was  ihre  Hörer  schon  wußten,  aber  sie 
sprachen  den  Menschen,  die  zu  ihren  Füßen  saßen,  aus  der  Seele; 
sie  appellierten  nicht  an  den  Verstand,  sondern  an  den  Willen,  an  die 
Begehrlichkeiten  und  Leidenschaften  der  Menschen,  und  die  Herzen 
entflammten,  als  ob  ein  Engel  zu  ihnen  geredet  hätte.  Wir  haben  den 
großen  Antisemiten  Zimmermann  vor  einem  Menschenalter  in  einer 
Wahlversammlung  in  Dresden  gehört.  Er  redete  wie  eine  Glocke,  hep, 
hep,  hep,  Juden  raus!  Und  Tausende  von  deutschen  Männern  tobten 
vor  Erregung  und  Begeisterung.  Ein  „arischer"  Mann,  der  sich  er- 
kühnte nach  Zimmermann  die  Rednerbühne  zu  ersteigen  und  eine 
Frage  an  den  Agitator  zu  richten,  die  einen  Widerspruch  in  seiner 
Rede  aufdecken  sollte,  wurde  aus  dem  Saale  hinausgeworfen.  Die 
Polizei  mußte  den  Armen  in  Schutz  nehmen.  Sage,  wenn  du  des  Wortes 
mächtig  bist,  den  Menschen,  was  sie  selbst  fühlen,  denken  und  wollen 
und  du  gewinnst  sie  im  Sturme.  Wenn  du  ihnen  aber  das  Gegenteil 
von  dem  sagst,  was  sie  hören  wollen,  wonach  ihr  Herz  verlangt,  so 
werden  sie  pfeifen  und  johlen,  selbst  wenn  du  mit  Engelszungen  ge- 
redet hättest.  Die  Menge  versammelt  sich  nicht,  um  sich  zu  belehren, 
sondern  um  sich  zu  erregen.  Adolf  Hitlers  Reden  sind  solche, 
die  auf  die  Leidenschaft  der  Hörer  berechnet  sind.  Oder  vielmehr  — 
und  das  verschafft  ihnen  gerade  den  außerordentlichen  Erfolg  —  sie 
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sind  nicht  berechnet.  Ein  leidenschaftliches  Herz,  dem  die  Stimme 
verliehen  ist,  teilt  sich  anderen  leidenschaftlichen  Herzen  mit.  Adolf 
Hitler  sagt  nichts,  was  über  den  Horizont  seiner  Hörer  hinausgeht, 
denn  er  hat  denselben  engbegrenzten  Horizont,  wie  die  Menge,  die 
seinen  Worten  lauscht.  Das  ist  das  Geheimnis  seines  Erfolges  als 
Volksredner. 

Der  Judenhaß  ist  Hitlers  stärkste  Leidenschaft,  der  Antisemitis- 
mus die  Sauce,  in  die  er  jeden  seiner  Gedanken  taucht.  Hitler  ist 
Antisemit,  wie  es  Ahlwardt  und  Zimmermann  und  Liebermann  von 
Sonnenberg  gewesen  sind,  und  deshalb  ist  es  ihm  gegeben,  wie  diese 
an  niedrige  Instinkte  zu  appellieren.  Und  dieser  Appell  ist  immer 
der  wirksamste.  „Der  Jude  beutet  uns  aus,  er  arbeitet  unproduktiv 
als  Benutzer  und  Genießer  anderer  Leute  Arbeit  ...  Er  zerstört  und 
er  muß  zerstören  . . .  Die  politische  Judenemanzipation  war  der  Be- 
ginn eines  Wahnsinnes  .  .  .  Das  Judentum  ist  ein  Volk,  das  uns  als 
Todfeind  gegenübersteht  und  immer  gegenüberstehen  wird  .  .  .  Der 
Jude  ist  der  Raubgierige,  der  Nimmersatte  ...  In  Rußland  stiehlt  er 
alles,  die  Brillanten  der  Adligen,  die  Kirchengüter  .  .  .  Der  Jude  will 
die  Weltherrschaft  an  sich  reißen.  Dreihundert  große  Juden,  die  sich 
einander  kennen,  regieren  heute  bereits  die  Welt  .  .  .  Die  zweite  Revo- 
lution unter  dem  Davidstern  ist  das  Judenziel  unserer  Zeit  .  .  .  Die 
Juden  prassen,  schlemmen,  spekulieren.  Der  sogenannte  deutsche 
Freistaat  ist  zur  Freistätte  geworden,  auf  der  sich  dieses  Ungeziefer 
hemmungslos  bereichert  hat  .  .  .  Diese  Religion  kann  man  bekannt- 
lich schon  riechen."  Das  ist  nur  eine  kleine  Blütenlese  aus  sieben 
Reden  Adolf  Hitlers. 

Originell  ist  die  Geschichtsauffassung  Adolf  Hitlers.  Sie  ist 
nicht  die  materialistische  von  Marx  und  Engels,  sondern  die  — 
antisemitische;  denn  Hitler  ist  eine  geschlossene  Perönlichkeit,  wie 
es  die  Menge  liebt.  Wenn  man  ihm  glauben  dürfte,  so  hätten  sich  die 
Juden  in  Frankreich  und  in  England  eingeschlichen,  sich  dort 
nationalisiert  und  die  Demokratie  erfunden.  Auf  Seite  37  seiner  Schrift 
lesen  wir  wirklich  und  wahrhaftig,  daß  es  nur  mit  Hilfe  der  Juden  in 
England  möglich  gewesen  ist  „eine  Staatsform  aufzustellen,  deren 
Sinn  nichts  weiter  bedeuten  mußte  als  herdenmäßige  Majorisierung 
der  Intelligenz  und  wahren  Energie  durch  die  Zahl  der  toten  Masse." 
Die  Juden  sind  nach  Hitler  sogar  die  Urheber  des  berühmten  Zwei- 
parteiensystems in  England.  England  und  Frankreich  liegen  „in  der 
jüdischen  Fessel,  solange,  bis  nicht  der  Jude  selber  die  Notwendigkeit 
und  Zweckmäßigkeit  einer  Aenderung  dieses  Zustandes  empfindet"! 
Natürlich  ist  der  Jude  der  Gründer  der  sozialdemokratischen  und 
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kommunistischen  Lehre.  Seine  Apostel  hat  er  in  beiden  Lagern.  In 
dem  Lager  der  Kapitalisten  sorgt  der  Jude  dafür,  daß  die  Lage  der 
arbeitenden  Klassen  immer  schlechter  wird,  und  im  Lager  der  Arbeiter 
predigt  er,  daß  Eigentum  Diebstahl  ist.  Mit  dieser  Lehre  hat  er  die 
nationalen  Elemente  aus  der  Arbeiterbewegung  verscheucht.  Der 
Börsenjude  und  der  Arbeiterführer,  das  Börsenorgan  und  die 
Arbeiterzeitung  wirken  zusammen,  um  den  nationalen  Staat  und  die 
nationale  Wirtschaft  zu  vernichten.  „Das  ist  in  Rußland  heute  prak- 
tisch ja  vollendet."  Der  Weltkrieg  ist  ebenfalls  das  Werk  der  Juden. 
In  Deutschland  und  in  Rußland  gelang  es  der  demokratisch-jüdisch- 
marxistischen Presse  die  Völker  gegeneinander  zu  hetzen.  „Der 
Jude  konnte  sich  zur  Zerschlagung  Rußlands,  wessen  sonst  als  einzig 
Deutschlands  bedienen.  Später  dann  mit  diesem  Deutschland  fertig 
zu  werden,  das  hat  er  für  ein  Kinderspiel  gehalten."  Die  demo- 
kratisch-jüdisch-marxistische Weltpresse  hat  auch  die  Gegensätze 
zwischen  Oesterreich  und  Rußland  und  Oesterreich  und  Italien  „ziel- 
bewußt ausgenützt,  den  Kriegsausbruch  mit  mathematischer  Sicher- 
heit herbeizuführen."  England  ist  durch  den  Juden  Northcliffe  und 
Amerika  durch  die  jüdische  Hearstpresse  und  die  jüdischen  Kriegs- 
lieferanten in  den  Krieg  hineingehetzt  worden. 

Als  Hitler  einmal  bei  einer  solchen  Ausführung  konstatierte,  daß 
die  Juden  26  Völker  aufeinandergehetzt  haben,  weil  sie  einer  Rasse 
angehören,,  die  „im  Grunde  allen  Nationalstaaten  todfeindlich  gesinnt 
ist,"  war  die  Versammlung  völlig  seinem  Bann  verfallen.  Der  Be- 
richterstatter schildert  diese  Szene  in  folgenden  Worten:  „Atemlose 
Stille  lagert  über  der  Versammlung,  als  Adolf  Hitler  seine  logisch 
aneinandergereihten  Sätze  abschließt.  Es  ist  für  diese  Tausende  von 
Menschen  fast  zu  viel,  auf  solche  Weise  einen  Geschichtsunterricht 
zu  erhalten,  der  das  gesamte  Geschehen  der  letzten  50  Jahre  auf 
eine  einzige  Formel  bringt.  Ein  Wahrheitsfundament,  gegen  das  ein 
Widerspruch  nicht  denkbar  ist.  Eine  einzige,  fast  zu  einfach  an- 
mutende Erkenntnis  nur,  die  den  Wust  der  Geschichtsverfälschungen 
oft  bitterer  Schuljahre  in  einer  Stunde  hinwegzuschwemmen  ver- 
mag. Und  nach  einer  endlos  dünkenden  Zeitpause  tiefsten  Erstaunens 
und  Erfassens,  —  da  bricht  der  Sturm  los  .  .  ." 

Wie  würde  sich  die  Versammlung  verhalten  haben,  wenn  Hitler 
ihr  die  Wahrheit  über  die  Entstehung  des  Weltkrieges  gesagt  hätte: 
daß  es  zum  Krieg  zwischen  Oesterreich  und  Rußland  gekommen  ist, 
weil  eine  sehr  starke  Volksbewegung  in  Serbien  Bosnien  von  Oester- 
reich losreißen  wollte  und  in  Verfolgung  dieses  Zweckes  den  Erz- 
herzog Franz  Ferdinand    ermorden    ließ;    weil  Oesterreich-Ungarn 
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Serbien  für  dieses  Verbrechen  zur  Verantwortung  zog  und  Rußland 
eine  Verkleinerung  oder  Demütigung  Serbiens  nicht  zulassen  wollte; 
weil  Deutschland  seinem  Verbündeten  zu  Hilfe  kam  und  Frankreich 
dem  seinigen?  Keine  Hand  würde  sich  in  der  ganzen  Versammlung 
gerührt  haben.  Hitler  würde  mit  seinem  Geschichtsunterricht  kläglich 
Fiasko  gemacht  haben.  Das  ist  ja  gerade  der  diabolische  Kniff  der 
Demagogen,  daß  sie  alles  auf  „eine  einzige  Formel"  bringen,  die  so 
einfach  ist,  daß  sie  selbst  der  größte  Tropf  verstehen  und  behalten 
kann:  die  Juden  sind  an  allem  Unglück  schuld.  Simplicius  quam 
verius!  Vielleicht  wird  man  nicht  einmal  sagen  dürfen,  daß  Hitler  ein 
Demagoge  ist,  denn  er  glaubt,  wie  es  scheint,  an  seine  eigenen  Lehren 
und  berauscht  sich   an  seinen  eigenen  Phrasen. 

Es  bedarf  nicht  erst  der  Versicherung,  daß  Hitler  in  der  Be- 
schimpfung der  Republik  und  ihrer  Einrichtung  keine  Grenzen 
kennt.  „Sie  (die  deutsche  Republik)  ist  begründet  worden,  um  eine 
Melkkuh  zu  werden  für  ihre  Begründer.  Für  das  ganze  parlamen- 
tarische Gesindel.  Sie  sollte  nicht  ein  Staat  für  das  deutsche  Volk 
werden,  sondern  eine  möglichst  angenehme  fette  Weide.  Man  dachte 
gar  nicht  daran,  dem  deutschen  Volke  einen  freien  Staat  zu  geben, 
sondern  einem  Haufen  gemeinster  Halunken  ein  willfähriges  Aus- 
beutungsobjekt  zu  bieten.  Anderer  Leute  ehrlicher  Arbeit  Frucht  ist 
weggestohlen  worden  von  solchen,  die  selber  nie  gearbeitet  haben. 
Und  wenn  wir  es  nicht  begreifen  wollen,  das  Ausland  begreift  es 
besser.  Das  Ausland  verachtet  diese  Vertreter  der  November- 
republik." Deutschland  wird  von  den  Novemberverbrechern  regiert? 
Daß  in  Deutschland  im  Gegenteil  seit  Jahr  und  Tag  die  große  Koali- 
tion regiert,  in  der  die  Bürgerlichen  die  Mehrheit  haben,  oder  gar  die 
kleine,  aus  der  die  Sozialdemokraten  ausgeschlossen  sind,  daß  die 
Reichskanzler  fast  immer  Bürgerliche  gewesen  sind,  Fehrenbach,  Wirth, 
Cuno,  Stresemann,  Marx,  Luther,  wird  von  einem  Manne  wie  Hitler 
selbstverständlich  ignoriert.  Mit  Cuno  und  Stresemann,  zwei  Politikern 
also,  deren  nationale  Gesinnung  doch  über  allen  Zweifel  erhaben 
sein  sollte,  geht  er  besonders  scharf  ins  Gericht.  Cuno,  der  ehemalige 
vortragende  Rat  im  Reichsamt  des  Innern  und  nachmalige  Direktor 
unserer  größten  Schiffahrtsgesellschaft,  ist  in  Hitlers  Augen  „ein  be- 
grenzter Wirtschafter,  ohne  jeden  politischen  Instinkt,  auf  den  es  in 
der  Gegenwart  hauptsächlich  ankommt."  „Wer  Ballins  Nachfolger, 
wer  Warburgs  Kind  (!)  ist,  kann  niemals  der  Retter  des  deutschen 
Volkes  sein.  Was  ist  Cuno?  Ein  kleiner  armer  Mensch,  der  wie 
tausend  andere  vor  der  Weltbörse  in  die  Knie  sinkt,  denn  auch  er  ist 
ja  ein  Kind  des  Reichstages  . .  .  ein  guter  Kerl,  er  schwankte  zwischen 
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der  Hamburg- Amcrikalinic  und  Deutschland  hin  und  her,  Wirtschaft 
und  Politik.  Was  andere  befehlen,  er  tut  es.  Nicht  Pflicht  gegen  das 
Vaterland,  nein,  Verpflichtungen  dem  General  direkte- rium  der  Hapag 
gegenüber,  also  auch  einem  Direktorium . . .  Cunos  Einheitsfront 
bedeutet  den  Schutz  der  größten  Begaunerer  der  deutschen  Nation." 
Welches  Rezept  hat  Stresemann?  Man  hat  ihn  doch  nur  vor- 
geschoben, um  es  besser  als  Cuno  zu  machen.  Und  er  selbst  ist  doch 
nur  mit  einem  Wunsch  gekommen,  wie  opfere  ich  mich  für  mein  Volk 
auf?  Unsere  zweite  Frage  lautet:  Warum  hat  nur  eigentlich  der 
Stresemann  sein  Rezept  nicht  dem  Cuno  gesagt?!  .... 

„Was  hätte  Cuno  tun  müssen,  als  der  Ruhreinbruch  erfolgte?  Er 
hätte  sich  lossagen  müssen  von  den  Anschauungen  und  Methoden 
der  Dr.  Wirth  und  Genossen.  Er  mußte  sich  unverrückbar  als  heiligen 
Grundsatz  festlegen:  erhalten  bleiben  muß  die  deutsche  Nation!  Um 
sie  zu  erhalten  ist  kein  Opfer  zu  groß!  Um  ihrer  Erhaltung  sind  im 
Kriege  Millionen  gefallen,  sind  Millionen  zu  Krüppeln  geworden.  Er 
mußte,  wenn  er  ein  Staatsmann  sein  wollte,  diese  klare  Erkenntnis 
aufbringen;  das  Ruhrgebiet  wird  verloren  gehen,  es  sei  denn  das 
deutsche  Volk  holt  es  sich  wieder!  (ungeheurer  Beifallssturm  unter- 
streicht dieses  tapfere  Wort).  Er  wollte  statt  der  Nation  die  Wirt- 
schaft erhalten.  Aber  Wirtschaft  ist  nicht  das  Volk!  Was  hat  es  zu 
sagen,  wenn  in  der  Katastrophe  unserer  Gegenwart  Industrieanlagen 
zugrunde  gehen?  Hochöfen  können  bersten,  Kohlengruben  ersaufen, 
Häuser  mögen  zu  Asche  verbrennen,  wenn  nur  ein  Volk  dahinter 
aufsteht,  stark,  unerschütterlich,  zum  Letzten  entschlossen!  Denn 
wenn  das  deutsche  Volk  wieder  aufersteht,  dann  wird  auch  das 
andere  alles  wieder  auferstehen.  Wenn  aber  alles  das  stünde  und  ein 
Volk  geht  an  innerer  Fäulnis  zugrunde,  so  sind  Kamine,  Industrie- 
werke und  Häusermeere  nichts  anderes  mehr  als  die  Leichensteine 
dieses  Volkes!  Das  Ruhrgebiet  hätte  das  deutsche  Moskau  werden 
müssen!  Wir  hätten  erweisen  müssen,  daß  das  deutsche  Volk  von 
1923  nicht  mehr  das  Volk  von  1918  ist!  Es  wäre  notwendig  gewesen, 
der  Welt  durch  ein  gewaltiges  Flammenzeichen  Kunde  zu  geben:  das 
deutsche  Volk  ist  nicht  länger  mehr  gewillt,  sich  zu  beugen!  Und 
wenn  noch  ärgere  Not  über  uns  käme!    Es  soll  Not  kommen!" . . . 

Hitlers  auswärtige  Politik  ist  also  einfach  und  klar.  Weniger  klar 
ist  seine  Sozialpolitik.  „Ein  Staatswesen  kann  nur  aufgebaut  sein  auf 
einer  sozialen  Grundlage  und  zweitens:  Todfeind  jedes  wahren  sozia- 
len Gedankens  ist  der  internationale  Jude!  Jeder  wahrhaft  nationale 
Gedanke  ist  letzten  Endes  sozial,  d.  h.  wer  bereit  ist  für  sein  Volk  so 
vollständig  einzutreten,  daß  er  wirklich  kein  höheres  Ideal  kennt,  als 
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nur  das  Wohlergehen  dieses  seines  Volkes,  wer  unser  großes  Lied 
„Deutschland,  Deutschland  über  alles"  so -erfaßt  hat,  daß  nichts  auf 
dieser  Welt  ihm  höher  steht  als  dieses  Deutschland,  Volk  und  Land, 
Land  und  Volk,  der  ist  ein  Sozialist!  Und  wer  in  diesem  Volk  mit- 
fühlt mit  dem  ärmsten  seiner  Bürger,  wer  in  diesem  Volke  wie  in 
jedem  Einzelnen  das  wertvolle  Glied  der  Gesamtheit  erblickt,  und 
wer  erkennt,  daß  diese  nur  dann  gedeihen  kann,  wenn  nicht  Herr- 
schende und  Unterdrückte  sie  bilden,  sondern  wenn  alle  gemäß  ihrem 
Können  ihre  Pflicht  dem  Vaterlande  und  der  Volksgemeinschaft 
gegenüber  erfüllen  und  demgemäß  geschätzt  werden,  wer  eintritt  für 
die  Erhaltung  der  urwüchsigen  Kraft  und  der  Jugendfrische  der 
Millionen  arbeitender  Menschen  und  wer  vor  allem  eintritt  dafür,  daß 
unser  kostbares  Gut,  die  Jugend,  nicht  frühzeitig  in  ungesunder 
schädlicher  Arbeit  verbraucht  wird,  der  ist  nicht  nur  Sozialist, 
sondern  national  im  höchsten  Sinne  des  Wortes." 

Im  Jahre  1896  wurde  von  Friedrich  Naumann,  Paul  Göhre, 
Rudolf  Sohm,  Hellmut  von  Gerlach,  Martin  Wenk  die  nationalsoziale 
Partei  gegründet.  Im  Jahre  1905  ist  sie  eingegangen,  weil  ihr  die 
parteibildende  Kraft  fehlte.  Heute  tritt  ein  junger  Bauarbeiter  in 
Bayern  auf,  gründet  eine  nationalsozialistische  Partei,  viele  Tausende 
strömen  ihm  zu,  sein  Beispiel  findet  in  ganz  Deutschland  Nach- 
ahmung. Ist  Adolf  Hitler  mehr  als  Friedrich  Naumann?  Es  kann  einem 
politischen  Menschen  nichts  größeres  nachgesagt  werden,  als  daß 
er  dem  Patriotismus  seiner  Volksgenossen  einen  neuen  Inhalt  gegeben 
hat.  Den  Willen  dazu  hat  Friedrich  Naumann  besessen,  und  er  hat 
diesen  Willen  bis  zu  einem  gewissen  Grade  auch  in  die  Tat  um- 
gesetzt. Die  alten  Christlichsozialen  hatten  nach  dem  religiösen 
Doppelgebot:  Du  sollst  Gott  lieben  und  deinen  Nächsten  wie  dich 
selbst,  ein  sittliches  Staatsideal  aufgestellt,  und  die  Nationalsozialisten 
unter  Naumanns  Führung  haben  daraus  ein  politisches  gemacht:  Du 
sollst  dein  Vaterland  lieben  und  deine  Volksgenossen  wie  dich  selbst. 
Macht  nach  außen  und  soziale  Reformen  nach  innen:  in  diesen  Forde- 
rungen gipfelte  das  nationalsoziale  Parteiprogramm.  Wer  national 
sein  will,  muß  auch  sozial  sein.  Wer  die  geistige  und  materielle  Lage 
der  arbeitenden  Klasse  verbessert,  verrichtet  ein  patriotisches  Werk, 
dient  dem  nationalen  Gedanken.  Es  gereicht  Adolf  Hitler  zur  Ehre, 
daß  er  diesen  Gedanken  erfaßt  hat,  und  es  ist  der  berechtigte  Kern 
der  völkischsozialen  Bewegung,  daß  sie  nicht  nur  die  nationale,  son- 
dern auch  die  soziale  Frage  lösen  will.  „Wir  Völkischen  haben  in 
kultureller,  politischer  und  sozialer  Hinsicht  andere  Ideale  als  die 
Nationalen",  so  lesen  wir  in  einem  gelben  Flugblatt,  das  von  der 
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„deutschen  Erneuerungsgemeinde"  in  Leipzig  verbreitet  wird,  und 
so  hallt  es  wider  in  der  gatizen  nationalsozialistischen  Bewegung. 

Wird  Adolf  Hitler  und  seiner  Partei  im  Gegensatz  zu  Friedrich 
Naumann  und  den  Nationalsozialen  die  Parteigründung  gelingen? 
Friedrich  Naumann  stand  auf  der  Höhe  der  nationalökonomischen 
Bildung  seiner  Zeit,  er  wußte,  daß  von  der  Bildung  des  Kapitals 
die  menschliche  Kultur  abhängt,  deshalb  war  ihm  das  Kapital, 
wenn  auch  nicht  ebenso  heilig  wie  die  Arbeit,  so  doch  ebenso 
wichtig.  „Wir  wollen  eine  Vergrößerung  des  Anteils,  den  die  Arbeit 
in  ihren  verschiedenen  Arten  und  Formen  in  Stadt  und  Land  unter 
Männern  und  Frauen  an  dem  Gesamtertrage  der  deutschen  Volks- 
wirtschaft hat,  und  erwarten  dieselbe  nicht  von  den  Utopien  und 
Dogmen  eines  revolutionären  marxistischen  Kommunismus,  sondern 
von  fortgesetzter  politischer,  gewerkschaftlicher  und  genossenschaft- 
licher Arbeit  auf  Grund  der  vorhandenen  Verhältnisse,  deren 
geschichtliche  Umgestaltung  wir  zugunsten  der  Arbeit  beeinflussen 
wollen."  So  lautete  §  4  des  nationalsozialen  Parteiprogrammes. 
Naumann  und  seine  Freunde  haben  nie  den  Kapitalismus,  sondern 
nur  seine  Auswüchse  bekämpft.  Die  soziale  Reform  stand  auf  ihrem 
Programm,  aber  nicht  der  Sozialismus.  Deshalb  nannten  sie  sich 
nicht  Nationalsozialisten,  sondern  Nationalsoziale.  Deshalb  gelang 
es  ihnen  aber  auch  nicht,  die  Arbeiter,  die  an  die  Heilsbotschaft  des 
Sozialismus  glaubten,  zu  gewinnen.  „Wir  alle  haben  etwas  erlebt, 
was  unser  ganzes  Denken  und  Wesen  bestimmt  hat,  wir  haben  den 
Stoff  der  Politik  ohne  alte  Parteitraditionen  neu  mit  eigenen  Kräften 
durchgearbeitet,  wir  haben  gelernt,  daß  zur  Politik  prinzipielle  Ver- 
tiefung gehört."  Mit  diesen  Worten  hat  Friedrich  Naumann  von 
seinen  Parteigenossen  Abschied  genommen,  als  er  die  National- 
soziale Partei  auflöste. 

Was  würde  Friedrich  Naumann  zu  Adolf  Hitler  und  seiner 
nationalsozialistischen  Bewegung  sagen?  Hitler  hat  mit  vollem 
Bewußtsein  „und  trotz  aller  Abmahnungen",  wie  er  selbst  bekennt, 
seine  Bewegung  auf  den  Namen  „nationalsozialistische"  getauft.  Er 
will  also  Sozialist  sein  im  Gegensatz  zu  Friedrich  Naumann.  Und 
er  ist  es  auch.  Er  zieht  gegen  den  Kapitalismus  zu  Felde.  Er  hetzt 
gegen  das  internationale  Börsen-  und  Leihkapital,  gegen  die  kapita- 
listischen Ausbeutungsgedanken,  gegen  die  Banken  und  vor  allem 
gegen  die  Börse,  den  „Giftbaum",  wie  man  früher  zu  sagen  pflegte. 
Natürlich  ist  der  Kapitalismus  in  seinen  Augen  eine  jüdische  Mache. 

Unter  dem  Titel  „Wesen,  Grundzüge  und  Ziele  der  national- 
sozialistischen deutschen  Arbeiterpartei"  hat  Alfred  Rosenberg,  wie 
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er  selbst  sagt,  das  Programm  der  Bewegung  herausgegeben  und  er- 
läutert. Die  Schrift,  die  Adolf  Hitler  gewidmet  ist,  will  einen 
Kommentar  zu  den  25  Thesen  liefern,  die  Hitler,  wohl  am  5.  Januar 
1920,  „im  überfüllten  Festsaal  des  Münchener  Hof  braus  verlesen 
und  verkündet  hat".  Die  Thesen  Hitlers  enthalten  im  wesentlichen 
dieselben  Gedanken,  die  wir  bereits  aus  den  Reden  des  deutsch- 
völkischen Reformators  kennen.  „Staatsbürger  darf  nur  sein,  wer 
deutschen  Blutes  ist,  ohne  Rücksichtnahme  auf  Konfession."  Die 
Juden  sollen  also  unter  Fremdenrecht  gestellt  werden,  z.B.  dürfen 
sie  nicht  mehr  Schriftleiter,  Mitarbeiter,  Besitzer  oder  Mitbesitzer 
einer  deutschen  Zeitung  werden.  Der  Kommentar  schweigt  allerdings 
darüber,  wer  als  Jude  anzusehen  ist.  „Erste  Pflicht  jedes  Staats- 
bürgers muß  sein,  geistig  oder  körperlich  zu  schaffen.  Die  Tätigkeit 
des  Einzelnen  darf  nicht  gegen  die  Interessen  der  Allgemeinheit  ver- 
stoßen, sondern  muß  im  Rahmen  des  Gesamten  zum  Nutzen  aller  er- 
folgen." Aus  dieser  These  ergibt  sich  für  den  National-Sozialismus 
die  andere  „Abschaffung  des  arbeits-  und  mühelosen  Einkommens, 
Brechung  der  Zinsknechtschaft."  Hitler  und  seine  Freunde  sind 
nämlich  der  Ansicht,  daß  sich  ganze  Staaten  in  der  Hand  einiger 
hundert  Bankiers  befinden,  so  daß  die  Völker  der  haute  finance 
tributpflichtig  sind.  Nach  der  national-sozialistischen  Lehre  zerfällt 
das  Wirtschaftskapital  in  das  schaffende  und  in  das  raffende.  Das 
heute  in  Deutschland  geltende  Recht  ist  das  Produkt  des  syrisch- 
römischen Zersetzungsprozesses  und  kennt  nicht  den  Begriff  staat- 
licher und  völkischer  Ehre.  Es  soll  durch  ein  deutsches  Gemein- 
recht ersetzt  werden.  Die  Durchführung  dieser  und  der  anderen 
national-sozialistischen  Weltverbesserungspläne  soll  in  die  Hand 
einer  starken  Zentralgewalt  gelegt  werden,  der  ein  Zentralparlament 
zur  Seite  stehen  soll,  „aber  nur  als  Berater,  keinesfalls  als  Be- 
herrscher, wie  es  der  Parlamentarismus  in  hoher  Anbetung  fordert". 
Der  enthusiastische  Zug  in  der  deutschvölkischen  Bewegung  kommt 
in  dem  Satze  zum  Ausdruck:  „Der  Nationalsozialismus  glaubt,  daß 
es  einmal  nach  dem  Untergang  des  gegenwärtigen  Zeitalters  eine 
Epoche  geben  wird,  da  das  Hakenkreuz  als  arisches  Erneuerungs- 
symbol eingewebt  sein  wird  in  all  den  verschiedenen  Fahnen  der 
Völker  der  weißen  Rasse.  Die  Führer  versprechen,  wenn  nötig  unter 
Einsatz  ihres  eigenen  Lebens,  für  die  Durchführung  der  vorstehenden 
Punkte  (aus  denen  wir  nur  die  hauptsächlichen  herausgegriffen 
haben)  rücksichtslos  einzutreten." 

Das  Ziel  der  deutschvölkischen  Bewegung  ist  also  die  deutsch- 
völkische Diktatur.  Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  Hitler  und  seine 
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Freunde  (da  sich  die  deutschvölkischen  Gruppen  heute  untereinander 
auf  das  Erbittertste  bekämpfen,  wäre  es  eigentlich  richtiger  zu  sagen: 
Hitler  und  seine  Feinde)  Gegner  der  Monarchie  sind.  „Ich  bin  kein 
Monarchist,  sondern  letzten  Endes  auch  Republikaner",  hat  Hitler 
vor  dem  Münchner  Volksgericht  erklärt  und  einige  Wochen  vor 
seinem  Putsch  hat  er  zu  einem  Korrespondenten  der  „United  Preß" 
in  München  gesagt,  „ich  bin  selbst  kein  Monarchist  und  werde  jeden 
monarchischen  Staatsstreich  bekämpfen,  ob  er  nun  von  den  Hohen- 
zollern  oder  den  Witteisbachern  ausgeht.  Mein  Programm  ist  die 
nationale  Diktatur."  Daß  Ludendorff  dem  monarchischen  Gedanken 
ebenfalls  den  Rücken  gekehrt  hat,  beweist  sein  Verhalten  in  seinem 
bekannten  Konflikt  mit  dem  Kronprinzen  Rupprecht  von  Bayern. 
Er  behandelt  den  Kronprinzen,  den  die  meisten  Bayern  heute  noch 
als  ihren  König  verehren,  wie  seinesgleichen,  und  ladet  ihn  vor  ein 
Ehrengericht,  noch  dazu  vor  ein  preußisches,  nachdem  er  ihn  durch 
die  Behauptung  beleidigt  hatte,  daß  er  Kahr  zum  Wortbruch  verleitet 
habe.  Die  bayrischen  Offiziere  haben  ja  auch  deshalb  dem  General 
Ludendorff  die  Standesgemeinschaft  gekündigt.  In  seiner  Ver- 
teidigungsrede vor  dem  Münchner  Volksgericht  hat  der  General 
zwar  erklärt  „ich  bin  Monarchist",  aber  hinzugefügt:  „Für  mich  ist 
das  Volk  nicht  für  die  Dynastie  da,  sondern  die  Dynastie  für  das 
Volk".  Ein  anderer  deutschvölkischer  Führer,  der  Graf  Reventlow, 
hat  im  „Reichswart"  im  April  1925  ausgeführt,  der  Nimbus  der 
Monarchie  sei  dahin,  weil  der  Sieg  der  Revolution  den  Glauben  an 
die  Erhabenheit  und  an  die  Unantastbarkeit  der  Monarchie  und  der 
Monarchen  widerlegt  habe;  eine  „politische  und  geschichtliche  Tat- 
sache". Reventlow  ist  sogar  so  weit  gegangen,  einige  preußische 
Freimaurerlogen  und  die  Logenbrüder  Stresemann  und  Hugenberg 
zu  denunzieren,  weil  sie  monarchistische  Propaganda  für  den  ehe- 
maligen deutschen  Kronprinzen  trieben,  der  derselben  Loge  angehöre 
wie  sie  selbst,  was  übrigens  vom  Kronprinzen  prompt  dementiert 
worden  ist.  Ueber  die  Demokratie  und  über  das  Mehrheitsprinzip 
schütten  Hitler  und  Ludendorff  trotzdem  unermüdlich  die  Lauge  ihres 
Sportes  aus.  „Man  sieht  heute  deutlich  genug",  so  lesen  wir  in  einer 
der  Hitlerschen  Reden,  „daß  niemals  eine  große  Zahl  irgendeinen 
kräftigen  Impuls  aufbringt.  Wille  allein  gibt  den  Ausschlag.  Ein 
starkgeführter  Minderheitswille  ist  stets  größer,  als  die  schleimige, 
schwammige  Spießermehrheit." 

Was  sollen  wir  nun  zusammenfassend  über  die  deutsch- 
völkische Bewegung  sagen?  Den  Bonapartismus  hat  man  ein 
Gouvernement  indiscutable  genannt   und  Treitschke  hat  ihm  nach- 
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gesagt,  daß  er  eine  rückhaltlose  Prüfung  nicht  vertrage.  Dieses  gilt 
in  noch  viel  höherem  Grade  von  der  deutschvölkischen  Freiheits- 
bewegung. Ihre  politische  Gedankenwelt  ist  amorphisch  und 
anarchisch,  dynamisch  und  ekstatisch.  Gefühl  ist  alles.  Die  politische 
Vernunft  hat  sich  wieder  zum  politischen  Instinkt  zurückgebildet. 
Jeder  konstruktive  Gedanke  fehlt;  der  Schatz  politischer  Ideen,  den 
die  Menschen  seit  Jahrhunderten  aufgespeichert  und  vermehrt  haben, 
ist  für  die  Deutschvölkischen  nicht  vorhanden.  „Von  Programmen 
halte  ich  nichts",  erklärte  Ludendorff  stolz  in  seiner  Verteidigungs- 
rede vor  dem  Münchner  Volksgericht.  Hitler  und  seine  Freunde 
machen  es  so,  wie  wir  es  gemacht  haben,  als  wir  noch  Knaben  waren 
und  Reichstag  spielten.  Wir  ließen  unsere  patriotischen  Herzen  über- 
fließen und  hielten  begeisterte  Reden  für  Bismarck  und  gegen  Eugen 
Richter  und  August  Bebel.  Die  deutschvölkische  Staatskunst  ist  das 
Primitivste,  was  man  sich  vorstellen  kann.  Der  Punkt,  von  dem  aus 
sie  die  politische  Welt  aus  den  Angeln  heben  will,  ist  die  Rasse.  „Der 
Ausgangspunkt  für  eine  jede  völkische  Geschichtsbetrachtung  ist 
nunmehr  das,  daß  ein  jedes  Volk  eine  völkische  Substanz,  d.  h.  eine 
begrenzte  Summe  möglicher  Gestaltungen  besitzt,  deren  Ent- 
wicklung und  Verwirklichung  seine  Aufgabe  in  der  Geschichte  ist. 
(Heft  4  der  Flugschriftenreihe:  Völkisches  Rüstzeug.)  Die  Juden  sind 
das  eigentliche  Malum  in  der  Welt.  Das  Fühlen  und  Denken  Hitlers 
und  seiner  Leute  kreist,  wie  unter  einem  monomanischen  Zwange, 
immer  um  diesen  einen  Punkt.  Der  Sozialismus  ist  auf  den  Anti- 
semitismus nur  aufgepfropft,  wie  ein  Edelreis  auf  einen  Wildling. 
Die  Artverschiedenheit  der  beiden  Gedanken  ist  aber  zu  groß,  als  daß 
sie  miteinander  gedeihen  könnten;  denn  der  eine  wurzelt  in  der 
Menschenliebe,  und  der  andere  im  Menschenhaß.  Wenn  Hitler  ans 
Ruder  gekommen  wäre,  so  würde  er,  wie  Mussolini,  den  Sozialismus 
sehr  bald  wieder  abgestoßen  haben.  Wer  die  Sozialdemokraten  be- 
kämpfen will,  muß  es  mit  dem  Kapitalismus  halten,  sonst  sitzt  er 
zwischen  zwei  Stühlen.  Der  Antisemitismus,  „ein  fanatischer 
Nationalismus",  nach  Hitlers  eigenem  Wort,  und  der  Antimarxismus 
sind  die  treibenden  Kräfte  der  Hitlerbewegung. 

Wenn  es  Hitler  und  Ludendorff  gelungen  wäre,  die  völkische 
Diktatur  zu  errichten,  welches  Schicksal  würden  sie  dem  deutschen 
Volke  bereitet  haben?  Mit  den  deutschvölkischen  Führern  verglichen 
ist  Mussolini  ein  großer  Staatsmann.  Ihre  Herrschaft  würde  also  noch 
weit  drückender  geworden  sein,  als  die  seinige.  Die  Juden  wären  die 
Prügelknaben  gewesen.  Das  ausländische  Kapital  würde  Deutsch- 
land fluchtartig  verlassen  haben. 
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DER  MARXISMUS 

Der  Marxismus  ist  die  Lehre  von  Karl  Marx  und  Friedrich 
Engels.  Aber  die  beiden  Meister  haben  im  Laufe  der  Zeiten  ihre  An- 
sichten geändert  oder  doch  modifiziert.  Welches  ist  nun  die  wahre 
Lehre?  Wir  wollen  versuchen,  wenigstens  eine  ungefähre  Vorstellung 
von  dem  zu  geben,  was  im  allgemeinen  unter  Marxismus  ver- 
standen wird. 

Ueber  sein  Wesen  sind  die  Gelehrten  heute  noch  uneinig.  Ein 
berühmter  Satz  in  der  Schrift  von  Karl  Marx  „Das  Elend  der  Philo- 
sophie" ist  besonders  aufschlußreich.  „Die  sozialen  Verhältnisse 
sind  eng  verknüpft  mit  den  Produktivkräften.  Mit  der  Erwerbung 
neuer  Produktivkräfte  verändern  die  Menschen  ihre  Produktions- 
weise, die  Art,  ihren  Lebensunterhalt  zu  gewinnen,  verändern  sich 
alle  ihre  gesellschaftlichen  Verhältnisse.  Die  Handmühle  ergibt  eine 
Gesellschaft  mit  Feudalherren,  die  Dampfmühle  mit  industriellen 
Kapitalisten.  Aber  dieselben  Menschen,  welche  die  sozialen  Verhält- 
nisse gemäß  ihrer  materiellen  Produktionsweise  gestalten,  gestalten 
auch  die  Prinzipien,  die  Ideen,  die  Kategorien,  gemäß  ihren  gesell- 
schaftlichen Verhältnissen.  Somit  sind  diese  Ideen,  diese  Kategorien 
ebensowenig  ewig,  als  die  Verhältnisse,  die  sie  ausdrücken.  Sie  sind 
historische,  vergängliche,  vorübergehende  Produkte.  Wir  leben  in- 
mitten einer  ständigen  Bewegung  des  Anwachsens  der  Produktiv- 
kräfte, der  Zerstörung  sozialer  Verhältnisse,  der  Bildung  der  Ideen; 
unbeweglich  ist  nur  die  Abstraktion  der  Bewegung:  „mors 
immortalis".  Diese  Sätze  enthalten  den  Kern  der  materia- 
listischen Geschichtsauffassung  von  Karl  Marx  und  Friedrich 
Engels. 

Neben  dieser  geschichtsphilosophischen  Theorie  bildet  eine 
nationalökonomische  das  Hauptstück  der  marxistischen  Lehre;  die 
sogenannte  M  e  h  r  w  e  r  1 1  h  e  o  r  i  e.  Sie  ist  allerdings  so  kompli- 
ziert, daß  sie  eigentlich  nur  ein  nationalökonomisch  geschulter  Kopf 
begreifen  kann.  Versuchen  wir  trotzdem,  zu  sagen,  worauf  sie  hin- 
ausläuft.    Der    Arbeiter    erhält    in    der   modernen    Volkswirtschaft 
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immer  nur  gerade  so  viel  Lohn,  als  er  zur  Erhaltung  seines  Lebens 
braucht.  Wenn  er  in  fünf  Stunden  soviel  herstellen  kann,  daß  die 
Kosten  seines  Lebensunterhaltes  gedeckt  sind,  und  der  Arbeitstag 
dauert  acht  Stunden,  so  erhält  der  Arbeiter  nur  den  Ertrag  der  fünf- 
stündigen Arbeit,  während  der  Wert,  der  in  den  letzten  drei  Arbeits- 
stunden erzeugt  wird,  dem  Besitzer  der  Produktionsmittel  als  Mehr- 
wert in  den  Schoß  fällt.  Wird  der  Arbeitsprozeß  vervollkommnet  — 
man  denke  z.  B.  an  die  Fabrikationsmethoden  von  Henry  Ford  —  so 
wird  vielleicht  schon  in  vier  Stunden  soviel  erzeugt,  als  der  Arbeiter 
zu  seinem  Leben  braucht.  Dem  Kapitalisten  fiele  dann  also  das  Pro- 
dukt von  vier  Arbeitsstunden  in  den  Schoß.  Es  muß  deshalb  das  un- 
ablässige Streben  des  Kapitalismus  sein,  die  Ergiebigkeit  der  indu- 
striellen Arbeit  zu  steigern.  Die  Folge  davon  ist,  daß  der  gesellschaft- 
liche Reichtum  beständig  wächst.  „Aber  die  Akkumulation  von 
Reichtum  auf  dem  einen  Pol"  —  und  nun  kommen  wir  zu  der  be- 
rühmten Yerelendungs-Theorie  —  „ist  zugleich  Akkumu- 
lation von  Elend,  Arbeitsqual,  Sklaverei,  Unwissenheit,  Brutalisierung 
und  moralischer  Degradation  auf  dem  Gegenpol".  Es  würde  zu  weit 
von  unserem  Thema  abführen,  wenn  wir  versuchen  wollten,  ausein- 
anderzusetzen, wie  Marx  und  Engels  ihre  Verelendungs-Theorie  be- 
gründen. Sie  ist  durch  die  Tatsachen  längst  widerlegt  und  auch 
von  der  sozialistischen  Wissenschaft  preisgegeben  worden. 

Die  Folge  jener  kapitalistischen  Entwicklung  nun  ist,  daß 
das  Privateigentum  des  Bauern  und  Handwerkers  durch  das 
Privateigentum  des  Kapitalisten  verdrängt  wird.  „Sobald  dieser 
Umwandlungsprozeß  nach  Tiefe  und  Umfang  die  alte  Gesell- 
schaft hinreichend  zersetzt  hat,  und  die  Zentralisation  der  Pro- 
duktionsmittel und  die  Vergesellschaftung  der  Arbeit  ihren 
Höhepunkt  erreicht  hat,  schlägt  die  Stunde  des  kapitalistischen 
Privateigentums,  die  Expropriateurs  werden  expropiiert."  (Aus 
dem  berühmten  Werke  von  Karl  Marx  „Das  Kapital",  das  von 
Friedrich  Engels  zum  größten  Teile  im  Jahre  1885  herausgegeben 
worden  ist.)  Nach  der  marxistischen  Lehre  ist  die  Expropriation  der 
Expropriateurs  also  unabwendbar  wie  der  Wechsel  der  Jahreszeiten. 
Die  Sozialrevolution  folgt  auf  die  kapitalistische  Produktion  von 
selbst  ohne  menschliches  Zutun:  Oekonomischer  Determinis- 
mus. Es  ist  daher  eine  Inkonsequenz  von  Karl  Marx,  eine  Aeuße- 
rung  seines  revolutionären  Temperamentes,  daß  er  nachhelfen  will. 
Die  Revolutionsmacherei  ist  eigentlich  unmarxistisch:    Ketzerei. 

Der  Marxismus  ist  eine  gewaltige  Geistesarbeit.  Wer  wollte 
leugnen  angesichts  der  Entwicklung,  die  unsere  Volkswirtschaft  in 
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den  letzten  fünfzig  Jahren  genommen  hat,  daß  in  dieser  Lehre  tiefe 
Wahrheiten  enthalten  sind?  „Mögen  die  Lehren  von  Marx  auch  Irr- 
tümer sein,  so  sind  es  doch  tiefsinnige  und  für  die  wissen- 
schaftliche Entwicklung  äußerst  fruchtbare  Irrtümer  gewesen." 
(Heinrich  Herkner.)  „Der  Marxismus  bedeutet",  so  sagt  derselbe  her- 
vorragende Nationalökonom  in  seinem  Werke  „Die  Arbeiterfrage", 
„weit  mehr  als  ein  ökonomisches  Lehrgebäude,  wie  etwa  das 
Rikardos.    Er  ist  eine  Weltanschauung,  beinahe  eine  Religion." 

Marx  und  Engels  sind  am  tiefsten  durch  den  Philosophen  Hegel 
beeinflußt  worden.  Später  gerieten  sie  in  den  Bann  des  Materialisten 
Feuerbach.  „Nach  Marx  heißt  es,  je  schlimmer  desto  besser,  und  der 
Umschlag  erfolgt  katastrophenexplosionsartig  in  gewaltigen  Revo- 
lutionen; Hegel  dagegen  lehrt  die  Ausgleichung  der  Gegensätze,  die 
Evolution,  die  Reform."  Einige  Tage  nach  dem  9.  November  1918 
sahen  sich  in  Berlin  zwei  alte  Freunde  wieder,  der  eine  ein  demo- 
kratischer Schriftsteller,  der  andere  ein  Führer  der  Partei,  die  soeben 
die  Revolution  gewonnen  hatte.  „Nun,  wie  ist  dir's  jetzt,  nachdem 
ihr  gesiegt  habt?"  fragte  der  Demokrat  den  Sozialdemokraten. 
„Scheußlich,"  lautete  die  Antwort,  „wir  haben  die  Evolution  gewollt, 
und  haben  die  Revolution  bekommen."  Die  Führer  der  deutschen 
Sozialdemokratie  waren  in  ihrer  Mehrzahl,  als  die  Revolution  aus- 
brach, längst  keine  Marxisten  mehr,  sondern  Evolutionisten.  In  der 
Partei  waren  sie  Revisionisten  genannt  worden,  weil  sie  die  Lehre 
von  Marx  und  Engels  einer  Revision  unterzogen  hatten.  „Die  junge 
Generation  sehnt  sich  aus  der  materialistischen  Verödung  zu  geisti- 
gen Lebensgründen  zurück  und  sucht  ihren  Hunger  nach  Welt- 
anschauung bei  anderen  Denkern  zu  stillen.  Zurück  auf  Kant,  rufen 
die  einen,  während  die  anderen  noch  schwanken,  ob  sie  sich  dem  Zuge 
der  Zeit,  zurück  auf  Hegel,  anschließen  sollen.  Die  Ueberzeugung 
bricht  sich  Bahn,  daß  der  Sozialismus  ohne  die  Religion  nicht  aus- 
kommen kann." 

Aller  Glaube  zerbröckelt.  Als  David  Strauß  1835  und  Ernst 
Renan  1845  ihre  Schriften  über  das  Leben  Jesu  veröffentlichten, 
galten  sie  als  Gotteslästerer.  Heute  erscheint  im  Gegenteil  selbst 
gläubigen  Theologen  das  Dogma  von  der  übernatürlichen  Zeugung 
als  Blasphemie.  So  gehörte  der  Marxismus  bereits  der  Vergangen- 
heit an,  als  er  in  Deutschland  von  den  „nationalen"  Parteien  zum 
Kampfgeschrei  gemacht  wurde.  Adolf  Hitlers  Verteidigungsrede  vor 
dem  Münchner  Volksgericht  gipfelte  in  den  Worten:  „Was  mir  vor 
Augen  stand,  das  war  vom  ersten  Tage  an,  tausendmal  mehr  als 
Minister  zu  werden.  Ich  wollte  der  Zerbrecher  des  Marxismus  werden. 
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Ich  werde  diese  Aufgabe  lösen,  und  wenn  ich  sie  löse,  dann  wäre 
der  Titel  eines  Ministers  für  mich  eine  Lächerlichkeit."  Nach  dem, 
was  wir  von  Adolf  Hitler  gehört  haben,  muß  es  eigentlich  über- 
raschen, daß  er  sich  nicht  zum  Zerbrecher  des  Semitismus  ernannt 
hat;  aber  der  Marxismus  ist  in  seiner  unklaren  Vorstellung  ein 
Rattenkönig  von  Semitismus,  Demokratismus,  Pazifismus  und  Parla- 
mentarismus. „Jüdisch",  „demokratisch",  „marxistisch"  sind  nach 
seiner  Ausdrucksweise  ein  und  dasselbe.  Er  redet  ebenso  oft  von 
jüdischem  Marxismus,  wie  von  marxistischen  Juden,  und  mit  be- 
sonderer Vorliebe  von  der  demokratisch-marxistisch-jüdischen 
Presse.  Welches  die  Gedankenoperation  war,  mit  der  Hitler  und  seine 
Schriftgelehrten  jene  vier  Begriffe  zu  einem  einzigen  verknüpft  haben, 
ist  leicht  zu  erraten.  Marx  war  Jude.  Daß  die  nach  ihm  benannte 
Lehre  nicht  nur  von  ihm,  sondern  auch  von  Friedrich  Engels,  einem 
rassereinen  Deutschen,  stammt,  ist  Hitler  vielleicht  nicht  einmal  be- 
kannt. Die  meisten  Juden  sind  Demokraten,  Demokratie  und  Parla- 
mentarismus sind  dasselbe,  die  Demokraten  neigen  zum  Pazifismus. 
Die  national-sozialistische  „Lehre"  ist  auf  diese  Weise  entstanden. 
In  seiner  Verteidigungsrede  hat  nun  Adolf  Hitler  sogar,  ganz 
gegen  seine  Gewohnheit  und  Veranlagung,  den  Versuch  gemacht, 
eine  Definition  des  Marxismus  zu  geben;  offensichtlich  eine  Frucht 
seiner  unfreiwilligen  Muße  in  der  Untersuchungshaft.  „Die  marxisti- 
sche Bewegung  ist  die  Lebensfrage  der  deutschen  Nation.  Ich  ver- 
stehe unter  Marxismus  eine  Lehre,  die  an  Stelle  der  Energie  die  Masse 
setzt  und  damit  zerstörend  auf  das  Fundament  des  gesamten  Kultur- 
lebens wirkt."  „Energie"  und  „Masse"  als  alternative  Begriffe.  Sollte 
Hitler  einmal  etwas  von  dem  Gesetze  der  Erhaltung  der  Kraft  gelesen 

(MV)2 
oder  gehört  haben: — = =  K;  eine  Formel,  in  der  K  Kraft  und  M 

Masse  bedeutet?  Doch  hören  wir  weiter.  „Diese  Bewegung  hat  mit 
ungeheuren  Instrumenten  gearbeitet:  Mit  unerhörtesten  Massen- 
beeinflussungen, die  im  Verlauf  von  drei  bis  vier  Jahrzehnten  so 
wirken  muß,  daß  der  Einzelne  zum  Todfeind  seines  eigenen  Bruders 
wird,  den  Franzosen,  Engländer  und  Zulukaffer  aber  den  Bruder 
nennt.  Was  diese  Bewegung  besonders  auszeichnet,  ist  der  unerhörte 
Terror,  gestützt  auf  die  Kenntnis  der  Psyche  der  Massen.  Diese  Be- 
wegung hat  über  die  Schwäche  der  bürgerlichen  Unentschiedenheit 
die  absolute  Brutalität  des  Machtwillens  gesetzt.  Es  galt  einen  neuen 
Kampf  zu  entfachen  und  zu  schüren,  gegen  die  marxistischen  Volks- 
verderber,  die  nicht  einmal  der  deutschen  Rasse  angehören,  wodurch 
das  marxistische  Problem  sich  mit  dem  Rassenproblem  verknüpft 
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und  zur  schwersten  und  tiefsten  Frage  der  Zeit  geworden  ist."  Ein 
kluger  Kopf  hat  einmal  den  Satz  aufgestellt,  daß  eigentlich  jede  Defi- 
nition richtig  ist;  es  komme  nur  darauf  an,  daß  sie  klar  und  er- 
schöpfend sei,  und  daß  sich  derjenige,  der  sie  gegeben  hat,  auch  kon- 
sequent an  sie  halte.  Hitlers  Definition  des  Marxismus  ist  aber  weder 
klar  noch  erschöpfend,  weshalb  man  sich  auch  kein  Urteil  darüber 
bilden  kann,  ob  er  sich  in  seinen  Reden  und  Schriften  an  seine  Defi- 
nition hält.  Der  Zerbrecher  des  Marxismus  ist  nicht  imstande 
gewesen,  sich  eine  Vorstellung  vom  Marxismus  zu  bilden,  hat  es  aber 
trotzdem  gewagt,  mit  seiner  Definition  an  die  Oeffentlichkeit  zu 
treten.  „Er  kann  alles,  weiß  alles,  will  alles",  so  hat  der  Abbe*  Sieyes 
einst  über  seinen  großen  Kollegen  Bonaparte  geurteilt. 

Hitler  hat  wenigstens  den  Wunsch  gehabt,  der  Welt  mitzuteilen 
was  Marxismus  ist.  Er  hat  damit  ein  Bedürfnis  nach  Wahrheit  und 
Klarheit  verraten,  das  viele  „nationale"  Redner  und  Schreiber  nicht 
zu  empfinden  scheinen.  Als  der  Generalstaatskommissar  von  Kahr 
am  Abend  des  8.  November  1923  im  Münchner  Bürgerbräukeller  so 
unsanft  von  Adolf  Hitler,  dem  Zerbrecher  des  Marxismus,  unter- 
brochen wurde,  hatte  er  gerade  den  ersten  Teil  seines  großen  Vor- 
trages „Vom  Volke  zur  Nation"  beendet,  mit  dem  er  eine  neue  Aera 
einläuten  wollte.  Dieser  Teil  des  Vortrages,  der  in  seinem  ganzen 
Umfange  in  der  Bayrischen  Staatszeitung  vom  9.  November  1923  ab- 
gedruckt worden  ist,  trägt  die  Ueberschrift  „Der  Zusammenbruch" 
und  gliedert  sich  in  vier  Abschnitte:  „Die  Herrschaft  des  Marxismus 
—  Wie  hat  der  Marxismus  die  Massen  gewonnen?  —  Die  marxistische 
Ansteckung  —  Die  Herrschaft  des  Materiellen."  Also  Marxismus, 
und  immer  wieder  Marxismus!  Will  Hitler  ihn  zerbrechen,  so  will  ihn 
Kahr  überwinden.  „In  München  ist  zum  ersten  Male  der  Kampf 
gegen  den  Marxismus  als  ein  wesentlicher  Punkt  des  Programms 
deutscher  Zukunft  aufgestellt  worden,"  so  begann  der  Vortrag:  eine 
gelehrte  Abhandlung  darüber,  wie  man  am  besten  die  Massen  aus 
der  geistigen  Herrschaft  des  Marxismus  lösen  und  an  die  nationale 
Staatsgemeinschaft  geistig  fesseln  kann.  Eine  Definition  des  Marxis- 
mus fehlt  aber.  Herr  von  Kahr  hat  seinen  Vortrag  bekanntlich  nicht 
selbst  ausgearbeitet.  Die  drei  jungen  Gelehrten,  die  ihm  diese  Arbeit 
abgenommen  hatten,  werden  sich  ihre  Köpfe  darüber  zerbrochen 
haben,  was  eigentlich  der  Marxismus  ist,  und  weil  sie  sich  nicht 
einigen  konnten,  haben  sie  es  vorgezogen,  gar  keine  Definition  zu 
geben.  Viele  Köche  verderben  den  Brei.  Oder  die  Herren  haben  es 
sehr  wohl  gewußt,  was  Marx  und  Engels  gelehrt  haben,  aber  sie 
haben  darauf  verzichtet,  es  ihrem  Herren  und  Meister  in  den  Mund 
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zu  legen,  weil  der  Drache,  den  Kahr  erlegen  wollte,  in  Wahrheit  gar 
nicht  der  Marxismus  ist,  wie  wir  noch  sehen  werden.  Die  Verfasser 
des  Kahrschen  Vortrages  haben  sich  unabsichtlich  oder  absichtlich 
darauf  beschränkt  auseinanderzusetzen,  mit  welchen  Mitteln  der 
Marxismus  arbeitet.  „Der  Marxismus  ist  sich  bewußt,  daß  man  au! 
die  Dauer  Menschen  nur  an  sich  fesseln  kann,  wenn  man  ihnen  eine 
Lebensidee  gibt.  Deshalb  (!)  hat  der  Marxismus  nicht  nur  eine  Ge- 
schichtsphilosophie, sondern  geradezu  eine  materialistische  Religion 
ausgearbeitet,  deshalb  sein  Bemühen,  von  Anfang  an  die  christliche 
Religion  in  der  Seele  der  Masse  zu  entwurzeln.  Deshalb  auch  sein 
großer  Aufwand  durch  scheinbar  wissenschaftliche  Beweise  für  die 
Gebildeten  sich  den  Schein  besonderer  fortschrittlicher  Geistigkeit 
zu  geben."  Um  die  Masse  zu  betören,  hat  der  „Marxismus"  Schlag- 
worte geprägt,  wie  Kapitalismus,  Proletarier,  Genossen,  Bourgeoisie, 
Schwerindustrie,  Ausbeutung,  Großagrarier;  und  von  allen  diesen 
Schlagworten  gilt,  daß  sie  „gefühlsbetonte  Ideen"  wiedergeben. 
Durch  das  Schlagwort  „Schwerindustrie"  werde  z.  B.  die  Idee  her- 
vorrufen, als  ob  diese  Gattung  von  Industriellen  minderwertige 
Menschen  wären,  denen  man  bis  zum  Beweis  des  Gegenteils  jede 
schlechte  und  volksfeindliche  Handlung  zutrauen  dürfe.  Die  Ver- 
fasser des  Vortrages  scheinen  also  der  Meinung  zu  sein,  daß  man  bei 
dem  Worte  Schwerindustrie  unwillkürlich  an  „schwere  Jungen" 
denken  muß  und  nicht  an  Männer,  die  schwere  Waren  produzieren, 
wie  Eisen  und  Kohle.  „Mit  diesen  gefühlsbetonten  Ideen,  die  er  in 
Schlagworten  ausgeformt  hat,  beherrscht  der  Marxismus  den  Geist 
und  die  Seele  seiner  Anhängerschaft  ...  Sie  sind  alle  wohlüberlegte 
Teile  einer  geschlossenen  Lebensidee  (welche,  wird  nicht  verraten) 
bzw.  einer  klar  erkannten  Kampfmethode  .  .  .  Dadurch,  daß  der 
Marxismus  alle  diese  Schlagwörter  in  eine  innerliche,  vereinheit- 
lichende Beziehung  auf  seine  Lebensidee  gesetzt  hat,  macht  er  seine 
geistige  Herrschaftsstellung  so  schwer  angreifbar." 

Soweit  war  Herr  von  Kahr  ungefähr  mit  seiner  Vorlesung  ge- 
kommen, als  sein  Gegenspieler  mit  der  geladenen  Pistole  in  der  Hand, 
gefolgt  von  Schwerbewaffneten,  im  Bürgerbräukeller  erschien.  Ob 
die  Münchner  Honoratioren  sehr  unglücklich  darüber  gewesen  sind, 
daß  es  ihnen  nicht  vergönnt  war,  auch  noch  den  zweiten  Teil  dieses 
Vortrages  zu  hören?  Handelte  der  erste  vom  „Zusammenbruch",  so 
der  zweite  ungesprochene  von  der  „Rettung".  Auch  der  stärkste,  mit 
der  größten  Macht  ausgestattete  Mann  kann  das  Volk  nicht  retten, 
ohne  tatkräftige  und  vom  nationalen  Geist  getriebene  Hilfe  aus  dem 
Volk.  Die  Aufgabe  der  Wiederherstellung  der  deutschen  Freiheit  und 
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Größe  nach  außen  und  innen  für  das  Gesamtvolk  und  den  Einzelnen 
kann  allein  die  Lebensidee  der  freien  nationalen  Gemeinschaft  freier 
deutscher  Männer  lösen.  Der  freie  deutsche  Staatsbürger  im  freien 
deutschen  Staat!"  In  einem  Abschnitt  „Die  neue  Wirtschaft"  lesen 
wir,  daß  der  Deutsche  die  Gestaltung  seines  ökonomischen  Schick- 
sals wieder  seiner  eigenen  Tatkraft  verdanken  soll,  und  nicht  mehr 
dem  Staate,  als  seinem  fürsorgeverpfiichteten  Vormunde.  Ist  der 
Mensch  in  Deutschland  so  zur  geistigen  Selbständigkeit  im  Wirt- 
schaftlichen erzogen,  so  kann  er  auch  nicht  mehr  in  seinen  übrigen 
Lebens-  und  Gefühlsäußerungen  ausschließlich  auf  das  Gehorchen 
eingestellt  sein.  Der  wirtschaftlich  sich  selbständig  fühlende  Mensch 
wird  niemals  die  politische  Bestimmung  seines  Schicksals  aus  der 
Hand  geben.  Dem  Marxismus  das  Wasser  abgraben  kann  man  nur, 
wenn  man  den  Menschen  in  seinem  Gefühlskern  gegen  ihn  immuni- 
siert, nämlich  den  Gedanken  des  freien  sich  selbst  sein  Schicksal 
schaffenden  Menschen  zur  zentralen  Idee  seines  Gefühlslebens 
machen."  Deutschland  soll  also  dem  Gedanken  der  sozialen  Reform, 
der  das  kaiserliche  Deutschland  beherrscht  hat  —  eine  der  größten 
Taten  des  Fürsten  Bismarck  —  wieder  untreu  werden  und  sich  dem 
Wirtschaftsideal  zuwenden,  dem  die  angelsächsischen  Völker 
huldigen,  oder  doch  früher  gehuldigt  haben.  Die  Tatkraft  der  auf 
sich  selbst  gestellten  und  von  allen  Fesseln  befreiten  Persönlichkeit, 
so  wollen  es  Kahr  und  seine  Freunde,  soll  die  deutsche  Wirtschaft 
wieder  aufbauen.  „Und  ebenso  kann  nur  der  politisch  aus  eigener 
freier  Ueberzeugung  zum  Selbst-  und  Staatsbewußtsein  empor- 
gewachsene, seiner  deutschen  Eigenart  bewußte  Mensch  die  deutsch- 
staatliche Zukunft  gestalten.  Weder  Standes-  noch  Klassen- 
vorurteile, weder  Geburt  noch  Mammon  dürfen  den  neuen  deutschen 
Menschen  fördern  oder  hemmen.  Es  muß  grundsätzlich  die  Auf- 
fassung allgemeine  Anerkennung  finden,  daß  derjenige,  der  in 
seinem  Lebenskreis  etwas  leistet,  mehr  wert  ist  als  der,  der  nichts 
leistet.  Und  die  Höherwertigkeit  muß  auch  ihren  Ausdruck  in  der 
Stellung,  sozialen  Achtung  und  im  Verdienen  finden.  Der  Lehrling, 
der  nicht  durch  eigene  Tüchtigkeit  ein  Krupp  werden  will,  taugt 
nichts.  Es  ist  zu  fordern,  daß  der  Untüchtige  sich  bescheiden  lernt." 
Also  freie  Bahn  dem  Tüchtigen!  Nietzschemismus,  Darwinismus, 
Manchestertum,  amerikanische  Zustände! 

Und  wie  denkt  sich  die  neue  Münchner  Schule  die  Staatsverfassung, 
unter  der  der  „freie  deutsche  Bürger  der  Zukunft"  leben  soll. 
Hat  sie  sich  sinngemäß  die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  zum  Muster  genommen?  Das  Gegenteil  ist  der  Fall.   „Sinn- 
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gemäß  muß  auch  dieser  Schätzung  und  Erziehung  des  Einzelnen  zur 
höchstmöglichen  Leistung  für  sich,  seine  Familie  und  die  nationale 
Gemeinschaft  auch  die  Heranziehung  nur  der  leistenden  Persönlich- 
keit zur  Regierung  und  Verwaltung  des  gemeinsamen  großen  Gutes 
erfolgen.  Mit  den  parlamentarischen  Auswüchsen  der  Vergangen- 
heit und  Gegenwart  muß  aus  allen  diesen  Gründen  vollständig  ge- 
brochen werden.  Es  darf  nur  der  mit  der  hohen  Aufgabe  betraut 
werden  sein  Volk  zu  führen,  der  selbst  aus  eigener  Kraft  das  Leben 
gemeistert  hat.  Gewerbsmäßige  Parlamentarier  und  Volksführer 
haben  zu  verschwinden,  weil  sie  den  Keim  der  Korruption  stets  in 
sich  tragen.  Die  Zeit  ist  erfüllt.  (Diese  Worte  sind  nicht  nur 
fett  gedruckt,  sondern  nehmen  auch  eine  Zeile  für  sich  ein.)  Der 
gesamte  Marxismus  hat  politisch  nach  fünfjährigem  Herrschen  und 
Experimentieren  in  der  Gestaltung  der  Wirklichkeit  versagt,  er 
wurzelt  nur  noch  im  Gefühl;  die  Aufgabe  ist,  die  Seelen  von  ihm  zu 
befreien."  Führer  des  Volkes  soll  also  nur  der  sein,  der  selbst  aus 
eigner  Kraft  das  Leben  gemeistert  hat.  Der  Selfmademan  Kahrs  ist 
natürlich  nicht  der  Mann  aus  dem  Volke,  der  sich  durch  seiner  Hände 
Arbeit  und  seine  Intelligenz  selbst  gemacht  hat,  sondern  der  poli- 
tische Meister,  dem  der  große  Wurf  gelungen  ist,  nicht  nur  sein 
eigenes  Leben,  sondern  auch  das  Leben  seines  Volkes  zu  meistern, 
der  Usurpator.  In  dem  Abschnitt  „Der  neue  deutsche  Mensch"  heißt 
es  denn  auch:  „In  der  Zeitaufgabe  der  Schaffung  des  neuen  deutschen 
Menschen  liegt  die  sittliche  Berechtigung  der  Diktatur".  Kahr  ist  der 
bayrische  Prometheus:  Hier  sitze  ich,  forme  Menschen  nach  meinem 
Bilde,  ein  Geschlecht,  das  mir  gleich  sei. 

Am  20.  Oktober  1923,  also  drei  Wochen  vor  seiner  großen  Rede, 
hatte  Kahr  bereits  zur  Rechtfertigung  seiner  Haltung  in  dem 
Konflikte  mit  Geßler  und  Seeckt  zu  den  Vertretern  der  Münchner 
Presse  gesagt:  „Das  bayrische  Vorgehen  hat  mit  Separatismus  und 
Partikularismus  nichts  zu  tun.  Bayern  muß  sich  in  dieser  Lage 
fühlen  als  der  Staat,  der  berufen  ist,  im  Gegensatz  zu  der  marxisti- 
schen Einstellung  die  nationale  und  deutsche  Richtung  im  Volk  und 
Reich  zu  vertreten.  Es  handelt  sich  nicht  um  Lossow  und  die  Reichs- 
wehr, sondern  letzten  Endes  um  den  großen  Kampf  der  marxistischen 
Internationale  und  undeutschen  Einstellung  gegen  die  nationale  und 
christliche  Volksanschauung.  Bayern  fühlt  sich  als  Streiter  für  den 
großen  nationalen  Gedanken".  Also  auch  damals  schon:  Hie 
Nationale,  hie  Marxisten!  Die  Reichsregierung  verwahrte  sich  in 
ihrem  Aufruf  vom  22.  Oktober,  in  dem  sie  den  offenen  Verfassungs- 
bruch der  bayrischen  Staatsregierung  vor  der  Oerfentlichkeit  fest- 
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nagelte,  gegen  diese  Qleichsetzung  mit  den  Marxisten,  „mit  dem  von 
dem  Generalstaatskommissar  von  Kahr  in  die  Oeffentlichkeit  ge- 
worfenen Gedanken  des  Kampfes  gegen  den  Marxismus  hat  die  in 
Rede  stehende  Frage  gar  nichts  zu  tun".  Die  Replik  Kahrs  auf  diese 
Verwahrung  begann  mit  den  Worten:  „Es  unterliegt  für  mich  und 
für  sehr  viele  im  Reiche  gar  keinem  Zweifel,  daß  die  jetzige  Reichs- 
regierung im  Banne  des  Marxismus  steht,  dessen  Verlangen  schon 
lange  darauf  gerichtet  ist,  Bayern,  die  sogenannte  Hochburg  der 
Reaktion,  an  die  marxistische  Gestaltung  in  manchen  Reichsstellen 
anzugliedern". 

„Sehr  viele  im  Reiche?"  Die  Führer  der  deutschnationalen  Be- 
wegung in  Norddeutschland  haben  sich,  wie  wir  noch  sehen  werden, 
wiederholt  und  gerade  auch  in  den  kritischen  Herbsttagen  des  Jahres 
1925  mit  dem  bayrischen  Generalstaatskommissar  und  seinem 
Vorhaben  solidarisch  erklärt.  Kahr  war  der  Vertrauensmann  der 
nationalen  Partei  und  ihre  Hoffnung.  Wir  werden  an  anderer  Stelle 
einen  Aufruf  veröffentlichen,  den  damals  der  jungdeutsche  Orden 
an  Kahr  gerichtet  hat  und  in  dem  er  ihn  als  den  Retter 
des  Vaterlandes  begrüßt.  Es  ist  auch  selbstverständlich,  daß  Kahr 
mit  seinem  Manifest  nicht  an  die  Oeffentlichkeit  getreten  wäre, 
wenn  er  sich  nicht  der  Zustimmung  seiner  norddeutschen  Freunde, 
ohne  deren  Unterstützung  er  sein  Projekt  ja  gar  nicht  durchführen 
konnte,  im  voraus  versichert  hätte.  Seine  Rede  im  Bürgerbräukeller 
sollte  der  Auftakt  der  nationalen  Diktaturbewegung  werden,  der 
erste  Schritt  zum  nationalen  Direktorium.  Hinter  Kahr  standen  zweifel- 
los auch  die  Häupter  der  deutschen  Schwer-  und  Großindustrie,  die 
heute  unsere  Gewerkschaften,  eine  der  größten  sozialpolitischen  Er- 
rungenschaften der  Neuzeit,  zertrümmern  wollen.  Es  stand  hinter 
ihm  der  ganze  Kreis  von  Männern,  die  heute  die  Parole  der  „Volks- 
gemeinschaft" ausgegeben  haben,  eine  Gemeinschaft,  aus  der  die 
Sozialdemokratie  ausgeschlossen  werden  soll.  In  der  Denkschrift 
Kahrs  „Vom  Volke  zur  Nation"  liegt  also  eine  programmatische  Er- 
klärung der  deutschnationalen  Bewegung  vor,  oder  wenigstens  einer 
Phase  derselben.  Wenn  es  einmal  Kahr  oder  seinen  Freunden  ge- 
lingen sollte,  die  Staatsgewalt  auf  dem  einen  oder  anderen  Wege 
an  sich  zu  reißen,  müssen  wir  uns  also  nicht  nur  auf  eine  politische, 
sondern  auch  auf  eine  sozialpolitische  Reaktion  erster  Ordnung  ge- 
faßt machen.  „Es  ist  zu  fordern,  daß  der  Untüchtige  sich  bescheiden 
lernt." 

Der  Kampf  gegen  die  Sozialdemokratie  beherrschte  vor  dem 
Kriege  unsere  ganze  innere  Politik.  Aber  weder  in  den  vielen  Reden, 
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die  Fürst  Bismarck  im  Reichs-  und  Landtag  gehalten  hat,  noch  in 
seinen  „Gedanken  und  Erinnerungen",  noch  in  den  „Tagebuch- 
blättern" von  Moritz  Busch,  noch  in  dem  Werke  von  Hermann  Hof- 
mann „Fürst  Bismarck  1890 — 1898"  sind  wir  auf  eine  Aeußerung 
unseres  großen  Staatsmannes  über  den  Marxismus  gestoßen.  So 
leidenschaftlich  er  die  Sozialdemokratie  haßte,  er,  der  Vater  des 
Sozialistengesetzes,  das  Wort  „Marxismus"  dürfte  nie  über  seine 
Lippen  gekommen  sein.  Und  heute  hallt  ganz  Deutschland  wider 
vom  Kampf geschrei  gegen  den  Marxismus.  Ist  die  sozialdemokra- 
tische Partei  vielleicht  erst  in  das  marxistische  Fahrwasser  geraten, 
nachdem  Bismarck  die  Äugen  bereits  geschlossen  hatte?  Im  Gegen- 
teil, sie  hat  sich  erst  seitdem  vom  Marxismus  losgesagt. 
Auch  Bismarcks  Nachfolger  haben  nie  den  Marxismus  bekämpft, 
sondern  immer  nur  die  Sozialdemokratie.  In  seiner  Schrift  über 
„Deutsche  Politik",  die  im  Jahre  1914  erschienen  ist,  widmet  Fürst 
Bülow  dem  Thema  der  Sozialdemokratie  18  Folioseiten,  ohne  auch 
nur  ein  einziges  Mal  vom  Marxismus  zu  reden. 

Der  Streit  über  den  Marxismus  ist  in  der  Vorkriegszeit  eben  ein 
wissenschaftlicher  gewesen.  Es  handelte  sich  ja  auch  nicht  um  eine 
politische  Richtung,  sondern  um  eine  Theorie.  Unseren  nationalen 
Staatsmännern  und  Politikern  war  die  Tatsache  auch  wohlbekannt, 
daß  nur  noch  ein  Teil  der  sozialdemokratischen  Schriftgelehrten  und 
Führer  dem  Marxismus  anhingen. 

Im  Jahre  1891  bereits  hatte  Georg  von  Vollmar  im  Eldorado  in 
München  seine  große  Programmrede  gehalten:  „Ueber  die  nächsten 
Aufgaben  der  Sozialdemokratie",  in  der  er  sich  klar  und  offen  auf 
den  Standpunkt  einer  durchaus  gesetzlichen  friedlichen  reformato- 
rischen Partei  stellte,  wie  Herkner  treffend  hervorhebt.  Vollmar  ver- 
teidigte die  Dreibundpolitik,  und  betonte,  daß  die  Sozialdemokratie 
auch  nationale  Aufgaben  und  Pflichten  habe,  und  daß  sie  ihren  Mann 
stehen  werde,  sobald  Deutschland  angegriffen  werde.  In  den  Jahren 
1896 — 1898  veröffentlichte  Bernstein  eine  Reihe  von  Artikeln,  in 
denen  er  besonders  die  Verelendungstheorie  von  Karl  Marx  be- 
kämpfte. Seitdem  ist  bis  zum  Kriege  kein  Jahr  vergangen,  in  dem 
nicht  die  Revisionisten  in  der  Partei  an  den  marxistischen  Dogmen 
gerüttelt  hätten.  Als  der  Krieg  ausgebrochen  war,  stellte  sich  die 
deutsche  Sozialdemokratie  geschlossen  hinter  die  Regierung.  Der 
Führer  der  badischen  Gruppe,  der  Reichstagsabgeordnete  Frank, 
trat  sofort  nach  Ausbruch  des  Krieges  als  Freiwilliger  in  das  Heer 
ein.  Am  3.  November  1914  erlitt  er  den  Heldentod.  „Zum  äußeren 
Zeichen,  daß  eine  neue  Aera  begonnen,  daß  der  deutsche  Staat  und 
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die  gewaltigste  Organisation  der  deutschen  Arbeiterklasse,  die  freien 
Gewerkschaften,  sich  nunmehr  gefunden  hatten,  statteten  am 
14.  November  1914  deutsche  und  preußische  Minister,  Generale  und 
Admirale,  Präsidenten  der  gesetzgebenden  Körperschaften,  selbst 
des  preußischen  Herrenhauses,  und  Oberbürgermeister  dem  Haupt- 
quartier der  deutschen  Gewerkschaftswelt,  dem  Berliner  Gewerk- 
schaftshause einen  langen  Besuch  ab."  Die  große  Mehrzahl  der 
deutschen  Sozialdemokraten  hat  bis  zum  bittern  Ende  ihre  nationale 
Haltung  bewahrt.  Nur  das  Häuflein  unter  Haase  war  abgesplittert 
und  bildete  die  unabhängige  sozialdemokratische  Partei.  Nachdem 
aber  die  Revolution  gesiegt  hatte,  haben  die  Führer  der  Mehrheits- 
sozialdemokratie sich  an  die  Spitze  gestellt,  um  sie  zu  kupieren.  Sie 
haben  sogar,  wir  sagten  es  schon,  die  große  historische  Tat  voll- 
bracht und  die  Revolution  dadurch  beendet,  daß  sie  ihre  Regierungs- 
gewalt niederlegten  und  allgemeine  Wahlen  zu  einer  konstituieren- 
den deutschen  Nationalversammlung  ausschrieben.  Das  war  der 
völlige  Bruch  mit  dem  Marxismus.  Karl  Marx  hätte  es  gemacht  wie 
Lenin  und  Trotzki,  er  hätte  die  Diktatur  des  Proletariats  proklamiert. 
Warum,  so  fragen  wir  wiederholt,  steht  trotzdem  heute  der 
Kampf  gegen  den  Marxismus  im  Mittelpunkt  unseres  politischen 
Lebens?  Die  Führer  der  Gegenrevolution  haben  ihn  dort  hingestellt. 
Sie  kennen  ihre  Leute.  Der  patriotisch  empfindende  Deutsche  fühlt 
sich  nach  Kahrs  geistreichen  Worten  „gehoben,  als  Zugehöriger  einer 
Gemeinschaft,  auf  die  er  glaubt  stolz  sein  zu  dürfen",  wenn  man  ihn 
zum  Kampf  gegen  eine  Lehre  aufruft,  die  ein  internationaler  Jude  er- 
funden hat."  „Es  tritt  nicht  nur  die  Vorstellung  eines  Tatsachen- 
komplexes ein,  sondern  es  folgt  sofort  ein  Werturteil,  eine  Partei- 
nahme, d.h.  ein  Antrieb  des  Willens".  Marxismus  ist  ein  nomme  de 
guerre,  ein  Popanz,  um  die  Meute  wild  zu  machen,  eine  Fiktion  der 
reaktionären  Propaganda.  Der  Fascismus  hat  gesiegt,  weil  er  als 
Retter  vor  dem  Bolschewismus  erschien.  So  spielen  sich  die  Träger 
der  deutschen  Diktaturbewegung  in  bewußter  Nachahmung  des 
italienischen  Musters  als  Retter  vor  dem  Marxismus  auf.  Sie  er- 
zeugen einen  künstlichen  Nebel  wie  die  Soldaten  im  Weltkriege,  um 
die  Tatsache  vergessen  zu  machen,  die  einzige  glückverheißende, 
die  uns  geblieben  ist,  daß  die  deutsche  Sozialdemokratie  sich  ge- 
mausert hat  und  eine  staaterhaltende  Partei  geworden  ist,  während 
sie  früher  eine  Umsturzpartei  war.  Sie  brauchen  das  rote  Gespenst, 
um  den  deutschen  Philister  gruselig  und  für  die  Heilsbotschaft  vom 
starken  Manne  empfänglich  zu  machen.  Sie  schreien  Marxismus 
und  meinen  Parlamentarismus. 
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DIE  NATIONALE  DIKTATUR 

Unter  „Direktorium"  versteht  man  nach  „Brockhaus"  eine  Ge- 
meinschaft mehrerer  Personen,  die  durch  Wahl  oder  durch  Er- 
nennung zur  Leitung  einer  gewerblichen,  kommerziellen  oder  wissen- 
schaftlichen Anstalt  berufen  sind.  Es  muß  deshalb  befremden,  daß 
in  Deutschland  noch  gestern  so  viel  davon  geredet  wurde,  die 
Regierung  des  Landes  in  die  Hände  eines  „Direktoriums"  zu  legen. 
Offensichtlich  liegt  diesem  Gedanken  eine  historische  Reminiszenz 
zugrunde.  Frankreich  hat  in  der  Zeit  von  1795  bis  1799  eine 
direktoriale  Regierung  besessen.  Der  Nationalkonvent  über- 
trug im  Jahre  1795  die  „Vollziehungsgewalt"  einem  Direktorium 
von  fünf  Personen,  während  er  die  gesetzgebende  Gewalt  zwischen 
dem  Rat  der  Alten  und  dem  Rat  der  Fünfhundert  teilte.  War  aber 
das  Directoire  wirklich  die  Regierung  Frankreichs?  Unter  einer 
Vollziehungsgewalt  kann  man  doch  bloß  die  Befugnis  verstehen, 
Befehle  zu  vollziehen  und  nicht  zu  erteilen.  Und  in  der  Tat  hatte 
das  Directoire  nicht  einmal  das  Recht  Gesetzesvorschläge  zu 
machen.  Wenn  Frankreich  damals  überhaupt  eine  Regierung  be- 
sessen hat,  so  wurde  sie  jedenfalls  nicht  aus  dem  Direktorium  ge- 
bildet, sondern  aus  den  gesetzgebenden  Körperschaften  oder  aus 
diesen  beiden  und  dem  Direktorium.  Treitschke  sagt  in  seinen  Vor- 
lesungen über  Politik:  „Ein  besonders  abschreckendes  Beispiel  einer 
kollegialen  Regierung  ist  das  Direktorium  der  französischen 
Revolutionszeit,  welchem  der  18.  Brumaire  ein  Ende  machte;  eine 
so  niederträchtige  Regierung  wie  dieses  Direktorium  hat  es  in  der 
Geschichte  selten  gegeben".  Die  Kritik  ist  ungerecht.  Denn  die  Auf- 
gabe, den  Augiasstall  der  Revolution  auszuräumen,  konnte  von  einer 
Staatsgewalt  nicht  gelöst  werden,  die  nicht  einmal  die  Befugnis  hatte, 
Gesetzesvorlagen  zu  machen.  Aber  der  Konvent  verdient  den  Tadel 
des  Historikers,  weil  er  zur  Leitung  eines  Staates  eine  Behörde  be- 
rufen hatte,  die  weder  Fleisch  noch  Fisch  war,  von  der  die  Nation 
alles  erwarten  mußte,  ohne  daß  sie  eine  der  Erwartungen  erfüllen 
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konnte,  da  man  ihr  nur  einen  Zipfel  der  Macht  eingeräumt  hatte.  Der 
junge  Konsul  Bonaparte  hat  die  „Niedertracht"  dieser  stümper- 
haften Verfassung  sofort  durchschaut.  In  dem  Entwurf  in  der 
Konsularverfassung,  die  er  mit  seinen  beiden  Kollegen  auszuarbeiten 
hatte,  war  wieder  von  der  Vollziehungsgewalt  die  Rede,  die  man 
den  Konsuln  übertragen  wollte.  Er  strich  das  Wort  „Vollziehungs- 
gewalt" durch   und  ersetzte  es  durch  „Regierung". 

Warum  hat  man  ausgerechnet  in  Deutschland  jene  Verlegen- 
heitsschöpfung des  französischen  Nationalkonventes  ausgegraben, 
der  es  aus  Furcht  vor  den  Jakobinern  nicht  wagen  konnte  Frank- 
reich einen  Regenten  zu  geben,  „jenes  abschreckende  Beispiel  einer 
kollegialen  Regierung",  diesen  Zwitter  zwischen  Regierung  und  Ver- 
waltungsbehörde? 

In  den  Verhandlungen  des  Hitlerprozesses  vor  dem  Münchner 
Volksgericht  vom  26.  Februar  bis  zum  1.  April  1924  hat  der  Plan  zur 
Errichtung  eines  „Direktoriums"  den  breitesten  Raum  eingenommen. 
Generalleutnant  von  Lossow,  der  zusammen  mit  Kahr  am 
8.  November  1923  im  Bürgerbräukeller  von  Hitler  vergewaltigt 
worden  war,  hat  bei  seiner  Vernehmung  am  10.  März  1924,  nach- 
dem er  einen  Ueberblick  über  die  Vorgeschichte  des  Hitlerputsches 
gegeben  hatte,  folgendes  ausgesagt:  „In  den  letzten  Monaten  vor  dem 
8.  November,  d.h.  seit  Sommer  1923,  war  ich  von  befreundeter  Seite 
aus  dem  Norden  orientiert  worden,  daß  man  die  Rettung  aus  den 
immer  unmöglicher  werdenden  Verhältnissen  in  Deutschland  er- 
hoffte von  einem  Direktorium,  das  die  Zügel  der  Regierung  ergreifen 
sollte,  von  einem  rechtseingestellten  rein  nationalen  Direktorium  mit 
diktatorischen  Vollmachten,  das  unabhängig  sein  sollte  von  parla- 
mentarischen Einflüssen  und  Hemmungen.  Das  Direktorium,  das, 
nur  aus  wenigen  vollkommen  homogen  eingestellten  Männern  be- 
stehend, die  nötigen  durchgreifenden  Maßnahmen  hätte  treffen 
müssen,  um  Deutschland,  das  damals  nicht  nur  auf  der  absteigen- 
den Linie,  sondern  im  vollen  Sturz  in  den  Abgrund  war,  zu  retten, 
sollte  nicht  durch  einen  Putsch  herbeigeführt  werden,  sondern  auf 
Grund  der  Möglichkeiten,  die  Artikel  48  der  Verfassung  gibt.  Das 
Programm,  das  mir  auch  mitgeteilt  wurde,  war  in  Kürze  folgendes: 
An  der  Spitze  sollte  ein  Mann  sein,  der  einen  Namen  nicht  nur  in 
Deutschland,  sondern  auch  im  Ausland  hatte.  Eine  erste  Autorität 
sollte  die  Finanzen  und  die  Währung  sanieren,  eine  andere  für  die 
Ernährung  sorgen,  eine  dritte  die  Staatsbetriebe,  Post,  Eisenbahn, 
Bergwerke  in  Ordnung  und  wieder  zu  Erträgnissen  bringen,  eine 
vierte  endlich  den  gesamten  Staatsapparat  säubern,   Beamtenabbau 
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also  in  dem  Sinne,  daß  das  ganze  Revcdutionsgewinnlertum,  das  seit 
der  Revolution  in  den  Beamtenkörper  eingedrungen  war,  restlos  ent- 
fernt worden  wäre.  Endlich  waren  vorgesehen  wirtschaftliche  Maß- 
nahmen, wie  Beseitigung  des  schematischen  Ächtstundenarbeits- 
tages und  des  beherrschenden  Einflusses  der  Truste  und  Gewerk- 
schaften. Ein  kleiner  Teil  dieses  Programms  ist  ja  in  den  letzten 
Monaten  unter  dem  Reichsausnahmezustand  unter  einer  Art  von 
Diktatur  durchgeführt  worden.  Ich  bin  heute,  wie  die  ganze  Zeit, 
der  Ansicht,  daß  viel  Unheil  dem  deutschen  Reich  und  Volk  erspart 
worden  wäre,  wenn  die  verantwortlichen  Männer  in  Berlin  das  Pro- 
gramm, das  für  dieses  Direktorium  gelten  sollte  und  das  in  den 
letzten  Monaten  in  kleinem  Maßstab  in  Angriff  genommen  wurde, 
schon  viel  früher  durchgeführt  hätten.  Und  hier  liegen  schwere 
Unterlassungssünden  vor  .  .  .  Als  das  Generalstaatskommissariat 
geschaffen  wurde,  bei  dem  ich  infolge  meiner  dienstlichen  Stellung 
in  vielen  Dingen  mitzusprechen  hatte,  wurde  über  diese  Dinge  ge- 
sprochen, und  es  stellte  sich  alsbald  die  vollkommene  Ueberein- 
stimmung  in  der  Auffassung  zwischen  Kahr,  Seißer  und  mir  heraus. 
Man  hat  ja  später  von  diesem  Direktoriumsplan  in  den  Zeitungen 
gelesen.  Es  wurde  nun  im  Herbst  vorigen  Jahres,  in  den  Monaten 
September  und  Oktober,  das  Fiasko  des  parlamentarischen  Regimes 
immer  offenbarer.  Eine  Regierungskrisis  folgte  der  anderen;  wieder- 
holt traten  in  der  Regierungsmaschinerie  lange  Pausen  ein,  es  stockte, 
wo  jede  Minute  kostbar  war.  Ich  erinnere  nur  daran,  daß  Stresemann 
selbst,  wie  er  das  erste  Kabinett  schuf,  erklärte,  daß  es  das  letzte 
parlamentarische  Kabinett  sein  werde.  Als  nächstes  konnte  nach 
diesen  Worten  doch  nur  etwas  folgen,  was  ungefähr  diesem  Direk- 
torium mit  diktatorischen  Vollmachten  entsprach.  Das  kam  nun 
leider  nicht,  es  kam  dafür  allerdings  viel  später  eine  Art  von  Diktatur 
unter  dem  Ausnahmezustand  .  .  .  Damals  mußte  man  hoffen,  daß 
die  täglich  zunehmende  Not  und  der  daraus  folgende  immer 
stärker  werdende  Druck  der  nationalen  Parteien  und  aller  Leute, 
die  mit  dem  bisherigen  Regime  unzufrieden  waren,  daß  dieser  Druck 
das  herbeiführen  würde,  was  wir  hofften,  das  Direktorium.  Der  letzte 
wenn  noch  nötig  auszuführende  Druck  konnte  und  mußte  ausgeführt 
werden,  wenn  die  drei  unbedingt  notwendigen  Vorbedingungen  für 
dieses  Direktorium  erfüllt  waren.  Auf  diese  drei  Vorbedingungen 
habe  ich  in  den  Besprechungen,  die  ich  gehabt  habe,  immer  wieder 
hingewiesen.  Sie  waren:  erstens  die  geeigneten  Männer  für  das 
Direktorium,  die  Autoritäten  in  ihrem  Fach  sein  mußten,  mußten  ge- 
funden und  willig  sein,  diese  schwierigen  Aemter  zu  übernehmen. 
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Zweitens,  das  Programm  für  dieses  Direktorium  mußte  nicht  nur  in 
nebelhaften  Umrissen,  sondern  gründlich  durchgearbeitet  bestehen, 
so  daß  in  dem  Augenblicke,  wo  das  Direktorium  die  Zügel  in  die 
Hand  nahm,  auch  sofort  etwas  Positives  geschaffen  werden  konnte. 
Schließlich  mußten  die  Persönlichkeiten,  die  wir  betrachtet  haben, 
die  absolute  Garantie  haben,  daß  die  Reichswehr  geschlossen  hinter 
diesem  Direktorium  stand.  Dies  war  die  politische  Einstellung,  die 
ich  hatte,  in  voller  Uebereinstimmung  mit  Kahr  und  Seißer  .  .  .  Was 
von  Bayern  aus  geschehen  konnte,  war,  daß  sowohl  die  offiziellen 
wie  die  unoffiziellen  Kreise,  die  gesamte  nationale  Bewegung  im  Ver- 
ein mit  den  gleichdenkenden  Kreisen  Norddeutschlands  mit  allem 
Nachdruck  dahin  strebten,  daß  die  genannten  drei  Vorbedingungen 
endlich  geschaffen  wurden,  ehe  das  Direktorium  ans  Ruder  kam.  In 
dieser  Richtung  bewegten  sich  die  Besprechungen,  die  Kahr,  Seißer 
und  ich  mit  vielen  Leuten,  die  uns  aus  dem  Norden  besuchten,  hatten. 
Wir  hatten  diese  Leute  nicht  gerufen,  sondern  sie  sind  zu  uns  ge- 
kommen. Aus  diesem  Programm,  das  ja  schließlich,  wie  ich  schon 
erwähnte,  nicht  geheim  blieb,  und  auf  das  alle  nationalen  Kreise  ein- 
gestellt waren,  haben  nun  inzwischen  Leute,  die  in  politisch-vater- 
ländischen Versammlungen  den  Mund  nicht  weit  genug  aufreißen 
können  .  .  .  das  Schlagwort  von  dem  Marsch  nach  Berlin  gemacht . . . 
Ich  persönlich  möchte  hier  zum  Ausdruck  bringen,  daß  ich  heute 
noch  der  Ansicht  bin,  daß  das  Direktorium  das  Richtige  für  unsere 
Lage  in  Deutschland  ist,  und  zwar  heute  noch  ist  .  .  .  Für  mich,  Kahr 
und  Seißer  war  die  nächste  und  brennendste  Lösung  der,  wenn  ich 
so  sagen  darf,  der  einen  deutschen  Frage  die  Herbeiführung  des  von 
uns  als  notwendig  erachteten  Direktoriums.'5 

Am  fünfzehnten  Verhandlungstage  wurde  Lossow  noch  einmal 
vernommen,  damit  er  sich  nochmals  über  seinen  Plan,  der  Errichtung 
des  Direktoriums,  aussprechen  konnte.  Nachdem  er  eine  Parallele 
gezogen  hatte  zwischen  seinem  Direktorium  und  dem  militärischen 
Ausnahmezustand,  der  am  27.  September  1923  zur  Abwendung  der 
bayrischen  Gefahr  über  das  Reichsgebiet  verhängt  worden  war,  kam 
er  auf  das  Mittel  zu  sprechen,  um  „dieses  nicht  bloß  von  Kahr, 
Lossow  und  Seißer  gedachte  Direktorium  wirklich  herbeizuführen." 
Geben  wir  Lossow  wieder  selbst  das  Wort.  „Es  wurde  damals  davon 
gesprochen,  daß  der  Druck  eintreten  sollte,  um  diese  Erkenntnis  (von 
der  Notwendigkeit  eines  Direktoriums)  zu  erzwingen.  Dieser  Druck, 
an  dem  sich  tatsächlich  eine  Reihe  von  Kreisen  der  deutschen  Be- 
völkerung beteiligt  hatten,  war  gedacht:  erstens,  aus  den  nationalen 
Parteien,  die  ja  schon  in  dieser  Richtung  tätig  waren,  dann  aus  den 
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gesamten  vaterländischen  Verbänden,  die  seit  Jahren  in  dieser  Rich- 
tung eingestellt  waren,  dann  aus  den  Faktoren,  welche  die  Ernährung 
Deutschlands,  d.  h.  der  großen  Städte  zu  besorgen  hatten.  Im  Norden 
werden  die  Großstädte  vom  Großgrundbesitzer  ernährt,  der  sich  im 
Junkertum  verkörpert.  Diese  erklärten:  wir  verlangen,  daß  eine  Re- 
gierung kommt,  die  uns  versteht.  Nur  dann  werden  wir  unsere 
Speicher  öffnen  und  unsere  Lebensmittel  wieder  in  die  Großstädte 
schicken.  Die  Lage  war  ja  so,  daß  man  damals  bei  vollen  Speichern 
verhungert  ist.  Letzten  Endes  kommt  hinzu,  daß  die  den  Druck  aus- 
übten, die  bei  Beginn  der  Inflation  Scheingeschäfte  machten.  Letzten 
Endes  kommt  das  ominöse  Wort,  daß  auch  die  Träger  der  Macht- 
faktoren an  diesem  Druck  sich  hätten  beteiligen  können.  Hier  ist  der 
springende  Punkt,  wo  man  sagt:  Aha,  er  rasselt  mit  dem  Säbel!  Die 
Sache  liegt  so:  wer  damals  die  Verhältnisse  sah,  der  wußte,  es  war 
jeden  Tag  wo  anders,  d.h.  überhaupt  jeden  Tag  ein  Lebensmittel- 
krawall. Diese  Krawalle  mußten  mit  dem  Gewehr  niedergeworfen 
werden  und  man  hat  die  bewaffnete  Macht  gezwungen,  die  Ordnung 
aufrechtzuerhalten,  die  gestört  war  durch  die  Unfähigkeit  der  Regie- 
rung. Wenn  also  die  verantwortlichen  Träger  der  bewaffneten  Macht, 
der  Chef  der  Heeresleitung  und  die  sieben  Reichswehrbefehlshaber,  er- 
klärten: unsere  Soldaten  sind  nicht  dazu  da,  dauernd  das  hungernde 
Volk  totzuschießen,  bloß  weil  ihr  nicht  imstande  seid,  eine  anständige 
Regierung  zu  bilden,  wir  lehnen  die  weitere  Verantwortung  ab,  das 
muß  geändert  werden!  So  ist  das  ein  Druck,  den  die  Träger  der  ver- 
antwortlichen Macht  sehr  gut  ausüben  können  und  dazu  auch  die 
Pflicht  haben.  So  war  dieser  Druck  gedacht,  und  so  habe  ich  mir  die 
Sache  vorgestellt,  so  habe  ich  das  Wort  Staatsstreich  gebraucht. 
Nur  so  ist  es  aufzufassen  und  nicht  anders  .  .  .  Wenn  man  diesen 
Druck  ausübt  und  es  sind  die  Männer  nicht  da,  das  Programm  nicht 
da,  die  geschlossene  Reichswehr  nicht  da,  dann  hat  man  eine  Eselei 
gemacht." 

Der  Zeuge  mußte  sich  darauf  folgenden  Vorhalt  der  Ver- 
teidigung gefallen  lassen.  „Es  hat  mich  überrascht,  aus  dem  Munde 
eines  Mannes  von  der  Bedeutung  Sr.  Exzellenz  zu  hören,  daß  es 
etwas  Legales  ist,  wenn  eines  Tages  die  Kommandeure  der  Reichs- 
wehrdivisionen vor  den  Reichspräsidenten  treten  und  sagen,  wenn 
du  das  nicht  machst,  dann  sieh,  daß  du  weiter  kommst,  dann  werden 
wir  mit  dir  eine  andere  Sprache  reden!  Die  Wehrmacht  untersteht 
den  Befehlen  der  politischen  Leitung  des  Reiches,  wie  kann  sie  sich 
das  Recht  anmaßen,  sich  über  die  politische  Leitung  zu  setzen?  Ist 
das  alles  legal?"    Lossow  gab  eine  ausweichende  Antwort.   Als  ihm 
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nun  die  präzise  Frage  vorgelegt  wurde,  ob  es  seine  und  seiner 
Freunde  Absicht  gewesen  sei,  „daß  nach  Einsetzung  des  Direktoriums 
auch  der  Reichspräsident  verschwinden  sollte",  bestritt  er  seine  Zu- 
ständigkeit. „Diese  Frage  ist  an  die  Herren  zu  richten,  die  in  das 
Direktorium  gekommen  wären  .  .  .  Ich  weiß,  daß  die  Väter  des  Ge- 
dankens das  Direktorium  mit  dem  Artikel  48  haben  wollten,  nicht 
ohne  denselben." 

Wertvolle  Aufschlüsse  über  den  Plan  zur  Errichtung  eines 
Direktoriums  erhalten  wir  auch  von  dem  Polizeiobersten  von  Seißer. 
„Am  25.  Oktober  war  ich  in  Begleitung  Lossows  und  des  Herrn 
Minoux  nachmittags  eine  Stunde  bei  Ludendorff.  Es  wurde  über 
einige  führende  Persönlichkeiten  gesprochen,  die  auch  in  der  Presse 
damals  erwähnt  worden  waren  für  die  Bildung  eines  Direktoriums 
in  Berlin.  Ludendorff  hat  sich  damals  gegen  einige  dieser  Persönlich- 
keiten sehr  scharf  ausgesprochen."  Der  Zeuge  berichtet  ferner,  daß 
er  mit  dem  General  von  Seeckt  am  2.  November  in  Berlin  eine  aus- 
führliche Unterredung  gehabt  habe.  Er  habe  den  Auftrag  von  Kahr 
gehabt,  den  General  darüber  zu  beruhigen,  daß  er  und  seine  Freunde 
einen  Marsch  nach  Berlin  vorhätten.  „Ich  habe  außerdem  in  Berlin 
noch  einige  mir  persönlich  bekannte  Persönlichkeiten  aus  den 
Kreisen  der  Industrie  und  Landwirtschaft  besucht."  In  Wahrheit 
sollte  er  natürlich  Seeckt  sondieren,  wie  sich  die  Reichswehr  zum 
„Marsch  nach  Berlin"  verhalten  würde.  Vier  Wochen  vorher 
hatte  Seeckt  in  dem  Konflikt  zwischen  dem  Reich  und  Bayern  den 
General  v.  Lossow  für  abgesetzt  erklärt! 

Hören  wir  nun,  was  Dr.  von  Kahr,  der  bayrische  Diktator,  über 
den  Plan  der  Bildung  eines  Direktoriums  zu  sagen  hatte.  Er  wurde 
am  zwölften  Yerhandlungstage  vernommen.  Nachdem  er  ebenso  wie 
Lossow  auf  die  Aeußerung  Stresemanns  Bezug  genommen  hatte, 
nach  der  sein  Kabinett  die  letzte  parlamentarische  Möglichkeit  be- 
deutet habe,  und  nach  einem  Ueberblick  über  die  wirtschaftlichen 
und  politischen  Verhältnisse  in  den  Monaten  September  und  Oktober 
1923  erklärte  er:  „So  erschien  mir  wie  anderen  Politikern  nach  den 
lehrreichen  Beispielen  der  Weltgeschichte  es  als  Notwendigkeit,  zur 
Lösung  der  übermenschlichen  Aufgaben  im  Reiche  ein  überpartei- 
liches Direktorium  zu  schaffen,  das,  in  seinen  Zielen  national  ge- 
richtet, auf  die  Wiederherstellung  der  deutschen  Währung  und  ge- 
stützt auf  die  wirtschaftlichen  und  militärischen  Machtfaktoren,  frei 
von  dem  Druck  und  den  wechselvollen  Einflüssen  des  Parlamentes 
die  zur  Rettung  des  Vaterlandes  notwendigen  Maßnahmen  treffen 
sollte."    Im  Verlauf  seiner  Vernehmung  hat   er  noch  hinzugefügt: 
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„Am  7.  November  ließ  mich  Ludendorff  durch  Lossow  um 
eine  Unterredung  bitten,  die  am  8.  November  nach  4  Uhr  in  meinem 
Empfangszimmer  in  Gegenwart  von  Lossow  und  Seißer  stattfand. 
Es  wurde  dabei  über  die  Notwendigkeit  gesprochen,  ein  unabhängiges, 
über  den  Parteien  arbeitendes  Direktorium  im  Reiche  zu  scharfen. 
Ich  wies  darauf  hin,  daß  das  nicht  allein  und  nicht  in  erster  Linie  von 
Bayern  aus  geschehen  könne,  sondern  von  norddeutschen  Kreisen 
betätigt  werden  müsse,  da  ja  auch  Preußen  mit  in  Betracht  komme. 
Wir  sprachen  ganz  allgemein  über  die  Persönlichkeiten.  Ludendorff 
bemerkte,  in  Norddeutschland  werde  sich  niemand  finden,  der  sich 
zur  Verfügung  stelle.  Ich  erwiderte,  ich  könne  das  nicht  glauben,  daß 
dort  solche  Männer  nicht  vorhanden  seien,  das  wäre  katastrophal. 
Ludendorff  entgegnete,  das  ist  leider  so.  Ich  sprach  davon,  daß  wir 
Nachrichten  aus  Berlin  erwarten.  Ludendorff  erklärte,  er  habe  auch 
Fühlung  mit  Norddeutschland  genommen,  aber  die  Sache  eile  sehr, 
da  die  Not  dränge.  Ich  habe  den  Eindruck,  daß  von  irgendeiner 
Seite  die  Situation  als  besonders  gespannt  und  explosiv  bezeichnet 
worden  sei,  da  Ludendorff  erklärte,  daß  die  Leute  schließlich  los- 
schlagen könnten.  Lossow  erwiderte:  ,Was  wollen  denn  die  Leute? 
Sie  können  doch  nicht  gegen  die  Reichswehr  ankämpfen.  Sie 
täuschen  sich,  wenn  sie  glauben,  die  Reichswehr  laufe  von  ihren 
Führern  fort  und  gehorche  ihnen  nicht.'" 

Der  Reichspräsident  sollte  also  nach  der  Darstellung  Kahrs, 
Lossows  und  Seißers  genötigt  werden,  von  den  ihm  in  Artikel  48  der 
Reichsverfassung  eingeräumten  Befugnissen  Gebrauch  zu  machen 
und  einen  Diktator  in  der  Gestalt  eines  mehrköpfigen  Direktoriums 
einzusetzen,  ne  quid  detrimenti  capiat  res  publica  oder  —  abzu- 
danken. Nach  Lossows  Behauptung  hatte  der  Druck  auf  den  Reichs- 
präsidenten bereits  eingesetzt. 

Die  Angeklagten  im  Hitler-Prozeß  haben  behauptet,  daß  die 
Zeugen  Kahr,  Lossow  und  Seißer,  der  noch  heute  Chef  der  Landes- 
polizei ist,  genau  dasselbe  gewollt  hätten,  wie  sie  selbst,  nämlich  den 
„Marsch  nach  Berlin".  In  einer  Unterredung  am  6.  November,  zu  der 
Kahr  die  Vertreter  der  Vaterländischen  Verbände  geladen  hatte,  habe 
Lossow  die  Worte  fallen  lassen:  „Wir  wollten  ja  den  Staatsstreich, 
lediglich  über  den  Zeitpunkt  des  Losschiagens  waren  wir  noch  nicht 
einig.  Ich  habe  zu  Hitler  gesagt:  ,Warten  Sie  noch  zwei  bis  drei 
Wochen,  dann  sind  wir  so  weit.  Wir  müssen  die  übrigen  Wehrkreis- 
kommandos auf  unsere  Seite  bekommen.  Wenn  ich  fünfzig  Prozent 
Wahrscheinlichkeit  hätte,  dann  würde  ich  losschlagen."'  Lossow  hat 
zugeben  müssen,  daß  er  bei  dieser  Gelegenheit  von  dem  Staatsstreich 
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gesprochen  habe.  Aber  er  will  gesagt  haben  „ich  mache  keinen 
Putsch,  ich  mache  aber  jeden  Schritt,  der  zum  Erfolg  führt,  selbst 
wenn  dieser  Erfolg  nur  auf  dem  Wege  eines  Staatsstreiches  mög- 
lich ist." 

Daß  Kahr,  Lossow  und  Seißer  wegen  der  Schritte,  die  sie  damals 
zur  Errichtung  der  nationalen  Diktatur  unternommen  haben,  nicht 
vor  den  Staatsgerichtshof  zum  Schutz  der  Republik  gestellt  worden 
sind,  verdanken  sie  natürlich  nur  dem  Umstände,  daß  hinter  ihnen 
die  bayrische  Regierung  stand.  Kahr  war  ja  selbst  der  Regent 
Bayerns.  Als  Privatmänner  konspirierten  die  Triumvirn  mit  ihren 
Freunden  in  Norddeutschland  gegen  die  Republik  und  sondierten 
sogar  am  2.  November  den  Generaloberst  von  Seeckt,  wie  er  sich  zu 
ihrem  Unternehmen  verhalten  werde,  und  als  Staatsmänner  lehnten 
sie  sich  gegen  die  Reichsregierung  auf  und  verübten  offenen  Reichs- 
verrat. Kahr  und  Lossow  weigerten  sich,  dem  Ersuchen  des  Reichs- 
wehrministers Geßler,  der  nach  der  Verhängung  des  militärischen 
Ausnahmezustandes  im  Reiche  mit  der  vollziehenden  Gewalt  beauf- 
tragt worden  war,  Folge  zu  leisten  und  den  „Völkischen  Beobachter" 
zu  verbieten.  Als  Lossow  wegen  dieses  Ungehorsams  abgesetzt 
wurde,  ernannte  ihn  die  bayrische  Regierung  ihrerseits  zum  Landes- 
kommandanten. Sie  ließ  sogar  die  bayrische  Reichswehr  auf  den 
bayrischen  Staat  in  Pflicht  nehmen.  Der  Hochverrat  Kahrs,  Lossows 
und  Seißers  ist  in  dem  Reichsverrat,  den  Bayern  damals  verübt  hat, 
untergegangen. 

Hitler  und  Ludendorff  haben  den  Triumvirn  Verrat  und  Treu- 
bruch vorgeworfen,  weil  sie  im  Bürgerbräukeller,  wenn  auch  nach 
Widerstreben,  ihr  Einverständnis  erklärt,  aber  in  der  Nacht  darauf 
die  Landespolizei  und  die  Reichswehr  mobil  gemacht  haben,  um 
den  Putsch  niederzuwerfen.  Dieser  Vorwurf  ist  unberechtigt. 
Kahr,  Lossow  und  Seißer  hatten  in  der  Besprechung  am  6.  November, 
also  nachdem  sie  sich  ihren  Korb  in  Berlin  geholt  hatten,  der  anderen 
Verschwörergruppe  erklärt,  daß  sie  fest  entschlossen  seien,  einen 
Putschversuch  mit  Waffengewalt  niederzuwerfen.  Ihr  Jawort  ist  ihnen 
im  Bürgerbräukeller  mit  der  geladenen  Pistole  in  der  Hand  abgepreßt 
worden,  sie  waren  also  an  dasselbe  nicht  gebunden.  Uebrigens  hat 
Hitler  nach  der  Anklageschrift,  als  ihm  Seißer  vorwarf,  daß  er  sein 
Versprechen,  keinen  Putsch  zu  unternehmen,  gebrochen  habe,  selbst 
erwidert  „ja  das  habe  ich  getan  im  Interesse  des  Vaterlandes,  ver- 
zeihen Sie  mir".  Doch  brauchen  wir  diese  Frage  nicht  zu  entscheiden. 
Kahr,  Lossow  und  Seißer  würden  aber  trotzdem  das  Wort  gehalten 
haben,    das    sie    den    Verschwörern    im    Bürgerbräukeller    gegeben 
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haben,  wenn  sich  die  Münchner  Reichswehr  nicht  widersetzt  hätte. 
Am  8.  November  um  1 1  Uhr  abends  soll  sich  nach  glaubhaften  Nach- 
richten in  der  Stadtkommandantur  in  München  die  folgende  Szene 
abgespielt  haben:  y.  Lossow  zu  den  Generälen  von  Kreß  und  Danner: 
„Soeben  hat  Hitler  im  Bürgerbräukeller  die  Diktatur  ausgerufen, 
Ludendorff  hat  sich  angeschlossen,  was  gedenkt  die  Reichswehr  zu 
tun?"  Die  beiden  Generäle:  „Wir  bleiben  dem  Eide  treu,  den  wir  der 
Republik  geleistet  haben."  y.  Lossow:  „Das  ist  die  Antwort,  meine 
Herren,  die  ich  von  Ihnen  erwartet  hatte." 

Hitler  ist  der  letzte,  der  Kahr,  Lossow  und  Seißer  Vorwürfe 
machen  kann.  Um  selbst  an  die  Spitze  zu  kommen,  prellte  er  vor  und 
verdarb  alles. 

Der  Unterschied  zwischen  Kahr,  Lossow  und  Seißer  einerseits 
und  Hitler  und  Ludendorff  andererseits  bestand  eben  darin,  daß  die 
ersteren  das  Attentat  auf  die  Republik  nur  dann  begehen  wollten, 
wenn  sie  des  größten  Teiles  der  Reichswehr  sicher  waren,  während 
die  letzteren  töricht  genug  waren,  sich  auf  die  bayrischen  Kampf- 
bünde und  die  Infanterieschule  zu  verlassen.  Deutschnationale  und 
deutschvölkische  Diktaturbewegung! 

Wir  haben  die  Rede,  die  Kahr  am  8.  November  1923  im  Bürger- 
bräukeller halten  wollte,  aus  der  „Bayrischen  Staatszeitung"  vom 
9.  November  1923  kennengelernt.  Der  Verteidiger  des  Mitangeklagten 
Weber,  Dr.  Holl,  hob  noch  eine  markante  Stelle  hervor,  die  wir  in  der 
Staatszeitung  nicht  gefunden  haben.  „Heute  vor  fünf  Jahren  ist 
Deutschland  zusammengebrochen,  und  heute  soll  auf  den  geschil- 
derten Grundlagen  nationaler  Freiheit  das  nationale  Deutschland 
wieder  auferstehen."  Hatte  der  Verteidiger  unrecht,  als  er  sich  darauf 
berief,  daß  diese  Sätze  doch  einen  ganz  bestimmten  Zweck  gehabt  haben 
müssen  „Sie  müssen  der  politische  Auftakt  zu  den  nun  kommenden 
großen  politischen  Ereignissen  im  Reiche  sein."  Aber  wenn  der 
General  von  Seeckt  bereits  am  2.  November  in  seiner  Besprechung 
mit  Seißer  erklärt  hatte,  daß  die  Reichswehr  den  Marsch  nach  Berlin 
nicht  dulden  werde,  wozu  dann  noch  dieser  Trompetenstoß  am 
8.  November?  Die  Triumvirn  hatten  ihr  Unternehmen  zwar  auf- 
geschoben, aber  nicht  aufgehoben.  Sie  hofften  offenbar,  daß  es  ihren 
norddeutschen  Freunden  noch  gelingen  würde,  den  Oberbefehls- 
haber der  Reichswehr  umzustimmen. 

Dem  Verteidiger  Dr.  Holl  verdanken  wir  übrigens  auch  den  Hin- 
weis, daß  Kahr  den  Kapitänleutnant  Ehrhardt  empfangen  und  mit 
dem  Grenzschutz  gegen  die  Thüringer  Kommunisten  betraut  hatte; 
Ehrhardt,  „die  rechte  Hand  des  Herrn  Claß,  also  des  Vorsitzenden 
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des  Alldeutschen  Verbandes."  Seißer  soll  sogar  von  seinem  Besuch 
in  Berlin  am  2.  November  die  Nachricht  mitgebracht  haben,  was 
ebenfalls  Dr.  Holl  versichert  hat,  „daß  dort  in  den  nächsten  Tagen 
eine  Diktatur  errichtet  würde.  Die  Folge  war,  daß  am  5.  November 
Ehrhardt  zurückgepfiffen  wurde."  Daß  sich  norddeutsche  Kreise  an 
der  Diktaturbewegung  beteiligt  hatten,  nämlich  die  nationalen  Par- 
teien, die  großen  vaterländischen  Verbände,  „die  seit  Jahren  in  dieser 
Richtung  eingestellt  waren,"  und  „Persönlichkeiten  aus  Industrie  und 
Landwirtschaft"  haben  Lossow  und  Seißer  bezeugt.  Wie  zahlreich  die 
Fäden  waren,  die  von  München  nach  Berlin  liefen,  ergibt  sich  aus 
mehreren  Aeußerungen  sowohl  der  Angeklagten  als  auch  der 
Zeugen:  „In  den  letzten  Monaten  war  ich  von  befreundeter  Seite  aus 
dem  Norden  orientiert  worden"  (Lossow);  „Ende  September  war  ein 
Herr  aus  Berlin  bei  mir,  der  den  Plan  des  Direktoriums  erörterte" 
(Lossow);  „die  Hauptsache  waren  für  mich  die  Herren  aus  dem 
Norden"  (Ludendorff);  „es  sind  Pläne  erörtert  worden  seitens  der 
verschiedenen  von  Norddeutschland  gekommenen  Herren"  (R.  Ä. 
Roder).  An  den  Marsch  nach  der  Feldherrenhalle  hat  auch  der  nord- 
deutsche Reichstagsabgeordnete  v.  Graefe  teilgenommen.  Das  gegen 
ihn  wegen  Teilnahme  an  dem  Hitlerputsch  eingeleitete  Verfahren 
wegen  Hochverrats  ist  erst  nach  der  Amnestie  im  Jahre  1924  ein- 
gestellt worden. 

Am  23.  Oktober  1923  hat  der  Vorsitzende  der  Deutschnationalen 
Volkspartei  Hergt  in  einer  Parteiversammlung  in  Neukölln  eine  Rede 
gehalten,  in  der  er  ungefähr  folgendes  ausführte:  „Wahrscheinlich 
nimmt  die  Reichsregierung  an,  daß  Herr  von  Kahr  und  General  von 
Lossow  zu  Kreuze  kriechen  werden  (in  ihrem  Konflikt  mit  der  Reichs- 
regierung), das  ist  jedoch  eitle  Hoffnung.  Die  einzige  Lösung  ist,  den 
kleinlich  behandelten  Fall  in  Vergessenheit  geraten  zu  lassen.  Es 
kann  keine  Kompromisse  hier  geben.  Ich  erhebe  den  Vorwurf  gegen 
die  Regierung  Stresemann,  daß  sie  die  Einstellung  gegen  den  Feind 
unter  den  Tisch  fallen  läßt.  Die  Regierung  Cuno  hat  das  in  den  ersten 
Monaten  nicht  getan,  als  sie  noch  nicht  von  der  marxistischen  Politik 
erfaßt  war.  Aber  seit  die  Regierung  Stresemann  am  Ruder  ist,  hört 
man  kein  Wort  der  Abwehr  mehr  gegen  die  Franzosen  und  Belgier. 
Notwendig  wäre  der  Bruch  mit  Frankreich  gewesen.  In  Bayern  be- 
steht der  Ordnungsstaat  gegen  die  Sozialdemokratie,  im  Reich  die 
Unordnung  im  Bund  mit  den  Marxisten.  Die  einzige  Lösung,  die  jetzt 
möglich  ist,  kann  nur  sein,  daß  die  Reichsregierung  einen  Wechsel 
über  sich  ergehen  läßt  und  die  Sozialdemokraten  aus  der  Regierung 
ausschalten.  Wir  wollen  eine  Regierung  der  Rechten.  Wenn  die  Ver- 
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hältnisse  stark  genug  sind,  um  Stresemann  zu  der  Erkenntnis  zu 
bringen,  daß  er  nicht  der  richtige  Mann  ist,  wird  auch  Herr  Ebert  zu 
dieser  Erkenntnis  kommen.  Jetzt  ist  die  Stunde  der  Wirtschaftsver- 
bände gekommen.  Ich  freue  mich,  daß  der  Reichslandbund  an  die 
Spitze  der  Bewegung  getreten  ist,  und  seine  Einstellung  deckt  sich 
mit  der  bayrischen  und  unserer  Einstellung.  Auch  die  Industrie  und 
die  christlichen  Gewerkschaften  müssen  auf  den  Plan  treten.  Viel- 
leicht gehen  wir  auch  unter  einer  Rechtsregierung  schweren  Zeiten 
entgegen,  aber  es  besteht  die  Hoffnung,  daß  diese  Regierung  Ver- 
trauen gewinnt,  daß  sie  die  Regierung  der  Tat  wird."  (Frankfurter 
Zeitung  24.  X.  23.). 

Am  8.  Oktober  1923  ist  sogar  im  Reichtag  der  Plan  zur 
Errichtung  eines  „Direktoriums  des  nationalen  Vertrauens" 
gestreift  worden.  Einer  der  Führer  der  deutschnationalen 
Volkspartei,  Graf  Westarp,  gab  bei  dieser  Gelegenheit  derselben 
Meinung  Ausdruck,  die  von  seinen  bayrischen  Freunden  im  Hitler- 
Prozeß  vertreten  worden  ist,  daß  die  diktatorische  Regierung  vom 
Parlamente  unabhängig  sein  und  in  die  Hände  der  Militärbehörden 
gelegt  werden  müsse.  Im  März  1924  ist  dann  ein  Programm  für  die 
Errichtung  einer  nationalen  Diktatur  bekannt  geworden,  das  der 
Stahlhelm,  also  eine  deutschnationale  Vereinigung  und  kein 
deutschvölkischer  Kampfbund,  im  November  1923  seinen  „Gau- 
führern" mitgeteilt  hat.  Der  Stahlhelm  hat  dieses  Programm  für  eine 
Privatarbeit  erklärt.  Man  wird  dieser  Erklärung  schon  deshalb  keinen 
Glauben  schenken  dürfen,  als  Lossow  bei  seiner  ersten  Vernehmung 
im  Hitler-Prozeß  hervorgehoben  hat,  eine  der  Vorbedingungen  zur 
Errichtung  des  Direktoriums  sei,  daß  ein  Programm  ausgearbeitet 
werden  sollte,  welches  nicht  nur  in  nebelhaften  Umrissen  bestehen 
dürfe,  sondern  gründlich  durchgearbeitet  sein  müsse.  Das  Programm 
des  Stahlhelms  ist  natürlich  dasselbe,  von  dem  Lossow  gesagt 
hat,  daß  es  ihm  aus  Norddeutschland  mitgeteilt  wurde.  Der  Jung- 
deutsche Orden  hat  am  2.  November  eine  Aufforderung  zur  Tat  an 
den  Generalstaatskommissar  Kahr  gerichtet,  in  der  es  heißt:  „Alles 
wartet  mit  fieberhafter  Spannung,  daß  Ew.  Exzellenz  endlich  den 
Befehl  zum  Einsatz  aller  kampfbereiten  Kräfte  geben.  Alles,  was 
im  Vaterlande  deutsch  gesonnen  ist,  schaut  mit  grenzenlosem  Ver- 
trauen auf  Ew.  Exzellenz  und  sieht  in  Ihnen  den  Mann,  unter  dessen 
Befehl  alle  vaterländischen  Verbände  zum  Befreiungskampf  bereit 
sind.  Handeln  Sie,  befehlen  Sie,  wagen  Sie  das  eine  Wort  —  ganz 
Deutschland  wird  hinter  Ihnen  stehen!"  Da  diese  Adresse  von 
Coburg    ausgegangen    ist,     wird    man    der  Ordensleitung    glauben 
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müssen,  daß  sie  selbst  an  den  Vorbereitungen  zur  Gegenrevolution 
keinen  Anteil  genommen  habe. 

Der  Plan,  durch  Druck  auf  den  Reichpräsidenten  einem  deutsch- 
nationalen Direktorium  die  Staatsgewalt  im  Reiche  zu  übertragen, 
hat  also  nicht  nur  in  den  Köpfen  Kahrs,  Lossows  und  Seißers  existiert. 
Das  Direktorium  war  die  „Patentlösung",  wie  sich  Ludendorff  nach 
dem  Zeugnis  Lossows  einmal  ausgedrückt  hat,  der  rettende  Gedanke, 
der  die  Führer  der  deutschnationalen  Bewegung  nicht  nur  in  Süd-, 
sondern  auch  in  Norddeutschland  beherrschte.  Er  bestand  auch 
noch,  als  Kahr  seine  große  Rede  in  München  hielt  und  ist  erst  durch 
den  Putsch  Hitlers  und  Ludendorffs  durch  „das  Vorprellen"  der 
deutschvölkischen  Brüder  vereitelt  worden. 

Sehen  wir  uns  diesen  Plan  noch  einmal  näher  an.  Der  Reichs- 
präsident sollte  auf  die  eine  oder  andere  Weise  genötigt  werden,  die 
„Vollziehungsgewalt"  einem  Direktorium  zu  übertragen.  Damit 
würde  er  sich  nach  der  Meinung  der  deutschnationalen  Staats- 
rechtler in  dem  Rahmen  der  Befugnisse  bewegt  haben,  die  ihm  Art.  48 
der  Reichsverfassung  einräumt.  Die  Einsetzung  des  Direktoriums 
wäre  eine  Maßnahme  gewesen,  „zur  Wiederherstellung  der  öffent- 
lichen Sicherheit  und  Ordnung".  Vollziehungsgewalt  ist  nicht  Staats- 
gewalt, so  haben  die  Herren  wie  es  scheint  argumentiert;  also  kann 
sie  der  Reichspräsident,  „wenn  im  Deutschen  Reiche  die  öffentliche 
Sicherheit  und  Ordnung  erheblich  gestört  oder  gefährdet  wird", 
einem  anderen  als  der  Regierung  übertragen:  die  zahme  Diktatur! 
Aber  nach  Art.  48  Abs.  3  hat  der  Reichspräsident  in  einem  solchen 
Falle  dem  Reichstage  unverzüglich  Kenntnis  zu  geben  und  „die 
Maßnahmen  sind  auf  Verlangen  des  Reichstages  außer  Kraft  zu 
setzen".  Daß  der  Reichstag  es  nicht  unterlassen  haben  würde,  ein 
solches  Verlangen  zu  stellen,  ist  selbstverständlich;  denn  durch  die 
Diktatur  des  Direktoriums  sollte  ja  nicht  nur  die  Regierung,  sondern 
erst  recht  der  Reichstag  ausgeschaltet  werden.  Also  ein  Schlag  ins 
Wasser! 

Es  sei  denn,  die  Herren  Direktoren  würden  dem  Reichs- 
präsidenten, wenn  er  ihnen  die  Vollziehungsgewalt  wieder  hätte  ab- 
nehmen wollen,  weil  es  der  Reichstag  so  beschlossen  hat,  die  Ant- 
wort erteilen:  J'y  suis,  j'y  reste!  Versetzen  wir  uns  noch  einmal  in  die 
Tage  des  Kapp-Putsches.  Kapp  und  Lüttwitz  waren  an  der  Spitze 
der  Ehrhardt-Brigade  in  Berlin  eingezogen,  mußten  aber  nach 
wenigen  Tagen  die  Flucht  ergreifen,  weil  ihnen  die  Reichswehr  den 
Gehorsam  versagte.  Die  Reichswehr  wollte  keine  Revolution  machen, 
wie  sie  ja  auch  beim  Hitler-Putsch  der  Versuchung  durch  Luden- 
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dorff  widerstanden  hat.  Wenn  der  General  von  Lüttwitz  aber  nicht 
nur  Oberbefehlshaber  der  Reichswehr,  sondern  auch  Chef  des 
Direktoriums  ja  Generaldirektor  Deutschlands  gewesen  wäre  und 
zu  seinen  Soldaten  als  ein  beatus  possidens  hätte  sagen  können: 
„Mir  ist  die  Regierung  vom  Reichspräsidenten  auf  Grund  des  Art.  48 
R.  V.  übertragen  worden.  Die  Mehrheit  des  Reichstages,  jeder 
nationalen  Gesinnung  bar,  verlangt,  daß  ich  einer  sozialdemokrati- 
schen Regierung  den  Platz  räume.  Im  vaterländischen  Interesse 
habe  ich  dies  abgelehnt.  Offiziere,  Unteroffiziere  und  Soldaten  haben 
die  schwarz-weiß-rote  Kokarde  anzulegen.  Wer  meinen  Befehlen 
nicht  Folge  leistet,  wird  vor  ein  Standgericht  gestellt!"  Wie  würde 
sich  die  Reichswehr  in  einer  solchen  Lage  verhalten  haben?  Wie 
die  Verhältnisse  beim  Kapp-Putsch  lagen,  war  die  Rechtslage  un- 
zweideutig. Wer  sich  dem  General  von  Lüttwitz  angeschlossen  hätte, 
würde  Hochverrat  begangen  haben.  In  dem  angenommenen  Falle 
aber  würde  die  Rechtslage  zweideutig  gewesen  sein.  Denn  Lüttwitz 
wäre  nicht  nur  der  militärische  Vorgesetzte,  sondern  auch  der  Chef 
des  Reichsdirektoriums  gewesen.  Würde  sich  die  Armee  nicht 
„im  Zweifel"  für  schwarz-weiß-rot  entschieden  haben?  Der  Wunsch 
ist  noch  immer  der  Vater  des  Gedankens  gewesen.  Und  noch  eine 
andere  Erwägung  stellt  sich  von  selbst  ein:  wenn  Lüttwitz  als  In- 
haber der  Vollziehungsgewalt  auch  noch  die  Regierungsgewalt  an 
sich  gerissen  und  eine  Diktatur  errichtet  hätte,  wenn  der  zahme 
Elefant  wild  geworden  wäre,  so  würde  das  ein  Staatsstreich  gewesen 
sein  und  keine  Revolution.  Offiziere  werden  aber  immer  leichter  für 
eine  Revolution  von  oben  zu  haben  sein,  als  für  eine  Revolution  von 
unten.  Der  Plan  zur  Errichtung  eines  nationalen  Direktoriums  im 
Herbst  1923  ist  also  fein  ausgeklügelt  gewesen,  vorausgesetzt,  daß 
der  Oberbefehlshaber  der  Reichswehr  als  Generaldirektor  in  Aussicht 
genommen  war.  Wir  wissen,  daß  diese  Voraussetzung  zutrifft.  Unsere 
deutschnationalen  Staatsretter  haben  sich  eifrig  um  Seeckt  bemüht, 
bis  sie  zu  ihrer  Enttäuschung  erkannten,  daß  er  „ein  kaltes  Luder" 
ist,  wie  sich  der  Abgeordnete  Geißler,  der  Vorsitzende  der  Vater- 
ländischen Verbände,  so  schön  ausgedrückt  hat. 

Das  Direktorium  sollte  also  bloß  die  Puppe  sein,  aus  der  sich 
der  nationale  Diktator  entfalten  mußte.  Aus  dem  Generaldirektor 
sollte  über  kurz  oder  lang  der  erste  Konsul  werden.  Wir  wissen  nun 
auch,  warum  sich  deutschnationale  Männer  nicht  gescheut  haben, 
eine  Institution  aus  der  Geschichte  des  französischen  Staatsrechtes, 
die  sich  auch  in  den  Augen  unserer  Nachbarn  nicht  gerade  mit 
Lorbeeren  bedeckt  hat,  auf  deutschen  Boden  zu  verpflanzen.  Die  Un- 
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klarheit  der  Kompetenzen  war  es,  die  unsere  Staatskünster  gereizt 
hatte.  Per  aspera  ad  astra!  Wir  haben  bei  dieser  Gelegenheit  auch 
den  Unterschied  zwischen  Staatsstreich  und  Revolution,  zwischen 
einem  trocknen  und  nassen  Putsch  kennengelernt.  Es  ist  derselbe, 
wie  er  zwischen  den  deutschnationalen  und  den  deutschvölkischen 
Diktaturplänen  besteht. 

Jener  Entwurf  des  Stahlhelm  für  die  Errichtung  einer  nationalen 
Diktatur  lautet  in  seinem  ersten  Teil  in  den  Hauptpunkten:  „Entwurf 
ohne  juristische  Abfassung.  1.  Der  Herr  Reichspräsident  hat  mich 
angesichts  der  Möglichkeit  weiterer  Umsturzversuche  und  angesichts 
der  drohenden  Hungersnot  zum  Reichs  verwes  er  mit  diktatorischer 
Gewalt  für  begrenzte  Zeit  ernannt.  2.  Ich  bilde  ein  Direktorium.  Ich 
ernenne  die  Herren:  Rabethke  zum  Wirtschaftsdirektor,  Graf  Kanitz 
zum  Ernährungsdirektor,  Dr.  Stresemann  zum  Außendirektor.  Sie 
üben  ihre  Tätigkeit  ehrenamtlich  aus.  Die  Aufgaben  der  Reichs- 
minister übernehmen  Staatssekretäre.  3.  Der  Reichstag  wird  auf- 
gelöst. 5.  Die  Polizei  kommt  unter  meinen  Befehl,  sie  wird  ver- 
stärkt. 7.  Streiks  sind  bis  auf  weiteres  verboten.  Die  Börse  wird 
bis  auf  weiteres  geschlossen.  8.  Es  werden  mit  sofortiger  Wirkung 
Standgerichte  eingesetzt  mit  Befugnis  der  Todesstrafe  für  Auflehnung 
und  Sabotage  gegen  den  Reichsverweser,  für  Streikhetze,  Plünderung, 
Wucher,  Zurückhaltung  von  Nahrungsmitteln,  Ausfuhr  von 
Nahrungsmitteln. 

Dazu  werden  in  „Bemerkungen"  folgende  Erläuterungen  ge- 
geben: Zu  1.  Mit  Rücksicht  auf  Frankreich  und  auf  die  Sozialisten 
ist  der  Passus  „weitere  Umsturzversuche"  und  „Hungersnot"  ge- 
wählt, ebenfalls  der  Passus  „begrenzte  Zeit".  Zu  3.  Wird  der  Reichs- 
tag nur  in  Ferien  geschickt,  so  sitzen  die  Abgeordneten  nach  wie  vor 
in  den  Vorzimmern  des  Direktoriums.  Zu  5.  Eine  Verstärkung  der 
Reichswehr  aus  taktischen  Gründen  unmöglich,  Reichsverweser 
braucht  jedoch  eine  starke  Polizei,  daher  Verstärkung  der  Schutz- 
polizei, die  unter  den  Befehl  von  Reichs verweser  gestellt  wird.  Zu  7. 
Streiks  muß  durch  Erschießung  jedes  Zehnten  evtl.  entgegengetreten 
werden,  insbesondere  denjenigen  der  Banknotendrucker.  Zu  8.  Im 
augenblicklichen  Stadium,  d.h.  so  lange,  bis  die  Maßnahmen  des 
Ernährungsdirektors  und  des  Wirtschaftsdirektors,  die  nicht  zaubern 
können,  sich  ausgewirkt  haben,  muß  Terror  an  Stelle  von  Besserung 
der  Lage  treten.  Daher  ist  jede  Auflehnung  gegen  den  Reichs- 
verweser mit  dem  Tode  zu  bestrafen.  Das  Aufhängen  von  vier 
Wucherern  auf  dem  Potsdamer  Platz  und  von  vier  Streikhetzern  am 
Neuen  Tor,  die  Erschießung  von  drei  Landwirten,  die  ihr  Getreide 
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zurückhalten  (die  Landwirtschaft  kommt  also  verhältnismäßig  gut 
weg),  ist  der  Schreckschuß,  den  bisher  noch  niemand  abgefeuert  hat 
und  der  notwendig  ist.  Wer  dafür  kein  Verständnis  hat,  kann  heute 
die  Lage  nicht  meistern. 

Diesen  Bemerkungen  ist  folgender  „Funkspruch  an  Alle"  an- 
gefügt: „Deutschland  stellt  alle  Zahlungen  und  Sachlieferungen  an 
die  Entente  bis  auf  weiteres  wegen  drohender  Hungersnot  ein,  komme 
was  da  kommen  mag.  Unterschrift:  von  Seeckt,  Rabethke,  Graf 
Kanitz,  Stresemann". 

Das  Dokument  schließt  mit  „Nachbemerkungen",  in  denen  der 
Reichsverweser  als  Aufpeitscher,  Vorwärtstreiber,  das  Schwert  der 
drei  Direktoren  und  das  stahlharte  Rückgrat  bezeichnet  wird,  der 
erschießen  läßt,  wozu  die  anderen  nicht  den  Mut  aufbringen".  Die 
Hereinnahme  von  Stresemann  wird  mit  der  Notwendigkeit  der  Bei- 
behaltung des  außenpolitischen  Kurses  begründet,  damit  Frankreich 
nicht  einmarschiert  und  ein  Mann  mit  Erfahrung  die  Sache  „zur  Ab- 
wicklung des  Parlamentarismus"  führt. 

Dieser  Entwurf  scheint  allen  Gauführern  des  Stahlhelms  mit- 
geteilt worden  zu  sein  und  zwar  mit  einem  „Lagebericht",  der 
Magdeburg,  11.  November  1923,  datiert  war  und  folgenden  Wortlaut 
hatte:  „Am  Sonntag,  den  4.  d.  M.,  tagte  die  Bundesleitung  in  Magde- 
burg zur  Besprechung  der  Lage.  Das  Ergebnis  wurde  in  ultimativer 
Form  als  Kundgebung  dem  Reichskanzler  Dr.  Stresemann  über- 
reicht sowie  der  Presse  übergeben.  Die  Entschließung  (also  die 
Forderung  der  nationalen  Diktatur)  hat  in  der  Presse  und  in  der 
Oeffentlichkeit  lebhafte  Besprechungen  hervorgerufen,  zum  größten 
Teil  sehr  anerkennend,  von  gewisser  halbrosaer  Seite  verbittert  mit 
dem  Versuche  niederzureißen,  von  sozialdemokratischer  Seite 
fragend,  was  der  Stahlhelm  mit  der  Forderung  der  nationalen 
Diktatur  beabsichtige.  Die  gedrängte  Stellungnahme  ist  aus  folgen- 
dem kurzen  Entschluß  zu  ersehen,  sowie  aus  der  Mitteilung,  daß  der 
Bundes  Vorsitzende  (der  erste  Bundes  Vorsitzende  Fr.  Seldte  hatte  den 
Lägebericht  unterzeichnet)  seit  der  Zeit  vom  5.  d.M.  bis  heute  drei- 
mal nach  Berlin  zum  Reichskanzler  gerufen  wurde.  Der  Unter- 
zeichnete hat  dem  Reichskanzler,  der  Reichsregierung  und  dem 
Oberbefehlshaber  in  klaren  Worten  Bestellung  und  Forderung  des 
Stahlhelms  überreicht.  Er  gewann  jedoch  den  Eindruck,  daß  der 
jetzige  Reichskanzler  nicht  der  Mann  ist,  um  die  nötige  Entschluß- 
härte zur  Führung  sowohl  der  nationalen  Diktatur  als  auch  der 
Reichsregierung  und  letzten  Endes  von  Preußen  aufzubringen. 
Forderungen,  wie  Nachhauseschicken  des  Reichstages,  Ausboten  der 
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Sozialdemokratie  aus  der  preußischen  Regierung,  rücksichtslose 
Einführung  und  schnellste  Erledigung  der  wertbeständigen  Zahlung 
und  der  Ernährungsfrage,  wies  der  Kanzler  zurück.  Infolgedessen 
trug  der  Unterzeichnete  dem  Oberbefehlshaber  die  Entschließung 
und  die  Stellungnahme  des  Stahlhelms  vor." 

Der  „Lagebericht"  schließt  nach  der  Mitteilung,  daß  der  Bundes- 
vorsitzende  mit  dem  Jungdeutschen  Orden,  der  über  sechstausend 
Ortsgruppen  verfüge,  ein  Bündnis  abgeschlossen  habe,  mit  den 
Worten:  „Der  Bundesvorsitzende  hat  morgen  nachmittag  nach 
Berlin  zu  fahren,  um  mit  den  dortigen  maßgebenden  Stellen  zu- 
sammen die  Klärung  der  Lage  zu  besprechen  und  in  ultimativer 
Form  die  Errichtung  der  nationalen  Diktatur  weiter  zu  fordern.  Der 
gesamte  Gang  der  künftigen  Ereignisse  ist  angesichts  der  ver- 
schiedenen Strömungen  in  der  Regierung  noch  nicht  zeitlich  fest- 
zulegen, es  muß  aber  heute  schon  gesagt  werden,  daß  es  eine  andere 
Lösung  als  die  möglichst  schnelle  Errichtung  einer  nationalen 
Diktatur  heute  nicht  mehr  gibt".    („Frkf.  Zeitung",  24.  März  1924.) 

„Der  Stahlhelm"  hat  in  seinem  Verbandsblatt  in  einer  Erklärung 
vom  30.  März  1924  zugegeben,  daß  der  „Lagebericht"  echt  ist:  „Wir 
haben  damals  an  die  Regierung  die  Aufforderung  zur  Errichtung 
einer  nationalen  Diktatur  gerichtet".  Der  „Entwurf  ohne  juristische 
Abfassung"  sei  aber  nur  eine  Privatarbeit  des  Schriftstellers  Helmuth 
Franke  gewesen.  Da  Helmuth  Franke  zugleich  der  Generalsekretär 
des  Verbandes  war,  wird  man  diesem  Dementi  keinen  Glauben  bei- 
messen können. 

Wie  würde  es  nun  unter  der  deutschnationalen  Diktatur  in 
Deutschland  ausgesehen  haben?  In  dem  Programm  des  Stahlhelm 
ist  ja  alles  vorgesehen,  was  ein  richtiger  Diktator  braucht:  Schwert 
der  drei  Direktoren,  stahlhartes  Rückgrat,  Auflösung  des  Parlaments, 
Verdoppelung  der  Polizei,  Standgerichte,  Terror.  „Jede  Auflehnung 
gegen  den  Reichsverweser  ist  mit  dem  Tode  zu  bestrafen."  Also 
auch  die  nationale  Diktatur  würde  über  Leichen  gegangen  sein  und 
die  Freiheit  vernichtet  haben  nach  berühmten  Mustern. 

Aber  ehe  der  fureur  de  silence  seine  Herrschaft  angetreten  hätte, 
würde  es  in  unserem  geplagten  Lande  noch  einmal  sehr  bunt  und 
lebhaft  hergegangen  sein.  Als  Kapp  und  Lüttwitz  im  März  1920 
den  Versuch  machten,  eine  nationale  Diktatur  zu  errichten, 
knatterten  tagelang  auf  den  Straßen  Berlins,  Hamburgs,  Dresdens, 
Leipzigs,  Frankfurts,  Kiels  und  mancher  anderen  deutschen  Stadt  die 
Maschinengewehre.  Im  sächsischen  Vogtland  hauste  der  Kommunist 
Holz  wochenlang  mit  seiner  Räuberbande,  schlimmer  als  Karl  Moor, 
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obgleich  die  beiden  Diktatoren  bereits  nach  fünf  Tagen  das  Weite 
gesucht  hatten.  Im  Ruhrgebiet  hat  sogar  vom  16.  März  bis  zum 
10.  Mai  ein  regelrechter  Krieg  stattgefunden  zwischen  der  weißen 
Armee  und  der  roten,  die  50  000  Mann  stark  gewesen  sein  soll  und 
über  schwere  Artillerie  verfügte. 

Wir  wollen  einmal  den  Fall  setzen,  daß  es  der  nationalen 
Diktatur  mit  Hilfe  ihrer  Verbände  gelungen  wäre,  die  Ruhe  im 
Lande  wieder  herzustellen.  Dem  starken  Manne,  auf  den  sich  die 
Deutschvölkischen  und  die  Deutschnationalen  geeinigt  hätten, 
etwa  „einem  Herrn  von  der  Marine",  gehorchten  Reichswehr,  Flotte 
und  Landespolizei.  Ihm  wären  auch  die  Vaterländischen  Verbände 
und  die  bayrischen  Kampfbünde,  also  Stahlhelm,  Jungdeutscher 
Orden,  Wehrwolf,  Oberland,  Warfenring,  Kriegsflagge,  Reichskriegs- 
flagge, Organisation  Konsul  usw.  ergeben.  Woran  hätte  dieser 
mächtige  Mann  wohl  scheitern  sollen?  An  seiner  Aufgabe.  Denn 
er  hätte  das  tun  müssen,  was  seine  Getreuen  von  ihm  verlangten. 
Der  Führer  des  Bundes  Oberland,  Friedrich  Weber,  hat  vor  dem 
Münchner  Volksgericht  in  dem  Prozesse  gegen  Hitler  und  Luden- 
dorff  den  „Marsch  über  den  Rhein"  als  „das  nationale  Endziel  der 
deutschen  Bewegung"  bezeichnet.  Es  dürfte  unter  Ausschluß  der 
Oeffentlichkeit  über  dieses  Thema  noch  manches  tapfere  Wort  ge- 
fallen sein.  Auch  der  Führer  der  deutschnationalen  Partei,  Hergt, 
hat  ja  in  jener  Parteiversammlung  in  Neukölln  gesagt:  „Notwendig 
wäre  der  Bruch  mit  Frankreich  gewesen."  Und  in  jenem  „Funk- 
spruch an  Alle",  den  der  nationale  Diktator  nach  dem  Programme 
des  Stahlhelms  richten  sollte,  heißt  es:  „Deutschland  stellt  alle 
Zahlungen  und  Sachlieferungen  an  die  Entente  bis  auf  weiteres 
wegen  drohender  Hungersgefahr  ein,  komme  was  da  kommen  mag." 
Der  Bruch  mit  der  Erfüllungspolitik  ist  das  ceterum  censeo  der 
vaterländischen  Bewegung,  mit  der  die  Deutschnationale  Partei  ja  ein 
enges  Bündnis  geschlossen  hat.  Millionen  wählen  nur  deshalb 
deutschnational,  weil  sie  eine  Regierung  haben  wollen,  die  mit  der 
Faust  auf  den  Tisch  schlägt,  „komme  was  da  kommen  mag". 

Was  bewegt  denn  die  Herzen,  wenn  unsere  patriotische  Jugend 
ihre  Fahnen  auf  den  deutschen  Tagen  im  Winde  wehen  läßt?  Was 
geloben  sie,  wenn  sie  ihre  Feste  feiern? 

Wir  wollen  sein  ein  einzig  Volk  von  Brüdern, 

In  keiner  Not  uns  trennen  und  Gefahr; 

Wir  wollen  frei  sein,  wie  die  Väter  waren, 

Eher  den  Tod  als  in  Knechtschaft  leben. 

»*  243 


„Aller  Streit  und  alles  Schwanken  der  menschlichen  Ansichten  be- 
-*-■*•  ruht  darauf,  daß  die  meisten  zu  voreilig  und  ohne  genauere 
Prüfung  an  den  Vorstellungen  festhalten,  über  deren  Ursprung  sie 
sich  ebensowenig  klar  sind  wie  über  ihre  Berechtigung.  Die  Einsicht 
in  diese  Selbsttäuschung  ist  die  erste  Stufe  der  Selbstbelehrung." 
So  hat  Descartes  gelehrt. 

Wenn  der  große  Philosoph  nicht  im  16.  Jahrhundert  gelebt  hätte, 
sondern  im  20.,  könnte  man  meinen,  daß  er  seine  Erkenntnis  aus 
der  Betrachtung  unseres  politischen  Lebens  geschöpft  habe.  Die 
tiefste  Ursache  unseres  Parteielendes  ist  die  Kritiklosigkeit,  mit  der 
wir  „ohne  genauere  Prüfung"  an  Ansichten  festhalten,  von  denen 
wir  selbst  nicht  mehr  wissen,  wie  wir  sie  uns  gebildet  haben.  Daß 
sich  Ebert  von  seinem  „Ersparten"  ein  Rittergut  in  Dänemark  ge- 
kauft habe,  ist  z.  B.  in  deutschnationalen  Kreisen  fest  geglaubt 
worden.  Es  wäre  wahrlich  schon  ein  unendlich  großer  Gewinn  für 
unser  öffentliches  und  auch  privates  Leben,  wenn  die  Millionen 
deutscher  Männer  und  Frauen,  die  heute  an  der  inneren  und  der 
äußeren  Politik  unseres  Landes  die  absprechendste  Kritik  üben,  zu 
der  Erkenntnis  gelangen  würden,  der  Sokrates  mit  den  bekannten 
Worten  Ausdruck  gegeben  hat:  „Ich  weiß,  daß  ich  nicht  weiß". 

Wer  die  Irrtümer  anderer  abweisen  will,  muß  sich  aber  vor  allem 
davor  hüten,  selbst  in  einen  Irrtum  zu  verfallen.  Gibt  es  in  Deutsch- 
land heute  wirklich  noch  ernste  Männer,  die  eine  nationale  Diktatur 
wollen?  Wäre  es  nicht  besser  gewesen,  die  Vorgänge  des  Jahre  1923 
auf  sich  beruhen  zu  lassen?  Wir  Söhne  des  19.  Jahrhunderts  können 
doch  den  Rechtsstaat  gar  nicht  mehr  entbehren,  sind  für  den  Abso- 
lutismus von  Haus  aus  verdorben,  und  das  gilt  insbesondere  von 
uns  Deutschen.  Fürst  Bülow  schreibt  in  seiner  Schrift  über  deutsche 
Politik  sogar:  „Deutschland  ist  kein  Land  für  Staatsstreiche,  kein 
Volk  der  Welt  besitzt  ein  so  starkes  Rechtsbewußtsein  wie  das 
deutsche.  Nirgends  erzeugt  ein  Bruch  des  Rechts,  des  gemeinen  wie 
des  öffentlichen,  so  leidenschaftliche  Entrüstung  und  wird  so  schwer 
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vergessen  wie  bei  uns.  Die  Abneigung  der  meisten  deutschen  Parteien 
gegen  Ausnahmegesetze  und  Ausnahmeregeln  ist  auch  zurück- 
zuführen auf  ihre  eingeborene  Scheu,  das  Recht  zu  verletzen.  Der 
Franzose  ist  in  diesem  Punkte  weniger  empfindlich".  Und  am  ver- 
wöhntesten im  Genüsse  der  Freiheit  und  des  Rechtes  sind  gerade  die 
Kreise,  die  gestern  noch  in  Deutschland  für  die  nationale  Diktatur 
schwärmten.  Was  würden  wohl  jene  Universitätsprofessoren,  Ober- 
lehrer und  Richter,  also  die  Männer  des  Gedankens,  wie  sie  Treitschke 
genannt  hat,  oder  jene  Großindustriellen,  Großkaufleute  und  Ritter- 
gutbesitzer, die  mit  Hitler,  Ludendorff  und  Kahr  sympathisiert  oder 
gar  konspiriert  haben,  für  ein  Gesicht  machen,  wenn  sie  nun  wirklich 
einem  ihrer  starken  Männer  parieren  müßten?  Einen  Mann  wie 
Helfferich,  der  vor  Zeiten  bekanntlich  der  freisinnigen  Vereinigung 
angehört  hat,  würde  der  Diktator  wahrscheinlich  so  unbequem 
finden,  daß  er  ihn  in  Schutzhaft  nehmen  ließe.  Unsere  deutsch- 
nationalen Freunde  gehören  zu  den  Menschen,  von  denen  Lamartine 
gesagt  hat,  daß  sie  die  Gewalt  lieben,  aber  die  Gewaltigen  hassen. 
Die  deutschnationale  Diktatur  ist  also  eigentlich,  wenn  man  die 
Sache  bei  Licht  besieht,  ein  Nonsens.  Von  den  deutschnationalen 
Männern,  die  sich  heute  nach  der  Diktatur  sehnen,  würden 
75  v.  H.,  wenn  sie  wirklich  da  wäre,  Arm  in  Arm  mit  den  Demo- 
kraten auf  den  Aventin  auswandern,  wo  der  Tempel  der  Freiheit 
stand,  den  Tiberius  Sempronius  Gracchus  errichtet  hatte.  So  haben 
es  in  Italien  die  Sozialisten  gemacht,  die  Demokraten  und  die 
Populari;  die  letzteren,  obgleich  der  Fascismus  der  Kirche  weit  mehr 
Entgegenkommen  bewiesen  hat,  als  die  gestürzte  liberale  Regierung. 
Später  haben  auch  die  Liberalen  unter  Führung  der  früheren 
Ministerpräsidenten  das  Tischtuch  zwischen  sich  und  dem  Fascismus 
zerschnitten. 

Haben  wir  nicht  die  deutschnationale  Diktaturbewegung  zu 
tragisch  genommen?  Deutschnationale  Heißsporne  mögen  im 
Sommer  und  Herbst  1923  den  Wunsch  nach  einem  Direktorium  ge- 
habt haben,  als  unsere  Währung  völlig  zusammengebrochen  war 
und  die  Kommunisten  in  Sachsen  und  Thüringen  die  Revolution 
weitertreiben  wollten;  aber  heute,  nachdem  wir  wieder  ein  wert- 
beständiges Geld  bekommen  haben,  die  Versorgung  unserer  Volkes 
mit  Lebensmitteln  gesichert  ist  und  die  Gefahr  eines  Kommunisten- 
aufstandes in  die  Ferne  gerückt  (wenn  nicht  die  Rechtsradikalen  an- 
fangen), wer  denkt  da  noch  im  Ernst  an  eine  deutschnationale 
Diktatur?  Was  die  Deutschnationalen  heute  wollen,  ist  etwas  ganz 
anderes:  die  Volksgemeinschaft. 
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Der  Gedanke  der  Volksgemeinschaft  ist  wohl  zum  erstenmal 
von  dem  Reichskanzler  Marx  verkündet  worden.  Er  wollte,  un- 
eingedenk  der  alten  Wahrheit:  „qui  trop  embrasse,  mal  £treint",  in 
einer  kritischen  Zeit  alle  staatserhaltenden  Parteien,  also  auch  die 
Deutschnationalen  und  die  Sozialdemokraten,  zusammenfassen:  das 
Staatsvolk. 

Die  Deutschnationalen  haben  diesen  Gedanken  aufgenommen. 
Aber  was  ist  unter  ihren  Händen  aus  ihm  geworden? 

Die  deutschnationale  Landtagsfraktion  in  Preußen  hat  an  den 
Ministerpräsidenten  Marx  Anfang  Februar  1925  ein  Schreiben  ge- 
richtet, worin  seine  Frage,  ob  sie  zur  Beteiligung  an  einer  Regierung 
der  sogenannten  Volksgemeinschaft  bereit  sei,  mit  der  folgenden  Er- 
klärung beantwortet  wurde: 

„Wir  nehmen  Bezug  auf  die  grundsätzliche  Erklärung  der  deutschnationalen 
Reichtagsfraktion  vom  8.  Oktober  1924  (wir  wollen  auf  dieselbe  ebenfalls  Bezug 
genommen  haben),  die  ausdrücklich  das  Eintreten  der  Deutschnationalen  Volks- 
partei für  die  Volksgemeinschaft  als  Zusammenfassung  aller  auf  christlichem, 
nationalem  und  sozialem  Boden  stehenden  Volkskräfte  betont.  Wir  setzen  voraus, 
daß  die  zu  einer  Regierung  der  Volksgemeinschaft  in  Preußen  sich  zusammen- 
schließenden Parteien  die  vor  schweren  Aufgaben  stehende  Reichsregierung  in 
folgendem  Ziele  bekennen: 

1.  Christliche  Jugenderziehung  und  Durchdringung  des  ganzen  Volks-  und 
Staatslebens  mit  christlichem  Geist; 

2.  Aufrechterhaltung  der  geschichtlich  begründeten  Verpflichtungen  des  Staates 
zum  finanziellen  Anteil  für  die  christlichen  Kirchen  bei  voller  Wahrung  ihrer 
durch  die  Reichsverfassung  gewährleisteten  Selbständigkeit; 

3.  Ablehnung  des  mit  der  Volksgemeinschaft  nicht  verträglichen  Klassenkampf- 
gedankens; 

4.  Pflege  des  vaterländischen  Gedankens,  pflegliche  Behandlung  aller  auf  gesetz- 
lichem Boden  stehender  nationaler  Bestrebungen." 

Wenn  man  diese  Thesen  liest,  so  könnte  man  auf  den  Gedanken 
kommen,  daß  sich  die  Deutschnationale  Partei  entschlossen  habe, 
das  Reich  Gottes  auf  Erden  zu  errichten:  Durchdringung  des  ganzen 
Volks-  und  Staatslebens  mit  christlichem  Geist.  Wir  wollen  unseren 
Landsleuten  ihren  cant  verzeihen.  Sie  reden  die  Sprache  Kanaans 
ja  nur,  um  das  katholische  Zentrum  für  ihre  Gemeinschaft  zu  ge- 
winnen und  —  die  Sozialdemokraten  aus  ihr  auszuschließen.  Jedes 
Wort  in  dem  Gemeinschaftsprogramm  ist  so  gewählt,  daß  es  eine 
Spitze  gegen  die  Sozialdemokratie  enthält.  Die  Sozialdemokraten 
sollen  aus  der  Gemeinschaft  des  Volkes  ausgestoßen  und  in  Acht 
und  Bann  getan  werden,  weil  sie  weder  auf  christlichem  noch  auf 
nationalem    Boden    stehen    und    den    Klassenkampf    schüren.     Die 
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„Volksgemeinschaft",  wie  sie  die  Deutschnationalen  verstehen,  ist 
also  das  Gegenteil  von  dem,  was  ihr  Name  bedeutet.  Nicht  eine  Zu- 
sammenfassung des  Volkes,  was  ja  auch  eine  inhaltlose  Phrase 
wäre,  da  es  bereits  durch  den  Staat  zusammengefaßt  ist;  auch  nicht 
die  Bildung  einer  Gemeinschaft  des  Staatsvolkes  gegen  diejenigen, 
die  den  Staat  umstürzen  wollen,  wie  sie  der  Reichskanzler  Marx  ver- 
standen hat,  sonst  würde  sie  sich  gegen  die  Kommunisten  richten 
und  nicht  gegen  die  Sozialdemokraten,  sondern  die  Spaltung  des 
Volkes  in  eine  nationale  und  christliche  und  in  eine  internationale 
und  unchristliche  Hälfte  und,  was  noch  schlimmer  ist,  in  eine  bürger- 
liche und  eine  proletarische  Hälfte,  also  ein  nationaler  Torso.  Daß 
es  die  Väter  der  Volksgemeinschaft  für  gut  befunden  haben,  in 
ihrem  Programm  auch  den  „sozialen  Boden"  nicht  zu  vergessen,  ist 
nur  ein  Beweis  dafür,  daß  es  ihnen  bei  dieser  Kriegserklärung  selbst 
nicht  wohl  zumute  ist. 

Diese  „Volksgemeinschaft"  ist  also  nichts  mehr  und  nichts 
weniger  als  eine  Vereinigung  zur  Bekämpfung  der  Sozialdemokratie, 
nicht  unähnlich  dem  Verein  dieses  Namens,  den  seinerzeit  der 
General  von  Liebert  gegründet  hatte.  Nur  daß  die  neue  Vereinigung 
nicht  aus  Personen  bestehen  soll  wie  die  alte,  sondern  aus  „Volks- 
kräften". Auch  ein  Zeichen  dafür,  daß  große  Dinge  im  Werk  und 
Werden  sind.  Der  Kampf  gegen  den  „Marxismus"  soll  unter  einer 
anderen  Firma  fortgesetzt  werden,  das  ist  alles! 

Liebert  hat  seinen  Verein  aufgelöst,  nachdem  die  Sozialdemo- 
kraten am  4.  August  1914  einstimmig  die  Kriegskredite  bewilligt 
hatten.  „Das  glänzende  Verhalten  des  gesamten  deutschen  Volkes 
während  der  Mobilmachung  und  vor  dem  Feinde",  so  erklärte  am 
29.  August  1914  der  Vorstand  des  Reichsverbandes  gegen  die  Sozial- 
demokratie, „gibt  dem  Vorstand  Veranlassung  auszusprechen, 
daß  der  Reichsverband  nicht  nur  unbedingten  Gottesfrieden  während 
der  Dauer  des  Krieges  halten  wird,  sondern  auch  die  Hoffnung  hegt, 
daß  späterhin  eine  Bekämpfung  der  Sozialdemokratie  nicht  mehr  er- 
forderlich sein  möge."  In  jener  ewig  denkwürdigen  Stunde  am 
4.  August  1914  hatte  der  Vorsitzende  der  sozialdemokratischen 
Reichstagsfraktion,  der  Abgeordnete  Haase,  die  Erklärung  abge- 
geben, „wir  lassen  in  der  Stunde  der  Gefahr  das  eigene  Vaterland 
nicht  im  Stich".  Der  Reichskanzler  von  Bethmann  Hollweg  hatte 
seine  große  Rede  bereits  mit  den  Worten  schließen  können:  „Hinter 
uns  steht  das  ganze  Volk  (stürmischer,  sich  immer  wiederholender 
Beifall  und  Händeklatschen  auf  allen  Seiten  des  Hauses  und  auf  den 
Tribünen,    der  Redner  wiederholt    die   letzten  Worte,    indem   er  mit 
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Emphase  die  Hand  nach  der  Sozialdemokratie  ausstreckt:  das  ganze 
deutsche  Volk  (erneuter  Beifall  im  ganzen  Haus  und  auf  den  Tri- 
bünen) das  ganze  deutsche  Volk  ist  einstimmig.  Sie,  meine  Herren, 
kennen  Ihre  Pflicht  in  ihrer  ganzen  Größe,  es  bedarf  keiner  Begrün- 
dung mehr,  ich  bitte  um  schnelle  Erledigung."  (Stürmischer,  nicht 
endenwollender  Beifall  und  Händeklatschen,  tiefe,  allgemeine  Be- 
wegung.) Die  Erwartung  des  Reichskanzlers  trog  nicht.  Die  sozial- 
demokratische Reichstagsfraktion,  welche  111  Mitglieder  zählte,  be- 
willigte einstimmig  die  geforderten  Kriegskredite. 

„Das  ganze  deutsche  Volk!"  Unsere  Patrioten  dagegen  verstehen 
unter  Volksgemeinschaft  das  Volk  minus  Sozialdemokraten 
und  Kommunisten.  Sollte  einer  oder  der  andere  die  Behauptung  auf- 
zustellen wagen,  daß  die  Sozialdemokraten  im  Kriege  das  nicht  ge- 
halten hätten,  was  sie  am  4.  August  versprochen  hatten,  daß  sie  das 
Vaterland  in  der  Stunde  der  Gefahr  doch  im  Stich  gelassen  hätten, 
so  stünde  es  jedem  wahrheitsliebenden  Deutschen  frei,  ihm  ins  Ge- 
sicht zu  lachen.  Hätten  wir  uns  vier  Jahre  lang  so  glorreich  gegen 
eine  Welt  von  Feinden  behaupten  können,  wenn  die  Sozialdemokraten 
ihre  Pflicht  gegen  das  Vaterland  nicht  erfüllt  hätten?  Ein  Leipziger 
Richter  führte  ein  Bataillon  auf  dem  östlichen  Kriegsschauplatz, 
Leute  aus  dem  sächsischen  Erzgebirge,  jeder  Mann  ein  Sozial- 
demokrat. Dieser  Offizier  hat  mit  leuchtenden  Äugen  geschildert, 
wie  aufopfernd,  willig  und  tapfer  jeder  seiner  Leute  gewesen  sei. 
Kann  ein  Patriot  etwas  Köstlicheres  erleben?  Und  haben  wir  nicht 
alle  dasselbe  erlebt?  Wir  erlauben  uns  die  deutschen  Offiziere  am 
Portepee  zu  fassen.  Wie  könnt  ihr  heute  denselben  Männern  die 
völkische  Gemeinschaft  kündigen,  mit  denen  ihr  während  vier  langer 
Jahre  im  Schützengraben  gelegen  habt?  Wie  könnt  ihr,  wenn  ihr 
euch  heute  im  Schmucke  eurer  alten  Uniform  —  wir  haben  sie  auch 
getragen  —  versammelt,  um  einem  Denkmal  an  die  Gefallenen  des 
Weltkrieges  die  Weihe  zu  geben,  des  gemeinsam  vergossenen  Blutes 
vergessen?  Sind  nicht  mindestens  ein  Viertel  der  Gefallenen  Sozial- 
demokraten gewesen?   Ich  hart'  einen  Kameraden! 

Wenn  wieder  einmal  über  kurz  oder  lang  der  Ruf  an  das  deutsche 
Volk  ergehen  sollte,  sich  zur  Verteidigung  des  Vaterlandes  zu- 
sammenzuschließen, wenn  wir  wieder  einmal  einen  4.  August  nötig 
hätten,  wie  würden  dann  die  Urheber  der  Volksgemeinschaft  von 
1925  dastehen?  Wahrscheinlich  verzweifelt:  So  hatten  wir  das  nicht 
gemeint! 

Die  Deutschnationale  „Volkspartei"  hat  unter  der  heuchlerischen 
Parole  „Volksgemeinschaft"  ein  Programm  aufgestellt,  das  nicht  nur 
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einen  völligen  Bruch  mit  dem  Gemeinschaftsgedanken  des  4.  August 
bedeutet,  sondern  auch  eine  Schwenkung  in  der  Politik,  die  sie  bisher 
befolgt  hat.  Nicht  als  ob  die  Deutschnationalen  in  den  Nach- 
kriegsjahren ihre  Hände  nach  den  Sozialdemokraten  ausgestreckt 
hätten;  aber  zu  dieser  programmatischen  Zuspitzung  ihrer  sozial- 
demokratenfeindlichen Haltung,  zu  dieser  förmlichen  Kriegs- 
erklärung an  die  Arbeiterpartei  haben  sie  sich  doch  erst  jetzt 
aufgeschwungen.  Die  „Deutsche  Volkspartei"  aber  hat,  indem  sie 
sich  den  Gedanken  der  Volksgemeinschaft,  wie  ihn  die  Deutsch- 
nationalen verstehen,  zu  eigen  machte,  und  den  Gedanken  der  wahren 
Volksgemeinschaft,  wie  ihn  außer  Marx  auch  Stresemann  jahrelang 
mit  beredten  Worten  verkündet  hatte,  preisgab  (wir  werden  darüber 
noch  zu  reden  haben),  einen  so  schroffen  Frontwechsel  vollzogen,  wie 
er  im  politischen  Leben,  selbst  in  aufgeregten  Zeiten,  unerhört  ist. 
Sie  haben  die  große  Koalition,  die  im  Reiche  über  Jahr  und  Tag  be- 
standen hat,  unter  der  sich  der  preußische  Staat  während  eines  Zeit- 
raumes von  3^  Jahren  im  Gegensatz  zu  anderen  deutschen  Ländern 
einer  ruhigen  und  gedeihlichen  Entwicklung  erfreut  und  die  auch 
in  Sachsen  die  Probe  bestanden  hat,  gekündigt  und  das  Land  von 
einer  Regierungskrise  in  die  andere  gestürzt. 

Was  haben  die  Sozialdemokraten  verbrochen,  das  diesen  System- 
wechsel verständlich  machen  könnte?  Sind  sie  wieder  in  den  Radika- 
lismus der  Vorkriegszeit  zurückgefallen?  Sie  sind  im  Herbst  1923  aus 
der  Regierung  Stresemann,  also  aus  der  großen  Koalition,  ausge- 
schieden, weil  sie  das  diktatorische  Vorgehen  des  Reichskanzlers 
gegen  die  Kommunisten  in  Sachsen  und  Thüringen  und  die  Kapitu- 
lation vor  dem  bayrischen  Reichsverrat  nicht  mitmachen  wollten. 
Als  ob  man  von  einer  radikalen  Partei,  die  eben  erst  für  den  Staats- 
gedanken gewonnen  worden  ist,  erwarten  könnte,  daß  sie  mit  einem 
Staatsmann  durch  dick  und  dünn  geht,  der  noch  vor  zehn  Jahren 
Mitglied  des  Alldeutschen  Verbandes  gewesen  ist;  als  ob  eine  so  große 
Partei,  wie  die  Sozialdemokratie,  die  sogar  ihre  eigene  Weltanschau- 
ung gehabt  hat,  einschwenken  könnte,  wie  ein  Bataillon  Soldaten 
oder  —  wie  es  die  deutsche  Volkspartei  soeben  getan  hat.  Gut  Ding 
will  Weile  haben,  auch  das  Regieren  will  gelernt  sein. 

Die  Erfahrung,  daß  die  Führer  auf  die  Stimmung  ihrer  Anhänger 
Rücksicht  nehmen  müssen,  wenn  sie  nicht  zum  Schaden  des  Landes 
die  Zügel  verlieren  wollen,  haben  doch  auch  schon  andere  Leute  ge- 
macht, als  jene  sozialdemokratischen  Regierungsmitglieder.  Die  po- 
litische Lage  im  Jahre  1923  war  auch  keineswegs  dazu  angetan,  das 
Vertrauen  der  Sozialdemokraten  zu  ihren  neuen  Freunden  zu  be- 
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festigen.  Warum  ließ  der  General  Seeckt,  den  der  Reichspräsident 
mit  diktatorischen  Vollmachten  ausgestattet  hatte,  damit  dem  Reich 
aus  der  bayrischen  Aufruhrbewegung  kein  Nachteil  erwachse,  nicht 
seine  Reichswehr  in  Bayern  einmarschieren?  Uebrigens  sind  die 
Sozialdemokraten  trotz  ihres  Ausscheidens  aus  der  Regierung  (von 
ihren  Feinden  wird  ihnen  sonst  immer  zum  Vorwurf  gemacht,  daß  sie 
am  Portefeuille  kleben)  nicht  in  die  Opposition  gegangen,  sondern 
haben  sich  nach  wie  vor  als  die  treuesten  Stützen  der  Republik  be- 
währt. Bei  der  zweiten  Reichspräsidentenwahl  haben  sie  sogar  ohne 
weiteres  ihren  eigenen  Kandidaten  Braun,  obgleich  er  im  ersten 
Wahlgang  mehr  Stimmen  bekommen  hatte  als  Marx  und  Hellpach 
zusammen,  fallen  gelassen,  und  wie  Ein  Mann  Marx  gewählt. 

Als  Wilhelm  II.  sein  Wort  von  den  vaterlandslosen  Gesellen 
sprach,  stand  die  Sozialdemokratie  dem  deutschen  Staate  wirklich 
noch  als  Feind  gegenüber.  Am  4.  August  1914  begann  die  Mause- 
rung. Sie  haben  im  Kriege  den  radikalen  Flügel  abgesägt  und  die 
Revolution  nur  mitgemacht,  um  den  Spartakisten  das  Heft  zu  ent- 
winden und  Deutschland  vor  der  Bolschewisierung  zu  bewahren.  Die 
Republik  hat  Scheidemann  erst  proklamiert,  nachdem  Liebknecht 
bereits  mit  seinen  Anhängern  das  Berliner  Schloß  besetzt  hatte  und 
unter  dem  Druck  dieser  Tatsache.  Sie  haben  dann,  um  den  Einfluß  der 
Arbeiter-  und  Soldatenräte  zu  brechen,  die  Wahlen  zur  National- 
versammlung ausgeschrieben  und  dadurch,  wir  sagten  es  schon, 
unser  Vaterland  vor  dem  Untergange  gerettet.  Die  Verfassung  von 
Weimar  hat  keine  lautern  Bekenner  als  die  Sozialdemokraten  und 
auch  keine  ehrlicheren.  Sozialdemokratische  Führer  wie  Ebert, 
Scheidemann,  Legien,  Landsberg,  Noske,  Wissel,  Hermann  Müller, 
Braun,  Severing,  Lobe,  Heldt,  Bück,  Lange  —  um  nur  einige  zu 
nennen  —  haben  zur  Ueberraschung  der  ganzen  Welt,  wenn 
auch  nicht  zur  Freude  der  „nationalen"  Parteien,  den  unwiderleg- 
lichen Beweis  dafür  erbracht,  daß  man  Sozialdemokrat  sein  kann 
und  trotzdem  dem  Staate  an  hervorragender  Stelle  die  wertvollsten 
Dienste  leisten.  Wer  zweifelt  heut  noch  im  Ernste  an  der  Regierungs- 
fähigkeit der  „Genossen"?  Nur  diejenigen,  die  sie  nicht  gelten  lassen 
wollen,  weil  sie  nicht  in  ihren  Kram  paßt.  Wir  wollen  nicht  aus 
der  Schule  plaudern:  Wir  könnten  aber  Sensation  erregen,  wenn  wir 
Urteile  mitteilen  wollten,  die  hervorragende  Beamte  aus  der  alten 
Zeit  über  ihre  neuen  sozialdemokratischen  Chefs  gefällt  haben: 
„Einen  besseren  Justizminister  wie  Landsberg  hat  Deutschland  über- 
haupt noch  nicht  gehabt,"  oder  „Bück  ist  besser  als  Beck "  (der 
letzte  königlich  sächsische  Kultusminister).   Selbst  Männer  vom  un- 
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abhängigen  Flügel  der  Partei  haben  die  Prüfung  auf  ihre  Regierung- 
fähigkeit „ziemlich  gut"  bestanden,  jedenfalls  viel  besser,  als  man  es 
gerade  von  ihnen  erwartet  hätte.  Ist  Fritz  Ebert,  der  Führer  der 
deutschen  Sozialdemokratie,  nicht  ein  vorbildlicher  Reichspräsident 
gewesen,  ein  deutscher  Staatsmann  und  Patriot  im  besten  Sinne  des 
Wortes? 

Auf  dem  Dresdner  Parteitage  im  Jahre  1903  hatte  Bebel  noch 
erklärt:  „Ich  will  der  Todfeind  dieser  bürgerlichen  Gesellschaft  und 
dieser  Staatsordnung  bleiben,  um  sie  in  ihren  Existenzbedingungen 
zu  untergraben  und  sie,  wenn  ich  kann,  beseitigen."  Auf  dem  Partei- 
tag im  Jahre  1925  dagegen  legte  der  Vorsitzende  Otto  Wels  in  seinen 
Schlußworten  das  Bekenntnis  ab:  „Wir  leben  und  wirken  in  der  Re- 
publik und  sind  willens,  sie  nicht  nur  zu  stützen,  sondern  auszu- 
bauen". Welch  eine  Wendung  durch  Gottes  Fügung!  Die  deutsche 
Sozialdemokratie  hat  den  roten  Rock  ausgezogen  und  mit  dem 
Arbeitskittel  vertauscht.  Nichts  kann  den  Bruch  mit  der  Vergangen- 
heit besser  beleuchten,  als  die  Tatsache,  daß  sich  die  Sozial- 
demokratie sogar  ein  neues  Programm  gegeben  hat,  in  dem  vom 
Marxismus  kaum  eine  Spur  übrig  geblieben  ist.  Das  Erfurter 
Programm  ist  gefallen!  Was  würde  Bismarck  dazu  sagen, 
wenn  er  das  noch  erlebt  hätte?  Das  letzte,  was  eine  Partei  tut,  wenn 
sie  sich  mausert,  ist  die  Aenderung  des  Programms.  Die  deutsche 
Sozialdemokratie  ist  eine  staatserhaltende  Partei  geworden,  von 
genau  derselben  Physiognomie  wie  die  Labour  party  in  England.  Auf 
dem  Kongresse  der  englischen  Gewerkschaften,  der  zur  selben  Zeit 
tagte,  wurden  viel  radikalere  Töne  angeschlagen,  als  auf  dem  Heidel- 
berger Parteitage.  Unsere  Sozialdemokraten  haben  ja  auch  die  rote 
Fahne  zusammengerollt  und  das  schwarz-rot-goldene  Banner  ent- 
faltet. Wer  seine  Farben  wechselt,  hat  auch  seine  Gesinnung  ge- 
wechselt. Der  verlorene  Sohn  ist  in  das  Vaterhaus  zurückgekehrt. 
Deutschland  ist  die  Heimat  auch  der  Sozialdemokraten  geworden, 
nachdem  der  Obrigkeitsstaat    dem  Volksstaat  Platz    gemacht   hatte. 

Die  Kommunisten  haben  sich  ja  gerade  deshalb  von  den  Sozial- 
demokraten getrennt,  weil  sie  die  Rechtsschwenkung  nicht  mit- 
machen wollten.  Sie  bekämpfen  heute  ihre  alten  Parteigenossen  mit 
der  größten  Erbitterung.  Der  Sozialdemokrat  ist  in  den  Äugen  der 
Kommunisten  ein  Verräter  an  der  Sache  des  Proletariats,  ein  Judas 
Ischariot.  Wer  die  Gelegenheit  hat,  kommunistische  Schriften  zu 
lesen,  staunt  immer  von  neuem  über  den  Abgrund  des  Hasses,  der 
sich  zwischen  der  dritten  und  der  zweiten  Internationale  aufgetan  hat. 

Als  der  Gesetzentwurf,  nach  dem  die  Kosten  der  Beisetzung  des 
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Reichspräsidenten  Ebert  vom  Reiche  getragen  werden  sollten,  im 
Reichstag  beraten  wurde,  sagte  der  kommunistische  Abgeordnete 
Remmele: 

„Wir  sind  entschieden  gegen  diese  Vorlage.  Die  Kosten  müssen 
getragen  werden  von  denen,  für  deren  Interesse  und  in  deren  Auftrag 
der  verstorbene  Reichspräsident  sein  Amt  verwaltet  hat.  Das  ist  die 
deutsche  Bourgeoisie,  die  sich  Ebert  zum  Kämpfer  gegen  die 
Arbeiterschaft  auserkoren  hatte.  Die  sechs  Jahre  seiner  Präsident- 
schaft bedeuteten  Korruption,  bedeuteten  Ausbeutung  des  Prole- 
tariats. Sechs  Jahre  Kapitalismus,  sechs  Jahre  Regierung  auf  Grund 
des  Artikes  48,  sechs  Jahre  Arbeitermord,  sechs  Jahre  Ausnahme- 
gerichte, sechs  Jahre  Bürgerkrieg.  An  der  Bahre  Lenins  hat  das 
ganze  Proletariat  getrauert,  an  seiner  Bahre  sind  die  Arbeiter  zu 
Tausenden  erschienen,  wo  waren  die  Arbeiter  an  der  Bahre  Eberts? 
Seine  Regierung  waren  sechs  Jahre  Zuchthausurteile,  sechs  Jahre 
Spitzeltum,  Kommunistenhaß  und  Bolschewistenpogrom.  Das  ist 
das  Regime  Eberts,  der  im  Auftrage  der  Stinnes  und  Barmat  die  so- 
genannte Ordnung  aufrechterhielt.  Eberts  Ziel  war  die  Rettung  der 
Bourgeoisie  vor  der  sozialen  Revolution  ...  Er  hat  das  Deutschland- 
lied zum  Nationallied  gemacht  .  .  ." 

Als  sich  Severing  am  19.  März  1925  anschickte,  eine  kommu- 
nistische Interpellation  wegen  des  „Magdeburger  Blutbades"  im 
preußischen  Landtag  zu  beantworten,  riefen  die  Kommunisten 
„Arbeitermörder".  Im  Verlauf  der  Debatte  nannte  ihn  der  kommu- 
nistische Abgeordnete  Dörr  einen  Bluthund. 

Es  liegt  doch  auf  der  flachen  Hand,  daß  der  große  Trennungs- 
strich heute  wo  anders  gezogen  werden  muß,  als  vor  dem  Kriege. 
Nicht  mehr  zwischen  den  bürgerlichen  Parteien  und  den  Sozial- 
demokraten, sondern  zwischen  den  Sozialdemokraten  und  den 
Kommunisten.  Sage  mir,  wer  deine  Feinde  sind,  und  ich  sage  dir, 
wer  du  bist!  Was  die  Sozialdemokraten  früher  waren,  sind  heute  die 
Kommunisten.  Wer  diese  Tatsache  nicht  erkennt  —  es  ist  die  auf- 
fallendste und  wichtigste  der  politischen  Gegenwart  —  besitzt  keinen 
politischen  Blick,  und  wer  sich  über  diesen  Wandel  der  Zeiten  und  der 
Menschen  nicht  freut,  kann  auf  den  Namen  eines  echten  Patrioten 
keinen  Anspruch  erheben.  Und  trotzdem  Räuber  und  Mörder? 

Oder  haben  wir  die  neue  Volksgemeinschaft  mißverstanden? 
Vielleicht  ist  sie  doch  nichts  weiter,  als  ein  Bündnis  politischer  Par- 
teien, um  gewisse  taktische  Ziele,  die  sie  gemeinsam  verfolgen,  um 
so  sicherer  zu  erreichen?  Nichts  weiter  als  eine  Koalition  der  Rechten 
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gegen  die  Linke?  In  Frankreich  regiert  ja  auch  heute  das  Kartell  der 
Linken  und  morgen  der  nationale  Block.  Haben  sich  nicht  auch  im 
Jahre  1887  bei  uns  die  konservative,  die  freikonservative  und  die 
nationalliberale  Partei  zu  einem  Kartell  zusammengeschlossen,  um 
das  Septennat  durchzudrücken,  und  haben  nicht  im  Jahre  1907  die 
Konservativen  und  die  Liberalen  den,  freilich  nicht  von  ihnen  selbst 
sogenannten  nationalen  Block  gegen  Zentrum  und  Sozialdemokratie 
gebildet,  nachdem  diese  beiden  Parteien  den  von  der  Regierung  ge- 
forderten Kredit  für  den  Krieg  in  Südwest  nicht  bewilligt  hatten  und 
der  Reichstag  deswegen  aufgelöst  worden  war;  ein  Wahlbündnis,  um 
nach  den  Wahlen  einen  gemeinsamen  politischen  Zweck  mit  vereinten 
Kräften  zu  verfolgen? 

Eine  Partei,  oder  vielmehr  eine  Mehrheit  von  Parteien,  die  zum 
Zusammenschluß  aller  „christlichen  und  nationalen  Volkskräfte"  in 
einer  besonderen  Platform  auffordert,  will  der  Oeffentlichkeit  mit- 
teilen, daß  es  ihr  um  mehr  zu  tun  ist,  als  um  eine  taktische  Maßregel, 
und  wenn  in  einem  Lande,  das  eben  erst  der  sozialen  Revolution  wie 
durch  ein  Wunder  entronnen  ist,  die  bürgerlichen  Parteien  der 
Arbeiterpartei  den  Krieg  erklärten,  während  noch  die  ganze  Welt  in 
Angst  und  Sorge  ihre  Blicke  auf  die  Bolschewistenherrschaft  in  Ruß- 
land gerichtet  hat,  so  muß  das  die  ganze  Welt  alarmieren.  Die  Blicke 
unserer  „nationalen"  Politiker  sind  nicht  in  die  Nähe,  sondern  in  die 
Ferne  gerichtet,  man  holt  offenbar  zu  einem  großen  Schlage  aus  und 
wagt  ein  hohes  Spiel.  Während  sonst  im  politischen  Leben  alle 
Lösungen  nur  provisorisch  sind,  in  diesem  Falle  will  man  eine 
definitive  Lösung.  Man  geht  aufs  Ganze.  Die  Yolkskräfte  sollen  neu 
ausbalanciert,  es  soll  eine  politische  Goldbilanz  aufgemacht  werden, 
die  das  Staatswesen  auf  eine  neue  Grundlage  stellt. 

Wenn  schon  von  der  Durchdringung  des  ganzen  Volkes  und 
Staatswesens  mit  christlichem  Geiste  die  Rede  ist,  weiß  jeder,  der  sich 
in  der  Geschichte  auskennt,  was  es  geschlagen  hat.  Derselbe  Wind 
wehte  in  Preußen  in  der  Reaktionszeit  nach  1848,  er  wehte  auch 
unter  der  Präsidentschaft  Mac  Mahons  in  Frankreich:  die  Alliance 
von  Säbel  und  Weihrauchfaß.  Daß  die  Rechte  die  Linke  bekämpft, 
ist  nur  in  der  Ordnung.  Aber  daß  die  Rechte  der  Linken  förmlich 
und  feierlich  die  nationale  Gesinnung  abspricht  und  ihr  die  Volks- 
gemeinschaft kündigt,  ist  nicht  mehr  Parteikampf,  sondern  —  Un- 
ordnung, Bürgerkrieg. 

Der  Kampf  gegen  die  Sozialdemokratie  hat  in  der  Vorkriegszeit 
unsere  ganze  innere  Politik  beherrscht.  Von  ihm  handelt  Fürst  Bülow 
auf  17  von  47  Folioseiten  in  seinem  glänzend  geschriebenen  Aufsatz 
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über  die  deutsche  Politik  unter  Wilhelm  IL,  von  dem  schon  die  Rede 
gewesen  ist.  „In  der  sozialdemokratischen  Bewegung",  so  beginnt 
der  Abschnitt  über  innere  Politik,  habe  ich  vom  ersten  bis  zum  letzten 
Tage  meiner  Ämtsführung  eine  sehr  ernste  und  große  Gefahr  er- 
blickt. Der  Kampf  gegen  die  Sozialdemokratie  ist  Pflicht  jeder 
deutschen  Regierung,  solange  bis  die  Sozialdemokratie  nieder- 
gerungen oder  eine  andere  geworden  ist...  Nachdem 
das  Sozialistengesetz  gefallen  ist,  sind  die  Wege  gewaltsamer  Unter- 
drückung nicht  mehr  gangbar.  Die  letzte  Möglichkeit  für  ein  Vor- 
gehen in  dieser  Richtung  lag  während  der  Zeit  vor,  in  der  ein  Mann 
von  so  unvergleichlichen  Erfolgen,  mit  einem  so  unermeßlichen  An- 
sehen wie  Fürst  Bismarck,  an  der  Spitze  der  Regierung  stand."  Fürst 
Bülow  wollte  die  Sozialdemokratie,  solange  sie  nicht  eine  andere  ge- 
worden war,  durch  den  nationalen  Gedanken  überwinden.  „Das  nati- 
onale Moment  muß  immer  wieder  durch  nationale  Aufgaben  in  den 
Vordergrund  gerückt  werden,  damit  der  nationale  Gedanke  nicht  auf- 
hört, die  Parteien  zu  bewegen,  zu  binden  und  zu  trennen."  Das  war 
ja  der  Fehler  in  der  Regierungskunst  des  Fürsten  Bülow,  daß  er  mit 
Vorliebe  an  die  nationalen  Instinkte  appellierte,  zur  Zeit  und  zur  Un- 
zeit. Caprivi  hat  jeden  seiner  Schritte,  wie  er  einmal  gesagt  hat,  unter 
dem  Gesichtspunkte  geprüft,  wie  er  auf  die  Sozialdemokratie  wirken 
werde. 

Und  Bismarck?  Er  war  ja  der  Vater  des  Gesetzes  gegen  die 
gemeingefährlichen  Bestrebungen  der  Sozialdemokratie.  Aber  als 
das  Gesetz  abgelaufen  war,  hat  er  seine  Erneuerung  absichtlich  ver- 
hindert, obgleich  die  Mehrheit  des  Reichstages  dafür  zu  haben  ge- 
wesen wäre,  wenn  der  Kanzler  auf  den  Ausweisungsparagraphen 
Verzicht  geleistet  hätte.  Das  Sozialistengesetz  war  ein  Schlag  ins 
Wasser  gewesen;  statt  Beruhigung  zu  schaffen,  hatte  es  eine  ungeheure 
Erbitterung  unter  der  Arbeiterschaft  erzeugt.  Als  unser  großer 
Staatsmann  das  eingesehen  hatte,  beugte  er  sich  vor  der  Logik  der 
Tatsachen  und  faßte  den  Entschluß,  den  größten  Fehler  seines 
Lebens  wieder  gutzumachen,  wie  er  einmal  zu  dem  Abgeordneten 
Helldorf  gesagt  hat.  Er  nahm  sich  vor,  das  allgemeine,  gleiche, 
direkte  und  geheime  Reichstagswahlrecht,  das  er  selbst  eingeführt 
hatte,  wieder  abzuschaffen.  Zu  diesem  Zwecke  hatte  er  einen  feinen 
Plan  entworfen.  Der  Kaiser  sollte  erklären,  daß  er  seine  Würde 
niederlegte,  und  zu  gleicher  Zeit  an  seine  Mitfürsten  die  Aufforderung 
richten,  ein  neues  Reich  zu  gründen,  aber  ohne  das  allgemeine, 
gleiche,  geheime  und  direkte  Reichstagswahlrecht.  An  diesem  Plane 
ist  eigentlich  das  Auffallendste  die  Scheu,  die  der  eiserne  Kanzler  vor 
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einem  offenen  Verfassungsbrüche  empfand.  Um  einen  solchen  zu 
vermeiden,  wollte  er  sogar  das  deutsche  Reich  kündigen!  Seinen 
Freunden  gegenüber  pflegte  Bismarck  die  Absicht,  sein  Wahlrecht 
wieder  abzuschaffen,  mit  den  Worten  zu  begründen:  „Was  nicht  will 
mit  deichen,  das  muß  weichen."  Bismarck  wußte  also,  daß  es  nur 
Ein  spezifisches  Mittel  gegen  die  gemeingefährlichen  Bestrebungen  der 
Sozialdemokratie  gibt  —  die  Erfahrung  hatte  es  ihn  gelehrt  —  näm- 
lich eine  Wahlrechtsänderung. 

Im  Königreiche  Sachsen  haben  die  bürgerlichen  Parteien  das 
Kunststück  freilich  im  Handumdrehen  fertig  gebracht,  an  das  sich 
Fürst  Bismarck  selbst  am  Ende  seiner  Laufbahn  nur  zögernd  heran- 
wagte. Am  10.  November  1895  beschloß  die  Kammer,  an  die  Regie- 
rung den  Antrag  zu  richten,  ihr  den  Entwurf  eines  neuen  Wahl- 
gesetzes vorzulegen,  „das  nach  dem  Prinzip  des  Verhältnisses  der 
einzelnen  Staatsbürger  an  direkten  Steuern  aufgebaut  ist."  Niemand 
im  Lande  hatte  von  diesem  Plane  der  Herren  Mehnert,  Opitz  und 
Georgi  etwas  erfahren.  Am  28.  März  1896  wurde  bereits  das  neue 
Wahlgesetz  erlassen,  dem  das  preußische  Landtagswahlrecht  zum 
Muster  gedient  hatte.  Mit  einem  Male  waren  die  Sozialdemokraten 
aus  dem  sächsischen  Landtage  verschwunden.  Wie  war  so  etwas 
möglich  gewesen?  Im  kleinen  geht  manches,  was  sich  im  großen  von 
selbst  verbietet.  Außerdem  war  das  alte  Wahlrecht,  das  durch  jene 
Kammerresolution  beseitigt  wurde,  gar  nicht  das  allgemeine  und 
gleiche  gewesen,  sondern  ein  Censuswahlrecht,  wonach  nur  der- 
jenige ein  Stimmrecht  besaß,  der  mehr  als  einen  Taler  Einkommen- 
steuer bezahlte.  Von  500  000  nach  dem  Reichstagswahlrecht  wahl- 
fähigen Sachsen  waren  durch  den  Talercensus  150  000,  also  ein 
großer  Teil  der  Arbeiterschaft,  vom  Landtagswahlrecht  ausge- 
schlossen gewesen.  Eine  aus  allgemeinem  Wahlrecht  hervor- 
gegangene Kammer  wäre  für  einen  solchen  Wahlrechtsraub  natürlich 
nicht  zu  haben  gewesen. 

Der  Gedanke,  die  Sozialdemokratie  durch  Aenderung  des  Wahl- 
rechts unschädlich  zu  machen,  sie  aus  der  Deichgenossenschaft  aus- 
zuschließen, beherrschte  am  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  alle 
konservativen  Politiker  Deutschlands,  besonders  auch  den  Abge- 
ordneten Freiherrn  von  Stumm.  Er  vertrat  im  Reichstag  den  sonder- 
baren Vorschlag: 

§  1.   Die  Sozialdemokraten  verlieren  das  Wahlrecht. 

§  2.  Die  Führer  der  Sozialdemokraten  werden  ausgewiesen. 

Am  10.  Januar  1895  trat  der  große  Führer  der  nationalliberalen 
Partei,  Rudolf  vonBcnnigsen,  diesem  Gedanken  entgegen.  Er 
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sagte:  „Wir  sind  nicht  in  einem  aristokratischen  Staat,  wo  der  Adel  allein 
das  Heer  darstellt  und  die  übrigen  Massen  nicht  das  Schwert  führen 
dürfen,  nein,  sie  sind  zum  Waffendienst  erzogen  und  verpflichtet,  und 
da  möchte  ich  einmal  sehen,  wie  es  verantwortet  werden  soll,  daß 
ihnen  das  Wahlrecht  entzogen  würde,  weil  sie  Mitläufer  oder  bewußte 
Anhänger  der  sozialdemokratischen  Propaganda  sind.  Nein,  so 
etwas  ist  ernsthaft  nicht  zu  unternehmen,  das  würde  eine  Zerstörung 
unserer  ganzen  jetzigen  Organisation  sein  und  würde  ein  so  straffes 
Anziehen  der  Zügel  verlangen,  daß  dabei  noch  andere  Güter  der  Frei- 
heit und  Kultur  verloren  gehen  könnten,  die  nicht  der  Sozial- 
demokratie gehören.  Das  ist  nach  meiner  Meinung  nicht  ausführbar. 
Ich  habe  vor  Jahren  hier  im  Reichstage  gesagt,  und  im  ganzen  halte 
ich  das  auch  aufrecht,  obwohl  wir  ja  mit  dem  allgemeinen  gleichen 
Wahlrecht  bislang  noch  immer  schlimme  Erfahrungen  gemacht 
haben:  abgeschafft  kann  dieses  Wahlrecht  nur  werden,  wenn  eine 
furchtbare  Revolution  ausgebrochen  und  niedergeschlagen  ist  und 
man  sich  mit  ganz  anderen  Einrichtungen  befassen  will.  Dieses 
Wahlrecht  abzuschaffen,  das  halte  ich  nicht  für  ausführbar." 

Artikel  22  der  Reichsverfassung  bestimmt:  „Die  Abgeordneten 
werden  in  allgemeiner,  gleicher,  unmittelbarer  und  geheimer  Wahl 
von  den  über  20  Jahre  alten  Männern  und  Frauen  nach  den  Grund- 
sätzen der  Verhältniswahl  gewählt."  Und  Artikel  76:  Die  Verfassung 
kann  im  Wege  der  Gesetzgebung  geändert  werden.  Jedoch  kommen 
Beschlüsse  des  Reichstags  auf  Aenderung  der  Verfassung  nur  zu- 
stande, wenn  zwei  Drittel  der  gesetzlichen  Mitglieder  anwesend  sind 
und  wenigstens  zwei  Drittel  der  Anwesenden  zustimmen."  Mit 
anderen  Worten:  Das  allgemeine  Stimmrecht  kann  faktisch  auf  ge- 
setzlichem Wege  überhaupt  nicht  beseitigt  werden.  Sonst  hätte 
Bismarck  ja  auch  nicht  den  Umweg  über  die  Auflösung  des  Reiches 
ins  Äuge  gefaßt. 

Der  große  Kanzler  ist  sich  darüber  auch  vollkommen  klar  ge- 
wesen, daß  es  selbst  auf  diesem  Umweg  ohne  Blutvergießen  nicht  ab- 
gehen werde.  Er  sah  voraus,  daß  sich  die  Arbeiter  zur  Verteidigung 
ihres  Wahlrechtes  erheben  würden,  ja  er  wartete  auf  diese  Erhebung, 
um  die  Sozialdemokratie  mit  Blut  und  Eisen  niederzuwerfen.  Seine 
Politik  war  die  bekannte  „de  la  mer  rouge".  Es  versteht  sich  von 
selbst,  daß  auch  der  „König  Stumm"  sich  keinen  Illusionen  hin- 
gegeben hat. 

Wer  die  Sozialdemokratie  wirksam  bekämpfen  will,  muß 
also  das  allgemeine,  gleiche  Wahlrecht,  wenn  es  bereits  eingeführt 
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ist,  wieder  beseitigen,  und  diese  Beseitigung  ist  nur  mit  dem  Mitte! 
des  Verfassungsbruches  und  unter  Anwendung  von  Gewalt  möglich. 

Sollten  nun  unsere  deutschnationalen  Politiker,  die  soeben  der 
Sozialdemokratie  in  aller  Form  den  Krieg  erklärt  haben,  klüger  sein, 
als  Fürst  Bismarck,  Rudolf  von  Bennigsen,  der  Freiherr  von  Stumm 
und  die  ganze  Generation  der  Männer,  die  vor  dem  Kriege  die  Träger 
der  deutschen  Reichspolitik  gewesen  sind?  Verfügen  sie  über  ein 
neues  Rezept  oder  schmeicheln  sie  sich  mit  der  Hoffnung,  der  Sozial- 
demokratie nach  der  Empfehlung  des  Fürsten  Bülow  durch  den 
nationalen  Gedanken,  mit  dem  sie  ja  heute  noch  den  christlichen  eng 
verknüpft  haben,  das  Wasser  abgraben  zu  können? 

Fürst  Bülow  hatte  als  ein  Mittel  zur  Bekämpfung  der  Sozial- 
demokratie eine  mutige  und  großzügige  Politik  empfohlen,  die  die 
Freude  an  der  Gegenwart  des  nationalen  Lebens  zu  erhalten  versteht. 
Wer  könnte  eine  solche  Politik  heute  in  Deutschland  noch  treiben? 
Wehrlos,  ehrlos,  das  ist  zwar  nicht  wahr.  Aber  daß  ein  wehrloses 
Land  keine  großzügige  nationale  Politik  machen  kann,  ist  leider  nur 
allzu  wahr.  Unsere  deutschnationalen  Freunde  sind  ja  auch  ihrer 
ganzen  Einstellung  nach  keine  Schüler  des  Fürsten  Bülow,  sondern 
des,  wenn  auch  mißverstandenen,  Fürsten  Bismarck.  Wenn  sie  heute 
den  Kampf  gegen  die  Sozialdemokratie  in  den  Mittelpunkt  ihrer 
Politik  gestellt  haben  —  und  das  haben  sie  getan  —  so  schwebt  ihnen 
nicht  der  Kampf  des  Gedankens  vor,  auf  den  der  vierte  Reichskanzler 
noch  seine  Hoffnung  gesetzt  hatte,  sondern  die  Methode  des  eisernen 
Kanzlers,  also  der  Bruch  der  Reichsverfassung  und  die  Abschaffung 
des  allgemeinen,  gleichen,  geheimen  Reichstagswahlrechts.  „Was 
nicht  mit  will  deichen,  das  muß  weichen."  Wir  weigern  uns  auch  zu 
glauben,  daß  Männer  wie  Hergt  und  Westarp  mit  einer  weißen  Salbe 
kommen  wollen,  wo  nachgewiesenermaßen  nur  eine  Operation  helfen 
kann.  Inzwischen  haben  sie  ja  auch  schon  den  Antrag  auf  Aenderung 
des  Wahlrechts  im  Reichstag  eingebracht! 

Zwischen  der  Politik  des  Fürsten  Bismarck  und  derjenigen  der 
Volksgemeinschaft  besteht  dennoch  ein  gewaltiger  Unterschied,  der 
dem  Unterschiede  zwischen  der  Sozialdemokratie  von  damals  und 
der  Sozialdemokratie  von  heute  proportional  ist.  Bismarck  ist  an  sich 
gar  kein  Feind  des  allgemeinen,  gleichen  Wahlrechts  gewesen.  In 
seiner  Reichstagsrede  vom  17.  September  1878,  also  auf  der  Höhe 
seiner  staatsmännischen  Laufbahn,  hat  er  jenen  Vergleich  zwischen 
Reichstag  und  Landtag  gezogen:  „Ich  will  weder  dem  Landtage  etwas 
Unangenehmes,  noch  dem  Reichstag  eine  Schmeichelei  sagen,  aber 
ich  verkehre   lieber  hier   inmitten    der  Ergebnisse  des    allgemeinen 
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Stimmrechts,  trotz  der  Auswüchse,  die  wir  ihm  verdanken.  Die  Nach- 
weise, warum,  überlasse  ich  jedem  selbst  zu  finden,  der  beide  Ver- 
sammlungen kennt,  aber  ich  kann  mich  nicht  dazu  verstehen,  daß 
das  allgemeine  Stimmrecht  bisher  ad  absurdum  geführt  worden 
wäre  durch  seine  Ergebnisse,  und  daß  ein  anderes,  namentlich  ein 
besseres,  sein  Examen  bereits  bestanden  hätte."  Aber  in  der  Sozial- 
demokratie hatte  er  den  Feind  erkannt,  „gegen  den  der  Staat,  die  Ge- 
sellschaft sich  im  Stande  der  Notwehr  befinden."  Die  Beseitigung  des 
allgemeinen  Stimmrechts  war  für  den  Fürsten  Bismarck  nur  das 
Mittel,  um  die  Sozialdemokratie  niederzuwerfen.  II  faut  briser  des 
oeufs,  pour  faire  une  omelette.  (Ipsissima  verba  des  Fürsten.)  Wenn  die 
Sozialdemokratie  schon  zu  seiner  Zeit  das  Erfurter  mit  dem  Heidel- 
berger Programm  vertauscht  hätte,  es  würde  dem  Reichsgründer  gar 
nicht  eingefallen  sein,  an  dem  Reichstagswahlrecht  zu  rühren: 
Quieta  non  movere!  Die  Herren  Westarp  und  Hergt  dagegen  setzen 
trotz  des  Wandels  der  Zeiten  und  der  Menschen  den  Kampf  des 
Fürsten  Bismarck  gegen  die  Sozialdemokratie  durch  Abschaffung 
des  allgemeinen,  gleichen  Wahlrechts  fort,  obgleich  sie  gar  nicht  mehr 
„gemeingefährlich"  ist. 

Die  Sozialdemokratie  deicht  mit  und  soll  trotzdem  aus  der  Deich- 
genossenschaft ausgeschlossen  werden?  „Wir  leben  und  wirken  in 
der  Republik,"  hat  Wels  auf  dem  letzten  Parteitag  erklärt.  Warum 
haben  unsere  deutschnationalen  Freunde  die  Sozialdemokraten  den- 
noch in  Acht  und  Bann  getan?  Warum  wollen  sie  trotzdem  das 
Wahlrecht  ändern?  Die  Volksgemeinschaft  schlägt  auf  die  Sozial- 
demokratie und  meint  die  Demokratie,  sie  rüttelt  an  der  sozialdemo- 
kratischen Säule,  um  das  ganze  Gebäude  der  demokratischen  Re- 
publik zum  Einsturz  zu  bringen.  Würde  es  gelingen,  die  sozial- 
demokratische Reichstagsfraktion  durch  eine  Aenderung  des  Wahl- 
rechts etwa  auf  die  Hälfte  ihres  jetzigen  Bestandes  herab  zu  drücken, 
wäre  es  um  die  Demokratie  geschehen.  Während  Bismarck  den 
Kampf  gegen  das  Wahlrecht  eröffnet  hatte  (die  Tatsache  selbst  wird 
übrigens  heute  noch  bestritten),  um  die  Sozialdemokratie  zu  Fall  zu 
bringen,  haben  sie  den  Kampf  gegen  die  Sozialdemokratie  eröffnet, 
um  das  allgemeine  Stimmrecht  zu  Fall  zu  bringen;  denn  mit  ihm 
steht  und  fällt  die  Demokratie.  Si  duo  faciunt  idem,  non  est  idem 
(wenn  zwei  dasselbe  tun,  ist  es  nicht  dasselbe).  Der  Reichsgründer 
wollte  das  Reich  gegen  seine  Feinde  verteidigen,  seine  „Erben"  greifen 
die  Republik  an,  weil  sie  selbst  ihre  Feinde  sind.  Defensive  und 
Offensive! 

Aber  warum  haben  die  Parteien  der  Volksgemeinschaft  so  weit 
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ausgeholt  und  den  Kampf  gegen  die  Sozialdemokratie  vom  Zaune 
gebrochen,  wenn  sie  es  auf  das  allgemeine  gleiche  Reichstags- 
wahlrecht abgesehen  haben?  Das  allgemeine  gleiche  und  geheime 
Reichstagswahlrecht  besitzt  unser  Volk  seit  der  Gründung  des 
Reiches  und  nicht  erst  seit  der  Errichtung  der  Republik;  es  ist 
Millionen  deutscher  Männer  und  heute  auch  Frauen,  Sozialdemo- 
kraten und  NichtSozialdemokraten,  ans  Herz  gewachsen.  Einer 
Parole  gegen  das  allgemeine  gleiche  Reichstagswahlrecht  würden 
ganz  wenige  Anhänger  der  deutschen  Volkspartei  und  noch  weniger 
Zentrumswähler  Folge  leisten.  Aus  diesem  Grund  ist  es  geschehen, 
daß  die  Führer  der  Volksgemeinschaft  statt  des  geraden  Weges  den 
krummen  gewählt  haben.  Man  muß  im  Leben  und  besonders  im 
politischen  wissen,  wie  man  eine  Sache  aufzuziehen  hat.  Wer  in 
der  Politik  etwas  erreichen  will,  muß  an  die  nationalen  Instinkte 
appellieren.  „Airways  for  stars  and  stripes",  so  hat  einmal  ein  ame- 
rikanischer Zeitungsverleger  seine  Redakteure  instruiert.  Die 
„nationalen  Parteien"  haben  also  den  alten  Haß  gegen  die  Sozial- 
demokratie, gegen  die  vaterlandslosen  Gesellen,  wieder  aufgewärmt, 
um  in  der  Hitze  des  Gefechtes  das  allgemeine  gleiche  geheime 
Reichstagswahlrecht,  d.i.  aber  die  Demokratie,  zu  Falle  zu  bringen. 
Wer  achtet,  wenn  einmal  die  nationale  Leidenschaft  entbrannt  ist, 
noch  darauf,  welche  Werte  durch  den  Kampf  zerstört  werden?  II 
faut  briser  des  oeufs,  pour  faire  une  omelette. 

Im  März  1925  ist  eine  Schrift  „Deutscher  Aufstieg"  erschienen. 
Die  Herausgeber  sind  zwei  deutschnationale  Schriftsteller,  Dr.  Hans 
von  Arnim  und  Prof.  Dr.  Georg  von  Below.  Den  Inhalt  bilden 
59  Lebensbilder  konservativer  oder  deutschnationaler  Politiker,  von 
Friedrich  von  Genz  bis  Heinrich  Claß;  vorausgeschickt  wird  eine 
„Geschichte  der  rechtsstehenden  Parteien";  die  „Geschichte"  ist  im 
wesentlichen  aber  nichts  anderes  als  eine  Polemik  gegen  die  Demo- 
kratie. Die  Demokratie  wird  die  große  politische  und  soziale  Gefahr 
der  Gegenwart  genannt.  „Alle  gesunden  Staaten  suchen  die  Ge- 
fahren der  äußersten  Demokratie  von  sich  fern  zu  halten  .  .  .  Für 
Deutschland  aber  bedeutet  die  demokratische  Gefahr  um  so  mehr, 
als  es  unter  seinen  bürgerlichen  Parteien  solche  besitzt,  die  nicht 
in  dem  Grade  nationalen  Charakter  haben  wie  die  bürgerlichen 
Parteien  anderer  Länder."  Die  bekannte  deutschnationale  Sottise! 
Das  Buch  „Deutscher  Aufstieg"  ist  eine  wenn  auch  nur  partei- 
offiziöse Propagandaschrift  der  reaktionären  Parteien.  Wir  würden 
seiner  keine  Erwähnung  tun,  wenn  sich  nicht  in  jenem  Aufsatze 
Georg  von  Belows    eine  Ausführung   befände,    in   der   zum    ersten 
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Male  —  soweit  wir  wenigstens  unterrichtet  sind  —  wenn  auch  in 
aller  Vorsicht  und  in  offensichtlich  gewollter  Unklarheit,  die  Be- 
seitigung des  allgemeinen  gleichen  Reichstagswahlrechts  ausdrück- 
lich gefordert  wird.  Die  Katze  ist  aus  dem  Sack  herausgeschlüpft, 
die  „Volksgemeinschaft"  hat  ihre  Maske  gelüftet. 

„Die  historische  Stellung  des  preußischen  Landtages",  so  lesen 
wir,  „ist  die,  daß  er  (insbesondere  seit  dem  Ausgange  der  70  er  Jahre 
des  vorigen  Jahrhundert)  ein  Gegengewicht  gegen  den  demo- 
kratischen Reichstag  bildet.  Wie  notwendig  ein  solches  ist,  erkennen 
wir  voll  erst  heute,  wo  mit  überraschender  Schnelligkeit  die  Ueber- 
zeugung  sich  verbreitet  hat,  daß  neben  der  Nationalversammlung 
ein  weniger  demokratisches,  ein  berufsständisches  Parlament  un- 
entbehrlich ist.  Der  konservative  Vorschlag,  das  preußische  Klassen- 
wahlrecht durch  ein  berufsständisches  zu  ersetzen,  war  früher  als 
mittelalterlich  abgewiesen  worden,  heute  erfreut  er  sich  zunehmen- 
der Anerkennung,  und  von  dieser  Erkenntnis  aus  versteht  man  es 
heute,  daß  die  Konservativen  und  der  größte  Teil  der  National- 
liberalen der  Einführung  des  Wahlrechtes  in  Preußen  widersprochen 
hatten.  Es  handelt  sich  um  die  große,  an  alle  Staaten  herantretende 
Frage,  ob  ein  Staat  mit  einer  so  extrem  demokratischen  Verfassung, 
wie  die  Sozialdemokratie  sie  fordert,  noch  regiert  werden  kann,  und 
es  wächst  die  Einsicht,  daß  die  Entscheidung  über  das  Schicksal  des 
Staates  und  Volkes  nicht  einem  einzigen,  ganz  demokratischen 
Parlament  überlassen  werden  kann." 

Danach  scheint  es  so,  als  ob  man  in  den  Kreisen,  die  sich  für 
die  neue  Volksgemeinschaft  begeistern,  auch  mit  dem  Gedanken  spielte, 
den  aus  allgemeinen  gleichen  Wahlen  hervorgegangenen  Reichstag 
zwar  bestehen  zu  lassen,  aber  neben  ihm  eine  zweite  Kammer  mit 
denselben  Kompetenzen  wie  sie  der  Reichstag  besitzt,  zu  errichten, 
die  von  den  „B  eruf  s  s  t  änden"  gebildet  werden  soll.  Die  Idee 
R.  von  Mohls,  Schaefrles  und  manches  anderen  konservativen  Schrift- 
stellers in  Deutschland. 

Ein  reaktionärerer  Vorschlag  als  dieser  ist  aber  noch  nie  gemacht 
worden.  Der  Abgeordnete  soll  der  Vertreter  des  ganzen  Volkes  sein 
und  nicht  eines  einzelnen  Standes.  Er  soll  nicht  das  Wohl  einer  Gruppe, 
sondern  das  Gesamtwohl  zur  Richtschnur  seines  Handelns  nehmen. 
Diese  zweite  Kammer  würde  aber  aus  Abgeordneten  bestehen,  die 
sich  dem  Druck,  der  von  den  Berufen  auf  sie  ausgeübt  werden 
würde,  gar  nicht  entziehen  könnten.  Er  ist  heute  schon  im  Reichstag 
schlimm  genug.  Hier  Landwirtschaft,  dort  Industrie;  hier  Spinner, 
dort  Weber;  hier  Bauern,  dort  Großgrundbesitzer;  hier  Arbeitgeber, 
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dort  Arbeitnehmer.  Es  würde  ein  wahrer  „bellum  omnium  contra 
omnes"  (Krieg  aller  gegen  alle)  werden.  „Und  regelmäßig  würde 
der  Streit  damit  enden,  daß  sich  einige  starke  Interessengruppen 
auf  Kosten  der  anderen  miteinander  verbinden."  (Meyer,  Das  parla- 
mentarische Wahlrecht.)  Die  alten  Stände  würden  zu  neuem  Leben 
erweckt  werden,  und  es  würde  wieder  privilegierte  Stände  geben. 
Das  letztere  ist  natürlich  gerade  der  Zweck,  den  unsere  Reaktionäre 
mit  ihrem  Plane  verfolgen.  In  dieser  zweiten  Kammer  würden  tausend 
Arbeiter  soviel  zu  sagen  haben  wie  ein  Arbeitgeber,  wodurch  die 
reaktionären  Parteien  die  gewünschte  Mehrheit  erhalten  würden  und 
zwar  für  immer.  Eine  Yerwässerung  des  allgemeinen  und  gleichen 
Stimmrechtes  durch  den  Zensus  oder  durch  Pluralstimmen  wäre, 
verglichen  mit  der  Schaffung  einer  zweiten  beruisständischen  Kammer, 
das  kleinere  Uebel.  In  der  ganzen  Welt  gibt  es  bis  jetzt  keine  solche 
Spottgeburt  von  Dreck  und  Feuer,  wie  dieses  Parlament  der 
Schuster  und  Schneider  oder,  sagen  wir  höflicher,  dieser  zum 
Gesetzgeber  beförderte  Reichswirtschaftsrat. 

Der  Gedanke,  daß  ein  berufsständisches  Parlament  neben  dem 
Reichstage  unentbehrlich  sei,  soll  sich,  wie  unsere  deutschnationalen 
Schriftsteller  versichern,  mit  überraschender  Schnelligkeit  verbreitet 
haben.  Ganz  unrecht  haben  sie  nicht.  Denn  dieselbe  Bewegung,  die 
sie  bei  uns  ins  Leben  rufen  wollen,  hat  bereits  in  Italien  ihren  Höhe- 
punkt erreicht  und  befindet  sich  auch  in  Spanien  auf  dem  Marsche: 
die  „Verfassungsreform"  der  Fascisten  und  Generäle.  Mit  dem- 
selben Gedanken  tragen  sich  die  Fascisten  in  Frankreich.  Sie  ver- 
langten in  einer  Kundgebung  am  Jahrestag  des  Sieges  von  Verdun 
1926  eine  Kammer  der  „Erzeuger"  und  eine  Kammer  der  „Familien- 
väter". Erzeuger  in  diesem  Zusammenhang  soll  wohl  soviel  be- 
deuten wie  Erzeuger  von  Waren.  Der  Kampf  gegen  die  Demokratie 
hat  also  auf  der  ganzen  Linie  begonnen.  Statt  der  vielen  sollen 
wenige  herrschen.  Und  überall  haben  sich  die  Patrioten  mit  den 
Reaktionären  gegen  den  gemeinsamen  Feind,  die  internationale 
Sozialdemokratie,  verbunden.  Wer  wollte  angesichts  einer  solchen 
Solidarität  der  Gedanken  und  Interessen  bei  Germanen  und  Romanen 
noch  daran  zweifeln,  daß  alle  Menschen  Brüder  sind? 

Das  Staatsideal  der  nationalen  Parteien  in  Deutschland  ist  heute, 
wie  wir  gesehen  haben,  nicht  mehr  die  Monarchie,  die  ja  auch  nicht 
das  Staatsideal  des  Fascismus  ist,  sondern  die  Oligarchie,  die 
Gentlemenherrschaft,  wie  sie  sich  in  England  bis  in  die  neuere  Zeit 
hinein  behauptet  hatte,  die  Klassenherrschaft  nach  preußischem 
Muster,  der  Ständestaat,  also  die  Aristokratie.    Wie  Treitschke 
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über  die  Möglichkeit  gedacht  hat,  daß  in  Europa  wieder  einmal  eine 
aristokratische  Republik  entstehen  könnte,  wissen  wir.  „Es  gehört 
dazu,  daß  die  Masse  des  Volkes  sich  trösten  läßt  und  mit  Ergeben- 
heit die  Herrenstände  achtet."  Treitschke  sagt  sogar  in  demselben 
Zusammenhang,  übrigens  in  vollster  Uebereinstimmung  mit 
Wilhelm  Röscher,  „Die  Monarchie  steht  zwischen  den  beiden  repu- 
blikanischen Staatsform^n  .  .  .  Wo  mehrere  herrschen,  da  scheint 
nach  einem  alten  Erfahrungssatze  die  Herrschaft  um  der  mehreren 
willen  ausgeführt  zu  werden.  Ein  einzelner  auf  sich  allein  stehender 
Herrscher  dagegen  scheint  eher  nur  das  Wohl  des  Ganzen  im  Äuge 
zu  haben.  Fast  niemals  können  daher  Monarchien  so  unbeliebt 
werden  wie  rein  aristokratische  Staaten.  .  .  .  Diese  Staatsform  ist 
daher  so  schwer  zu  handhaben,  weil  die  Vorstellung,  auf  der  sie 
beruht,  die  der  Sonderung,  der  Äbschließung  der  Stände,  unzweifel- 
haft dem  natürlichen  Freiheitsdrange  der  Menschen  widerspricht 

Von  der  bürgerlichen  Aristokratie  Hollands  haben  wir  den  verächt- 
lichen Namen  Janhagel  zur  Bezeichnung  des  niederen  Volkes  über- 
nommen. Es  ist  die  Herrengesinnung,  die  über  sich  keinen  höchsten 
Herren  hat."  Herrenstände  leben  von  ihrer  Rente  und  nicht  von 
ihrer  Hände  Arbeit.  Wo  sind  diese  Stände  heute  in  Deutschland? 
In  einer  Zeit,  in  der  Tausende  von  Edelleuten  ihre  Kohlen  selber 
tragen  und  Hunderttausende  von  Damen  ihre  Wäsche  selber 
waschen,  fehlt  es  nicht  nur  an  der  Masse  des  Volkes,  die  sich  trösten 
läßt,  von  der  Treitschke  gesprochen  hat,  sondern  auch  an  den  oberen 
Zehntausend,  die  sie  allenfalls  trösten  könnten.  Oder  sollen  die 
neuen  Reichen  heute  die  Tröster  der  alten  und  neuen  Armen  spielen? 

Wenn  sich  das  preußische  Landtagswahlrecht  so  lange  be- 
hauptet hat,  obgleich  es  nach  dem  Grundsatz  aufgebaut  war:  Wer  da 
hat,  dem  wird  gegeben,  und  wer  da  nicht  hat,  dem  wird  genommen, 
so  lag  das  daran,  daß  der  Landtag  nur  ein  Nebenparlament  war 
und  die  großen  Angelegenheiten  des  Landes  und  Volkes  im  Reichs- 
tag erledigt  wurden.  Aber  auch  in  den  zwanzig  Jahren,  in  denen  der 
Landtag  noch  keinen  Reichstag  über  sich  hatte,  sind  die  Interessen 
der  Arbeiter  in  Preußen  nicht  vernachlässigt  worden.  Die  preußische 
Krone,  oder  genauer  gesagt,  die  nur  von  ihr  und  nicht  von  dem 
Parlamente  abhängige  preußische  Beamtenschaft,  wachte  darüber, 
daß  jedem  ungefähr  das  Seine  wurde:  die  Monarchie  als  Schutz- 
herrin der  Armen  gegen  die  Selbstsucht  der  Reichen. 

Es  ergibt  sich  also  gerade  aus  der  Tatsache,  daß  wir  keine 
Monarchie  mehr  haben,  die  sittliche  und  politische  Notwendigkeit, 
daß  das  parlamentarische  Wahlrecht  allgemein  sein  muß  und  gleich, 
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und  daß  wir  nicht  noch  neben  dem  aus  allgemeinen  und  gleichen 
Wahlen  hervorgegangenen  Reichstag  eine  Kammer  der  Besitzenden 
oder  der  „Erzeuger"  errichten  dürfen.  Oder  sind  die  Politiker,  die 
sich  heute  für  die  Volksgemeinschaft  begeistern,  so  naiv,  zu  glauben, 
daß  die  soziale  Moral  in  Deutschland  derartige  Fortschritte  gemacht 
habe,  daß  man  heute  die  Sorge  für  das  Wohl  der  Arbeiter,  der 
Angestellten,  der  Beamten,  ja  der  Konsumenten  überhaupt,  den 
Spitzen  verbänden  in  Industrie  und  Landwirtschaft  überlassen  darf? 
Wenn  wir  das  allgemeine  gleiche  Wahlrecht  preisgeben  oder 
neben  der  Volkskammer  noch  eine  Privilegiertenkammer  er- 
richten würden,  ohne  zu  gleicher  Zeit  die  Monarchie  wieder 
herzustellen,  würde  Deutschland  eine  viel  reaktionärere  Ver- 
fassung erhalten,  als  es  vor  dem  Kriege  besessen  hat.  Die  „konser- 
vative Republik"  ist  die  rückschrittlichste  Staatsform,  die  gedacht 
werden  kann.  Die  Monarchie  steht  der  Demokratie  viel  näher  als  die 
Oligarchie. 

„Das  also  war  des  Pudels  Kern",  das  Wesen  der  Volksgemein- 
schaft. Unsere  deutschnationalen  Freunde  sind  auf  die  Idee  ge- 
kommen, daß  man  gar  keine  nationale  Diktatur  zu  errichten  braucht, 
um  die  Demokratie  wieder  zu  beseitigen.  Wenn  die  Möglichkeit 
besteht,  der  Demokratie  durch  eine  bloße  Äenderung  des  Wahl- 
rechtes das  Genick  zu  brechen  und  die  Klinke  der  Gesetzgebung 
den  gebildeten  und  besitzenden  Klassen  in  die  Hand  zu  drücken, 
warum  soll  man  sich  dann  unter  das  Joch  des  Diktators  beugen 
und  den  Verlust  des  Rechtsstaates  ertragen? 

Der  Kampf  gegen  die  Sozialdemokratie  ist  auch  viel  bequemer 
zu  führen,  als  der  Kampf  gegen  die  Republik,  weil  seine  Helden 
nicht  der  Gefahr  ausgesetzt  sind,  mit  den  Gesetzen  zum  Schutze 
der  Republik  oder  mit  den  Hochverratsparagraphen  in  Konflikt  zu 
geraten.  Eine  Partei,  deren  Programm  es  bloß  wäre,  den  §  22  der 
Reichsverfassung  zu  ändern,  oder  ihr  einen  neuen  Paragraphen 
einzufügen,  um  den  §  22  einzuschränken,  wie  sollte  sie  in  den  Ver- 
dacht geraten,  eine  Feindin  der  Republik  zu  sein?  Das  Loch  soll 
heute  also  gebohrt  werden,  wo  das  Brett  am  dünnsten  ist.  D  i  e 
Reaktion  marschiert.  Unsere  Freunde  sind  von  dem  hohen 
Rosse  herabgestiegen  und  haben  sich  ein,  ach  so  nahe  liegendes, 
Ziel  gesteckt:  die  „autoritäre  Republik",  wie  man  in  den  70er  und 
80er  Jahren  in  Frankreich  zu  sagen  pflegte.  Der  Staatskörper,  der 
durch  die  Revolution  auseinander  geraten  ist,  soll  wieder  eingerenkt, 
die  Füße  sollen  wieder  Füße  und  die  Hände  wieder  Hände  werden 
und    der    Kopf    soll    wieder    beiden    ihre  Bewegung    vorschreiben. 
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Eigentlich  mehr  eine  gesellschaftliche  als  eine  politische  oder  gar 
hochpolitische  Angelegenheit;  keine  Restauration,  sondern  nur  eine 
Reaktion.  Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  mit  dieser  Leim- 
rute die  Führer  der  deutschnationalen  Partei  die  Führer  der 
deutschen  Volkspartei  für  ihren  Plan  (der  ja  bei  Leibe  kein  Um- 
sturzplan ist)  gewonnen  haben  und  auch  noch  die  Führer  der 
Zentrumspartei  zu  gewinnen  hoffen. 

Damals,  als  es  den  leitenden  Männern  der  deutschen 
Yolkspartei  gelang,  die  Hälfte  der  deutschnationalen  Fraktion 
für  die  Annahme  des  Dawesprogramms  zu  gewinnen,  haben  sie  den 
Frieden,  den  sie  mit  der  Demokratie  gemacht  hatten,  in  ihrem 
Herzen  bereits  wieder  gebrochen.  Sie  haben  den  abtrünnigen 
Deutschnationalen  damals  für  ihre  Stimmen  einen  höheren  Preis  in 
Aussicht  gestellt,  als  lediglich  die  Aufnahme  einiger  deutsch- 
nationaler Politiker  in  die  Regierung.  Für  ein  Linsengericht  würden 
die  48  deutschnationalen  Abgeordneten  ihr  Erstgeburtsrecht  (nach 
der  Rangliste  der  Patrioten)  auch  nicht  verkauft  haben.  Im 
August  des  Jahres  1923  hatte  sich  die  deutsche  Volkspartei  ent- 
schlossen, um  den  Staat  zu  retten,  mit  den  Sozialdemokraten  zu- 
sammen die  große  Regierungskoalition  zu  bilden.  Der  Vorsitzende 
Stresemann  übernahm  selbst  die  Führung  der  Geschäfte.  Die 
deutschnationalen  Zungen  lästerten:  „Natürlich  macht  der  Mann 
das  bloß  aus  persönlichem  Ehrgeiz".  Wie  oft  hat  Stresemann  in 
den  nächsten  Wochen  nicht  in  bewegten  und  schönen  Worten  den 
Segen  der  großen  Koalition  gepriesen?  Sie  ist  ja  auch  nicht  von  der 
Deutschen  Volkspartei  aufgelöst  worden,  sondern  von  der  Sozial- 
demokratie, die  ihre  Leute  bereits  am  2.  November  1923  aus  dem 
Kabinett  zurückzog,  weil  ihr  das  Vorgehen  gegen  die  rote 
Regierung  in  Sachsen  nicht  paßte.  In  Preußen  hat  die  große 
Koalition  sogar  eine  Lebensdauer  von  mehr  als  drei  Jahren  erreicht 
und  in  Sachsen  eine  noch  längere.  Das  ist  unter  der  Herrschaft 
des  Parlamentarismus  eine  lange  Zeit.  Am  26.  Januar  1925  wurde 
sie  von  der  Deutschen  Volkspartei  gekündigt.  Der  Finanzminister 
Dr.  von  Richter  und  der  Unterrichtsminister  Dr.  Bölitz,  die  beiden 
volksparteilichen  Mitglieder  der  Regierung,  mußten  ihren  Austritt 
aus  dem  Kabinett  erklären.  Sie  taten  es  bewegten  Herzens.  „Finanz- 
minister Dr.  von  Richter  gedachte  sodann  in  warmen  Worten  der 
mehr  als  dreijährigen  Zusammenarbeit  der  vier  Parteien  in  der 
großen  Koalition.  Er  stellte  fest,  daß  der  jetzt  angezeigte  Austritt 
aus  dem  Kabinett  keine  Desavouierung  der  Politik  dieser  großen 
Koalition  bedeutet.    Diese  Politik   könne    auf   viele  Erfolge   zurück- 
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blicken  und  es  sei  ihm  ein  aufrichtiges  Bedürfnis  festzustellen,  daß 
das  Kabinett  trotz  der  grundsätzlichen  Verschiedenheit  in  der  Auf- 
fassung seiner  Mitglieder  zum  Wohle  des  Vaterlandes  zusammen- 
gearbeitet habe,  daß  alle  seine  Mitglieder  gleichmäßig  bemüht 
gewesen  seien,  nicht  Parteiminister,  sondern  Minister  der  großen 
Koalition  zu  sein.  Auch  der  Ministerpräsident  insbesondere  sei 
stets  bestrebt  gewesen,  ehrlich  und  loyal  den  Interessen  dieser  Politik 
Rechnung  zu  tragen.  Dr.  von  Richter  sprach  dem  Minister- 
präsidenten und  allen  Staatsministern  seinen  und  seines  Kollegen 
Dr.  Bölitz  Dank  aus  für  die  gemeinsame  Arbeit,  die  nicht  nur  eine 
angenehme  schöne  Erinnerung  ihres  Lebens  sei,  sondern  auch  für 
Preußen-Deutschland  nicht  verloren,  vielmehr  von  Erfolg  und  Be- 
deutung gewesen  sei."     (Frankf.  Ztg.,  7.  Jan.  25.) 

Und  mit  einem  Male  soll  sich  herausgestellt  haben,  daß  bürger- 
liche Parteien  mit  der  Sozialdemokratie  nicht  mehr  zusammen 
regieren  können?  Der  Volksmund  pflegt  in  einem  solchen  Falle  zu 
sagen:  „Dahinter  steckt  mehr."  Es  gehört  nicht  viel  Scharfsinn 
dazu,  zu  erkennen,  daß  die  deutsche  Volkspartei  diesen  Bruch  mit 
der  Sozialdemokratie  nicht  vollzogen,  eine  große  und  konstruktive 
politische  Idee,  die  ihre  Probe  bestanden  hatte,  nicht  preisgegeben 
hätte,  wenn  sie  sich  nicht,  mit  Rudolf  von  Bennigsen  zu  reden, 
künftig  mit  ganz  anderen  Einrichtungen  befassen  wollte.  Der 
reaktionäre  Flügel  in  der  Partei  hat  gesiegt.  Ende  September  1923 
war  bereits  eine  Palastrevolution  ausgebrochen.  Der  Abgeordnete 
Maretzky  rief  damals  seinem  Kollegen  Stresemann  zu:  „Viele  hoffen 
auf  den  Reichskanzler,  aber  nicht  auf  den,  der  redet,  sondern  auf  den, 
der  handelt.  Sollte  die  große  Koalition  das  Hindernis  sein,  das 
energische  Maßnahmen  nicht  zuläßt,  so  scheint  mir  die  Rettung  des 
Volkes  mehr  wert  zu  sein,  als  die  große  Koalition."  Damals  schon 
wurde  von  der  Mehrheit  der  Fraktion  die  Aufnahme  der  Deutsch- 
nationalen in  die  Regierung,  die  natürlich  den  Austritt  der  Sozial- 
demokraten zur  Folge  haben  mußte,  verlangt.  In  der  Tat  sah  sich 
Stresemann  durch  die  Konspiration  seiner  eigenen  Parteigenossen 
mit  den  Deutschnationalen  gezwungen,  die  Regierung  niederzulegen. 
Es  gelang  dem  behenden  Staatsmanne  aber  noch  einmal,  den 
Sturm  in  der  eigenen  Partei  zu  beschwören.  Rm  4.  Oktober  war  der 
Rücktritt  erfolgt,  am  6.  Oktober  trat  er  als  wiederernannter  Kanzler 
vor  den  Reichstag,  nachdem  er  den  sozialdemokratischen  Finanz- 
minister Hilf  er  ding  durch  den  späteren  Reichskanzler  Dr.  Luther 
ersetzt  hatte.  In  seiner  Antrittsrede  wandte  er  sich  mit  ernsten 
Worten  „gegen  die  Kritik   der  Wirtschaftsführer   und    die   gehäuften 
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Aufrufe  der  Deutschnationalen."    Aber  er  begann   auch   schon  von 
der   Notwendigkeit   zu   sprechen,    die   Deutschnationalen   zur   Teil- 
nahme an  der  Verantwortung  zu  zwingen.     Nach  den  Reichstags- 
wahlen im  Herbst  1924  ist  die  definitive  Entscheidung  innerhalb  der 
Reichstagsfraktion  der  deutschen  Volkspartei  gefallen.    Sie  fiel  nach 
rechts,  Stresemann  unterlag.    Der  Geist  der  Wirtschaftsführer  hatte 
gesiegt,  die  heute  nicht  nur  die  Herren  in  ihrem  Hause,  sondern  auch 
im  Staate  sein  wollen.    „Wir  stehen   vor    der  Neuordnung  unseres 
Steuersystems  und  vor  der  Aufstellung  eines  Zolltarifes",  so  sagten  sie; 
wenn  die  großen  Interessen  nicht  leiden  sollen,  muß  die  Regierung 
in  den  nächsten  Jahren  in  den  Händen  von  Männern  liegen,  die  nicht 
von  den  Arbeitern  oder  anderen  kleinen  Leuten  abhängen."    So  ist 
es  gekommen,  daß   die  Deutsche  Volkspartei   ein  Bündnis   mit   den 
Deutschnationalen  geschlossen  hat,  um  die  Macht  der  Sozialdemo- 
kratie zu  brechen  und  der  Demokratie  den  Giftzahn  auszuziehen. 
Aber  einen  Vorbehalt  haben  die  Epigonen  der  alten  Nationalliberalen 
doch    gemacht:    Republik    und  Parlamentarismus    müssen    erhalten 
bleiben.    Nicht,  daß  ihre  Herzen  an  diesen  Errungenschaften    der 
Revolution  hingen,  aber  daß  eine  parlamentarische  Republik  immer 
noch  besser  ist  als  Absolutismus  und  Diktatur,  dessen  waren  sich 
Stresemann  und  seine  Freunde   doch  bewußt.    Sie  haben  mit  den 
Deutschnationalen  also  einen  Vergleich  abgeschlossen,  wonach  diese 
auf   die  Diktatur    verzichteten,    während    sie    selbst    die  Reaktion 
konzedierten.  Die  Deutsche  Volkspartei  ist  in  das  reaktionäre  Lager 
übergegangen  unter  der  Bedingung,  daß  die  Errungenschaften  des 
Liberalismus  im  großen  und  ganzen    erhalten    bleiben.     Sie    dürfte 
freilich  die  Rechnung  ohne  den  Wirt  gemacht  haben. 

Als  der  Großadmiral  von  Tirpitz  mit  seinem  deutschnationalen 
Parteifreunde  nach  Hannover  fuhr,  um  dem  greisen  Feldmarschall 
die  Kandidatur  für  den  Reichspräsidenten  anzubieten,  was  mögen 
sie  da  wohl  miteinander  geflüstert  haben?  Aber  wie  konnte  ein  so 
kluger  Mann  wie  Tirpitz  überhaupt  den  Gedanken  fassen,  daß  ein  so 
ehrenwerter  Mann  wie  Hindenburg  erst  den  Eid  auf  die  Ver- 
fassung leisten  und  dann  mit  den  Feinden  der  Verfassung  gemein- 
same Sache  machen  werde?  Die  Sache  ist  leider  so  einfach  nicht. 
Art.  53  der  Reichsverfassung  räumt  dem  Reichspräsidenten  das 
Recht  und  die  Pflicht  ein,  den  Reichskanzler  und  die  Reichsminister 
zu  ernennen.  Aber  Art  54  bestimmt,  daß  der  Reichskanzler  und  die 
Reichsminister  zu  ihrer  Amtsführung  des  Vertrauens  des  Reichs- 
tages bedürfen.  „Jeder  von  ihnen  muß  zurücktreten,  wenn  ihm  der 
Reichstag  durch  ausdrücklichen  Beschluß  sein  Vertrauen  entzieht." 
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Wenn  nun  die  Verhältnisse  im  Reichstage  so  liegen,  daß  weder  die 
Rechte  noch  die  Linke  eine  Regierung  des  Vertrauens  bilden  kann, 
z.  B.  weil  die  Kommunisten  gegen  jede  Regierung  stimmen;  wenn 
also  aus  diesem  oder  auch  aus  einem  andern  Grunde 
eine  Staatskrise  eintritt,  wie  sie  eben  erst  nur  dadurch  verhütet 
wurde,  daß  die  Linke  die  „freikonservative"  Regierung  Luther 
akzeptierte  (der  Reichspräsident  Ebert  hatte  mit  seinem  Rücktritt 
gedroht,  wenn  nicht  alsbald  eine  Regierung  gebildet  würde),  was  soll 
in  diesem  Falle  der  Reichspräsident  tun?  Dann  muß  er  wohl  oder 
übel  diktatorisch  regieren,  ne  quid  res  publica  detrimenti  capiat  (da- 
mit die  Republik  keinen  Schaden  nehme).  Er  hat  ja  bei  seinem 
Antritt  auch  geschworen  „Schaden  von  ihm  (dem  deutschen  Volke) 
zu  wenden".  Der  erste  Schritt  zur  Errichtung  des  nationalen 
Direktoriums  wäre  aber  damit  getan.  Die  Häupter  der  Reaktion  können 
ihrer  Sache  also  keinen  besseren  Dienst  erweisen,  als  eine  Regierungs- 
krise nach  der  anderen  heraufbeschwören,  bis  endlich  die  Staats- 
krise ausbricht.  Nun,  die  Anhänger  der  Republik  hegen  die  Zu- 
versicht, daß  der  Reichspräsident  Hindenburg,  getreu  seinem  Eide, 
die  Gesetze  des  Reichs  und  die  Verfassung  wahren  wird,  auch  wenn 
eine  Staatskrise  ausbrechen  und  er  durch  die  Umstände  gezwungen 
werden  sollte,  einmal  diktatorisch  zu  regieren;  daß  er  sich  nicht  aus 
den  kommissarischen  in  den  usurpatorischen  Diktator  verwandeln 
wird.  Das  Ideal  vieler  deutschnationaler  Männer  und  Frauen  frei- 
lich ist  heute  der  General  Yorck,  der  sein  Vaterland  über  seinen  Eid 
stellte.  „Die  Notwendigkeit  der  großen  Wandlungen  des  historischen 
Lebens  erscheint  dann  am  anschaulichsten,  wenn  sie  durch  wider- 
willige Werkzeuge  vollstreckt  werden.  Wer  hätte  auch  nur  für 
denkbar  gehalten,  daß  General  Yorck,  der  Befehlshaber  des  preußi- 
schen Hilfskorps,  jemals  an  seinem  Fahneneide  deuteln  könnte?" 
(Treitschke). 

Die  Sehnsucht  der  Reaktionäre  ist  natürlich  ein  großer 
Kommunistenaufruhr,  der  nur  mit  Hilfe  der  Vaterländischen  Ver- 
bände niedergeworfen  werden  könnte.  Die  Retter  des  Vaterlandes 
würden  dann  ihren  Schein  präsentieren! 

Die  Parteien,  die  sich  unter  dem  trügerischen  Namen  der  Volks- 
gemeinschaft verbündet  haben,  um  das  allgemeine  gleiche  Wahl- 
recht zu  Falle  zu  bringen  und  auf  diese  Weise  der  Demokratie  den 
Todesstoß  zu  versetzen,  konnten  den  besten  Willen  haben,  die  Diktatur 
zu  vermeiden  und  sich  mit  einer  Äristokratisierung  unserer  Ver- 
fassung zufrieden  zu  geben,  die  Diktatur  würde  zwangsläufig 
sein.   Rudolf  von  Bennigsen   schon  hat  gesagt,   daß    eine   derartige 
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Zerstörung  der  Verfassung  ein  so  straffes  Anziehen  der  Zügel  ver- 
langen würde,  daß  dabei  noch  andere  Güter  der  Freiheit  und  Kultur 
verlorengehen  könnten,  die  nicht  der  Sozialdemokratie  angehören. 
„Abgeschafft  kann  dieses  Wahlrecht  nur  werden,  wenn  eine  furcht- 
bare Revolution  ausgebrochen  und  niedergeschlagen  ist  und  man 
sich  mit  ganz  anderen  Einrichtungen  befassen  muß."  Was  im  Jahre 
1903  wahr  gewesen  ist,  ist  es  erst  recht  im  Jahre  1926.  Damals  mag 
mancher  im  Reichstage  zu  diesen  Worten  des  nationalliberalen 
Staatsmannes  ungläubig  den  Kopf  geschüttelt  haben!  Hatten  wir 
nicht  eine  Monarchie  so  ehern,  wie  ein  rocher  de  bronce  und  das 
beste  Heer  der  Welt,  sechshunderttausend  Mann  stark?  Die  Sozial- 
demokraten hätten  es  einmal  wagen  sollen,  auf  die  Barrikaden  zu 
steigen.  Heute  weiß  jeder  Reichswehroffizier,  daß  unsere  kleine  Armee, 
Reichswehr  und  Landespolizei  zusammengenommen,  nicht  imstande 
sein  würde,  die  öffentliche  Ordnung  aufrecht  zu  erhalten,  wenn 
Sozialdemokraten  und  Kommunisten  gemeinschaftliche  Sache 
machten.  Das  wissen  vor  allem  die  Sozialdemokraten  und  Kommu- 
nisten selbst,  weshalb  sie  nicht  davor  zurückschrecken  werden,  zu 
den  Waffen  zu  greifen,  um  ihr  Wahlrecht  zu  verteidigen.  Nach  dem 
Kapp-Putsch  hat  ja  unsere  bewaffnete  Macht  auch  Wochen  gebraucht, 
um  den  Aufruhr  im  Ruhrgebiet  niederzuwerfen.  Wenn  sich  nun  die 
Arbeiter  in  ganz  Deutschland  erheben? 

Aber  selbst  wenn  das  Unerwartete  geschähe  und  die  Arbeiter 
ließen  sich  die  Reaktion  ruhig  gefallen:  Die  Vaterländischen  Ver- 
bände pfeifen  auf  die  Umwandlung  der  demokratischen  Republik  in 
eine  „mehr  autoritäre"  und  wollen  die  Diktatur.  Einen  Führer  wollen 
sie  haben,  in  dessen  Hände  sie  das  Schicksal  der  Nation  legen 
können  oder  vielmehr,  sie  wollen  das  Schicksal  der  Nation  in  ihre 
eigenen  Hände  nehmen.  Fort  mit  dem  Parlamentarismus,  der  Staat 
den  Frontsoldaten!  Und  mit  den  Vaterländischen  Verbänden  sind 
die  „nationalen"  Parteien  auf  Gedeih  und  Verderb  verbunden. 
Wenn  Graf  Westarp  im  Namen  seiner  Partei  redet,  vergißt  er  ja  auch 
nie,  auch  der  Vaterländischen  Verbände  zu  gedenken.  Die  letzten  Ziele 
der  Partei  werden  von  Franz  Seldte  bestimmt  und  vom  Grafen 
v.  d.  Goltz,  aber  nicht  vom  Grafen  Westarp.  Die  nationale  Miliz  ist 
stärker  als  die  nationale  Partei.  So  ist  es  in  Italien,  und  so  ist  es 
auch  in  Deutschland,  so  ist  ja  auch  in  England  unter  Cromwell 
gewesen.  Der  „nationale  Block",  der  zuerst  Jarres  und  dann 
Hindenburg  zum  Reichspräsidenten  nominierte,  bestand  aus  den 
beiden  „Volksparteien"  und  aus  den  Vaterländischen  Verbänden. 
Vor  uns  liegt  ein  Aufruf,  in  dem  zu  einer  Spende  für  eine  Ortsgruppe 
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des  Stahlhelm  aufgefordert  wird.  Er  ist  unterzeichnet  von  der 
Deutschnationalen  Volkspartei  und  der  Deutschen  Volkspartei  des 
betreffenden  Ortes.  Solange  die  Verbände  ihre  Fahne  nicht  zu- 
sammenrollen, um  in  Reih  und  Glied  mit  den  anderen  Volksgenossen 
zu  treten,  also  die  wirkliche  Volksgemeinschaft  zu  bilden,  und  solange 
sich  die  beiden  „nationalen"  Parteien  auf  die  vaterländische  Bewe- 
gung stützen,  verfügt  die  Reaktion  über  eine  Truppe,  sind  die  beiden 
Volksparteien  bewaffnete  Parteien,  die  Salandra  in  seinem  bekannten 
Pronunziamento  gegen  Mussolini  den  „Jahrhundertlangen  Fluch 
Italiens"  genannt  hat,  besitzt  die  Reaktion  ebensogut  wie  die 
Kommunistische  Partei  eine  M-  (militärische)  Organisation,  ist  sie  eine 
gegenrevolutionäre  Bewegung,  deren  Ziel  nicht  bloß  die  Reaktion, 
sondern  auch  die  nationale  Diktatur  ist.  Mitgegangen,  mitgefangen! 
Die  Verbände  sind  die  Pistole,  welche  die  nationalen  Parteien  auf 
die  Brust  der  Demokratie  gerichtet  haben. 

So  ist  es  leider  doch  wahr,  daß  es  heute  noch  in  Deutschland 
eine  mächtige  Partei  gibt,  die  auf  die  Errichtung  einer  natio- 
nalen Diktatur  lossteuert.  Die  „Volksgemeinschaft"  war  bloß 
eine  Maske,  die  die  Feinde  der  Demokratie  angenommen  hatten,  um 
desto  ungestörter  den  Umsturz  betreiben  zu  können.  Wie  die  hell- 
äugige Göttin  Athene,  die  Tochter  des  Zeus,  den  edlen  Dulder 
Odysseus  nach  seiner  Landung  auf  der  Insel  der  Phäaken  in  einen 
Nebel  hüllte,  damit  er  nicht  zu  früh  vom  Volke  erkannt  werde,  so 
haben  es  auch  die  deutschnationalen  Parteiführer  mit  ihrem  Diktator 
gemacht.  Er  soll  erst  im  letzten  Moment  in  die  Erscheinung  treten, 
damit  ihr  Anschlag  nicht  an  der  Wachsamkeit  der  Freunde  der 
Republik  und  ihrer  berufenen  Hüter  und  an  der  Abneigung  der  alten 
Nationalliberalen  gegen  die  Despotie  scheitert. 

Am  1.  Dezember  1925  sind  in  London  in  einer  feierlichen  und 
eindrucksvollen  Handlung  die  Verträge  von  Locarno  unter- 
zeichnet worden.  Es  soll  einen  tiefen  Eindruck  auf  die  Versamm- 
lung gemacht  haben,  als  Briand  seine  Hand  Stresemann  entgegen- 
streckte und  dieser  einschlug.  Am  1.  Dezember  1925  hat  auch  die 
Räumung  der  Kölner  Zone  begonnen.  Sie  ist  am  31.  Januar  1926  be- 
endet worden.  In  wenigen  Monaten  wird  Deutschland  dem  Völker- 
bunde angehören  und  im  Völkerbundsrat  Sitz  und  Stimme  haben. 
Die  Welt  hat  endlich  den  Frieden  wiedergefunden.  Muß  dieses  Er- 
eignis, mit  dem  eine  neue  Epoche  der  Weltgeschichte  angebrochen 
ist,  nicht  auch  auf  die  innere  Politik  unseres  Landes  eine  starke 
Wirkung  ausüben?  Hat  die  Frage,  Demokratie  oder  Diktatur  nicht 
vielleicht    seit    Locarno    ihre    Dringlichkeit    verloren?     Wenn     sich 
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die  Deutschnationalen  in  die  Verantwortung  für  Locarno  mit  den 
demokratischen  Parteien  geteilt  hätten,  hätte  man  wohl  die  Hoffnung 
hegen  können,  daß  die  auf  den  Umsturz  der  Verfassung  gerichtete 
Bewegung  abflauen  werde.  Das  Bündnis  zwischen  den  „nationalen 
Parteien"  und  den  Vaterländischen  Verbänden  wäre  in  die  Brüche 
gegangen  und  die  Reaktion  hätte  keine  Armee  mehr  gehabt.  Es  ist 
aber  gerade  das  Gegenteil  eingetreten.  Die  Deutschnationale  Partei 
ist  wegen  Locarno  aus  der  Regierung  ausgeschieden  und  wieder  in 
die  Opposition  gegangen;  ihr  Redner  hat  sogar  im  Reichstag  die  Er- 
klärung abgegeben,  daß  seine  Partei  den  Vertrag  von  Locarno  nicht 
für  verbindlich  ansehe.  Die  patriotische  Leidenschaft  hat  über  die 
staatsmännische  Vernunft  den  Sieg  davongetragen.  Oder  hat  bloß 
der  Geist  der  Reaktion  über  den  nationalen  Geist  triumphiert? 

Die  große  Rede,  die  der  Graf  Westarp  am  16.  November  1925 
auf  dem  deutschnationalen  Parteitag  in  Berlin  gehalten  hat,  läßt  uns 
einen  tiefen  Blick  in  die  deutschnationale  Seele  tun  und  verrät  uns 
auch,  daß  die  Führer  der  Partei  aus  der  Not,  in  die  sie  durch  die 
Revolte  der  Unterführer  gegQn  die  Politik  von  Locarno  versetzt 
worden  sind,  eine  Tugend  gemacht  haben.  Die  Deutschnationale 
Partei  hat  die  Paraphierung  des  Friedensvertrages  von  Locarno 
durch  den  Reichskanzler  Dr.  Luther  dazu  benutzt,  mit  der  Politik  des 
Kompromisses  definitiv  zu  brechen  und  sich  von  neuem  mit  beiden 
Füßen  auf  den  Standpunkt  des  Unverzichtbaren  gestellt.  Nun  erst 
recht!  Der  Löwe  hat  wieder  zum  Schlage  ausgeholt.  Die  Bewegung 
zur  Errichtung  einer  nationalen  Diktatur  ist  mit  Beginn  des  Jahres  1926 
wieder  in  ein  akutes  Stadium  getreten.  Man  kann  das  übrigens  auch 
aus  dem  von  Monat  zu  Monat  radikaler  werdenden  Ton  der  Stahlhelm- 
presse entnehmen.  Die  deutschen  Fascisten  wittern  Morgenluft.  Von 
seinem  Standpunkt  aus  betrachtet,  hat  der  Löwe  ja  auch  vollkommen 
recht.  Denn  das,  was  Luther  und  Stresemann  in  Locarno  verübt 
haben,  war  ein  Attentat  auf  die  deutschnationale  Seele.  „Alle  politi- 
sche Arbeit  der  Partei,  all  unser  nationales  Wollen  geht  auf  den 
Grundgedanken  zurück,  daß  unser  Vaterland  und  Volk  in  Fremd- 
herrschaft und  Sklaverei  verfallen,  kein  höheres  Ziel  habe,  als  die 
BefreiungvondenKettendesVersaillerVertrage  s", 
mit  diesen  Worten  begann  Graf  Westarp  seine  große  Rede,  und  am 
Ende  warf  er  die  Frage  auf,  ob  wir  im  Jahre  1919  der  Freiheit  näher  ge- 
kommen wären,  um  die  folgende  Antwort  zu  geben:  „Ich  verneine  das 
und  denke  an  den  Rhein  und  an  Oberschlesien,  an  die  noch  nicht  ver- 
narbten Wunden  der  Ruhr,  dann  aber  an  den  Verfall  unserer  aus- 
gebeuteten Wirtschaft,  an  die  politischen  und  wirtschaftlichen  Fesseln 
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und  die  noch  immer  zeitlich  nicht  begrenzten  Lasten  des  Londoner 
Abkommens,  an  das  immer  steigende  Maß  der  Knechtschaft  der 
Deutschen  in  den  geraubten  und  unerlösten  Gebieten  und  an  vieles 
andere.  Dennoch  hört  man  Preis  und  Lob,  wie  herrlich  weit  es 
Deutschland  schon  wieder  gebracht  habe.  Die  Gewohnheit  kann  zum 
schlimmen  Feind  der  Menschen  und  der  Völker  werden,  wenn  sie  als 
ein  den  Widerstand  lähmendes  Narkotikum  wirkt.  Empfinden  wir 
die  Knechtschaft  unseres  Landes  noch  mit  demselben  zur  Tat  auf- 
stachelnden Schmerz  wie  an  jenem  Julitage  1919?  Äehnliche 
Gefahren  einschläfernder  Gewohnheit  sehe  ich  auch  im  Inneren.  Es 
besteht  die  Gefahr,  daß  unser  Volk  sich  aus  Gewohnheit  auch  mit 
dem  Verbrechen  der  Novemberrevolution  und  mit  der  ganzen  Un- 
fähigkeit des  demokratischen  Systems  abfindet,  daß  es  vergißt,  wie 
seine  Vertreter  im  Oktober  1918  auf  dreimaligen  Lockruf  Wilsons 
dreimal  unser  Kaiserreich  verleugnet  und  schließlich  die  Sehnsucht 
der  Jahrhunderte  auf  die  Gasse  geworfen  haben.  Die  Rückkehr  zu 
der  Staatsform,  die  allein  dem  Bedürfnis  und  der  Eigenart  unseres 
Volkes,  der  Ueb erlief erung  und  dem  Rechte  entspricht,  die  allein  die 
auseinanderstrebenden  Kräfte  unseres  Volkes  zusammenfassen 
kann,  wird  in  Ursache  und  Wirkung  unlöslich  mit  der  Befreiung  vom 
Joche  der  Fremdherrschaft  zusammenhängen.  Darum  dürfen  wir 
uns  durch  die  Macht  einschläfernder  Gewohnheit  auch  nicht  lähmen 
lassen  in  dem  Eintreten  für  Bismarcks  und  der  Hohenzollern  Kaiser 
und  Reich.  Wollen  wir  unser  Volk  nicht  der  Einwirkung  ein- 
schläfernder Opiate  überlassen,  so  dürfen  wir  es  nicht  der  Täuschung 
ausliefern,  als  ob  Sicherheits-  und  Schiedsverträge,  Garantien  und 
Völkerbund  es  überflüssig  machen,  auf  die  eigene  Kraft  zu  bauen, 
dann  dürfen  wir  auch  jetzt  keine  neuen  Schranken  für  die  Freiheit 
des  Entschlusses  und  der  Tat  errichten,  keine  neuen  Ketten  frei- 
willig übernehmen.  Wir  setzen  unseren  ablehnenden  Entschluß  und 
das  Opfer,  das  wir  mit  ihm  bringen,  der  einschläfernden  Macht  der 
Gewohnheit  und  den  Selbsttäuschungen  beschönigender  Politik  als 
ein  Fanal  entgegen." 

Wenn  ein  deutschnationaler  Redner  von  der  Befreiung  Deutsch- 
lands vom  Joche  der  Fremdherrschaft  spricht,  so  denkt  er  natürlich 
nicht  an  eine  Revision  des  Vertrages  von  Versailles,  wie  sie  Luther  und 
Stresemann  anstreben,  auf  dem  Wege  der  internationalen  Verständigung 
und  durch  den  Völkerbund,  sondern  an  den  Freiheitskrieg  nach  dem 
ruhmreichen  Vorbilde  unserer  Väter  im  Jahre  1813.  So  ist  Graf 
Westarp  auch  von  seinen  Hörern  verstanden  worden,  sonst  hätten 
sie  nicht,  als  sie  auseinandergingen,  das  mutige  Lied  angestimmt: 
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„Siegreich  wollen  wir  Frankreich  schlagen".  Wenn  aber  die  Rück- 
kehr zu  der  alten  Staatsform  in  unlöslichem  Zusammenhang  mit 
der  Befreiung  vom  Joche  der  Fremdherrschaft  steht,  wie  Graf  Westarp 
gesagt  hat,  sind  er  und  seine  Freunde  allerdings  um  ihre  Hoffnung 
betrogen,  sobald  das  Werk  von  Locarno  die  von  seinen  Urhebern  er- 
warteten Früchte  trägt  und  das  Joch  der  Fremdherrschaft  von  selbst 
abfällt.  Es  klingt  paradox  und  ist  doch  die  reine  Wahrheit,  und  wir 
danken  es  dem  Grafen  Westarp,  daß  er  aufrichtig  genug  gewesen  ist, 
sie  auszusprechen:  Die  Deutschnationalen  wollen  gar  nicht,  daß  die 
Franzosen  und  Engländer  das  linke  Rheinufer  freiwillig  räumen  und 
auch  die  anderen  Fesseln  lösen,  die  sie  uns  in  Versailles  angelegt 
haben,  weil  sie  fürchten,  daß  sie  dann  die  Hoffnung  auf  die  Wieder- 
kehr der  alten  Staatsform  begraben  müssen. 

Wie  kommen  sie  aber  zu  dieser  Synthese  zwischen 
Freiheitskrieg  und  Reaktion?  Graf  Westarp  hat  auch 
davon  gesprochen,  daß  allein  die  alte  Staatsform  imstande  sei,  die 
auseinanderstrebenden  Kräfte  unseres  Volkes  zusammenzufassen. 
Man  braucht  nur  ein  wenig  über  die  Kunst  zu  verfügen,  zwischen  den 
Zeilen  zu  lesen,  um  zu  wissen,  was  der  Graf  mit  dieser  Andeutung 
gemeint  hat:  ein  stolzes  Volk,  wie  das  deutsche,  kann  sich  auf  die 
Dauer  den  Druck  nicht  gefallen  lassen,  unter  den  uns  das  Diktat  von 
Versailles  versetzt  hat.  Es  greift  bei  der  ersten  besten  Gelegenheit 
zu  den  Waffen,  wenn  der  rechte  Mann  ruft.  „Der  König  rief,  und 
alle,  alle  kamen."  Und  wenn  dann  dieser  Mann  als  Sieger  und  Be- 
freier aus  dem  Felde  heimgekehrt  ist,  wird  ihm  die  Herrschaft  in 
Deutschland  von  selber  zufallen.  Der  liberale  Reichstagsabgeordnete 
T westen  hat  vor  dem  Kriege  1870/71  zu  einem  Freunde  gesagt: 
„Wenn  dieser  Krieg  siegreich  endet,  wird  man  einem  Manne  meiner 
Denkungsart  nicht  mehr  gestatten,  auf  dem  Bürgersteig  zu  gehen". 
Heute  würde  eine  solche  Prophezeiung  sicherlich  Wahrheit  werden. 
In  einer  Zeit,  in  der  ein  junger  Volksschullehrer  sich  auf  den  Flügeln 
des  nationalen  Gedankens  zum  Herrscher  eines  Reiches  empor- 
geschwungen und  im  Handumdrehen  mit  einem  Regierungssystem 
aufgeräumt  hat,  das  jahrzehntelang  bestanden  hat,  und  zwar  dem 
liberal-demokratischen,  drängt  sich  der  Gedanke  eigentlich  von  selbst 
auf,  daß  auch  in  Deutschland  die  Demokratie  wie  ein  Spuk  ver- 
schwinden werde,  wenn  erst  einmal  wieder  die  Trompeten  von 
Hohenfriedberg  erklingen. 

Die  Rede  des  Grafen  Westarp  vom  16.  November  hat  uns  noch 
in  eine  andere  Falte  des  deutschnationalen  Herzens  blicken  lassen. 
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„Es  besteht  die  Gefahr,  daß  unser  Volk  sich  aus  Gewohnheit  auch 
mit  dem  Verbrechen  der  Novemberrevolution  und  mit  der  ganzen 
Unfähigkeit  des  demokratischen  Systems  abfindet."  Die  deutsch- 
nationalen Führer  haben  erkannt,  daß  die  Zeit  für  die  Demokratie 
arbeitet;  sie  können  sich  der  Einsicht  nicht  mehr  verschließen,  daß 
die  Verhältnisse  in  Deutschland  von  Jahr  zu  Jahr  besser  werden. 
Es  herrscht  heute  wieder  Ruhe  und  Ordnung  im  Lande,  niemand 
fürchtet  sich  mehr  vor  einem  Weitertreiben  der  Revolution,  wenn 
nicht  die  Rechtsradikalen  anfangen;  es  wird  in  Deutschland  wieder 
ebenso  fleißig  gearbeitet  wie  im  Ausland,  wenn  nicht  sogar  fleißiger; 
die  Goldwährung  ist  wieder  hergestellt,  zweifellos  eine  volkswirt- 
schaftliche Leistung  allerersten  Ranges;  das  Defizit  im  Staatshaus- 
halt ist  verschwunden;  unsere  Reparationsleistungen  sind  durch  das 
Dawesabkommen  so  geregelt,  daß  sie  uns  nicht  mehr  erdrücken 
können;  unsere  Handelsvertragsfreiheit  haben  wir  auch  wieder- 
gewonnen; die  Franzosen  haben  das  Ruhrgebiet  geräumt  und  die 
Engländer  die  Kölner  Zone.  Wenn  nun  gar  als  Folge  der  Locarno- 
verträge  das  ganze  linke  Rheinufer  noch  vor  Ablauf  der  in  Versailles 
festgesetzten  Frist  geräumt  werden  sollte,  wenn  sich  die  Franzosen  an 
der  Saar  desinteressieren  und  auf  breiter  Grundlage  eine  wirtschaft- 
liche Verständigung  mit  uns  suchen  sollten,  wenn  Deutschland  ein 
Kolonialmandat  erhält,  und  die  allgemeine  Abrüstung  kommt,  wenn 
die  Infamierung  des  deutschen  Namens  wegen  der  Schuld  am  Welt- 
kriege vollends  aufhört,  nachdem  unsere  Staatsmänner  sowohl  in 
Locarno  als  auch  in  London  bereits  eine  ehrenvolle  und  herzliche 
Aufnahme  gefunden  haben,  wenn  auch  unsere  wirtschaftliche  Lage 
sich  allmählich  bessert,  dann  könnte  allerdings  selbst  in  deutsch- 
nationalen Kreisen,  die  Unentwegten  natürlich  ausgenommen,  der 
Eindruck  entstehen  —  und  niemand  weiß  besser  als  die  Führer  der 
deutschnationalen  Partei,  daß  die  Menge  nach  dem  Eindruck  urteilt  — 
daß  die  Demokratie  gar  nicht  so  unfähig  ist,  wie  es  ihr  Graf  Westarp 
in  seiner  großen  Rede  einmal  wieder  nachgesagt  hat,  und  wie  es  im 
Glaubensbekenntnis  der  deutschnationalen  Partei  steht,  sondern  aus 
dem  Zusammenbruch  gerettet  hat,  was  zu  retten  war.  Solche  Ent- 
hüllungen, wie  die  über  die  Skrupellosigkeit,  mit  der  der  allmächtige 
Rat  im  Auswärtigen  Amt  von  Holstein  seine  Stellung  gemißbraucht 
hat,  um  sich  durch  Börsenspekulationen  zu  bereichern,  sind  auch  nicht 
gerade  geeignet,  den  Glauben  an  die  Güte  des  alten  Systems  zu 
stärken.  Es  ist  also  nicht  bloß  die  Furcht  vor  der  Macht  der  Gewohn- 
heit, sondern  auch  der  Schrecken  über  die  Erfolge,  welche  die  Regie- 
rung der  deutschen  Republik  von  Jahr  zu  Jahr  mehr  davonträgt,  was 
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die  Herzen  des  Grafen  Westarp  und  seiner  politischen  Freunde  be- 
sorgt und  erregt. 

Die  Rede  des  Grafen  Westarp  hat  also  die  Situation,  in  der  wir  uns 
heute  befinden,  blitzartig  beleuchtet.  Die  Führer  der  Deutsch- 
nationalen sind  entschlossen,  lieber  heute  als  morgen  ihr  Vorhaben 
auszuführen,  weil  übermorgen  die  Voraussetzungen  nicht  mehr  vor- 
liegen könnten,  unter  denen  in  Deutschland  die  Errichtung  einer  Dik- 
tatur noch  möglich  ist.  Die  Führer  der  vaterländischen  Verbände 
werden,  nachdem  die  Sonne  von  Locarno  angefangen  hat  zu  leuchten, 
natürlich  erst  recht  ihre  Anstrengungen  verdoppeln,  um  zu  verhüten, 
daß  unser  Volk  keinen  starken  Mann  mehr  braucht.  Seit  der  Locarno- 
krise  redet  Westarp  stets  von  seiner  Partei  und  den  hinter  ihr  stehenden 
Kreisen.  Die  Harmonie  zwischen  den  Vaterländischen  Verbänden 
und   der  Deutschnationalen  Partei  ist   eine   vollständige   geworden. 

Wir  sagten  „die  Führer",  weil  wir  sehr  wohl  darüber  unterrichtet 
sind,  daß  sehr  viele,  die  sich  heute  noch  zur  deutschnationalen  Partei 
halten  und  auch  nicht  wenige,  die  heute  noch  eingeschriebene  Mit- 
glieder des  Stahlhelm  sind,  von  dieser  Katastrophenpolitik  nichts 
wissen  wollen  und  auch  tatsächlich  nichts  wissen.  Aber  die  Ent- 
scheidung in  den  großen  Fragen  der  Politik  treffen  die  Führer.  Wenn 
Franz  Seldte  heute  über  die  Errichtung  einer  nationalen  Diktatur  ver- 
handelt, so  ist  er  der  starke  Mann,  der  über  300  000,  oder  wieviele, 
starke  Männer  verfügt.  Wie  viele  seiner  Getreuen  im  Ernstfalle  ihm 
Gefolgschaft  leisten  würden,  ist  allerdings  eine  andere  Frage. 
Hinter  Hitler  und  Ludendorff  marschierten  6000  Mann,  als 
sie  ihren  Demonstrationszug  nach  der  Feldherrenhalle  unternahmen. 
Die  Vaterländischen  Verbände  sind  aber  heute  sehr  viel  stärker,  als 
es  die  bayrischen  Kampfbünde  damals  waren. 

Es  gibt  nun  in  keiner  Partei  so  viele  militärische  Sachverständige 
wie  in  der  deutschnationalen  und  in  keiner  Bewegung  so  viele,  wie  in 
der  vaterländischen.  Und  jeder  von  ihnen  versichert  jedem,  der  es 
hören  will,  daß  Deutschland  in  absehbarer  Zeit  völlig  außerstande 
sei,  mit  einer  Großmacht  wie  Frankreich  Krieg  zu  führen.  Wie  kann 
trotzdem  ein  Mann,  wie  Graf  Westarp,  an  einen  Befreiungskrieg 
denken?  Graf  Westarp  gehört  zu  den  Hunderttausenden  deutscher 
Männer,  die  wissen,  daß  wir  bis  auf  weiteres  viel  zu  schwach  sind,  um 
einen  Krieg  mit  Frankreich  zu  führen  und  dennoch  von  dem  Glauben 
nicht  lassen  können,  daß  nur  wenige  Jahre  noch  vergehen  werden,  bis 
der  nationale  Held  kommen  wird,  eine  zweite  Jungfrau  von  Orleans, um 
Deutschlands  Macht  und  Herrlichkeit  wieder  herzustellen.   So  haben 
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die  Juden  auf  den  Messias  gehofft,  der  morgen  kommen  werde,  um 
Israel  aus  der  Fremdherrschaft  zu  erlösen;  so  haben  sich  während 
des  Weltkrieges  viele  unserer  besten  Männer  und  Frauen  felsenfest 
auf  die  U-Boote  verlassen.  Wer  wirklich  glaubt,  der  glaubt  auch  an 
Wunder.  Das  Wunder  ist  sogar,  nach  Goethe,  des  Glaubens  liebstes 
Kind.  „Nicht  sehen  und  doch  glauben."  Fridericus  Rex!  Hat  nicht  der 
große  König  nach  seinem  eigenen  Eingeständnis  den  ersten 
schlesischen  Krieg  in  jugendlichem  Ehrgeiz  vom  Zaune  gebrochen, 
ohne  an  das  Ende  zu  denken,  und  hat  er  sich  nicht  trotzdem  gegen 
eine  ganze  Welt  von  Feinden  behauptet,  weil  er,  wie  einer  seiner  Be- 
wunderer gesagt  hat,  dem  Verderben  den  Mut  entgegenwarf?  Graf 
Westarp  gehört  auch  zu  den  Leuten,  die  es  als  ein  Gebot  der  natio- 
nalen Ehre  betrachten,  den  Siegermächten  die  Faust  zu  zeigen!  „Es 
komme,  was  da  kommen  mag."  Es  wäre  also  ein  großer  Irrtum,  des- 
halb nicht  an  den  Ernst  der  Bewegung  zur  Errichtung  einer  natio- 
nalen Diktatur  zu  glauben,  weil  das  Ziel,  das  sie  verfolgt,  ein  uto- 
pisches ist.  Die  wichtigsten  Entschlüsse  der  Weltgeschichte  sind  im 
Affekt  gefaßt  worden.  Es  könnte  freilich  auch  anders  kommen:  Der 
General  oder  Ädmiral,  den  unsere  Patrioten  zum  nationalen  Diktator 
gemacht  haben,  könnte  zu  seinen  Getreuen  sagen:  Nee,  Kinder,  so 
geht  es  nicht  und  aus  dem  Freiheitskrieg  würde  ein  bloßer  Bürger- 
krieg werden. 

Sollte  die  Diktaturbewegung  nicht  trotz  des  neuen  Anlaufes,  den 
sie  in  der  Locarnosache  genommen  hat,  eine  Schwächung  dadurch 
erfahren  haben,  daß  sich  die  Deutschnationale  und  die  Deutsche 
Volkspartei  aus  demselben  Anlaß  getrennt  haben?  Die  deutsche 
Volkspartei  steht  seit  dem  Ausfall  der  letzten  Wahlen  unter  dem  Ein- 
fluß von  Männern,  die  fest  entschlossen  sind,  die  Reaktion  mitzu- 
machen. Wir  könnten  die  Männer  mit  Namen  nennen,  die  sich  an  den 
Gedanken  einfach  nicht  gewöhnen  können,  mit  Sozialdemokratie, 
Demokratie  und  Zentrum  gegen  diejenige  Partei  zu  regieren,  in  der  — 
wer  wollte  das  leugnen  —  die  alten  und  ruhmvollen  nationalen  Tradi- 
tionen am  kräftigsten  fortleben.  Solange  diese  Männer  in  der  Deut- 
schen Volkspartei  den  Ausschlag  geben,  wird  sie  der  stille  Teilhaber 
der  Gesellschaft  bleiben,  die  es  sich  zum  Ziele  gesetzt  hat,  unter  dem 
Zeichen  des  nationalen  Gedankens  die  alte  Staatsform,  „soweit  sie 
für  die  heutigen  Verhältnisse  paßt,"  wieder  herzustellen.  Lloyd 
George  soll  gesagt  haben,  daß  die  Welt  in  den  großen  Krieg  hinein- 
gestolpert sei.  Wir  Deutschen  sind  heute  im  Begriff,  in  den  Befreiungs- 
krieg und  in  den  Bürgerkrieg  und  in  die  Diktatur  des  Proletariats  hin- 
einzustolpern. 
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Wie  akut  die  Gefahr  bereits  geworden  ist,  beweist  nichts  besser 
als  der  Umstand,  daß  die  Berliner  „Börsenzeitung"  das  Jahr  1926  da- 
mit eröffnet  hat,  das  Diktaturproblem  zur  öffentlichen  Debatte  zu 
stellen.  In  mindestens  sechs  Nummern  verbreiten  sich  bekannte  und 
unbekannte  Schriftsteller  über  diesen  Gegenstand  mit  einer  Un- 
geniertheit, als  ob  es  sich  um  eine  durchaus  legale  Angelegenheit 
handle,  die  man  so  oder  so  regeln  könne.  Sogar  die  Person  des 
nationalen  Diktators  wird  schon  erörtert:  Stresemann,  Luther  oder 
Held.  Die  Befürworter  sind  also  Leute,  die  nicht  zur  äußersten 
Rechten  gehören.  Alle  diese  Schriftsteller  gehen  natürlich  von  der 
Voraussetzung  aus,  daß  das  parlamentarische  System  gänzlich  ver- 
sagt habe. 

In  der  „Deutschen  Zeitung"  vom  12.  Januar  1925  (Abendausg.) 
befindet  sich  ein  Aufruf,  der  von  69  Männern  unterzeichnet  ist: 
„Einig  im  Dienst  am  Volk".  Da  sich  unser  deutsches  Volk 
in  verzweifelter  Not  befindet  und  dem  vollkommenen  Zu- 
sammenbruch entgegen  sieht,  ist  der  Zusammenschluß  aller  derer 
geboten,  die  die  Erkenntnis  haben,  daß  der  herrschende  Parlamen- 
tarismus und  das  Parteiunwesen  den  Untergang  Deutschlands  be- 
siegeln werden,  „wenn  ihm  nicht  ein  Ende  bereitet  wird".  „Aus  der 
letzten  Not  des  Vaterlandes  muß  die  Notgemeinschaft  derer  ent- 
stehen, denen  das  Volk  über  der  Partei,  denen  das  Ganze  über  der 
Gruppe  steht".  Das  Wort  Diktatur  kommt  in  diesem  Aufrufe  nicht 
vor;  aber  es  ist  selbstverständlich,  daß  die  Notgemeinschaft  weiter 
nichts  sein  soll  als  eine  Gemeinschaft  von  Männern,  die  die  nationale 
Diktatur  errichten  wollen,  um  dem  herrschenden  Parlamentarismus 
und  dem  Parteiunwesen  ein  Ende  zu  bereiten  ä  la  Mussolini. 
In  diesem  Sinne  ist  der  Aufruf  auch  von  der  deutschen 
Presse,  soweit  sie  von  ihm  Notiz  genommen  hat,  verstanden 
worden.  Unter  den  Unterzeichnern  befinden  sich  Oskar  Prinz 
von  Preußen,  General  der  Infanterie  Otto  von  Below, 
General  der  Artillerie  Krafft  von  Dellmensingen,  Admiral  von 
Schroeder,  General  der  Kavallerie  Freiherr  von  Gebsattel,  Otto  Fürst 
zu  Salm-Horslmar,  Geheimrat  Dietrich  Schäfer,  Baron  von  Vieting- 
hoff-Scheel,  W.  Bacmeister,  Oberfinanzrat  Dr.  Bang,  Geheimrat 
Kirdorf,  Verlagsbuchhändler  Lehmann,  Justizrat  Claß,  Konsul 
Mühlberg,    Ernst  Graf   zu  Reventlow,    Oberstleutnant    Duesterberg. 

Und  alte,  liebe  Schatten  steigen  auf!  Von  Gebsattel  bis  Reventlow 
lauter  Männer,  die  im  Kriege  zur  Bethmannfronde  gehört  haben,  weil 
sie  keinen  Frieden  schließen  wollten,  bevor  wir  nicht  die  flandrische 
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Küste  „fest  in  unsere  Hand  gebracht".  Im  Osten  wollten  die  Herren 
bekanntlich  mit  einem  noch  viel  größeren  Löffel  essen.  Wer  von 
unserem  Aufruf  nur  die  Unterschriften  läse,  könnte  annehmen,  der 
Alldeutsche  Verband  und  der  Unabhängige  Ausschuß  zur  Herbei- 
führung eines  ehrenvollen  Friedens  hätten  einmal  wieder  das  Bedürf- 
nis empfunden,  sich  an  die  Oeffentlichkeit  zu  wenden.  Daß  diese 
Männer  in  der  Erfüllungspolitik,  in  dem  Locarnoabkommen  und  in  der 
Völkerbundspolitik  nur  eine  unverzeihliche  Schwäche  sehen,  wen 
wollte  das  wundernehmen?  Sie  haben  ja  noch  nach  dem  Scheitern 
der  Märzoffensive  an  ihren  Eroberungszielen  festgehalten,  ja  sogar 
noch  in  jenem  fürchterlichen  Äugenblick,  als  Bulgarien  die  Waffen 
streckte  und  bereits  alles  verloren  war.  „Ikari  und  Phaetones  obenan 
und  nirgendaus." 

Der  Aufruf  ist  umrahmt  von  einem  Leitartikel  aus  der  Feder 
Bangs  „Deutsche  Notgemeinschaft".  Er  gibt  den  richtigen 
Kommentar  zu  den  zwölf  Thesen.  Vom  Dawesplan  und  von  den  Lo- 
carnoverträgen  z.  B.  heißt  es:  „Sie  sind  einer  seit  langen  Jahren  in 
unserem  Vaterlande  zunächst  versteckt,  jetzt  schamlos  offen  arbei- 
tenden Richtung  die  willkommenen  und  dienlichen  Mittel,  um  die 
letzten  Reste  der  vormals  deutschen  Wirtschaft  zu  internationalisieren 
und  Deutschland  endgültig  zu  einer  Ärbeitsprovinz  des  internatio- 
nalen Bankenstaates  zu  machen."  Zwei  „Meinungen",  nämlich 
diejenige,  daß  uns  das  Dawesabkommen  bereits  eine  merkliche  Er- 
leichterung gebracht  habe,  und  die  andere,  daß  uns  der  Eintritt  in  den 
Völkerbund  die  Möglichkeit  gewähren  werde,  für  die  deutschen 
Minderheiten  einzutreten,  bezeichnet  Bang  als  „Lüge".  Wer  es  nicht 
schon  wußte,  in  welcher  Geistesverfassung  sich  die  Männer  befinden, 
die  sich  zu  unseren  Herrschern  aufschwingen  wollen,  kann  es  aus 
diesem  Artikel  erfahren.  Da  ziehen  wir  doch  die  Herrschaft  der  „Fünf- 
hundert" bei  weitem  vor.  Es  ist  in  Deutschland  die  Ansicht  weit  ver- 
breitet, daß  Mussolini  an  einer  geistigen  Störung  leide.  Wer  das 
fascistische  Schrifttum  diesseits  und  jenseits  der  Berge  kennt,  muß  im 
Gegenteil  gestehen,  daß  sich  der  Duce  vor  seinesgleichen  durch  Be- 
sonnenheit, Vernunft  und  Maßhalten  auszeichnet.  Die  interessanteste 
Unterschrift  unter  unserem  Aufruf  ist  diejenige  des  Oberstleutnant 
Duesterberg.  Duesterberg  ist  der  zweite  Vorsitzende  des  Stahlhelm 
und  erfreut  sich  im  Bunde  des  größten  Ansehens.  „In  meinem  Lager 
ist  der  Bund  der  Frontsoldaten"  kann  er,  wie  kein  anderer,  sagen. 
Wenn  der  Oberstleutnant  a.  D.  Duesterberg  seinen  Namen  unter  einen 
Aufruf  setzt,  der  zur  Errichtung  der  nationalen  Diktatur  auffordert,  so 
ist  das  ebenso  gut,  als  wenn  der  Stahlhelm  selbst  unter  dem  Aufruf 
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stünde.  Wenn  Franz  Seldte  zu  gleicher  Zeit  in  Deutschland  herum- 
reist und  an  „Deutschen  Abenden"  erklärt,  der  Stahlhelm  wolle  von 
Putschen  und  Gewalt  nichts  wissen,  so  weiß  man,  was  davon  zu 
halten  ist. 

Die  deutschnationale  Reichstagsfraktion  hat  nun  wirklich  am 
20.  Februar  1926  im  Reichstag  den  Antrag  gestellt,  einen  Ausschuß 
von  28  Mitgliedern  einzusetzen,  der  die  Reichsverfassung  auf  Grund 
der  bisher  gemachten  Erfahrungen  einer  Revision  unterziehen  soll 
und  zwar  u.  a.  in  folgenden  Richtungen: 

1.  daß  Artikel  54  aufgehoben  oder  wenigstens  im  Sinne  der  Stär- 
kung der  Regierungsgewalt  wesentlich  abgeändert  wird; 

2.  daß  neben  dem  Reichstag  als  gleichberechtigter  Faktor  der  Ge- 
setzgebung eine  Körperschaft  eingeschaltet  wird,  deren  Mitglieder 
nicht  im  Wege  allgemeiner  und  direkter  Wahlen  bestellt  werden. 

In  der  Bestimmung  des  Artikels  54  der  Verfassung  ist  das  parla- 
mentarische Regierungssystem  verankert.  Die  Regierung  muß  zu- 
rücktreten, wenn  sie  das  Vertrauen  des  Reichstags  verloren  hat. 
Wenn  die  Regierung  im  Amte  bleiben  darf,  auch  wenn  sie  die  Mehr- 
heit der  Volksvertretung  gegen  sich  hat,  herrscht  nicht  mehr  das 
Volk,  sondern  der  Reichspräsident.  Mit  dem  Artikel  54  steht  und  fällt 
also  die  Demokratie.  Wenn  der  deutschnationale  Antrag,  der  zu 
seiner  Annahme  natürlich  einer  Zweidrittel-Mehrheit  bedarf,  durch- 
ginge, so  würde  der  Reichstag  zwar  immer  noch  der  Gesetzgeber 
bleiben,  aber  die  Kontrolle  über  die  Ausführung  der  Gesetze  würde  er 
verlieren.  Er  könnte  z.  B.  den  Reichwehrminister  nicht  mehr  zur 
Rechenschaft  ziehen,  wenn  sich  die  Reichswehr  an  fascistischen  oder 
monarchischen  Kundgebungen  beteiligte.  Denn  er  hätte  kein  Mittel, 
ihn  zum  Rücktritt  zu  zwingen.  Die  Volksvertretung  würde  aus  dem- 
selben Grunde  auch  ihren  Einfluß  auf  die  auswärtige  Politik  des 
Reiches  einbüßen.  Die  Deutschnationalen  haben  den  Antrag  natür- 
lich gerade  deshalb  eingebracht,  weil  sie  diese  Konsequenz  wollen. 
Sie  wollen  sogar  noch  mehr.  Wenn  der  Reichspräsident  den  Reichs- 
kanzler nicht  mehr  aus  der  Mehrheit  des  Reichstages  zu  nehmen 
braucht,  wird  er  jederzeit  einen  Reichskanzler  finden,  der  seine  Unter- 
schrift zur  Erklärung  des  Ausnahmezustandes  nach  Artikel  48  der 
Reichsverfassung  zur  Verfügung  stellt  .  .  .  Graf  Westarp  und  seine 
Freunde  wollen  die  Brücke  schlagen,  auf  der  wir  am  schmerzlosesten 
von  der  Demokratie  zur  Diktatur  hinüberwechseln  können:  erst  die 
kommissarische  Diktatur  und  dann  die  usurpatorische.  Wenn  sich 
der  Reichspräsident    den   Reichswehrminister    nach  Belieben    aus- 
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suchen  darf,  so  kann  er  ja  auch  beliebig  über  die  Reichswehr  und 
über  die  Reichsflotte  verfügen,  da  er  nun  einmal  der  Oberbefehls- 
haber über  die  gesamte  Wehrmacht  des  Reiches  ist. 

Was  aber  die  Ersetzung  des  Einkammersystems  durch  das  Zwei- 
kammersystems betrifft,  so  wäre  der  Vorschlag  gar  nicht  so  übel, 
wenn  die  zweite  Kammer  so  zusammengesetzt  würde,  wie  der  fran- 
zösische oder  amerikanische  Senat.  In  Frankreich  werden  die  Sena- 
toren von  den  Deputierten  der  Generalräte,  der  Arrondissements- 
räte  und  den  Gemeindedelegierten  gewählt,  also  von  einem  Kolle- 
gium, das  selbst  aus  allgemeinen  gleichen  und  direkten  Wahlen  her- 
vorgegangen ist.  In  den  U.  S.  A.  sind  es  die  Mitglieder  der  gesetz- 
gebenden Versammlungen  der  einzelnen  Länder,  welche  die  Sena- 
toren zu  ernennen  haben,  also  Abgeordnete,  die  ebenfalls  aus  allge- 
meinen, gleichen  und  direkten  Wahlen  hervorgegangen  sind.  Aber 
gerade  diesen  Modus  wollen  die  deutschnationalen  Antragsteller 
nicht.  Ihnen  schwebt  ein  Oberhaus  vor,  nach  dem  Muster  des  preußi- 
schen Herrenhauses  oder  des  House  of  Lords  oder  des  italienischen 
Senates,  der  aus  Notabein  besteht,  die  vom  Könige,  alias  Mussolini, 
ernannt  werden.  Es  ist  aber  auch  nicht  ausgeschlossen,  daß  die 
deutschnationalen  Antragsteller,  wie  jene  deutschnationalen  Professo- 
ren, an  eine  berufsständische  Kammer  denken,  in  der  Handel,  Gewerbe 
und  Landwirtschaft  und  vielleicht  auch  noch  die  freien  Berufe  durch 
ihre  Spitzen  vertreten  sind.  Aber  selbst  über  ein  solches  Oberhaus 
ließe  sich  reden,  wenn  die  Antragsteller  nicht  verlangten,  daß  ihm 
dieselben  Rechte  eingeräumt  werden  wie  dem  Reichstage.  Wenn  das 
House  of  Lords  dieselben  Kompetenzen  hätte  wie  das  House  of 
Commons,  so  wäre  England  keine  Demokratie,  sondern  eine  Aristo- 
kratie. Das  Volk  müßte  sich  mit  den  großen  Herren  in  die  Herrschaft 
teilen:  half  and  half.  Dieser  Zustand  hat  aber  in  England  nie  be- 
standen. Von  jeher  hat  der  Grundsatz  gegolten,  daß  das  Kabinett 
das  Vertrauen  des  Unterhauses  besitzen  muß;  also  ein  un- 
geschriebener Artikel  54.  Ferner  darf  das  Oberhaus  den  Etat  nur  im 
ganzen  annehmen  oder  verwerfen  und  keine  Aenderungen  daran  vor- 
nehmen. Eingebracht  muß  er  beim  Unterhaus  werden.  Durch  die 
Vetobill  vom  18.  August  1911  sind  die  Rechte  des  Oberhauses  noch 
weiter  geschmälert  worden.  Wenn  das  House  of  Lords  den  Etat  nicht 
innerhalb  Monatsfrist  annimmt,  gilt  er  als  angenommen.  Ein  gewöhn- 
liches Gesetz,  das  vom  Unterhaus  in  drei  aufeinander  folgenden 
Sessionen  angenommen  ist,  tritt  in  Kraft,  selbst  wenn  es  das  Ober- 
haus einmal  abgelehnt  hat.  Die  Deutschnationalen  scheinen  auch 
übersehen  zu  haben,  daß  unser  Reichsrat   bereits    ein   beachtliches 
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Gegengewicht  gegen  die  unumschränkte  Herrschaft  des  Reichstages 
bildet. 

Mit  ihrem  Antrag  auf  Verfassungsänderung  hat  die  deutsch- 
nationale Partei  die  Offensive  ergriffen;  eine  Folge  des  Kurswechsels, 
den  sie  in  der  Locarnosache  vorgenommen  hat.  Vom  Marxismus  und 
von  der  Volksgemeinschaft  werden  sie  in  Zukunft  weniger  reden.  Die 
Deutschnationalen  sind  zum  Sturmangriff  angetreten  —  gegen  die 
vorderste  Stellung  des  Feindes  oder  haben  wenigstens  das  Signal 
zum  Angriff  gegeben.  Graf  Westarp  hat  in  der  „Kreuzzeitung"  am 
20.  Februar  1926  (Abendausg.)  einen  Kommentar  zu  dem  Verfassungs- 
antrag seiner  Partei  geschrieben,  in  dem  es  heißt:  „Es  handelt  sich 
zunächst  um  Besserungsvorschläge,  die  innerhalb  der  Republik 
durchführbar  sind.  Sie  werden  also  immer  Flickwerk  sein.  Unsere 
letzten  Ziele  und  die  Werbearbeit  dafür  werden  dadurch  weder  be- 
rührt noch  gehemmt.  Zu  einer  befriedigenden  Regelung  führt  nur  die 
Parole:  „Zurück  zu  Bismarck".  Also  auch  das  nur  Flickwerk?  Wir 
glauben  es  dem  Führer  der  deutschnationalen  Partei  gern,  daß  er  und 
seine  Freunde  erst  vollkommen  befriedigt  sein  werden,  wenn  in  der 
Wilhelmstraße  wieder  ein  nationaler  Diktator  sitzt. 

Selbstverständlich  bilden  sich  die  Deutschnationalen  nicht  ein, 
daß  sie  mit  ihrem  Antrage  im  Reichstag  Glück  haben  werden.  Er  be- 
darf ja  einer  Zweidrittel-Mehrheit,  um  angenommen  zu  werden. 
Warum  sind  sie  trotzdem  aus  der  Deckung  herausgekommen?  Die 
Vorsitzenden  der  Landesverbände  haben  in  der  Locarnofrage 
rebelliert  und  die  Partei  in  das  radikale  Fahrwasser  gedrängt.  Es  ist 
nur  ein  zweiter  Schritt  auf  diesem  Wege,  wenn  die  Partei  nun  auch 
der  Verfassung  von  Weimar  offen  den  Krieg  erklärt.  Sehr  viele  Partei- 
mitglieder werden  der  Ansicht  sein,  daß  diese  Kriegserklärung  ein 
großer  Fehler  war,  weil  man  die  Pflaumen  nicht  pflücken  soll,  ehe  sie 
reif  sind.  Aber  vielleicht  mit  Unrecht.  Es  ist  in  der  Politik  wie  im 
Kriege:  ein  Fehler  stellt  sich  zuweilen  nachträglich  als  ein  Treffer  her- 
aus, besonders  wenn  der  Gegner  ebenfalls  einen  Fehler  gemacht  hat. 
Die  reaktionären  Elemente  in  Deutschland  haben  jetzt  eine  Platform, 
an  die  sie  sich  halten  können.  Die  Parole:  „Zurück  zu  Bismarck"  war 
doch  zu  phraseologisch,  um  die  richtige  Zugkraft  zu  besitzen.  Gewiß 
ist  der  Antrag  weiter  nichts  als  eine  Demonstration.  Aber  es  wäre 
nicht  das  erstemal,  weder  im  Kriege  noch  in  der  Politik,  daß  schon 
eine  Demonstration  genügt  hätte,  um  den  Gegner  zur  Kapitulation  zu 
veranlassen.  Sind  die  Mauern  von  Jericho  nicht  auch  durch  Trom- 
petenblasen eingestürzt? 

Der  deutschnationale  Antrag  hat  auch  noch  den  Vorzug,  daß  er 
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harmloser  aussieht  als  er  ist.  Das  Reichstagswahlrecht  soll  ja  all- 
gemein und  gleich  bleiben,  nur  daß  noch  eine  zweite  Kammer  er- 
richtet werden  soll,  die  nicht  aui  dem  allgemeinen  gleichen  Wahlrecht 
beruht.  Es  wird  Sache  der  demokratischen  Parteien  sein,  den 
Wählern  klar  zu  machen,  daß  es  aui  dasselbe  herauskommt,  ob  sie  ihr 
Wahlrecht  verlieren  oder  ob  der  Reichstag  seine  Rechte  verliert;  daß 
in  demselben  Maße,  in  dem  die  Volksvertretung  ihre  Kompetenzen  an 
den  Reichspräsidenten  und  eine  zweite  Kammer  abgeben  muß, 
auch  die  Wähler  ihre  Kompetenzen  einbüßen.  Es  handelt  sich  in 
Wahrheit  um  Sein  oder  Nichtsein  der  Demokratie. 

In  seinem  Artikel  in  der  „Kreuzzeitung"  schreibt  Graf  Westarp 
noch:  „Für  Deutschland  steht  außerdem  der  föderalistische  Gedanke 
im  Vordergrund,  der  es  unbedingt  notwendig  erscheinen  läßt,  dem 
Reichsrat  als  dem  Organ  der  Einzelstaaten  wieder  eine  entscheidende 
Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  einzuräumen." 
Die  Deutschnationalen  wollen  also  der  Verfassung  von  Weimar  nicht 
nur  das  Herz  nehmen,  nämlich  die  Demokratie,  sondern  auch  noch 
die  Krone,  nämlich  den  Vorzug,  den  sie  vor  Bismarcks  Verfassung 
unzweifelhaft  besitzt:  die  starke  Reichsgewalt. 

Wer  wissen  will,  warum  Bismarck  in  der  Verfassung  vom  Jahre 
1871  dem  deutschen  Partikularismus  so  weit  entgegen  gekommen  ist, 
braucht  bloß  das  Kriegstagebuch  des  Kaisers  Friedrich  aufzuschlagen. 
Wenn  man  den  Königen  von  Bayern,  Sachsen,  und  —  Preußen  zu- 
gemutet hätte,  noch  mehr  von  ihrer  Souveränität  an  Kaiser  und  Reich 
abzutreten,  so  wäre  auf  friedlichem  Wege  das  deutsche  Reich  über- 
haupt nicht  zustande  gekommen.  In  dem  berühmten  dreizehnten 
Kapitel  seiner  „Gedanken  und  Erinnerungen",  unter  der  Ueberschrift: 
„Dynastie  und  Stämme",  schreibt  der  Reichsgründer:  „Ich  sehe  in 
dem  deutschen  Nationalgefühl  immer  die  stärkere  Kraft  überall,  wo 
sie  mit  dem  Partikularismus  in  Kampf  gerät,  weil  der  letztere,  auch 
der  preußische,  selbst  doch  nur  entstanden  ist  in  Auflehnung  gegen 
das  gesamte  deutsche  Gemeinwesen,  gegen  Kaiser  und  Reich,  im 
Abfall  von  beiden,  gestützt  auf  päpstlichen,  später  französischen,  in 
der  Gesamtheit  welschen  Beistand,  die  alle  dem  deutschen  Gemein- 
wesen gleich  schädlich  und  gefährlich  waren . . .  dynastische  Inter- 
essen haben  in  Deutschland  insoweit  eine  Berechtigung,  als  sie  sich 
dem  allgemeinen,  nationalen  Reichsinteresse  anpassen;  sie  können 
mit  diesem  sehr  wohl  Hand  in  Hand  gehen  .  .  .  soweit  aber  die 
dynastischen  Interessen  uns  mit  neuer  Zersplitterung  und  Ohnmacht 
der  Nation  bedrohen  sollten,  müßten  sie  auf  ihr  richtiges  Maß 
zurückgeführt  werden.  Das  deutsche  Volk  und  sein  nationales  Leben 
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können  nicht  unter  fürstlichen  Privatbesitz  verteilt  werden"  .  .  .  Wir 
wissen  es  auch  von  Eulenburg,  wie  verhaßt  dem  Reichsgründer  jeder 
Partikularismus  war,  nota  bene  solange  er  noch  das  Ruder  führte. 

Ob  der  Wegfall  der  Dynastien  ein  Glück  für  die  Preußen,  Bayern 
und  Sachsen  ist,  darüber  kann  man  vielleicht  streiten,  nachdem  sich 
die  deutschen  Fürstenhäuser  unter  dem  Druck  der  öffentlichen 
Meinung  mit  der  Verminderung  ihrer  Souveränität  abgefunden 
hatten;  aber  daß  es  „dem  allgemeinen,  nationalen  Reichsinteresse" 
entspricht,  die  Schranken  fallen  zu  lassen,  die  unsere  Dynastien  um 
ihrer  eigenen  Interessen  willen  zwischen  den  deutschen  Stämmen 
errichtet  hatten,  darüber  kann  doch  nicht  der  geringste  Zweifel  be- 
stehen. Bismarck  würde  heute  Unitarier  sein  und  der  Freiherr  vom 
Stein  erst  recht.  Würde  es  keine  Schwächung  des  Reiches  bedeuten, 
wenn  etwa  Bayern  und  Sachsen  Gesandtschaften  in  Paris  und  in  Prag 
und  in  Warschau  unterhielten?  Je  einheitlicher  eine  Nation  ist,  desto 
mächtiger  steht  sie  in  der  Welt  da.  Und  wenn  der  Zusammenbruch 
der  alten  Verfassungen  uns  noch  so  viele  Nachteile  gebracht  hätte, 
den  einen  Vorteil  hat  er  uns  sicherlich  gebracht:  die  Zusammen- 
fassung aller  Deutschen  in  Einen  Staat  ist  nunmehr  straffer 
geworden;  man  könnte  auch  sagen  „fascistischer".  Welche  Gefahren 
mit  der  Selbständigkeit  der  Länder  verbunden  sind,  haben  wir  ja  im 
Jahre  1923  gesehen.  In  Sachsen  und  in  Thüringen  war  die  äußerste 
Linke  ans  Ruder  gekommen.  Wenn  die  Reichsverfassung  nicht  ge- 
wesen wäre,  hätten  es  die  Roten  in  der  Hand  gehabt,  im  Herzen 
Deutschlands  einen  Herd  für  den  Bolschewismus  zu  errichten  und 
den  Sozialismus  von  Amts  wegen  einzuführen.  Wer  für  die  volle 
Steuerautonomie  der  Länder  eintritt,  läßt  das  Bürgertum  derjenigen 
Länder  im  Stich,  die  wegen  der  Zusammensetzung  ihrer  Bevölke- 
rungen damit  rechnen  müssen,  auch  einmal  eine  rote  Regierung  zu 
bekommen.  Das  sächsische  Bürgertum  sollte  Erzberger  ein  Denk- 
mal errichten!  Trotz  alledem  haben  die  Deutschnationalen  das 
Panier  des  „Föderalismus"  entfaltet? 

Der  Grund,  warum  sie  dies  getan  haben,  liegt  auf  der  flachen 
Hand.  Sie  wollen  die  bayrische  Volkspartei  für  die  Reaktion 
gewinnen.  Der  Führer  der  demokratischen  Partei,  Reichsminister 
a.  D.  Koch,  hat  sich  das  Verdienst  erworben,  in  einer  Rede,  die  er  am 
22.  Februar  1926  in  München  gegen  den  bayrischen  Föderalismus 
gehalten  hat,  zu  verraten,  daß  Bayern  einmal  in  einer  Verfassungs- 
denkschrift an  die  Reichsregierung  das  Verlangen  gestellt  hat,  daß 
bayrische  Heereskontingente  erst  dann  ausrücken  dürfen,  wenn  die 
bayrische  Regierung  ihre  Zustimmung  gegeben  hat.  Wir  würden  uns 
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weigern,  dieser  Mitteilung  Glauben  zu  schenken,  wenn  wir  es  nicht  am 
22.  Oktober  1923  erlebt  hätten,  daß  die  bayrische  Regierung  die 
siebente  (bayrische)  Division  der  Reichswehr  auf  Bayern  verpflichtete 
und  ihren  Kommandeur,  den  Generalleutnant  von  Lossow,  verleitete, 
dem  Oberbefehlshaber  der  Reichswehr,  dem  Generalobersten 
von  Seeckt,  den  Gehorsam  zu  verweigern.  Das  war  offener  Reichs- 
verrat. Wie  zweideutig  ist  auch  die  Haltung,  die  die  bayrische  Regie- 
rung Held  in  der  Königsfrage  einnimmt!  Das  wäre  aber  ein  Rück- 
schritt, nicht  nur  hinter  die  Verfassung  des  deutschen  Reiches  vom 
16.  April  1871,  sondern  auch  hinter  diejenige  des  alten  deutschen 
Bundes,  ja  sogar  hinter  den  Westfälischen  Frieden.  Unter  dem 
deutschen  Bunde  bestand  das  Heer  zwar  aus  den  Kontingenten  der 
alten  Staaten,  und  erhielt  einen  Oberbefehlshaber  nur  im  Kriege,  aber 
selbst  die  Kontingente  des  Bundesheeres  mußten  ausrücken,  wenn  es 
die  Bundesversammlung  beschloß.  Dasselbe  mußten  nach  der  Ver- 
fassung, die  sich  Deutschland  im  Westfälischen  Frieden  gegeben  hatte, 
die  Kontingente  der  Reichsstände  tun,  wenn  der  Reichstag  den  Reichs- 
krieg erklärte,  unbeschadet  des  Rechtes  der  Reichsstände  zur  selb- 
ständigen Kriegführung.     Ohne  Reichsheer  kein  Reich! 

Daß  die  „deutschnationale"  Partei  zu  einer  derartigen 
Schwächung  der  Reichsgewalt  ihre  Zustimmung  nicht  erteilen  würde, 
sobald  Bayern  aus  seinem  Wunsche  Ernst  machte,  darf  man  zu  ihrer 
Ehre  wohl  annehmen.  Aber  daß  ihr  die  Reaktion  mehr  am  Herzen 
liegt  als  die  Einheit  des  Reiches,  hat  sie  bereits  damals  im  Oktober 
1923  bewiesen,  als  sie  in  Wort  und  Schrift  für  Bayern  und  gegen  das 
Reich  Partei  nahm.  Die  Führer  der  deutschnationalen  Partei  sind 
gewiß  bessere  Politiker  als  der  General  Ludendorff;  aber  in  einem 
Punkte  ist  ihnen  dieser  über.  Ludendorff  hat  die  „weiß-blaue"  Gefahr, 
die  er  ja  aus  der  Nähe  kennen  gelernt  hatte,  immer  energisch  be- 
kämpft, obgleich  er  sich  dadurch  in  Bayern  unmöglich  machen  und 
seiner  Bewegung  den  Boden  unter  den  Füßen  wegziehen  mußte.  Oder 
ist  in  Erich  Ludendorff  nur  das  deutsche  Nationalgefühl  stärker  ent- 
wickelt als  in  dem  Grafen  Westarp  und  seinen  Freunden?  Uebrigens 
steht  es  noch  gar  nicht  fest,  daß  sich  die  herrschende  Partei  Bayerns, 
die  bayerische  Volkspartei,  durch  Entgegenkommen  gegen  weiß-blaue 
Wünsche  für  die  Reaktion  gewinnen  lassen  würde. 

Bismarck  hätte  das  deutsche  Reich  nicht  errichten  können,  ja  er 
wäre  nicht  einmal  auf  den  Gedanken  gekommen,  es  zu  tun,  wenn 
nicht  seit  dem  Freiheitskriege  die  Einigung  der  deutschen  Stämme 
von  der  öffentlichen  Meinung,  von  Jahrzehnt  zu  Jahrzehnt  immer 
dringender,   gefordert   worden   wäre.    Die  Männer   aber,   die   diese 
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Forderung  erhoben  haben,  waren  Liberale  und  verlangten  mit  der- 
selben Energie  und  Wärme  eine  freiheitliche  Ausgestaltung  des 
deutschen  Verfassungslebens.  Die  Nationalen  waren  auch  liberal,  und 
die  Liberalen  waren  auch  national  schwarz-rot-gold!  Der  Sänger 
des  Liedes:  Was  ist  des  Deutschen  Vaterland,  Ernst  Moritz  Arndt, 
ist  so  liberal  gewesen,  daß  er  sogar  am  10.  November  1820  wegen 
demagogischer  Umtriebe  vom  Amte  suspendiert  und  erst  im  Jahre 
1840  durch  Friedrich  Wilhelm  IV.  wieder  eingesetzt  wurde.  Ein 
waschechter  Demokrat!  Die  Burschenschaften  stritten  und  litten 
nicht  nur  für  die  Einheit,  sondern  auch  für  die  Freiheit  der  Nation. 
Dieselben  Männer,  die  in  der  Frankfurter  Nationalversammlung  die 
„Grundrechte"  festgelegt  haben,  boten  dem  König  von  Preußen  den 
deutschen  Kaiserthron  an.  Am  16.  September  1859  trat  der 
Nationalverein  ins  Leben.  Sein  Präsident  war  Rudolf 
von  Bennigsen.  Der  Nationalverein  wollte  sein  „eine  nationale  Partei 
zum  Zweck  der  Einigung  und  freiheitlichen  Entwicklung  des  großen 
Vaterlandes".  Der  Mann,  der  sich  im  Hauptquartier  zu  Versailles  am 
wärmsten  für  Kaiser  und  Reich  eingesetzt  hat,  war  der  freisinnige 
preußische  Kronprinz,  der  nachmalige  Kaiser  Friedrich.  Heute  ist  es 
die  vielverleumdete  und  verlästerte  demokratische  Partei,  die  die 
Führung  in  dem  Kampfe  gegen  den  Partikularismus  übernommen 
hat,  während  ihn  die  „deutschnationale"  päppelt. 

Einigkeit  und  Recht  und  Freiheit 

Für  das  deutsche  Vaterland! 

Danach  laßt  uns  alle  streben, 

Brüderlich,  mit  Herz  und  Hand. 

Einigkeit  und  Recht  und  Freiheit 

Sind  des  Glückes  Unterpfand: 

Blüh*  im  Glänze  dieses  Glückes, 

Blühe,  deutsches  Vaterland. 

Hoffmann  von  Fallersieben. 

Ob  unsere  deutschnationale  Jugend  diese  dritte  Strophe  auch  mit- 
singt, wenn  sie  ihr  „Deutschland,  Deutschland  über  alles"  anstimmt? 
Der  Dichter,  der  dies  Lied  erdacht,  war  jedenfalls  ein  radikaler  Frei- 
heitsmann und  wurde  wegen  seiner  „unpolitischen  Lieder"  im  Jahre 
1842  durch  königliches  Dekret  seiner  Professur  in  Breslau  ohne 
Pension  enthoben. 

Die  Reaktion    ist    immer    im  Bunde    mit    dem  Partikularismus 
gewesen.    Als  sich  Preußen  am  29.  November  1850  in  dem  berüch- 
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tigten  Vertrag  von  Olmütz  Oesterreich  unterwarf  und  seine  Bundes- 
reformpläne  aufgab,  jubelte  Ludwig  von  Gerlach,  der  Rundschauer 
der  „Kreuzzeitung":  „Wie  sehr  ist  Preußens  Macht  und  sein  Ansehen 
gestiegen  in  diesen  wenigen  Tagen  durch  und  seit  Olmütz"  (N.  Pr. 
Ztg.  vom  1.  XII.  1850).  Denn  mit  der  nationalen  Bewegung  war  auch 
die  liberale  Bewegung  zusammengebrochen.  So  darf  sich  denn  auch 
niemand  darüber  wundern,  daß  der  heutige  Rundschauer  der  „Kreuz- 
zeitung", Graf  Westarp,  mit  demselben  Federzug  für  die  Beseitigung 
der  Demokratie  und  die  Stärkung  des  Föderalismus  alias  Partiku- 
larismus eintritt  (N.  Pr.  Ztg.  vom  20.  II.  1926).  Dennoch  ist  der  histo- 
rische Moment,  in  dem  die  beiden  konservativen  Politiker  das  Inter- 
esse des  Reiches  ihren  parteipolitischen  Interessen  unterordneten, 
sehr  verschieden.  Zwar  wollen  beide  die  Folgen  einer  Revolution 
wieder  beseitigen.  Aber  die  Karte,  auf  die  Ludwig  von  Gerlach  setzt, 
ist  das  preußische  Königtum  von  Gottes  Gnaden,  das  seine  Kraft,  wie 
die  Zukunft  gelehrt  hat,  noch  längst  nicht  erschöpft  hatte,  während 
des  Grafen  Westarp  Weisheit  letzter  Schluß  „Zurück  zu  Bismarck" 
ist,  nachdem  die  Monarchie  definitiv  zusammengebrochen  ist. 

Daß  auf  die  Revolution  die  Reaktion  folgt,  ist  ja  eigentlich  selbst- 
verständlich. Wir  verzichten  deshalb  auch  auf  den  Ruhm,  etwas  ent- 
hüllt zu  haben.  Jede  Revolution  schießt  über  ihr  Ziel  hinaus  und  zer- 
stört Werte,  die  ersetzt  werden  müssen.  Jede  Revolution  verletzt 
erworbene  Rechte.  Sobald  sich  der  Sturm  gelegt  hat,  sammeln  die 
Verletzten  ihre  Kräfte,  um  das  Verlorene  ganz  oder  teilweise  wieder- 
zugewinnen. Daß  auf  die  Revolution  die  Reaktion  folgt,  ergibt  sich 
auch  aus  der  historischen  Analogie,  welche  nach  Spengler 
das  Mittel  ist,  lebendige  Formen  zu  verstehen.  Die  Reaktion,  die  jetzt 
eingesetzt  hat,  ist,  um  in  dem  Gedankenkreise  unseres  Geschichts- 
philosophen zu  bleiben,  „morphologisch"  begründet;  sie  konnte  gar 
nicht  ausbleiben.  Wir  haben  uns  nur  klar  zu  machen,  auf  welcher 
„Stufe"  wir  jetzt  stehen,  um  die  Zeichen  der  Zeit  zu  verstehen. 

Wenn  wir  an  „Reaktion"  denken,  so  steht  die  Zeit  von  1850  bis 
1858,  also  die  Periode  nach  dem  Einrücken  Wrangeis  in  Berlin  am 
10.  November  1848  (der  November  spielt  ja  in  der  Geschichte  der 
Revolutionen  eine  große  Rolle),  bis  zur  Regentschaft  des  Prinzen 
Wilhelm,  des  nachmaligen  Königs  und  Kaisers,  von  selbst  vor 
unseren  Äugen.  Am  5.  Dezember  1848  löste  Friedrich  Wilhelm  IV.  die 
Nationalversammlung  auf  und  verlieh  die  neue  Verfassung,  die  im 
wesentlichen  bis  zum  Zusammenbruch  der  preußischen  Monarchie 
in  Kraft  geblieben  ist.  Die  Nationalversammlung  war  aus  allgemeinen 
gleichen  Wahlen  hervorgegangen.    In  ihr  hatten  infolgedessen  die 
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Demokraten  die  Mehrheit  gehabt.  Damit  so  etwas  sich  nicht  wieder 
ereignen  können,  oktroyierte  die  Krone  am  30.  Mai  1849  das  Landtags- 
wahlgesetz, das  ebenfalls  bis  zum  Zusammenbruch  in  Geltung  ge- 
wesen ist.  Die  Wähler  wurden  in  jedem  Bezirke  nach  ihren  Steuer- 
leistungen in  drei  Klassen  eingeteilt,  so  daß  es  vorkommen  konnte, 
daß  in  der  ersten  Klasse  drei  Wähler  ebensoviel  Wahlrecht  hatten,  wie 
in  der  zweiten  Klasse  dreihundert  und  in  der  dritten  Klasse  dreitausend. 
Mit  dem  Klassenwahlrecht  wurde  nun  noch  das  indirekte  Wahlrecht 
verbunden.  Die  Wähler  wählten  nicht  Abgeordnete,  sondern  nur 
Wahlmänner.  Diese  Wahlmänner  aber  wählten  ihre  Abgeordneten 
in  einem  einzigen  Wahlkörper,  so  daß  die  Wahlmänner  der  ersten 
und  der  zweiten  Klasse  diejenigen  der  dritten  Klasse  jedesmal  majori- 
sieren  konnten.  Es  sind  infolgedessen  so  gut  wie  gar  keine  Sozial- 
demokraten in  den  preußischen  Landtag  gekommen.  Das  Ab- 
geordnetenhaus, das  nach  dem  neuen  Wahlgesetz  zusammentrat, 
brachte  natürlich  den  Konservativen  eine  große  Mehrheit.  Da  es 
zum  großen  Teü  aus  Landräten  bestand,  hat  man  es  die  Landrats- 
kammer  genannt.  Es  hat  also  auch  im  Jahre  1849  die  Reaktion 
mit  der  Beseitigung  des  allgemeinen  gleichen  Wahlrechts  eingesetzt. 
Die  Regierungsgewalt  in  die  Hände  eines  Diktators  zu  legen  war 
aber  damals  nicht  notwendig.  Der  König  von  Preußen  besann  sich 
einfach  wieder  auf  seine  königlichen  Rechte  und  tat  den  Schritt 
wieder  zurück,  den  er  mit  Einberufung  der  Nationalversammlung 
vorwärts  getan  hatte. 

Ueber  die  Zustände,  die  in  der  Reaktionszeit  in  Preußen  ge- 
herrscht haben,  berichtet  Kaufmann  in  seinem  Buche  „Politische 
Geschichte  Deutschlands  im  19.  Jahrhundert".  „Das  ist  ein  trauriges 
Kapitel  in  der  preußischen  Geschichte.  Unschuldige  wurden  in 
Untersuchung  gezogen  auf  Grund  von  Denunziationen,  die  von 
Schurken  ausgingen  und  mit  nichts  als  mit  gefälschten  Dokumenten 
begründet  waren.  Die  Schurken  standen  im  Dienste  der  Polizei  und 
der  Minister,  sie  dienten  bald  als  Spione,  bald  als  Versucher  oder 
halfen  geradezu  den  Tatbestand  des  Verbrechens  herstellen.  Der 
Prozeß  Waldeck,  die  Verurteilung  des  Oberbürgermeisters  Ziegler, 
der  Prozeß  Ladendorf  und  andere  haben  damals  eine  wahre  Em- 
pörung erregt  und  sind  für  alle  Zeiten  ein  Schandfleck  für  die 
preußischen  Behörden,  die  sie  veranlaßt  und  erzwungen  oder  sich 
dazu  hergegeben  haben.  .  .  Unvergeßlich  bleibt,  wie  der  ehrliche 
Mann,  der  als  Staatsanwalt  die  Anklage  gegen  den  Obertribunalsrat 
Waldeck  begründen  sollte,  seine  Rede  damit  schloß,  daß  er  sagte, 
diese  Anklage    sei    ein  Bubenstreich,    ersonnen   von  Schurken,    um 
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einen  ehrlichen  Mann  zu  verderben.  Der  Oberbürgermeister  Ziegler 
sprach  gar  das  bittere  Wort:  „Sucht  ihr  Recht  vor  euren  Gerichts- 
höfen —  ich  gehe  zum  Kadi,  wenn  ich  die  Wahl  habe."  „Die 
Regierung  suchte  durch  die  Auswahl  der  Geschworenen,  der  Richter 
und  Staatsanwälte  die  Verurteilung  der  ihr  unbequemen  Liberalen 
herbeizuführen  oder  dadurch,  daß  sie  die  Sache  dem  ordentlichen 
Richter  entzog,  oder  indem  sie  die  Richter  zu  verlocken  oder  ein- 
zuschüchtern versuchte  . . .  Auch  das  Rezept  wurde  empfohlen  und 
befolgt,  die  Liberalen  nur  immer  anzuklagen.  Brachte  man  es  auch 
nicht  gerade  zur  Verurteilung,  so  wurden  sie  doch  durch  die  Unter- 
suchungshaft und  den  Prozeß  mürbe  gemacht.  Die  Schurken  da- 
gegen, welche  durch  Lügen  und  Verleumdungen  ehrliche  Leute  auf 
die  Anklagebank  brachten,  wurden  stets  begnadigt,  wenn  es  einmal 
gelang,  sie  zur  Bestrafung  zu  ziehen . . .  Noch  mehr  häuften  sich  die 
Gewalttätigkeiten  der  Polizei,  denn  besonders  den  untergeordneten 
Organen  der  Regierung  mußte  bei  solcher  Haltung  der  Vorgesetzten 
gegen  mißliebige  Liberale  bald  alles  erlaubt  scheinen,  und  Anklagen 
wegen  dergleichen  Mißbrauchs  durften  von  den  Staatsanwälten 
regelmäßig  nicht  erhoben  werden.  Auch  gegen  andere  Angriffe 
blieben  die  politisch  Mißliebigen  vielfach  vogelfrei." 

Dieses  Urteil  wird  durch  den  Bericht  über  die  Verfolgung  zweier 
liberaler  Männer,  Deinhardt  und  Witt,  illustriert.  „Die  gewöhnlichen 
Mittel  der  Beeinflussung  endlich,"  so  lesen  wir  weiter,  „Beförderung, 
Orden,  Gehaltserhöhung,  Verleihung  und  Entziehung  von  Kon- 
zessionen, wurden  in  gröbster  Weise  mißbraucht,  um  Anhänger  für 
die  herrschende  Gruppe  zu  werben. . ."  Den  Liberalen  aber  suchte 
man  selbst  ihre  private  Tätigkeit  zu  erschweren  oder  zu  zerstören. 
Was  in  dieser  Beziehung  der  Präsident  der  ehemaligen  Berliner 
Nationalversammlung  Viktor  von  Unruh  erlebt  hat,  sollte  man  nicht 
für  möglich  halten.  „Was  Unruh  erzählt,  verdient  unbedingten 
Glauben.  .  .  .  Hier  aber  sehen  wir  den  Minister  (von  der  Heydt) 
selbst  persönlich  diese  gesetzwidrigen  Akte  leiten,  und  das  gegen 
einen  Mann,  von  dem  man  wußte,  wie  scharfe  Waffen  er  zur  Gegen- 
wehr hatte  und  wie  große  und  bedeutende  Kreise  Anteil  an  ihm 
nahmen.  Was  wird  da  erst  von  den  untergeordneten  Organen  der 
Verwaltung  und  gegen  kleine  Leute  geschehen  sein!  So  lag  denn 
auch  die  Masse  des  Volkes  jahrelang  in  dumpfer  Erstarrung  und 
erfüllte  sich  mit  der  Vorstellung,  daß  der  Staat  eine  Anstalt  sei,  in 
der  Gewalt  vor  Recht  geht,  und  in  der  die  Gesetze  nur  da  sind,  um 
sie  im  Munde  zu  führen  und  als  Vorwand  zur  Unterdrückung  zu 
gebrauchen Die    Regierung    war    zum    Werkzeug    einer    Partei 
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herabgesunken,  die  die  Mittel  des  Staates  mißbrauchte,  um  ihren 
Haß  zu  befriedigen,  und  um  einer  bevorzugten  Klasse  die  Privilegien 
wiederzugewinnen  oder  zu  erhalten,  die  mit  den  in  der  gesamten 
Gesetzgebung  des  Staates  und  seinen  wesentlichsten  Einrichtungen 
herrschenden  Grundsätzen  nicht  zu  vereinen  waren." 

Kaufmann  erzählt  uns  noch,  daß  die  reaktionäre  Regierung  im 
Eifer  der  Verfolgung  von  1851  die  Fröbelschen  Kindergärten  verbot, 
weil  sie  den  Begründer  der  Kindergärten,  Friedrich  Fröbel,  mit  seinem 
Neffen,  dem  Republikaner  Julius  Fröbel  verwechselt  hatte,  und  daß 
der  Berliner  Polizeipräsident  von  Hinckeldey  einem  angesehenen 
Manne,  der  sich  auf  das  Gesetz  berief,  einmal  ins  Gesicht  gesagt  habe 
„wie  kann  man  jetzt  und  bei  solchen  Dingen  von  Gesetz  sprechen". 
Die  ganze  Regierung  war  von  diesem  Geist  der  Gewalt  erfüllt,  und 
in  der  Schrift  eines  hohen  richterlichen  Beamten,  die  im  Jahre  1861 
erschien,  wird  die  Summe  über  diese  Periode  mit  folgenden  trost- 
losen Worten  gezogen:  „Nach  außen  Feigheit  und  Verrat  am  deut- 
schen Vaterlande,  im  Innern  Zensur,  Gesetzlosigkeit,  Willkür;  in  der 

Religion  Heuchelei  und  Unversöhnlichkeit Die  Justiz    war   zur 

untertänigen  Dienerin  der  Polizei  herabgewürdigt."  Es  gab  natürlich 
auch  noch  gerechte  Richter  in  Preußen.  Friedrich  Harkort,  der  den 
Reaktionären  zugerufen  hatte:  „diese  Partei,  welche  die  Schlacht  bei 
Jena  verlor  und  einem  zweiten  Jena  entgegen  geht,  kennt  kein 
Vaterland,  sondern  will  nur  Knechte;  sie  ist  es,  welche  mit  Rußland 
und  Oesterreich  in  Verbindung  steht,  um  durch  die  Hilfe  des  Aus- 
landes die  alten  verrotteten  Zustände  wieder  einzuführen,  sie  ist 
klein,  allein  dem  Hofe  nahe  durch  Stellung  und  Geburt,  gefährlich 
durch  ihre  Mittel,  und  hartnäckig  in  der  Verfolgung  ihrer  Sonder- 
interessen",  wurde  in  beiden  Instanzen  freigesprochen.  Man 
traut  seinen  Augen  nicht,  wenn  man  liest,  daß  selbst  der  Prinz 
von  Preußen  überwacht  wurde,  und  zwar  bei  seiner  militärischen 
Inspektionsreise  in  Westfalen  im  Sommer  1855.  Die  Reaktion 
bediente  sich  dazu  eines  vielfach  verurteilten  Subjektes,  Emil  Linden- 
berg. Als  sein  Bericht  bekannt  wurde,  der  in  beleidigender  Form 
über  den  Prinzen  sprach,  wurde  er  von  dem  Minister  von  Gerlach 
gedeckt,  weil  er  der  königstreuen  Partei  gedient  hatte.  „In  allen 
Regimentern  hatte  die  Kreuzzeitungspartei  Spione  und  suchte  jedem 
Offizier  zu  schaden,  dessen  Ansichten  sie  nicht  vollkommen  korrekt 
fand."  Damals  hatte  es  selbst  der  preußische  Gesandte  am  Bundes- 
tag, Herr  von  Bismarck,  für  rätlich  befunden,  seine  Briefe  in  einer 
entlegenen  Gasse  Frankfurts,  in  einem  Kramladen,  wo  er  Käse  oder 
Seife  kaufte,  adressieren  zu  lassen,  damit  sie  nicht  von  der  Zensur 
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geöffnet  wurden.  Zu  den  bitteren  Früchten  jener  reaktionären 
Periode  gehörte  die  Gemeindeverfassung  vom  11.  März  1850,  durch 
die  der  Adel  wieder  in  einen  Teil  seiner  Privilegien  eingesetzt  wurde. 

Ein  Licht  leuchtete  in  der  Dunkelheit:  Der  Kladderadatsch. 
Tapfer  und  keck  bekämpfte  er  Junker  und  Polizei  und  war  eine 
Macht  für  sich.  „Eine  Macht  des  Geistes  und  der  Liebe,  die  manche 
Last  des  Vorurteils  abgewälzt  und  manches  Netz  der  Gewalt 
zerrissen  hat."  Als  im  Mai  1852  der  Kladderadatsch  eine  Satire  auf 
den  Zaren  brachte  aus  der  Feder  von  David  Kaiisch,  „da  eilte  der 
Sohn  des  mit  der  Haussuchung  beauftragten  Kriminalbeamten 
nachts  zu  dem  gefährdeten  Poeten,  weckte  ihn  mit  der  Nachricht 
aus  dem  Schlafe  und  machte  es  ihm  möglich,  gefährliche  Papiere 
und  seine  Person  in  Sicherheit  zu  bringen." 

In  den  anderen  deutschen  Ländern*  hat  die  Reaktion  zum  Teil 
noch  heftiger  gewütet  als  in  Preußen,  z.  B.  in  Kurhessen  und  Lippe. 
Wenn  man  die  Verfolgungen,  denen  damals  die  Liberalen  ausgesetzt 
waren,  oder  gar  die  Demagogenverfolgungen  nach  den  Karlsbader 
Beschlüssen  in  der  Reaktionszeit  nach  den  Freiheitskriegen  mit  der 
Duldung  vergleicht,  deren  sich  heute  die  reaktionären  Elemente  zu 
erfreuen  haben,  gelangt  man  zu  dem  befriedigenden  Ergebnis, 
daß  sich  die  politische  Moral  in  den  letzten  hundert  Jahren  in 
Deutschland  beträchtlich  gehoben  hat.  Oder  stehen  wir  wieder  ein- 
mal bloß  vor  der  Tatsache,  daß  der  Konservative  den  Liberalen, 
aber  nicht  der  Liberale  den  Konservativen  zu  verfolgen  pflegt? 

Trotzdem  hat  die  Reaktion  in  Preußen  keinen  vollständigen 
Sieg  errungen.  Friedrich  Wilhelm  IV.  widerstand  der  Versuchung, 
die  Verfassung,  die  er  beschworen  hatte,  wieder  aufzuheben.  Die 
„Charte  Waldeck",  wie  die  Verfassung  von  den  Reaktionären  spöttisch 
genannt  worden  ist,  blieb  bestehen.  Der  Triumph  der  Reaktion  hat 
auch  nicht  lange  gewährt.  Am  8.  Oktober  1858  übernahm  Prinz 
Wilhelm  die  Regentschaft,  das  Ministerium  Manteuffel  fiel  und 
wurde  durch  das  Ministerium  Hohenzollern-Schwerin  ersetzt.  Graf 
Schwerin  war  in  der  „Landratskammer"  der  Führer  der  liberalen 
Partei  gewesen.  O.  Jäger  stellt  der  Reaktionsregierung  in  seiner 
„Weltgeschichte"  das  Zeugnis  aus:  „Eine  schroffe  Parteiregierung, 
die  das  Recht  nach  Parteirücksichten  bog,  Gegner  mit  Polizeikünsten 
zum  Teil  schlimmster  Art  zu  verderben  oder  mit  brutaler 
Gewalt  einzuschüchtern  strebte,  die  kirchliche  Heuchelei  durch  ein- 
seitige Begünstigung  rechtgläubigen  und  kopfhängerischen  Ge- 
barens großzog"  und,  so  wollen  wir  noch  hinzufügen,  sich  durch 
absolute    Stagnation    in    Gesetzgebung    und    Verwaltung    auf    dem 
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Gebiete  der  Arbeiterfürsorge  kennzeichnete.  (Thun:  Industrie  am 
Niederrhein.) 

Warum  hat  die  Reaktion  in  Preußen  damals  keinen  Bürgerkrieg 
entzündet?  Die  Arbeiterbewegung  steckte  noch  in  den  Kinder- 
schuhen. Erst  der  große  wirtschaftliche  Aufschwung  der  50er  Jahre 
schuf  die  Bedingungen,  unter  denen  sie  sich  entwickeln  konnte.  Die 
sozialen  Mißstände  waren  freilich  nicht  gering;  was  den  Arbeitern 
aber  fehlte,  war  eine  Organisation.  Die  deutsche  Arbeiterschaft  war 
noch  eine  zusammengewürfelte  Masse  ohne  Heimat,  ohne  ständische 
Ordnung,  ohne  Solidaritätsgefühl.  Der  allgemeine  deutsche  Arbeiter- 
verein wurde  erst  am  23.  Mai  1863  durch  Ferdinand  Lassalle 
gegründet:  Der  Geburtstag  der  deutschen  Sozialdemokratie.  Es 
fehlten  also  in  der  Reaktionszeit  in  Deutschland  die  Arbeiterbatail- 
lone; die  den  Kampf  mit  der  bewaffneten  Macht,  die  sich  wieder  fest 
in  den  Händen  des  Königs  befand,  hätten  aufnehmen  können. 

Rudolf  von  Bennigsen  wird,  als  er  seine  warnende  Stimme 
gegen  die  „lex  Stumm"  erhob,  weniger  an  Preußen  als  an  Frank- 
reich gedacht  haben,  wohin  auch  wir  noch  einmal  unsere  Blicke 
wenden  wollen.  Als  die  französische  Nationalversammlung  — 
Frankreich  war  am  24.  Februar  1848  durch  den  Sturz  der  Monarchie 
und  die  Errichtung  der  Republik  nicht  weniger  überrascht  worden 
als  Deutschland  im  November  1918  —  die  Auflösung  der  „National- 
werkstätten" vornehmen  wollte,  stiegen  die  Arbeiter  auf  die 
Barrikade.  In  Frankreich  hatte  der  Sozialismus  bereits  durch  die 
Lehren  von  St.  Simon,  Proudhon  und  L.  Blanc  seinen  Einzug 
gehalten.  Louis  Blanc  vertrat  bereits  in  der  provisorischen  Regierung 
das  Proletariat.  In  der  berüchtigten  Junischlacht  warf  General 
Cavaillac  den  Aufstand  nieder.  Zehntausend  Arbeiter  sollen  dabei 
ihr  Leben  gelassen  haben.  Die  Reaktion  spielte  nun  ihren  letzten 
Trumpf  aus.  Das  Gesetz  vom  31.  Mai  1851  strich  aus  den  Listen 
alle  Wähler,  welche  nicht  einen  dreijährigen  Aufenthalt  an  ihrem 
Wohnsitze  nachweisen  konnten.  Damit  war  die  große  Mehrheit  der 
Arbeiter,  von  zehn  Millionen  Wählern  drei  Millionen,  des  Stimm- 
rechts, das  ihnen  eben  eingeräumt  worden  war,  wieder  beraubt.  Wir 
können  also  auch  an  diesem  Beispiele  sehen,  daß  die  Beseitigung 
des  allgemeinen  Wahlrechts  das  approbierte  Mittel  zur  Bekämpfung 
der  Sozialdemokratie  und  —  zur  Entfesselung  der  Revolution 
ist.  „Die  siegestrunkene  Majorität  frohlockte;  bald  sollte 
sie  erfahren,  daß  dies  gerühmte  , Hauptwerk  der  sozialen  Restau- 
ration' der  Anfang  des  Endes  war."  (Treitschke.)  Napoleon,  der 
Präsident  der  Republik,  warf  sich  selbst    zum  Beschützer    des    all- 
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gemeinen  Stimmrechts  auf.  Am  4.  November  richtete  er  an  die 
Versammlung  eine  Botschaft:  „Habt  ihr  weniger  Vertrauen  als  wir 
zu  dem  Ausdruck  des  Volkswillens?  Das  allgemeine  Stimmrecht 
wiederherstellen,  heißt  dem  Bürgerkriege  seine  Fahne,  der  Oppo- 
sition ihren  letzten  Grund  nehmen."  Als  die  Nationalversammlung 
sich  weigerte  ihren  Beschluß  zu  widerrufen,  löste  sie  Napoleon  auf 
und  beging  seinen  Staatsstreich.  Die  Arbeiter  der  Hauptstadt  hatte 
er  auf  seiner  Seite,  „sie  wollten  den  Mördern  des  allgemeinen  Stimm- 
rechts nicht  noch  Waffen  leihen."  Der  Staatsstreich  vom  2.  Dezember 
1851  beraubte  das  französische  Volk,  die  Arbeiter  und  die  Bürger, 
der  politischen  Freiheit.  Die  neue  Verfassung  war  nur  dem  Namen 
nach  eine  Verfassung,  denn  die  parlamentarischen  Körperschaften 
waren  zur  Ohnmacht  verurteilt  worden.  „Der  Parlamentarismus, 
der  während  eines  Menschenalters  den  geistigen  Adel  des  Landes 
erregt  und  beschäftigt  hatte,  verschwand  an  einem  Tage  spurlos,  wie 
von  der  Erde  eingeschluckt."  Wenn  sich  die  französischen  Arbeiter 
mit  dem  Uebergang  der  Republik  zu  einer  fast  absoluten  Monarchie 
abfanden,  so  hatte  das  eben  seinen  Grund  darin,  daß  der  neue 
Monarch,  wie  einst  Julius  Cäsar,  als  der  Vollstrecker  der  Demokratie 
gegen  die  Reaktion,  als  der  homme  peuple,  erschien.  Würde  unsern 
Arbeitern  der  nationale  Diktator  in  demselben  Lichte  erscheinen? 
Und  in  der  Tat  hat  dem  Kaiser  Napoleon  III.  auch  in  der  Folgezeit 
nichts  mehr  am  Herzen  gelegen,  als  das  Los  des  vierten  Standes. 
„Ich  will,"  sagte  er  einst,  „Religion,  die  Sittlichkeit,  den  Wohlstand 
jenem  noch  so  zahlreichen  Teil  der  Bevölkerung  erobern,  der  kaum 
den  Namen  Christi  kennt,  kaum  die  notwendigen  Lebensbedürfnisse 
befriedigen  kann."  Neben  vielen  hastigen  und  unreifen  Experi- 
menten hat  der  „monarchische  Sozialismus"  Napoleons  III.  nach 
Treitschkes  Urteil  auch  manche  Werke  von  dauerhaftem  Segen 
geschaffen.  Napoleon  III.  hat  mit  eigener  Hand  Modelle  für  Arbeiter- 
häuser entworfen.  „Hier  in  der  Tat  ist  eine  soziale  Reform,  die  in 
die  Tiefe  gräbt."  Durch  ein  Gesetz  vom  25.  Mai  1864  wurde  den 
Arbeitergenossenschaften  die  volle  Freiheit,  auch  das  Recht  der 
Arbeitseinstellung,  gewährt.  Die  französischen  Arbeiter  hatten  also 
allen  Grund,  dem  Absolutismus  Napoleon  Bonapartes  den  Vorzug 
vor  der  Herrschaft  der  französischen  Bourgeoisie  zu  geben.  Trotz- 
dem hat  Napoleon  III.  immer  mit  einer  Erhebung  der  Arbeiter 
gerechnet,  sonst  hätte  er  seine  Kartätschenstraßen  nicht  angelegt. 
So  folgte  in  Frankreich  auf  die  Entrechtung  der  Arbeiter  durch  das 
reaktionäre  Wahlgesetz  vom  31.  Mai  1851  der  Absolutismus,  die  Ver- 
nichtung der  Freiheit.   Ein  ehrgeiziger  Staatsmann,  den  der  Nimbus 
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seines  großen  Oheims  umstrahlte,  bemächtigte  sich  unter  geschickter 
Ausnutzung  der  Konjunktur  der  Staatsgewalt. 

Welche  Zustände  in  Frankreich  unter  dem  Bonapartismus  ge- 
herrscht haben,  wissen  wir.  „Der  Staatsstreich  war  ein  Segen  lür 
Handel  und  Wandel,  er  traf  niemanden  schwerer  als  die  geistigen 
Häupter  der  Nation,  die  Männer  des  Gedankens. . ." 

Daß  die  Führer  der  deutschen  Yolkspartei,  alte  Nationalliberale, 
dem  Diktator  die  Steigbügel  halten  wollen,  ist  schmerzlich.  Es  fehlt 
ihnen  eben  die  liberale  Tradition,  der  Kompaß,  der  den  italienischen 
Staatsmännern  Giolitti,  Salandra  und  Orlando  am  Ende  doch  den 
rechten  Weg  gewiesen  hat,  „die  heilige  Tradition  des  liberalen  Risor- 
gimento".  Es  fehlt  ihnen  ja  auch  der  Name  einer  liberalen  Partei. 
Lloyd  George  glaubte  nach  seiner  bereits  zitierten  Rede  im  national- 
liberalen Club  in  London  im  Januar  1925,  daß  „die  langsame  aber 
sichere  Erholung  Deutschlands  zurückzuführen  sei  auf  den  Einfluß 
des  deutschen  Liberalismus,  der  ruhig  und  entschlossen  für  die 
Freiheit,  den  Fortschritt  und  den  Frieden  eingetreten  sei."  Die 
deutsche  Volkspartei  hat  den  englischen  Staatsmann  durch  ihre 
Schwenkung  zur  Reaktion  Lügen  gestraft.  Gibt  es,  beiläufig  gefragt, 
in  England  einen  verantwortlichen  Staatsmann  oder  auch  nur  einen 
politischen  Schriftsteller,  der  die  Beseitigung  des  allgemeinen 
gleichen  und  geheimen  Unterhauswahlrechts  empfiehlt?  Glückliches 
Land,  in  dem  das  Gespenst  der  Reaktion  nicht  umgeht!  Wir 
Deutschen  sind  ja  freilich  geneigt  zu  glauben,  daß  die  anderen 
Länder  von  den  Schmerzen  verschont  geblieben  seien,  unter  denen 
wir  zu  leiden  haben;  als  ob  die  moderne  Arbeiterbewegung  nicht  ein 
Problem  wäre,  das  heute  die  ganze  Welt  in  Atem  hält.  Die  Führer 
der  deutschen  Yolkspartei  gründen  nationale  Clubs  statt  liberale 
und  entschlagen  sich  der  Verantwortung,  die  sie  nicht  nur  für  den 
deutschen  Liberalismus,  sondern  auch  für  den  Weltliberalismus 
tragen.  Sie  haben  den  politischen  Maßstab  verloren  und  messen 
die  Parteien  nur  nach  der  Stärke  ihres  Patriotismus  oder  genauer 
gesagt  ihres  nationalen  Hasses. 

Unter  den  Trümmern,  die  der  verlorene  Krieg  und  die  Revolution 
bei  uns  zurückgelassen  haben,  liegen  auch  die  politischen  Ideen 
begraben;  ein  Zusammenbruch,  dessen  verhängnisvolle  Folgen  sich 
bereits  ankündigen.  Der  Mensch  lebt  nicht  vom  Brote  allein.  So 
kann  auch  eine  große  Nation  wie  die  deutsche  nicht  bloß  von 
Patriotismus  leben.  Sie  braucht  den  Kampf  der  Geister,  „der  dem 
gebildeten  Manne  das  Brot  des  Lebens  ist",  wie  Treitschke  gesagt 
hat,  sonst  muß  das  öffentliche  Leben  verdorren  und  eine  Beute  der 
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formlosen  Gewalt  werden.  Deutschland  hat  sich  ein  Armutszeugnis 
ausgestellt,  als  es  seine  Regierung  einem  Manne  anvertraute,  der 
keiner  politischen  Partei  angehörte.  Die  Regierung  der  Fachmänner 
ist  der  Anfang  vom  Ende  der  Politik.  Die  Führer  des  deutschen 
Liberalismus  haben  es  bereits  vor  einem  Menschenalter  beklagt,  daß 
die  Interessenpolitik  anfing  die  politischen  Ideen  zu  verdrängen. 
Auf  dem  gefegten  Boden  unseres  öffentlichen  Lebens  sollen  künftig 
die  wirtschaftlichen  Belange  herrschen,  um  in  der  Sprache  der  All- 
deutschen zu  reden,  und  die  Gefühle.  Wann  wird  der  „Meister  der 
Tatsachen"  auf  der  Bildfiäche  erscheinen,  wie  Alexander  der  Große 
auf  dem  Wandgemälde  in  der  Aula  in  der  Universität  Leipzig  von 
Max  Klinger,  ein  häßlicher  Knirps  in  Panzer  und  Helm,  unter  den 
griechischen  Philosophen,  während  Homer  noch  mit  ausgestreckten 
Armen,  dem  Macedonen  den  Rücken  kehrend,  zu  den  lauschenden 
Männern  und  Jünglingen  redet? 

Vor  den  Augen  der  Männer,  die  unsere  Verfassung  beseitigen 
wollen,  oder  doch  einzelner  von  ihnen  —  denn  sie  sind  ja  eine  viel- 
köpfige Gesellschaft  —  steht  aber  vielleicht  ein  ganz  anderes  Bild,  als 
dasjenige,  das  wir  uns  gemacht  haben:  auf  der  stolzen  Heerstraße  von 
Berlin  nach  dem  Lager  von  Döberitz,  die  Wilhelm  IL  errichtet  hat, 
zieht  nicht  ein  Truppenbefehlshaber  mit  seiner  Brigade  in  die  Reichs- 
hauptstadt ein,  um  die  Macht  zu  erobern,  wie  es  am  13.  März  1920 
geschehen  ist,  sondern  der  vertriebene  Kaiser  selbst  an  der  Spitze 
der  deutschen  Wehrmacht  und  gefolgt  von  Hunderttausenden 
deutscher  Männer  aus  den  Vaterländischen  Verbänden.  Hat  sich 
die  Frage,  die  wir  in  dieser  Schrift  aufgeworfen  haben,  für  die 
Männer,  die  sich  von  dieser  Vision  beglücken  lassen,  nicht  von 
selbst  erledigt? 

Auch  Wilhelm  IL  oder  sein  Sohn,  der  Kronprinz,  müßte,  wenn  es 
ihm  mit  Gewalt  gelingen  sollte,  den  Thron  seiner  Väter  wieder  zu 
besteigen,  für  unabsehbare  Zeit  diktatorisch  regieren,  mit  dem 
Belagerungszustand,  wie  Cäsar,  Cromwell,  die  beiden  Bonapartes. 
Denn  wenn  er  dem  Volke  auch  nur  die  Freiheit  lassen  würde, 
die  es  vor  dem  Kriege  besessen  hat,  würden  sie  die  Arbeiter 
gebrauchen,  um  seine  Herrschaft  wieder  zu  stürzen.  Statt  des 
ungekrönten  Diktators  hätte  Deutschland  also  einen  gekrönten 
bekommen. 
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